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V O R W O R T 
Die vorliegende Arbeit über eine bloß vierjährige Regierungs-
periode in einem kleinen Lande handelt nur vom dortigen Ver-
hältnis zwischen Kirche und Staat. D a ß ein Niederländer sich zu 
dieser Darstellung deutscher Lokalgeschichte berufen fühlte, mag 
oberflächlich gesehen etwas Befremdung erregen. Der Verfasser 
verschuldet dem Leser denn auch in mancherlei Hinsicht eine 
Verantwortung. 
Ausgangspunkt sei die Tatsache, daß Erbprinz Wilhelm 
Friedrich von Oranien, von 1 802 bis 1 8 0 6 Fürst zu Fulda, seit 
1813 siebenundzwanzig Jahre lang Träger der Souveränität in 
den Niederlanden war. Seine Auseinandersetzungen mit den 
katholischen Untertanen dort haben in der Literatur schon aus-
führliche Beachtung gefunden. Dabei hat man immer wieder 
seine Fuldaer Vergangenheit für das autoritäre Benehmen, voller 
Einmischungssucht den Katholiken gegenüber, verantwortlich 
gemacht. Ursprünglich schwebte uns als wissenschaftliches Ziel 
vor, nach einer eingehenden Untersuchung der Fuldaer Re-
gierungstätigkeit des Fürsten, die mehr oder weniger verwandten 
niederländischen Probleme zu erörtern, um dann in einem ver-
gleichenden Urteil die in der Literatur lancierten Behauptungen 
auf ihren Wahrheitscharakter zu prüfen. Dieses würde aber — 
wenn wir wenigstens zwei gleichwertige Größen mit einander 
vergleichen wollten — eine ebenso erschöpfende Archiv-
forschung in den Akten für die niederländische als für die 
Fuldaer Regierungsperiode fordern. Damit allein schon wäre das 
Maß einer Dissertation weit überschritten. Außerdem hätte die 
Arbeit dann etwas Gezwungenes gehabt, denn nicht nur wären 
zwei räumlich und zeitlich auseinanderliegende Abschnitte der 
Geschichte in einem Buch erfaßt worden, sondern wir wären auch 
nur allzu schnell zu leichtfertigen Vergleichen verleitet worden. 
Es stellte sich nämlich schon bald heraus, daß die Kirchen-
politik der oranischen Regierung im Fuldischen und die in den 
Niederlanden sich dermaßen unter grundverschiedenen Um-
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ständen gestalteten, daß wir nur unter der Gefahr unzuläßlicher 
Schlußfolgerungen die Tatsachen gleichmäßig gegen einander 
abwiegen könnten. Dort regierten die politischen Machthaber 
unter der Rechtskraft des Westfälischen Friedens von 1 6 4 8 und 
des Reichsdeputationsschlusses von 1 8 0 3 . Hier mußten sie inner-
halb der ziemlich vagen Umschreibungen der Konstitution 
kirchenpolitisch vorgehen. In Fulda verfügte der Erbprinz über 
Mitarbeiter, die im Geiste des deutschen Staatskirchentums ge-
schult worden waren, und die er nach seinem Abzug alle in 
Deutschland zurückgelassen hat. In den Niederlanden dagegen 
waren es ganz andere, teils in der napoleonischen Schule auf-
gewachsene Minister, welche die königliche Kirchenpolitik be-
stimmten. Letzterer Umstand wiegt um so schwerer, da wir das 
Urteil eines Teils der niederländischen Literatur über Wilhelms 
Unschlüssigkeit und Unselbständigkeit in kirchlichen Angelegen-
heiten bei unseren Untersuchungen auch für seine Fuldaer Zeit 
bestätigt gefunden haben. Ganz verschiedene Regierungsmit-
glieder haben also eine Politik geprägt, die in beiden Fällen 
unter dem Wappen Oraniens in der Geschichte erscheint. 
Als uns durch den heutigen bischöflichen Sekretär des Fuldaer 
Bischofs das Angebot zuging, eine Darstellung über die Kirchen-
politik des Oraniers in einer bestehenden Serie über die Ge-
schichte der Abtei und Diözese Fuldas herauszugeben, war unser 
Beschluß bald gefaßt. Auch ein Teil des zu Anfang gesteckten 
Ziels sollte uns genügen. Die Arbeit könnte dadurch nur an 
Einheitlichkeit und erschöpfender Behandlung gewinnen und 
trotz der Einschränkung wissenschaftliche Ergebnisse zeitigen. 
Es schien uns erstens für einen Historiker lohnend, das ewige 
Thema des Verhältnisses zwischen Kirche und Staat — Ranke 
hat einmal treffend festgestellt, die Geschichte sei die Geschichte 
des Verhältnisses von Kirche und Staat — an einer vierjährigen 
Regierungsperiode im kleinen Fulda zu erörtern. Die Hoffnung, 
dabei die zeitlichen und räumlichen Schranken zu überschreiten 
und somit nicht ausschließlich einen Beitrag lokalen Wertes zu 
liefern, kam uns außerdem nicht allzu eitel vor. Zeigen uns doch 
die Jahre 1 802 bis 1 8 0 6 in Fulda durch die Säkularisation den 
jähen Umwandlungsprozeß eines mittelalterlich anmutenden 
Staates in einen neutralisierten, der nur eine Zwischenstufe nach 
dem heutigen Paritätsstaat bildete. Die noch immer aktuellen 
Probleme von der Staatsbefugnis in religiosis, von der Unter-
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haltungspflicht des Staates, von dem Verhältnis zur Kurie, von 
der Stellungnahme zu den gesellschaftlichen Folgerungen des 
Glaubens, von dem Verhältnis zwischen den Konfessionen und 
von der Toleranz, von den freien Konfessionsschulen oder 
Staatsschulen, sie alle werfen sich auf und fragen die Aufmerk-
samkeit des Lesers dieser Arbeit. 
Für den niederländischen Leser will das Buch vor allem einen 
ehrlichen Beitrag zu der Geschichte seines geliebten und ver-
ehrten Königshauses bringen. D a ß er ab und zu Übereinstim-
mung mit Ereignissen zu sehen glaubt, die ihm aus der vater-
ländischen Geschichte des vorigen Jahrhunderts bekannt sind, 
mag nicht wundernehmen. Gerne überlassen wir anderen, mit 
unserer Arbeit in der Hand das post und propter in der Art der 
beiden kirchenpolitischen Systeme des Fürsten von einander zu 
unterscheiden. So weit wir uns zu einem Urteil befugt halten, 
glauben wir sagen zu dürfen, daß die Fuldaer Regierung des 
Erbprinzen Wilhelm Friedrich eine Einstellung und ein Interesse 
verraten, die wir in der Kirchenpolitik des späteren Königs Wil-
lem I. unleugbar zurückfinden. Hoffentlich wird unsere Arbeit 
in dieser Sicht nicht nur einen Beitrag zu der Geschichtschreibung 
Fuldas, sondern auch in weiterem Zusammenhang zu der unseres 
Vaterlandes liefern. 
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I. Staatsarchiv Marburg. 
Die Akten in diesem Archiv bilden den Hauptbestandteil des zu dieser 
Arbeit benutzten Archivmaterials. Ea sind die Unterlagen der oraniechen 
Regierung in Fulda, die ΙΘ74 von Fulda nach einem hessischen Zentral­
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denen auch das umfangreiche Material über das Schulwesen, beziehen 
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97 O r a n i e n - N a s s a u : 
a. Zivilkabinett. Die Faszikel: 4 ff, 12, 13, 33 . 41 . 47, 63, 72. 73. 
b. Geheimer Rat. Die Faszikel: 6 ff. 21, 24, 37, 52, 86, 109, 111, 
113, 117, 122, 129, 138, 161, 193, 211, 219, 220, 229, 235. 
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c. Regierung. Die Faszikel: 69, 211, 260. 263, 300, 443. 475. 625, 
626a, 632, 650. 690. 959і/з. 
e. Oberfinanzkollegium. Die Faszikel: K A 8 : 183, 184, 199, 400, 
511, 539; K A 1 2 : 38. 4 4 ; 764. 899, 951, 953, 954a, 95942, 
961, 962, 967, 975, 1072, I 108, 1802. 1935, 2035. 2105. 2182. 
i. Konsistorium. Die Faszikel: II I, 1 1, 1 2, 1 3, 20, 28, 33, 34, 37. 
IV 1,3, 7. 
CIV IVs. 
XI 1, 2 0 . 2 2 . 
Х Ш 7, 8, 14, 22, 27, 34, 67. 68, 70, 
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XXXI 
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XXXVI 1,2,8, 9. 
XXXVII 1. 
XXXVIII 5, 8. 
XXXIX 2. 
98 G r o ß h e r z o g t u m F r a n k f u r t : 
с Präfektur 326. 
100 K u r h e s s i s c h e R e g i e r u n g F u l d a : 
Pfarr- und Kirchensachen: 1904, 1914, 2023. 
Schulsachen: 2559. 
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II. Bischöfliche Repositur Fulda. 
Die dortigen Aktenstücke sind die übriggebliebenen Teile des fürstbischöf-
lichen Vikariats in oranischer Zeit und befinden sich im heutigen General' 
vikariat. Sie tragen zu der Einsicht in die rein kirchlichen Verhältnisse 
des neusäkularisierten Bistums bei. 
A. G e n e r a l - R e p o s i t u r : В 3, В 6, С 2, С 4, Dotation 7, F(asten) 
1 und 2, F 3, F 9, F 10, G la, G 6, G 18, К 9, L 5, M 2, Pfarrbücher 
I und 2, S 3 , S 7a, Τ 5, W 2 , W 3. 
Anhang 1: 3, За, 4, β und 14: Bischöfliches Clericalseminar zu 
Fulda. 
35 und 36: Besetzung der Pfarreien und Installation der 
Pfarrer. 
Fulda, Domkirche 3, 15, 22, 27, 39. 
Gymnasium zu Fulda I und 2. 
Schullehrer-Seminar zu Fulda I. 
Franziskaner-Kloster Frauenberg bei Fulda 29, 31. 
Benedictinernonnenkonvent zu Fulda 2, 13. 
Englisches Fräulein-Institut zu Fulda 5. 
Bistumsakten 6, 21/22, 23, 24, 43, 46, 76, 76. 
B. P f a r r - R e p o s i t u r : Blankenau, Bremen, Burghaun, Floren-
berg, Johannisberg, Kirchhasel. 
Weiter der Stadt Fulda: Dompfarrei, Garnisonspfarrei, Pfarrei zum 
Hl. Geist, Severikirche, Stadtpfarrei und Allgemein. 
C. N a c h l a ß R i c h t e r . Dies sind die ungeordneten Akten des 
früheren Herausgebers der Quellen und Abhandlungen zur Ge-
schichte der Abtei und Diözese Fulda. 
III. Priesterseminar Fulda. Vereinzelte Stücke. Das Archiv ist 
nicht geordnet. 
IV. Stadtarchiv Fulda. Vereinzelte Stücke. 
V. Koninklijk Huisarchief Den Haag. 
Dieses Archiv des niederländischen Königshauses, zu dem Ihre Majestät 
Königin Juliana dem Verfasser dieser Arbeit gefälligst den Zugang ge-
währte, verschaffte aufschlußreiches Material für die Hintergründe der 
oranischen Verwaltung. Johanna W. A. Naber in ihrer Correspondentie van 
de ¡tadhouderlijlie familie 1777-1820 war bei ihrer Auswahl zu subjektiv, so 
daß die Privatkorrespondenz der statthalterlichen Familie nochmals ganz 
für diese Arbeit durchgesehen werden mußte. Weiter boten besonders die 
Akten „die Vorträge des Herrn Geheimen Conferenz Raths von Arnoldi 
betr." und die kurz gefaßten Protokolle des Geheimen Rates und der 
Geheimen Conferenz Commission (Inventaris 36 Fulda 32 ff.) eine will-
kommene Ergänzung des Marburger Materials. 
I n v e n t a r i s 1Θ v a n P r i n s W i l l e m V 
154, 155, 156, 157 (Nach der neulich vorgenommenen Neukatalogi­
sierung Inventar A 31). 
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4 0 0 B en 400 С (Neu: А 32, Inventar der Prinzessin Wilhelmine, 
seiner Gattin). 
490, 491, 493 (Neu: А 33, Inventar der Prinzessin Luise, seiner 
Tochter). 
I n v e n t a r i s 191 v a n K o n i n g W i l l e m I (Neu: А 35) 
Villa 19-23, 3Θ-42, 72-76; VHIb Θ9; Ville А 17; XIV 5 und 6; XV 
I ff., 7, 8, 9. I I . 12, 17. 
IV (Neu: А 36, Inventar der Königin Wilhelmine, seiner Gattin) 2 
und 5. 
I n v e n t a r i s 32 N a s s a u (Neu: С 21) 30. 
I n v e n t a r i s 34 V o r s t e n d o m N a s s a u sinds ± 1 8 0 1 (Neu: С 22) 
9 und 25. 
I n v e n t a r i s 36 F u l d a (Neu: С 31) 32, 32Ыв, 33, 34, 43, 44, 48, 
50, 61, 62, 63, 64, 66, 67. 
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XXIV 
KAPITEL 1 
DAS FÜRSTENTUM FULDA UNTER 
ORANISCHER REGIERUNG 
I. Die Säkularisation und der Regierungswechsel 
im Jahre 1802 
Als am 22. Oktober 1802 morgens um 10 Uhr preußische 
Truppen in die Stadt Fulda einrückten und sich beim fürst-
bischöflichen Schloß aufstellten, hatte die Säkularisation eines 
der ältesten geistlichen Gebiete Deutschlands begonnen. Damit 
fiel das Hochstift Fulda wie die anderen geistlichen Staaten des 
Heiligen Römischen Reiches deutscher Nation den seit Jahr-
zehnten in vielen Kreisen sich zeigenden Bestrebungen zum 
Opfer. 
Eigentlich gehen diese Ereignisse von 1802 und 1803 auf ein 
Prinzip zurück, das bereits I 648 in Anwendung gebracht wurde. 
Beim Westfälischen Frieden wurden nämlich weltliche Fürsten 
für Gebietsverluste an Frankreich und Schweden aus dem Be-
sitztum geistlicher Staaten entschädigt, und damals fiel zum 
ersten Male das Wort „Säkularisation" !). Während des Öster-
reichischen Erbfolgekrieges (1 740-1 748) tauchten mehrere Säku-
larisationspläne auf und seitdem beschäftigte das Problem, 
inwiefern und auf welche Weise Verhandlungspartner mit 
geistlichem Besitztum abgefunden werden könnten, immer mehr 
1) Vgl. für Vorgeschichte und Vollzug der Säkularisation die durch 
die vielen Einzelheiten noch immer wertvolle, wenn auch viel zu pole-
misch eingestellte Geschichte der katholischen Kirche von Brück, auf die ich 
mich für die ersten Seiten dieses Kapitels dauernd stütze. Siehe auch den 
Aufsatz von Müssener, Die Säkularisation der katholischen Kirche in Deutschland 
und von Königer, Die Säkularisation zu Beginn des 19. Jahrhunderts. Beide 
Artikel haben nur als Einführung in die Säkularisationsfrage einige Be-
deutung. 
1 
die Öffentlichkeit. Die Frage wurde auch grundsätzlich erörtert 
und erhob sich damit über die Ebene platter Habgier der ein-
zelnen Fürsten. Es gab nämlich zahlreiche „literarische Sturm-
zeichen vor der Säkularisation" 2) , die man besonders auch unter 
der Geistlichkeit wahrnehmen konnte. Das bekannteste Beispiel 
war die Preisaufgabe des Fuldaer Domkapitulars und Regie-
rungspräsidenten Sigismund Freiherrn von Bibra, die er I 785 in 
seinem weitverbreiteten Journal von und für Deutschland veröffent-
lichte. Seine Frage nach der inneren Grundverfassung geistlicher 
Staaten löste einen Strom von Schriften aus, die für die Säkula-
risationspläne ein günstigeres Klima schufen 3 ) . Heinrich VIII. 
von Bibra, Fürstbischof von Fulda von 1759-1788 und ein äl-
terer Verwandter des gleichnamigen Regierungspräsidenten, 
äußerte bereits wiederholt in vertrauten Kreisen, er sei wohl der 
letzte Fürstbischof des alten Hochstifts 4 ) . 
Bei den Separatfrieden in den Jahren 1795 und 1796 
zwischen der Republik Frankreich einerseits und Preußen, 
Hessen-Kassel, Württemberg und Baden andererseits wurden 
zum ersten Male diesen Staaten Entschädigungen durch Säkula-
risation als Belohnung für ihren Abfall vom Kaiser in Aussicht 
gestellt. Der Friede von Campo Formio 1 797 war dadurch ent-
scheidend, daß der Kaiser selbst das Prinzip der Säkularisation 
anerkannte. Es wurden ihm selbst u.a. das Erzbistum Salzburg 
und dem Fürsten von Oranien-Nassau, als Erbstatthalter von 
Holland, „angemessene Entschädigungen" in Aussicht gestellt. 
Ein gleiches Versprechen erhielten die drei geistlichen Kurfürsten, 
weiter die Fürsten von Pfalzbayern, Württemberg und andere 
Reichsfürsten, welche durch Frankreich eine Einbuße auf dem 
linken Rheinufer erlitten hatten 5) . Die Friedensunterhandlungen 
von Rastatt führten 1 798 zu einem Beschluß der Reichsdeputa-
tion, der die von Frankreich geforderten „durch Säkularisati-
onen zu erzielenden Entschädigungen" besiegelte 6 ) . 
2) Vgl. den Aufsatz unter diesem Namen von Wöhrmüller in: St. und 
Mitt. zur Geschichte des Benediktiner-Ordens und seiner Zweige N. F. Bd. 
14 (1927) S. 12-44. 
3) Braubach, Die kirchliche Aufklärung, S. 16, I7¡ siehe auch Schwer, 
S. 16 ff. 
4) Enneking, S. 226; König, Auch eine Jugend, S. 140. 
Б) Brück, S. 45, 46. 
e) ebenda, S. 49. 
2 
Als Kaiser Franz II. gezwungen wurde, am 9. Februar 1801 
mit dem ersten Konsul Frankreichs den Frieden von Lüneville 
zu schließen, trat er im Namen des Reichs das linke Rheinufer 
an Frankreich ab. Im siebenten Artikel dieses Friedensvertrages 
war das deutsche Reich gehalten, den Fürsten nach den Rastat-
ter Grundsätzen eine Entschädigung zu geben. Das vom Reichs-
tag gegebene Gutachten vom 30. April 1801 überließ es dem 
Kaiser, die Verhandlungen zur weiteren Regelung der Entschä-
digungsangelegenheit einzuleiten. Gemäß dem kaiserlichen Vor-
schlag ernannte der Reichstag eine mit unbeschränkten Voll-
machten versehene Kommission von acht Mitgliedern 7) , die in 
Übereinstimmung mit Frankreich die Ausarbeitung vorzunehmen 
hatte. Erst am 2. August 1802 wurde diese „außerordentliche 
Reichsdeputation" v o m Kaiser nach Regensburg zusammenbe-
rufen. V o n einer selbständigen Beratung war gar keine Rede. 
Frankreich und Rußland 8) hatten als sogenannte vermittelnde 
Mächte im Einverständnis mit Preußen einen Entschädigungs-
plan aufgestellt, den die Deputation letzten Endes nach langen 
Beratungen mit einigen minder wichtigen Abänderungen und 
Zusätzen annahm. Es geschah dies am 25. Februar 1803, und 
dieser R e i c h s d e p u t a t i o n s h a u p t s c h l u ß (R. D. H.) 
wurde nach einer Bestätigung des Reichstages am 27. April 1 803 
v o m Kaiser — mit dem Vorbehalt neuer Verteilung der Stimmen 
im Reichsfürstenrat — genehmigt 9 ) . 
Damit war die Säkularisation eine unabwendbare Tatsache 
und erschien im Gewand staatsrechtlicher Legalität. Wie die drei 
geistlichen Kurfürsten von Mainz, Trier und Köln verloren wei-
tere dreiundzwanzig Erzbischöfe und Bischöfe sowie alle Fürst-
äbte ihre weltliche Herrschaft. Nur dem Erzbischof von Mainz 
und Primas von Deutschland, Reichskanzler Fürst Karl von 
Dalberg, beließ man einen kleinen Teil seines Mainzer Kurstaates 
und gab ihm noch einige kleinere Gebiete dazu, so die Stadt 
Regensburg, in der er residieren sollte. Fast alle Fürsten erhielten 
weit mehr Entschädigungsgebiet, als ihre Verluste an Frankreich 
7) Kurmainz, Kureachsen, Böhmen, Brandenburg, der Hoch- und 
Deutschmeister, Württemberg, Bayern und Hessen-Kassel. 
8) Der Zar, der ein persönliches Interesse für die mit ihm verwandten 
Häuser von Baden und Württemberg hatte, mußte für Napoleon seinen 
Namen hergeben und sich in einer geheimen Übereinkunft von Ι Θ0 I zur 
Beteiligung an der Entschädigungslösung verpflichten. 
e) Siehe Brück, S. 54-105. 
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betrugen. Ein in nationaldeutscher Sicht besonders merkwürdiger 
Fall war die Entschädigung des Großherzogs von Toskane und 
des Herzogs von Modena für ihre italienischen Gebiete mit 
deutschem Territorium, sowie die Entschädigung des Erbstatt-
halters der Niederlande, der nach dem Par. 1 2 des R. D. H. das 
Fürstbistum F u l d a , das Fürstbistum С о r ν e у, die Reichs­
stadt D o r t m u n d , die Abtei W e i n g a r t e n , das Stift 
D i e t k i r c h e n , die Propsteien H ö f e n und St . G e r o l d und 
die Abtei B a n d e r e n zugewiesen erhielt1 0) . Dieser offiziellen 
Machtübergabe deutscher Territorien an das Haus Oranien-
Nassau war jedoch längst die tatsächliche Besitzergreifung in fast 
all seinen neuen Gebieten vorangegangen. Bis es so weit gekom-
men war, hatte die oranische Familie vieles erlebt, und zu einem 
richtigen Verständnis müssen wir auf die Lage zurückgehen, 
unmittelbar nach der Aufhebung der Republik der Sieben Ver-
einigten Niederlande im Jahre 1 795. 
Nachdem die statthalterliche Familie vor den anstürmenden 
Revolutionsscharen des Generals Pichegru fluchtartig ihr Heil in 
England gesucht hatte, kehrte der 23-jährige Erbprinz Wilhelm 
Friedrich noch im selben Jahre auf den Kontinent zurück. Ent-
täuscht über die Haltung Englands hoffte er bei seinem Schwie-
gervater, dem preußischen König, Hilfe für seine militärischen 
Pläne zu erlangen. Ohne Vorwissen des Hauses Oranien hatte 
sich Preußen ! 796 in einem Vertrag mit Frankreich ausbedun-
gen, daß die Fürstbistümer Bamberg und Würzburg seinen 
holländischen Verwandten demnächst als Entschädigung zuge-
sprochen werden sollten. Als im Jahre 1 799 ein Angriff eng-
lischer und russischer Truppen auf den nördlichen Teil Hollands 
gescheitert war, gab der Erbprinz sein Interesse an den Nieder-
landen auf und betrieb zielstrebig den Erwerb einer definitiven 
Entschädigung i 1) . Nach dem Frieden von Campo Formio hatte 
sein Vater, der Erbstatthalter, seinem Nassauer Archivdirektor 
10) Gasparri, S. 122 ff; die Reichsabtei Weingarten lag in Schwaben; 
Dietkirchen war ein Kollegiatatift (vgl. S. 89) im vormals Trierischen, 
damals Weilburgischen Amte Limburg an der Lahn; die Propstei Höfen 
lag bei Buchhorn am Bodensee und war mit Weingarten vereinigt; die 
Propstei St. Gerold lag in der Herrschaft Blumenegg in der Nähe und ge-
hörte dem Kloster Einsiedeln in der Schweiz; die Abtei Banderen lag im 
Fürstentum Lichtenstein am Rhein. 
г і ) Colenbrander I, S. 58 ff; Japikee II, S. 1 1 9 ff. 
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Arnoldi den Auftrag erteilt, für den oranischen Abgeordneten 
auf dem Rastatter Kongress die Ausführungen der besonders auf 
das Erzstift Trier gerichteten Ansprüche zu verfassen. Er er-
strebte nämlich nur Territorien, die dem Hause Nassau früher 
einmal angehört hatten. Das war bei einem Teil des Erzstifts 
Trier der Fall 1 2 ) . Das Kabinett des neuen preußischen Königs 
Friedrich Wilhelms III. ließ sich die Entschädigung des verwand-
ten Oranischen Hauses eifrig angelegen sein, und es wurde 
damals schon in dieser Hinsicht festgestellt, daß „gewissen 
preußischen Staatsmännern das dynastische Interesse mehr am 
Herzen liege, als der Vorteil des Staates" 1 3 ) . 
Die Verhandlungen in Rastatt führten jedoch zu keinem 
Ergebnis. In dem Frieden von Amiens v o m Jahre 1 802 wurde 
dann abermals, aber immer noch ganz allgemein, festgesetzt, 
daß Statthalter Wilhelm V. entschädigt werden sollte i 4) . Der 
Erbprinz hatte sich inzwischen den vielen deutschen Reichs-
ständen angeschlossen, die wegen des Handels mit deutschen 
Bistümern, Abteien und freien Reichsstädten zu Paris dem ersten 
Konsul und vor allem Talleyrand mit schmeichelnden Worten 
und mit Geld ihre Aufwartung machten. Seine Erwartungen 
waren hoch gespannt: zuerst strebte er nach dem Besitz von 
Hannover; als sich das als eine Unmöglichkeit erwies, setzte er 
seine Hoffnung auf Teile Westfalens und die Bistümer Bamberg 
und Paderborn 1 5 ) . Beim V e r t r a g zwischen Preußen und 
Frankreich v o m 23. M a i 1 8 0 2 , der die Entschädigungs-
ansprüche Preußens regelte, bekam auch Oranien endlich sein 
neues Territorium. Nach Artikel 1 0 des Vertrages wurde dem 
Hause unter förmlichem Verzicht auf seine Ämter und Besit-
zungen in der holländischen Republik das Hochstift F u l d a , 
die fürstbischöfliche Abtei С о r ν e у, die Abtei W e i n g a r t e n 
und die Städte D o r t m u n d , I s n y und B u c h h o r n 1 6 ) 
12) Steur, S. 231. 
13) Heigel II. S. 434. 
14) Colenbrander I. S. 104, 105. 
15) Japikse 11, S. 1 29 fi. Vgl. Treitschkes Urteil über den Panser Kuh-
handel: „Wie das Geschmeiß hungriger Fliegen stürzte sich Deutschlands 
hoher Adel auf die blutigen Wunden seines Vaterlandes", Deutsche Ce-
schUhte I, S. 138. 
l e ) Beide letzten Städte liegen in Schwaben. Buchhorn ist das jetzige 
Friedrichshafen am Bodensee. Beim R.D.H. sind für die beiden Städte 
das auf S. 4 genannte Stift und die ebenfalls dort aufgeführten Propsteien 
eingesetzt worden. 
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zugesprochen. Dieser Vertrag wurde am 4. Juni 1802 durch den 
russischen Beitritt „feierlich sanktioniert" 1 T) . Der Erbprinz war 
zwar enttäuscht über diesen weit auseinander liegenden Streu-
besitz mit nur 1 1 3 .000 Einwohnern und einem jährlichen Ertrag 
von 5 0 0 . 0 0 0 Gulden, etwa einem Viertel der geschätzen Ver-
luste, war aber trotzdem bereit die Regierung über das „Länder-
paket" anzutreten. Seinen Vater jedoch konnte er nur mit Mühe 
zu einer Ratifikation bewegen. Der Statthalter wollte seine 
Hände nicht mit gestohlenen Gütern besudeln und hat sich nie 
mit der ganzen Art des Entschädigungsverfahrens abfinden kön-
nen. Er überließ die Gebiete daher murrend seinem Sohne, des-
sen sehnlichster Wunsch es war, irgendwo zu regieren und ein 
Feld für die Entfaltung seiner politischen Ideen zu f inden 1 8 ) . 
Das Schicksal des Hochstifts Fulda, das der Mainzer Kurfürst 
noch kurz zuvor als Entschädigungsgebiet begehrt hatte 1 9 ) , war 
nun endgültig entschieden. Weil im Vertrag festgelegt worden 
war, daß die Besitzergreifung unmittelbar nach der Ratifikation, 
also noch vor der Beschlußfassung der Reichsdeputation erfol-
gen konnte 2 0 ) , schickte der neue Fürst Anfang September 1802 
den Geheimen Regierungsrat und Kammerdirektor S c h e n k 
aus Dillenburg nach Fulda, um mit dem alten Fürstbischof 
A d a l b e r t III. v o n H a r s t a l l Kontakt aufzunehmen. 
Der pflichtgetreue Benediktinermönch Adalbert, der im Ruf 
stand, nur schwer von einer vorgefaßten Meinung abzulassen, 
•war nach der Äußerung Schenks „hart in seinen Grundsätzen 
und unerschütterlich in seinen Entschließungen". Er gehe von 
dem Grundsatze aus, daß er von Kaiser und Reich mit dem 
Hochstift belehnt worden sei und daß er, ohne seine Pflicht und 
sein Gewissen zu verletzen, das Hochstift nicht eher abtreten 
dürfe, als bis er von Kaiser und Reich dazu angewiesen sei. Der 
Entschädigungsplan der vermittelnden Mächte, über den die 
Verhandlungen ja eben erst begonnen hatten und in dem die 
Entschädigung des Oraniers nur im allgemeinen erwähnt war, 
sollte also erst v o m Kaiser und Reich bestätigt werden. Schenk 
führte dagegen an, der Pariser Vertrag sei feierlich sanktioniert 
17) St. M. 97a 13; Arnoldi, S. 36 ff; Japikee II, S. 13! . 
18) Japikse II, S. 131. 132. 
" ) Enneking, S. 231. 
a0) St. M. 97a 13; vgl. auch Scharnagl, S. 238. 
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und damit die oranische Entschädigungsfrage entschieden 2 1 ) . 
Der Bischof stand in seiner förmlichen Ablehnung dessen, 
was sich in kurzer Zeit doch als unabwendbar erweisen sollte, 
allein. Das ganze Kapitel versprach sich einen „zu hoffenden 
besonderen Vorteil" von einer baldigen bischöflichen Ent-
schließung. Als Vertreter der Landstände forderte es den Bischof 
auf, sich dem Unvermeidlichen zu fügen; seine Gewissensbe-
denken könne er durch die Klausel „salva tarnen ratif¡catione 
Sr. Majestät des Kaisers und Reichs" beseitigen. Diese Haltung 
des Kapitels ist unter den gegebenen Umständen verständlich. 
Die Pröpste erhofften eine ordentliche Pension von dem neuen 
Landesherrn, den sie auch im Interesse des Landes nicht un-
nötig erbittern wollten. Wie bei dem Domkapitular S i g i s-
m u n d v o n B i b r a ging das Bekenntnis zum neuen Regime 
auch noch auf mehr ideelle Gründe zurück. Dieser adlige Bene-
diktinermönch, der ja ein Preisausschreiben erlassen hatte, das 
zu prinzipiellen Auseinandersetzungen aufforderte und der 1801 
unter dem Titel Freimütige Gedanken über die Entschädigung der Erb-
fürsten in Hinsicht auf die katholische Religion und die deutsche Reichs-
verfassung sich ausführlich mit der Entschädigungsfrage befaßt 
hatte, ging mit fliegenden Fahnen auf die oranische Seite über 2 2 ) . 
Der Erbprinz gelangte durch seine Berichte schon bald zu einer 
Einsicht in die Fuldaer Verhältnisse. Auch die Bürgerschaft stand 
dem bevorstehenden Regierungswechsel nicht ablehnend gegen-
über. Die Berichte Schenke, die einen zuverlässigen Eindruck 
machen, sprechen von einer so großen Begeisterung, daß die 
Einwohner der Vorstadt mit denen der Hauptstadt um den 
Vorzug gestritten hätten, wer den Wagen des Erbprinzen ziehen 
sollte. 
Zu einer solchen rührenden Szene konnte es aber vorläufig 
nicht kommen. Obwohl Domkapitular und Stadtpräsident v. 
Bodeck dem Bischof das Beispiel seiner Amtsbrüder von Hildes-
heim und Speyer vor Augen hielt, wollte dieser nicht resignieren. 
Der Erbprinz, der, um die Sympathien seiner künftigen Unter-
tanen nicht zu verlieren, den Weg der Gewalt liebst vermeiden 
21) Die Vorgeschichte der Säkularisation des Hochstifte Fulda bildet 
das letzte Kapitel der Arbeit Ennekings. Der Autor stützt sich fast aus-
schließlich auf die Akten im St. M. Wenn im folgenden keine Quellen 
oder Literatur angegeben sind, folge ich Enneking. Einiges habe ich 
zusätzlich den Marburger Akten entnommen. 
™) Richter. F. G. Bl. VII (1908), S. 132. 
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wollte, hatte sich jedoch nach dem kategorischen Nein des 
Bischofs entschlossen, die Hilfe des Militärs in Anspruch zu 
nehmen. Schon längst hatte der König von Preußen seinem 
Schwager einen Teil seiner Truppen zur Verfügung gestellt, auf 
welches Angebot der Erbprinz jetzt einging. Die militärische 
Besitzergreifung war für den 22 . Oktober vorgesehen. A m 
2. Oktober 1 802 erließ der neue Fürst von Oranienstein aus, w o 
seine Eltern seit kurzer Zeit wohnten, ein Patent an die sämtlichen 
geistlichen und Tvelllichen Stände und Eimvohner des Hochstifts Fulda 2 3 ) . 
Das Stift sei ihm „mit allen seinen Zubehörungen und Zuständig-
keiten in säkularisiertem Zustande" zugeteilt. Kraft der geschlos-
senen Verträge und nach dem Vorgange anderer Fürsten habe 
er beschlossen v o m Hochstift Fulda provisorisch Besitz nehmen 
zu lassen. Jeder solle ihm „vollkommenen Gehorsam und alle 
Unterthänigkeit und Treue" erweisen. Seinerseits sei der Fürst 
seinen Untertanen „mit Fürstlicher Gnade und Landesväter-
lichem Wohlwollen jederzeyt zugetan" und wolle er die seit-
herige Ausübung ihrer Religion schützen und wahren. Schließlich 
wurde in diesem Patent festgesetzt, daß alle öffentlichen Bedien-
ten und Beamten vorläufig in ihren Ämtern verbleiben sollten. 
Nach abermaligen vergeblichen Versuchen seitens des Kapitels 
und der Stadtbevölkerung, den Fürstbischof zur Resignation zu 
bewegen, rückte ein preußisches Füsilierbataillon unter dem 
Obersten Rühle am 22 . Oktober 1802 morgens um 10 Uhr in 
Fulda ein. Bischof Adalbert empfing den Obersten in seinem 
Schloß und teilte ihm und von Schenk mit, daß er sich einer 
provisorischen gewaltsamen Besitznehmung nicht zu widersetzen 
gedenke, sondern diese geschehen lassen müsse. Darauf begab 
Schenk sich wieder in die Stadt und kam offiziell in einem mit 
sechs Pferden bespannten Hofgalawagen zurück um im Namen 
seines Herrn die Machtübernahme zu vollziehen. Inzwischen hat-
ten sich die Präsidenten der Regierungsbehörden mit ihren Be-
amten sowie das Offizierkorps nach vorheriger schriftlicher 
23) St. M. 97a 13. Alle künftigen Untertanen wurden ermahnt, „dem-
nächst sobald Wir es erfordern werden die gewöhnliche Erbhuldigung ge-
hörig zu leisten". Geertruida Carelsen hat in ihrer oberflächlichen Reise-
erinnerung Oranje in Fulda hieraus irrtümlich den Schluß gezogen, alle 
Einwohner hätten einen Huldigungseid leisten müssen. Der Aufsatz hat 
überhaupt keinen wissenschaftlichen Wert und strotzt, wegen ungenügen-
der Vertrautheit der Verfasserin mit den lokalen und zeitgenössischen 
Verhältnissen, von ungenauen Angaben und falschen Interpretationen. 
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Einladung in dem im dritten Stock des Schlosses gelegenen 
großen Saale eingefunden. Schenk hielt hier eine kurze An-
sprache und ließ das Patent verlesen. Darauf verpflichtete er 
sämtliches Personal der Behörden zur Treue und zum Gehorsam 
gegen den neuen Landesherrn. Etwa hundert Mann Hofpersonal 
wechselten ihren Herrn. Feierliches Glockengeläute und Kanonen-
schüsse begleiteten den offiziellen Akt. Darnach wurde auf dem 
Schloßplatz das versammelte Fuldaer Militär auf den neuen 
Fürsten vereidigt24). Aus den Berichten aus allen Teilen des 
Fürstentums geht hervor, daß sich nirgendwo auch nur ein An-
satz zum Widerstand zeigte. Am gleichen Tage wurde das Patent 
an den Kirchen, Amtshäusern und öffentlichen Gebäuden ange-
schlagen 2 5) . Die oranische Regierung hatte angefangen. 
Als höchste Behörde war von Wilhelm Friedrich die p r o -
v i s o r i s c h e G e h e i m e C o n f e r e n z C o m m i s s i o n 
eingesetzt worden. Als einziger Nicht-Fuldaer hatte darin der 
obengenannte Nassauer Regierungsrat Baron v o n S c h e n k 
einen Sitz erhalten. Weitere Mitglieder waren der Freiherr Sigis-
mund v o n В i Ь r a, der Oberhofmarschall Freiherr Friedrich 
v o n u n d z u d e r T a n n , der Hofkanzler B r a c k und 
der vortragende Rat Eugen T h o m a s . Die Kommission hatte 
als nächste Aufgabe, die Ankunft des Erbprinzen vorzubereiten. 
Ferner sollte sie alle Zweige der Verwaltung sofort auf die neue 
Situation umstellen, unerwünschte Beamte absetzen und neue 
ernennen. Auch sollte sie mit dem Fürstbischof über seine zu-
künftige Kompetenz verhandeln 26). 
Der Bischof saß nämlich noch immer in dem Schloß, und es 
bestand also der eigenartige Zustand, daß dem Manne, der sich 
bis zu einem Reichsschluß noch immer als den alleinigen Herrn 
des Fürstentums betrachtete, in seinem eigenen Schloß eine vor-
*
л) Enneking, S. 246 spricht auch über eine „Vereidigung" der Be-
amten. Dies war aber nicht der Fall. Weil der Fürstbischof seine Diener-
schaft nicht von ihren bisherigen Pflichten ihm gegenüber entbinden 
wollte, hat die Tatsache, daß die Beamtenschaft nur auf den neuen Fürsten 
„mit ihren bisher aufgehabten Amts- und Dienstpflichten überwiesen" 
wurde (St. M. 97a 13) seine Bedeutung. Vgl. den Bericht des Erbprinzen 
selbst: , , . . . . dureste les ceremonies d'usage ont eu lieu, et le militaire a 
été „angewiesen" sur leurs engagemens précédents et tous ont été con-
tinué provisoirement". (K. H. A. 19 1 Villa 19). 
™) St. M. 97a 13; St. M. 97c 211. 
2e) St. M. 97c 632. 
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läufige Unterkunft belassen blieb. Der Erbprinz bedauerte es, 
daß sein Vorgänger offenbar „den geduldigen und alles sich 
gefallen lassenden Mann bis zum letzten Augenblick" spielen 
wollte. Schenk sollte daher dem Bischof klar machen, daß er 
„das Unschickliche einer gemeinschaftlichen Residenz einsehen 
müßte". Obwohl Adalbert zuerst sich dahin äußerte, daß er 
nichts gegen die baldige Ankunft des neuen Fürsten unter-
nehmen wolle, verbat er sich diese kurz nachher, wenn sie vor 
der endgültigen Entscheidung von Kaiser und Reich stattfinden 
sollte; er wolle nämlich keinen Anlaß zu Unannehmlichkeiten 
geben. Da die Verhandlungen über die Abfindung des Bischofs 
keine Fortschritte machten, wandte sich Schenk an die in Fulda 
wohnhaften Geschwister des Fürstbischofs, den Ober Jägermeister 
und das Fräulein von Harstall. Obgleich Adalbert sich noch 
immer nicht zu einem förmlichen Rücktritt verstehen wollte, ließ 
er sich von seinen Verwandten wenigstens dahin beeinflußen, 
daß er sich im Prinzip für „ein finales gütliches Accomodement" 
aussprach 2 7 ) . 
Unter diesen Umständen konnte die dem neuen Fürsten darzu-
bringende Huldigung vorbereitet werden. Festlieder wurden ge-
dichtet und komponiert, von Vereinen und Kindern einstudiert; 
alles wurde zur festlichen Beleuchtung der Hauptstadt einge-
richtet; Ehrenpforten und Huldigungsaltäre wurden errichtet; 
die seit langer Zeit nicht mehr gebrauchten Kanonen probierte 
man mit der nötigen Vorsicht aus 2 8 ) . Der Erbprinz gab gleich 
zu Beginn seinen guten Willen zu erkennen, Rücksicht zu nehmen 
auf die katholische Mentalität, indem er den Tag seiner Ankunft 
auf den 6. Dezember festsetzte, „da der 4. Dezember auf einen 
katholischen Fasttag fällt" 2 9 ) . 
So wurde der neue Fürst am Montag dem 6. Dezember von 
Schüchtern aus, wo er übernachtet hatte, abgeholt. V o n Bibra 
und von der Tann saßen mit ihm im Hofwagen. Rechts und links 
am Schlage ritten der Bruder des Bischofs und der Oberstall-
meister von Egloffstein. Ein Teil der Kaufmannschaft war dem 
Prinzen entgegengeritten und bildete die letzten paar Meilen vor 
Fulda den Vortrab. Die von einem der Stadttürme wehende 
oranische Flagge war von weitem sichtbar. Eine große bewaff-
27) St. M. 97a 12. 
28) Vgl. St. M. 97b 276. 
29) St. M. 97a 12. 
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nete Schar war an dem Empfang beteiligt: Landvolk in Reihen 
mit Gewehren und fliegenden Fahnen, Kompagnien des Land-
regiments, ein berittenes Jäger- und ein Husarenkorps, sechs 
Kompagnien aus der Hinterburg (einer vorstädtischen Gemein-
de), 5 0 0 Mann bewaffneter Bürgerschaft usw. A n mehreren 
Ehrenpforten hielt der fürstliche Wagen, es wurden Gedichte 
aufgesagt, Kronen und Blumenkränze überreicht. Besonderen 
Eindruck machten drei Chöre junger Mädchen, deren einer aus 
israelitischen Schönen bestand, welche sich vor einem von der 
Judenschaft errichteten Triumphbogen aufgestellt hatten. Beim 
Aussteigen wurde der Fürst, dessen Ruhm „rauschend vom 
Rheine und von Belgiens Küsten her" 3 0) wehe, von dem Dom-
kapitel, dem Adel und sämtlichen Behörden empfangen, welche 
ihm dann im Audienzzimmer von ihren Chefs vorgestellt 
wurden 3 1 ) . 
Tragikomisch mutet das Treffen des alten und des neuen 
Landesherrn an. Sofort nach dem Empfang stattete der Erbprinz 
dem noch im Schlosse wohnenden Fürstbischof einen Besuch ab, 
welchen dieser einige Augenblicke später — alles spielte sich 
im selben Hause ab — erwiderte. Dann begab sich der Prinz 
noch einmal zum Fürstbischof, um ihn zu Tisch abzuholen. V o n 
Bibra versichert uns, daß während des Essens und nach Ablauf 
beide sich aufs freundlichste miteinander unterhielten. Auch der 
Fürst selbst schrieb seiner Schwester, wie gut die erste Begegnung 
verlaufen sei. Der Bischof habe ihm gratuliert und eine glück-
liche und lange Regierung gewünscht; er habe seinerseits sein 
Bedauern über die durch die Umstände herbeigeführten Tat-
sachen ausgesprochen und nach diesen Worten seien sie „très 
bons amis" geworden 3 2 ) . Während des Essens begaben sich 
mehrere Vereine, unter denen sich auch die Mitglieder der 
Fuldaer Universität befanden, mit Musik in den Schloßhof und 
30) Nach der Festode Leonhard Pfaffa, der bischöflicher Hofkaplan und 
engster Mitarbeiter seines Bischofs in der oranischen Zeit war. Ein ge-
drucktes Exemplar findet sich in der Landesbibliothek Fulda, wo sich 
mehrere solcher Festdichtungen befinden, die anläßlich der dem neuen 
Fürsten dargebrachten Huldigung zusammengereimt sind. 
31) Diese Schilderung des Fürsteneinzugs findet sich in dem gedruck-
ten anonymen Bericht über den Einzug fVilhclm Friedrichs in Fulda, Fulda 1802. 
Diese bis jetzt in der Fuldaer Lokalliteratur als „Zeitgenössischer Bericht" 
angegebene Quelle stammt von der Hand von Bibra. Das Konzept im 
St. M. 97b 276. 
32) K. H. A. 19 I Villa 72. 
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brachten ihr Hoch „mit einer lärmenden Herzlichkeit" aus. 
Abends sah sich der Fürst zu Fuß mit seinem ganzen Hofstaate, 
während eine unzählige Volksmenge ihm folgte, die Illumination 
an und er bekundete überall sein Wohlgefallen an den Veranstal-
tungen 3 3) . Wilhelm Friedrich von Oranien war inmitten seines 
Fuldaer Volkes, das er zu beglücken hoffte. Der ganze Empfang 
und die offensichtliche Zufriedenheit der Bevölkerung aufer-
lege ihm, so schrieb er seiner Mutter, um so mehr die Pflicht, 
für das Gemeinwohl zu arbeiten und die bei dem Regierungs-
wechsel von der Bevölkerung gehegten Erwartungen in Erfül-
lung gehen zu lassen 3 4) . 
II. Fulda zur Zeit der oranischen Besitzergreifung 
Zum richtigen Verständnis der Fülle von Maßnahmen und 
Neuerungen, die Wilhelm Friedrich während der nicht einmal 
vier Jahre dauernden Regierung traf, dürfte eine kurze Über-
sicht über die Beschaffenheit des Hochstifts zur Zeit der 
Säkularisation unentbehrlich sein. 
Das F ü r s t e n t u m F u l d a umfaßte etwa 40 Quadrat-
meilen 3 5), war also ungefähr so groß wie die heutige nieder-
ländische Provinz Groningen und lag auf beiden Seiten der 
oberen Fulda zwischen der Rhön und dem Vogelsberg in Mittel-
deutschland. In einem breiten Streifen zog es sich über die Höhe 
der Rhön bis zur fränkischen Saale hin. Im Norden grenzte es 
an Hessen-Kassel, im Osten und Süden an Sachsen-Eisenach und 
das Bistum Würzburg, im Südwesten an die Grafschaft Hanau 
und im Westen an die Grafschaft Isenburg und die Gebiete der 
Freiherren von Riedesel und von Schlitz. Nach einer im Dezem-
ber 1 802 abgehaltenen Volkszählung betrug die Einwohnerzahl 
94 410, eine Zahl, die damals schon als nicht ganz zuverlässig 
bezeichnet wurde. Mehr als neunzig Prozent der Bevölkerung 
waren katholisch; nur 7072 Einwohner — vor allem in den 
ritterschaftlichen Dörfern, wo die Gegenreformation nicht durch 
drang — bekannten sich zu der Augsburgischen Konfession. 
33) Vgl. König, Auch eine Jagend, S. 147. 
Ц Vgl. K. H. A. 19 1 Villa 38 : , les habitans ont donné beaucoup 
de témoignages de leur satisfaction, ce qui assurément m'impose d'autant 
plus l'obligation de travailler à leur bien-être et à remplir de cette manière 
l'attente qu'ils ont du changement d'administration . . . ." 
3
°') Der niederländische Leser rechne damit, daß die deutsche Meile 
etwa 7,5 km ist. 
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Dem Fürstentum gehörten als Exklaven das Schloß und die Do-
mäne J o h a n n i s b e r g i m R h e i n g a u und die im 
Würzburgischen gelegene Propstei H o l z k i r c h e n an. Die 
R e s i d e n z s t a d t F u l d a zählte mit den Vorstädten un-
gefähr 1 0 0 0 0 Seelen. Die übrigen sieben Städte waren ganz und 
gar ländlicher Art und blieben weit dahinter zurück: H a m-
m e 1 b u r g mit 2300 , Ge i s a mit 1 782, H ü η f e 1 d mit 
1729, B r ü c k e n a u mit 1340, S a I m ü η s t e r mit 1300, 
S о d e η und H e r b s t e i n je mit 1000 Einwohnern 3 6 ) . 
Wirtschaftlich gesehen zählte das Hochstift zu den reinen 
Agrarstaaten; freilich war der Ackerboden keineswegs so 
fruchtbar wie etwa in den Mainbistümern Würzburg oder Bam-
berg. Nicht einmal in allen Ortschaften des fruchtbarsten Teiles, 
im Oberamt Hammelburg, war der Boden besonders ertragreich. 
Ein meist rauhes Klima und ein karger Boden beeinträchtigten 
die Ernten. Immerhin wird die Meinung Bibras, die Land-
wirtschaft im Fürstentum Fulda zur Zeit der Säkularisation 
stecke noch in ihren Kinderschuhen und der Boden sei nach dem 
Zeugnis mehrerer auswärtigen Landwirte einer größeren Kultur 
fähig, von der modernen, sich auf Quellenforschung stützenden 
Literatur bestätigt 3 7 ) . Hinsichtlich der Industrie lagen die Ver-
hältnisse insofern noch viel ungünstiger, weil der konservative 
letzte Fürstbischof, dem das Wohl der Bauern nach seinen 
eigenen Worten über alles ging, für Handel und Industrie wenig 
Interesse bekundete. Der in mancher Hinsicht unbedeutende 
Adalbert hi t te nichts von dem Unternehmungsgeist seines Vor-
gängers. Dazu" kirn noch der unglückliche Umstand, daß von 
1792-1801 fast ununterbrochen Krieg herrschte, von dem auch 
das kleine Fulda stark in Mitleidenschaft gezogen worden war. 
Die beiden industriellen Rohstoffe der Fuldaer Landes waren 
Wolle und Flachs. Obwohl eine eigentliche Industrie nicht vor-
handen war — eine von Bischof von Bibra ins Leben gerufene 
Porzellanfabrik ging 1790 wieder ein — war durch den vielen 
Flachs das Hochstift in der Herstellung und dem Handel mit 
Leinenwaren unter den kleineren Staaten Deutschlands mit an 
erste Stelle gerückt. Einen guten Ruf genoß die unter dem Fürst-
30) St. M. 97a 41 ; Enneking. S. 1-3. 
37) Die Meinung Bibras im St. M. 97a 4 1 ; Enneking, S. 108 hat sie 
bestätigt. Auch die weiter folgenden Angaben sind teils dem St. M. 97a 13, 
teils dem Werk Ennekings, S. 2, 3 und 96-138 entnommen. 
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abt Amand von Buseck (1737-1756) entdeckte Heilquelle bei 
Brückenau, das sich zu einem auch von Ausländern besuchten 
Badeort entwickelt hatte. Salzschlirf war die einzige Stelle, an 
der ein Bodenschatz in der Form von jährlich 1800 Maltern 
Salz gewonnen wurde. 
Der ziemlich ungünstige Zustand des Fürstbistums vor der 
Säkularisation war größtenteils entstanden durch die Enge des 
Raumes und die vielen Grenzen, wodurch die noch überall in 
Deutschland praktisierte merkantilistische Politik sich in den 
kleinen Staaten nur schwer entfalten konnte. Dieselben Schwie-
rigkeiten ergaben sich denn auch in den kleinen weltlichen 
Staaten 3 8 ) . Überdies weir Adalbert ein mehr frommer als ener-
gischer Regent und als weltlicher Herrscher nicht gerade der 
richtige Mann. Sein Vorgänger, der aufgeklärte Heinrich von 
Bibra, ragte mit Kopf und Schultern über ihn hinaus 3 9 ) . Die 
weniger günstige Lage Fuldas hing also mehr von zufälligen 
Gegebenheiten als von der Struktur der Fürstbistümer ab. Die 
Schlußfolgerung, zu der man nach einer Betrachtung des Hoch-
stifts Fulda vor der Säkularisation gelangte, lautet denn auch: 
„Darum dürfte auch das Urteil, die geistlichen Staaten seien 
hinter den weltlichen zurückgeblieben, soweit die kleineren welt-
lichen in Frage kommen, nicht zu Recht bestehen" 4 0 ) . 
Die Verfassung des Hochstifts hatte seit der Mitte des 1 7. 
Jahrhunderts festere Formen angenommen, die bis zur Säku-
larisation keine wesentlichen Änderungen mehr erfuhren 4 1 ) . Der 
Regent war zugleich Abt und Landesfürst. Die Abtei Fulda, 
einst eine der berühmtesten Westeuropas, fübw'. ihre Geschichte 
auf die Gründung durch den späteren Abt Sturmi, unter der 
Leitung des heiligen Bonifatius, zurück. Im Mittelalter waren die 
Fuldaer Äbte, die seit Heinrich V. urkundlich als Fürsten er-
scheinen, einflußreiche Ratgeber des Kaisers. 1356 bestätigte 
Karel IV. dem Abt den alten Titel eines Erzkanzlers der deut-
schen Kaiserin. In den Stürmen des Dreißigjährigen Krieges 
38) Enneking, S. 117, 118 und 249. 
39) Vgl. Ried, Die Wirtschaftspoliük Heinrichs Ш. v. Bibra. 
40) Enneking, S. 249. Vgl. für den angeblichen wirtschaftlichen Rück-
stand der geistlichen Staaten: Schwer, Der Kapiialtsmus. 
41) Die nachfolgenden Angaben über das Hochstift vor der Säkularisa-
tion entnehme ich größtenteils Simon, Die Verfassung des geistlichen Fürsien-
turns Fulda und dem schon mehrmals erwähnten Buch Ennekings. 
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entging das Stift nur mit Mühe der drohenden Gefahr der Ein-
verleibung in Hessen-Kassel, aber im 1 Θ. Jahrhundert setzte eine 
neue kulturelle Blüte ein. Der heutige Dom, das Schloß, die 
Orangerie und viele andere Bauten entstanden in wenigen Jahr-
zehnten und geben Fulda das Gesicht einer Stadt des deutschen 
Barock. Als 1752 das Stift mit Wahrung seiner monachalen 
Verfassung zum Bistum erhoben wurde, enstand der in der 
deutschen Kirchenverfassung einzigartige Rechtszustand, daß 
Episkopal- und Abbatialgewalt in einer Person vereint waren. 
Der F ü r s t b i s c h o f war der einzige und alleinherrschen-
de Regent des Fürstentums und kam durch die freie Wahl des 
Domkapitels zur Regierung. Er hatte das Gesetzgebungsrecht, in 
seinem Namen wurden die Steuern ausgeschrieben, und er übte 
das Begnadigungsrecht aus. Die oberste Verwaltung war in eine 
geistliche und weltliche Landesregierung aufgeteilt. Erstere hatte 
die geistliche Gerichtsbarkeit, d.h. alle geistlichen Personen und 
Sachen des Fürstbistums unterstanden ihr. Dagegen unterstan-
den die Domkapitulare und der Benediktinerkonvent zu Fulda 
unmittelbar dem Fürstbischof als Abt. Der Wirkungskreis der 
weltlichen Regierung umfaßte den ganzen Verwaltungs-, Polizei-
und Gerichtsapparat des Landes. Ihr unterstanden als Zentral-
behörden mit einem allerdings unklar abgegrenzten Arbeitsfeld 
der Lehnhof, die Hofrentkammer, die Landesobereinnahme, das 
Oberforstamt, das Ober- und Hofmarschallamt, der akademische 
Senat und das Militärgericht. Eine Geheime Konferenz diente 
dem Bischof zur persönlichen Beratung in wichtigen Staats-
angelegenheiten. Äußerst wichtig war die Stellung des bischöf-
lichen Hofkanzlers, dem die Geheime Kanzlei, gleichsam das 
Sekretariat des Bischofs, unterstand. Der Hofkanzler hatte 
gleichzeitig das Direktorium bei der weltlichen Regierung, der 
Regierungskanzlei, dem Lehnhof und dem Archiv inne. 
V o n hervorragender Bedeutung war die Stellung des D o m-
k a ρ i t e 1 s, eines aus dem Domdechanten und fünfzehn adeligen 
Kapitularen bestehenden Gremiums, dessen Mitglieder -wichtige 
Präsidentenstellen bei den Zentralbehörden innehatten. Die Ka-
pitulare waren zugleich als Mönche Mitglieder des Benediktiner-
klosters. Seit dem hohen Mittelalter wurden nur Adelige als voll-
berechtigte Mitglieder in den „Hochadligen Konvent" aufge-
nommen. Seit dem 1 7. Jahrhundert fanden wieder in größerer 
Zahl Bürgerliche Aufnahme, es blieb ihnen jedoch der Eintritt ins 
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Kapitel verwehrt. Der künftige Kapitular mußte vor der ,,Auf-
schwörung" nachweisen, daß seine Ahnen seit vier Generationen 
„ritterbürtig" waren 4 2 ) . Die ältesten Kapitulare hatten die neun 
Propsteien inne. Diese Propsteien waren früher Klöster gewesen, 
von denen nur noch der Güterbesitz übrig geblieben war. Die 
meist sehr beträchtlichen Einkünfte dienten den Pröpsten als 
Pfründen. 
Das Domkapitel war der einzige Vertreter der fuldischen 
Stände. Die Ritterschaft des Stiftes war seit der Anerkennung 
ihrer Reichsunmittelbarkeit (1656) nicht mehr vertreten; bald 
darauf gelang es dem Kapitel, angeblich wegen Geldmangels der 
Betreffenden, die Vertretung der Städte und Kollegiatstifte zu 
beseitigen. Durch diese alleinige Landstandschaft hatte sich das 
Kapitel ein gewisses Recht an der Mitwirkung bei der Gesetz-
gebung gesichert. Die Beratungsgegenstände waren hauptsäch-
lich allgemeine Landesangelegenheiten, wie Reichs- und Kreis-
tagssachen, Grenzberichtigungen, Steuersachen, An- und Ver-
kauf von Gütern, Brücken- und Chausseebau usw. In diesen 
Sachen mußte der Bischof wenigstens den Rat seines Kapitels 
einziehen. Obwohl die Rechte des Domkapitels keineswegs 
genau festlagen, fungierte es zumindest bezüglich der Finanz-
verwaltung als eine Art „mitregierender Landesrat", und es 
betonte immer wieder seine Rechte. Streitigkeiten zwischen dem 
Kapitel und Bischof Adalbert waren gang und gebe 4 3 ) . War 
damit einerseits etwaigen absolutistischen Neigungen eines Fürst-
bischofs ein Hemmschuh angelegt, so wurde andrerseits einer 
Erstarrung und Verknöcherung Vorschub geleistet. Waren doch 
die Kapitulare hochadlige Herren, die stets Angst hatten, Ein-
fluß und Einkommen zu verlieren. Die von dem Erbprinzen 
vorgenommene Beseitigung des Kapitels hat denn auch wie ein 
zweischneidiges Schwert gewirkt. 
Nach der damals in Deutschland üblichen Verwaltungs-
gliederung war das Fürstentum in Ämter eingeteilt und zwar in 
20 fürstliche, die der weltlichen Regierung unmittelbar unter-
standen, 9 propsteiliche, die den Pröpsten untergeordnet waren 
und 2 domkapitularische Ämter, die dem gesamten Domkapitel 
unterstanden. Die fürstlichen Ämter teilten sich wieder in Ober-
42) Richter, F. G. Bl. VII (1908), S. 129 ff. 
43) Enneking, S. 1 7 ist in seinem Urteil über den wichtigen Einfluß des 
Kapitels zurückhaltender als Simon, S. 40. 
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ämter und Ämter. Dem Amtsvogt als Vorsteher eines Amtsbe-
zirks lag nicht nur die niedere Gerichtsbarkeit, sondern auch die 
gesamte Amtsverwaltung ob. Alles in allem war die fuldische 
Verfassung durch die Menge von Zentralbehörden und Sonder-
gewalten ein vielgestaltiger und schwerfälliger Apparat. Beson-
ders die privilegierte Stellung des Domkapitels begründete einen 
Dualismus in der Staatsleitung. Die gesamte Organisation hatte 
etwas Umständliches und Schwerfälliges. Die Grenzen zwischen 
den einzelnen Behörden waren nicht klar genug gezogen, und 
die Jurisdiktionsstreitigkeiten, die gerade unter Adalbert III. 
häufig waren, wirkten lähmend auf den ganzen Verwaltungs-
apparat 4 4) . 
III. Fürst Wilhelm Friedrich, der erste weltliche Regent 
W i l h e l m F r i e d r i c h v o n О г a η i e η - Ν a s s a u 
wurde am 24. August 1772 geboren. Seine Eltern Wilhelm V., 
,,Erfstadhouder, Erfkapitein en Admiraal-Generaal der Ver-
eenigde Nederlanden" und Wilhelmine von Preußen, Schwester 
des Königs Friedrich Wilhelm II. waren gegensätzliche Natu-
ren 4 5) . Der Erbstatthalter, unselbständig, unschlüssig, ohne 
Ehrgeiz und Selbstbewußtsein, stand in mancherlei Hinsicht hin-
ter seiner Gattin zurück. Wilhelmine hatte eine rasche Auffas-
sungsgabe, verfügte über eine nie erlöschende Tatkraft und 
hatte viel Verdruß mit ihrem dicken und schläfrigen Ehepartner. 
Wilhelm Friedrich war der ältere Sohn; sein Bruder war etwa 
zwei Jahre jünger. Die einzige Tochter Luise war bereits 1 770 
geboren. 
Der schon in seiner Jugendzeit etwas steife und trotzige Wil-
helm Friedrich wurde anfänglich von seiner Mutter erzogen. 
Mit ihr hat er, trotz ab und zu vorkommenden Meinungsver-
schiedenheiten, sein Leben lang gut gestanden, während das 
Verhältnis zu seinem Vater bereits in seiner Jugend getrübt 
wurde, da er mit seinem scharfen Verstand schon früh dessen 
Bedeutungslosigkeit erkannte. Später waren Baron de Stamford, 
ein von Friedrich dem Großen empfohlener preußischer Offi-
zier, und der Professor am Amsterdamer Athenaeum Tollius 
44) Simon, S. 80; Enneking, S. 20. 
45) Für die Lebensdaten des Erbprinzen siehe Colenbrander I, S. I 4 ff. 
und Japikse II, S. θ 1 ff. 
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seine Erzieher. Auch als 1 789 in Leiden seine Immatrikulation 
an der ältesten, ursprünglich nach kalvinistischem Muster ge-
gründeten Universität erfolgte, blieben diese Herren seine Men-
toren. Besonders mit den Staatswissenschaften und der Ge-
schichte wurde der Erbprinz als zukünftiger Militär und Politiker 
vertraut gemacht. In seinem Universitätsjahr zeichnete er sich 
schon durch seine Lernbegierde, Genauigkeit und sein gutes Ge-
dächtnis aus. Die fünf Jahre vor der Flucht nach England waren 
ausgefüllt mit weiteren Privatstudien und Militärangelegenheiten. 
Inzwischen hatte 1791 seine Vermählung mit seiner Kusine 
F r i e d e r i k e L u i s e W i l h e l m i n e stattgefunden, einer 
Schwester des späteren Friedrich Wilhelm III. Es war dies das 
Werk der Prinzessin Wilhelmine gewesen, die ihren Sohn in die 
preußischen Hofkreise eingeführt hatte. 
Als der Erbprinz nach seinen früher erwähnten Bemühungen 
um Erwerb eines Landes 30-jährig die Regierung im säkulari-
sierten Fulda antrat, hatten seine Auffassungen über die Pflichten 
eines Landesherrn und über einen seinen Sorgen anvertrauten 
Staat durch jahrelange Studien feste Gestalt angenommen. 
Theoretische Darlegungen politischer Art hat der neue Fürst uns 
nicht hinterlassen. Aber aus seiner vierjährigen Tätigkeit und 
aus Einzelbemerkungen in seiner Korrespondenz tritt sein poli-
tisches Gepräge klar genug zutage. Als die erbprinzliche Familie 
in den letzten Jahren des 1 8. Jahrhunderts zu Berlin im könig-
lichen Schloß die früheren Appartements Friedrichs des Großen 
bewohnte, konnte der Erbprinz sich stundenlang an seinem 
Schreibtisch in die politischen und historischen Betrachtungen 
des großen Königs vertiefen 4 G). Die tiefe Bewunderung Wilhelm 
Friedrichs für diesen aufgeklärten Souverän geht auch aus der 
Tatsache hervor, daß dessen Bild ihn, wenn er in den fuldischen 
Konferenzkommissionssitzungen den Vorsitz führte, als ein 
fortwährendes Vorbild anschaute 4 7 ) . So läßt es sich verstehen, 
daß der Fuldaer Fürst sich nach den Worten des alten Fritz als 
den ersten Richter, General, Finanzmann und Minister der Ge-
sellschaft betrachtete. Als erster Diener des Staates wollte er 
diese Ämter nicht nur vertreten, sondern die mit ihnen ver-
bundenen Aufgaben auch erfüllen. 
Die ganze oranische Verwaltung atmete einen absolutistischen 
4e) De Baa II, S. 5 1. 4T) Thiébault IV, S. 7. 
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Geist, der durch die gewissenhafte Einstellung des absoluten 
Fürsten, seine Pflichten den Rechten voranzustellen, gemäßigt 
wurde. Es ist der praktische Vollzug der Staatstheorien, wie sie 
Christian Wolff, Justi und andere im 1Θ. Jahrhundert ausge­
arbeitet hatten 4 8 ) . Der A b s o l u t i s m u s spricht am deut­
lichsten aus den Worten des Erbprinzen selbst, wenn er schreibt, 
das höchste Regierungskollegium sei in seiner Anwesenheit nur 
eine Sammlung von Verwaltungschefs; jeder könne seine 
Meinung äußern, aber letzten Endes sei er es allein, der die ent-
scheidende Stimme habe. Auch in seiner Abwesenheit könne 
man nur das ausführen, was er gutzuheißen geruht habe 4 9 ) . 
Diese ungeheure Machtkonzentration in einer Person empfand 
der Fürst aber als eine schwere Verpflichtung, über alles, was er 
sich als wichtig genug zur persönlichen Entscheidung vorbehal-
ten hatte, im Bilde zu sein. So durchreiste er zu Pferd das ganze 
Fürstentum, was ihm als die beste Methode erschien, zu sehen 
und zu hören, was sich im Lande abspielte 5 0 ) . Auch als er ein-
mal einen Teil der Nachtruhe opferte, um sich eine Feuersbrunst 
anzusehen, war er froh, davon Zeuge gewesen zu sein: er 
schmeichle sich mit der Hoffnung, jetzt das Feuerlöschwesen 
entsprechend verbessern zu können 5 1 ) . Jeder konnte leicht den 
Zugang zum Fürsten erlangen und Gehör finden 5 2 ) . Bei seinen 
Erkundungsritten nahm er die Wünsche seiner Landeskinder 
entgegen, die weiter in zahllosen Bittschriften sich einen gün-
stigen persönlichen Bescheid ihrer Anliegen versprachen 5 3 ) . 
Hatte der Absolutismus des oranischen Fürsten seine Beglau-
bigung im althergebrachten geoffenbarten göttlichen Rechte 
oder in der neuzeitlichen Auffassung des Naturrechts, nach dem 
Fürst und Volk sich in einem Vertrag gefunden haben? Es ist 
4S) Vgl. Koser, S. 248, 279; Windelband, Die KeiWftmg, S. 23. 
« ) K. H. A. 19 1 Villa 41 . 
Б 0) Vgl. z.B. K. H. A. 19 1 Villa 22 und 19 1 Villa 39. 
Б 1) Κ. Η. Α. 19 1 Villa 20. 
Β 2) ArnoIdÎ, S. 44. 
53) Aus diesen Bittschriften im St. M. geht hervor, daß der Fürst öfters 
schon zuvor mit der Bevölkerung darüber gesprochen hatte. Eugen Tho-
mas, der ihn aus nächster Nähe kannte, schildert ihn wie folgt: „Er hatte 
ein gutes Herz für das Vaterland, Untertanen und Dienerschaft". Er war 
gutmütig und leutselig. Geschäfte waren seine Lieblingsidee . . . . Er hörte 
jedermann. Er zog mit Behutsamkeit auch bei einzelnen Staatsdienern Er-
kundigungen ein, um sich dâe Kenntnisse der Lokalität und dessen, was 
ihm vom Lande noch unbekannt war, zu erwerben" (F. G. BI. IX (1910), 
S. 18). 
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darauf hingewiesen worden, daß die landesherrlichen Erlasse 
Wilhelm Friedrichs sich zu Anfang immer auf das Gottesgnaden-
tum seiner Herrschaft berufen, woraus man die Auffassung des 
Erbprinzen erschließen wollte, daß die monarchische Gewalt 
von Gott stamme 5 4 ) . Uns scheint darin kein Beweis zu liegen. 
Denn einmal hat auch Friedrich der Große den Ausdruck „ V o n 
Gottes Gnaden, König" noch immer benutzt, obwohl er selbst 
und seine Beamtenschaft darin nur eine zweckwidrige Ver-
brämung sahen 5 5 ) . Weiter hat der Erbprinz einmal, wenn auch 
in einem Anfall von Verdrießlichkeit, gesagt, es käme nicht 
darauf an, wie ein König heiße und aus welcher Familie er 
stamme: „Le premier roi fut un soldat heureux", und was sei 
sein Ahne Wilhelm der Schweiger anders gewesen als ein 
Rebell, der dem legalen König von Spanien den Staat entwun-
den habe? 5 6 ) . Übrigens ist die Frage ohne praktische Folgen, 
denn auch alle großen Naturrechtslehrer waren trotz der von 
ihnen vertretenen Vertragslehre überzeugt von der Unwider-
ruflichkeit und Unbedingtheit der dem Staatsoberhaupt zuge-
standenen Vollgewalt 5 7 ) . 
Wurde der Absolutismus dem Fürsten schon allein dadurch 
zu einer schweren Last, daß er nur nach Kenntnisnahme der 
Probleme einen Entschluß fassen wollte, so w o g dieser Umstand 
um so schwerer, weil der Staat des 1 Θ. Jahrhunderts ein Polizei­
staat war, der sich um alles kümmerte. Beratend, beaufsichtigend 
und bevormundend mischte er sich in alles ein, denn er wollte 
alles selbst sein und selbst machen 5 8 ) . Der Staat sollte seine 
Untertanen zu wohlhabenden aber auch geistig aufgeklärten 
Bürgern heranbilden. Der Inbegriff eines aufgeklärten L a n d e s -
v a t e r s , als welchen auch Fürst Wilhelm Friedrich sich fühlte, 
war wohl Karl Friedrich von Baden. Der biedere Fürst hielt es 
für die Pflicht seiner Hofkammer, als „natürliche Vormünderin" 
seiner Untertanen diese, , ,ob sie nun wollen oder nicht, frei, 
opulent und gesittet" zu machen 5 9 ) . Die von der oranischen 
Regierung bekanntgemachte Verordnung, nach der „ein so 
starker unnützer (Geld)Aufwand" bei Hochzeiten und Kind-
taufen dadurch verhindert werden sollte, daß „alles Schenken 
") Schlitzer. S. 1 74. 
55) Brunschwig, La Crise Je l'Etat, S. 21 . 
Β β) Vgl. z.B. Byvanck, S. 226 und Geyl. S. 193. 
" ) Koser, S. 279. 5 β ) Gehr, S. 10. 6 9 ) Bruford, S. 17. 
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an Geld bei Hochzeiten bei Vermeidung einer Strafe von zehn 
Thaler für den Empfänger und fünf Thaler" für den Schenker 
verboten wurde 0 0 ) , ist eines der zutreffendsten Beispiele, wie 
die fuldische Bevölkerung von der oranischen Herrschaft gegen 
sich selbst in Schutz genommen wurde. 
Mit der v o m Erbprinzen nach allen Richtungen hin vin-
dizierten obersten Leitung der Verwaltung als sein Recht und 
seine Pflicht trat er in die Fußstapfen Friedrichs des Großen. 
Wie dieser umfaßte er mit einer unerschöpflichen Arbeitskraft 
und Energie alle Zweige der Verwaltung, die er leitete mit der 
Genauigkeit und dem Verantwortlichkeitsgefühl eines Ressort-
Chefs 6 1 ) . Bis ins Kleinste hinab selbst tätig verkörperte er das 
Prinzip des Sichumallesbekümmerns eines Polizeistaates. Es 
mögen hier einige Beispiele folgen: einem Pfarrer bewilligt er 
den Erlös einer aus säkularisiertem Eigentum versteigerten 
Kuh 6 2 ) ; persönlich genehmigt er den Vorschlag, der Lehrerin 
bei der militärischen Industrieschule ein Gehalt von 40 Gulden zu 
erteilen 6 3 ) ; bei seiner jährlichen Inspektionsreise durch die be-
treffende Gegend kommt er auf den Gedanken, den Amtsitz 
des Amtes Fischberg von Zell nach Dermbach zu verlegen, weil 
man im dortigen Schloß dafür „hinlänglichen Raum finden wür-
de" 6 4 ) . Der finanziellen Seite einer noch so kleinen Maßnahme 
brachte er stets reges Interesse entgegen, und so stellte er von 
den unwichtigsten Projekten gerne kleine Etats auf. Bei der 
Neueinteilung der Ämter, worüber wir noch später sprechen 
werden, erregten wieder die Gehälter und Pensionen der Be-
amten seine spezielle Aufmerksamkeit. Auf diese finanzielle 
Pedanterie und seine knauserige Art — seine Verwandtschaft 
ärgerte sich oft über seine Kleinigkeitskrämerei 6 5) — ist auch 
ein bezeichnender Beschluß zurückzuführen, in dem er ein von 
mehreren Behörden vorgeschlagenes Assessoren-Gehalt um 50 
Gulden herabsetzt 6 e ) . 
Man hat richtig geurteilt, wenn man dem Fürsten zum Vor-
wurf machte, er habe den Unterschied zwischen Obergewalt und 
«0) F. Intell. Bl. vom 25. April 1804. Vgl. für ähnliche Verbote eines 
„unnatürlichen" Luxus in Frankfurt a. M. und Österreich: Brunschwig, 
La Cri'je de ГЕіаІ. S. 83. 
0 1 ) Vgl. Isaacsohn, S. 274. « ) St. M. 97b 211. 
e 2 ) St. M 97b 284. e 5 ) Byvanck, S. 232. 
e 3 ) St. M. 97І И 33. β β) St. M. 97Ь 282. 
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oberster Verwaltung nicht begriffen 6 7 ) . Bei seiner Veranlagung 
und seiner Geduld, sich in die verschiedensten Gegenstände 
einzuarbeiten, fehlte ihm auch oft der Mut, sich auf seine Berater 
zu verlassen. V o m Vater her mit einer gewissen Unschlüssigkeit 
belastet, hat er manchen Plänen und Entwürfen seine Gut-
heißung versagt, da erst noch nähere Einzelheiten von den be-
treffenden Unterbehörden eingeholt werden sollten. Nicht selten 
findet man in den Akten ausführliche Pläne, die im Konzept 
stecken geblieben sind. In wichtigen Fragen prinzipieller oder 
organisatorischer Art ließ er sich oft über die im Ausland gel-
tenden Regelungen unterrichten. Diese wurden dann selbständig 
von dem betreffenden Beamten verwertet. Aus der panegyrisch 
gefärbten Lebensbeschreibung seines engsten Mitarbeiters Ar-
noldi bekommt man den Eindruck, daß der Fürst oft persönlich 
die Hauptlinien zu Papier gebracht habe 6 8 ) . V o n solchen eigen-
händigen fürstlichen Konzepten läßt sich aber in den Akten nur 
selten eines finden. Es 'wäre natürlich möglich, daß sie als per-
sönliche Stücke fast alle zu dem Archivmaterial gekommen sind, 
das sich nur in Resten im Königlichen Hausarchiv befindet. 
Wahrscheinlich ist dies nicht, denn in der betreffenden Korres-
pondenz wird nirgends auf etwas Ähnliches Bezug genommen. 
Offenbar hat der Fürst meistens nur mündlich in seiner Gehei-
men Konferenzkommission den einzelnen Referenten seine 
Wünsche geäußert. Die meisten großen landesherrlichen Ver-
ordnungen sind das Werk seiner Regierungsräte Arnoldi und 
Thomas, wie wir noch sehen werden. Sie waren die eigentlichen 
Regierungsmänner, und sogar sog. persönliche Befehle und Mit-
teilungen an Behörden und Untertanen haben sie formuliert. Die 
v o m Fürsten gemachten Änderungen waren nur noch unwesent-
lich. 
Deuten die Akten also einerseits auf eine E i n m i s c h u n g s -
s u c h t in alle Bereiche des gesellschaftlichen Lebens — von 
der fürstlichen Stellungnahme zur Kirche ist in den folgenden 
Kapiteln die Rede — so bringen sie uns andrerseits zu der Über-
zeugung, daß der Fürst mehr „dabei" sein wollte, als daß er 
β 7 ) De Bas IV, I. Stück, S. 10: „Willem I had als Vorst van Fulda het 
onderscheid tusschen het oppergezag en het opperbeheer niet geleerd". 
„Oppergezag" habe ich mit „Obergewalt" übersetzt; für „opperbeheer" 
wählte ich „oberste Verwaltung". 
68) Arnoldi, S. 42. 
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selbst den Kurs vorzeichnete. Nicht nur die zeitbedingte Pflicht-
auffassung eines aufgeklärten Landespatriarchen, sondern auch 
seine persönliche Veranlagung haben Wilhelm Friedrichs Regie-
rung zu einer Detailpolitik gemacht. Vergebens sucht man die 
grundsätzlichen Auffassungen über die wichtigsten Regierungs-
probleme aus der Feder des Fürsten selbst zu erfahren. Man 
findet diese nur in den Gutachten seiner Geheimen Regierungs-
räte. Wenn wir also in dieser Darstellung den Staat in seinem 
Verhältnis zu der Kirche zum Gegenstand unserer Betrachtung 
machen, können wir unter Staat den Fürsten nur insofern ver-
stehen, als er um die Kirchenpolitik genau gewußt und sie gebil-
ligt hat. Zuerst von Bibra und bald Arnoldi, Thomas, Gößmann 
und im Hintergrund Bausch haben sie eigentlich geprägt. Es 
war ihr Werk, wenn es auch unter dem oranischen Wappen in 
die Geschichte eingegangen ist. Bevor wir diesen einflußge-
waltigen Mitarbeitern und den betreffenden Verwaltungsorganen 
unsere Aufmerksamkeit widmen, wollen wir erst noch den 
Fürsten in seinem Fuldaer Alltagsleben vorstellen. 
Die Fuldaer Regierung des Erbprinzen ist einmal ein Pis-aller 
genannt worden 6 9 ) . Sicherlich war die gewonnene Beute eine 
Enttäuschung für einen jungen Mann, der mit so vielen Aspira-
tionen seine Hoffnungen auf eine große Regierungskarriere ge-
setzt hatte. Etwas davon klang durch, als ihm kurz nach seinem 
Einzug die Worte entfielen, bei der Kleinheit des Landes sei 
nicht daran zu denken, eine gewichtige Rolle in der großen 
Politik zu spielen, aber selbst damit wäre noch kein Glück ge-
schaffen 7 0 ) . Einmal regierender Fürst von Fulda geworden, 
fühlte er sich ganz wohl in der kleinen Residenzstadt. Ja, als 
Ende 1 8 0 4 in den deutschen Zeitungen von einem möglichen 
Austausch Fuldas gegen Hannover die Rede war, gab Wilhelm 
Friedrich seiner Schwester die Versicherung, daß er nur mit 
Unlust an die Möglichkeit denke, Fulda verlassen zu müssen. 
Ohne absolute Notwendigkeit werde er nicht eine Lage ändern, 
mit der er und seine Frau zufrieden seien, wo er tüchtig habe 
arbeiten müssen und noch täglich müsse, um sich größere Ein-
nahmen zu sichern und alles in gute Ordnung zu bringen 7 1 ) . 
Alles weist tatsächlich darauf hin, daß er sich als richtiger 
о э ) Byvanck, S. 232. T 0) K. H. A. 19 1 Villa 72. 7 1 ) ebenda 74. 
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deutscher Fürst erweisen wollte. So suchte er täglich seine deut-
sche Schriftform zu verbessern indem er so viel wie möglich kleine 
Bemerkungen persönlich notierte 7 2 ) . Seine deutschen Sprach-
kenntnisse waren gut, wenn auch nicht tadellos. Die großen 
Krakelfüße, in denen er seinen Gedanken und Entschlüssen 
Form gab, haben etwas Schwerfälliges an sich. Schwerfällig muß 
trotz seines guten Willens auch die Art und Weise gewesen sein, 
auf die ein so bürgerlich-nüchterner und fast phantasieloser pro-
testantischer Landesherr dem katholischen, oft von Stimmung 
und äußerem Glanz gefärbten Alltagsleben seiner neuen Um-
gebung entgegentrat. Seine private Korrespondenz, die nur 
sachlich eingestellt ist und wenig von seinen rein menschlichen 
Gefühlen und persönlichen Rührungen verrät, gibt gelegentlich 
einige Hinweise. Selten äußert Wilhelm Friedrich Werturteile 
über seine Umwelt, die er meist nur auf ihr Verdienst für den 
Staat einschätzt. „Human relations" scheinen ihm fast ganz ge-
fehlt zu haben. 
Die Mutter des Landesherrn schreibt in einem etwas bewun-
derenden Ton über die Freiheit, die er der katholischen Religion 
in ihren gesellschaftlichen Äußerungen ließe. Als sie gerade in 
der Bonifatiuswoche 1603 mit ihrem Manne die Residenzstadt 
ihres Sohnes besuchte, sah sie jeden Tag Prozessionen an ihren 
Fenstern vorbeiziehen. A m Fronleichnamsfeste hatte die orani-
sche Familie der Pontifikalmesse in dem von ihr gerühmten D o m 
beigewohnt, und es war wie herkömmlich sogar ein Sakraments-
altar im Schloßhof aufgestellt worden 7 3 ) . Ob Wilhelm Friedrich 
öfters den katholischen Gottesdienst besuchte, konnten wir nicht 
ermitteln. Selbst war er, wie wir noch im Rahmen der Toleranz-
probleme erörtern werden, davon überzeugt, daß er der katho-
lischen Bevölkerung keinen Strohhalm in den Weg legen dürfe. 
D a ß er durch seine Staatskirchenpolitik und seinen Mangel an 
Einsicht in die religiösen Bedürfnisse einer einfachen Bevölkerung 
auf Widerstände stieß, setzte er ganz auf Rechnung einer 
mangelhaften, unaufgeklärten Einstellung eines Teils der Geist-
lichkeit und ihres Kirchenvolks. 
72) Vgl. K. H. A. 19 1 Villa 72: Mon écriture Allemande fait de 
grands progrés, car la nécessité de faire continuellement des petites notes 
en cette langue augmente sa félicité et pour en prendre l'habitude je 
dresse tout ce que me regarde personellement en allemand". 
73) K. H. A. 18 400B V. 
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Es läßt sich kaum behaupten, daß seine Gattin, die geistig 
etwas unbedeutende und körperlich schwache ,,M i m i" ihm in 
der Bewältigung der vielen Probleme als eine kluge Beraterin 
zur Seite gestanden habe. Das Urteil ihres Mannes, sie sei „ein 
Muster aller weiblichen Tugenden und ehelicher Geduld, stetig 
der Intrige und der Politik fremd" 7 4) enthält nebst einem 
Lob auch eine stille Klage. Mimi war für Wilhelm Friedrich mehr 
die liebevolle Mutter seiner Kinder als die treue Lebensgefährtin 
in schwierigen politischen Augenblicken. Die Banalitäten des 
Alltagslebens, wie z.B. die „göttlichen" Fuldaer Würstchen, 
denen zuliebe der preußische König den Neuerwerb seines 
Schwagers als besonders angenehm empfinde, bilden den Haupt-
inhalt ihrer kurz gefaßten Korrespondenz. Erst im Frühsommer 
1 8 0 3 , als die Appartements in Ordnung gebracht worden waren 
und das sommerliche Aussehen das im Winter eintönige Fulda 
reizvoll machte, kam die „Landesmutter" nach der Barockstadt. 
Im vorhergehenden Winter hatte sie in typisch weiblicher Art 
dem Gatten ihre naiv simplifizierenden Urteile in Briefen an-
vertraut. Für Bischof Adalbert hatte sie wegen seiner starren 
Haltung kein gutes Wort übrig: er sei „un abominable homme, 
ein wahrer Pfaffe". Dagegen sei der Bischof von Corvey ver-
nünftiger; sie sei glücklich, daß dieser „sich wenigstens gut 
benehme." Weil Wilhelm Friedrich sich entschlossen hatte, das 
zuerst noch von Adalbert bewohnte Appartement für seine Frau 
einzurichten, schrieb sie ihm zurück, man müsse die Räume erst 
mal tüchtig parfümieren lassen, damit der kirchliche Geruch 
ausziehen könne 7 5 ) . 
Immerhin hat die Erbprinzessin sich allmählich auf das Ful-
daer Hofleben eingestellt, wenn auch mit einem stetigen Heim-
weh nach Berlin, w o der Erbprinz und sie jedes Jahr von Anfang 
Januar bis etwa Mai ihren Winteraufenthalt nahmen. Mimi, die 
an Zuständen von Schwermut litt, scheint einen sanften und 
gütigen Charakter gehabt zu haben, der nach dem Urteil seiner 
Schwester, unbewußt günstig auf den eigensinnigen Wilhelm 
Friedrich wirkte 76). Ihr Wunsch, ihm das Leben „douce et 
74) De Bas II, S. 363: , un modèle de toutes les vertus féminines 
et de patience conjugale, constamment étrangère à l'intrigue et à la poli-
tique". 
7 В) К. H. A. 19 I (neu: A 36) IV 2. 
™) Κ. H. Α. ΙΘ 491 II B. 
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agréable" zu machen, bezeugt auch ihren guten Willen in einer 
Ehe, in der es an Spannungen nicht gefehlt hat. Wilhelm hatte 
eben keinen biegsamen Charakter 7 7 ) . Überdies plagte ihn. auch 
ein zu großer Tatendrang, als daß er sich unbesorgt einer ge-
mütlichen Erholung hätte hingeben können. Seine Mutter fand 
ihn dazu viel zu viel einen „Philosophen" 7 8 ) . Auch mied er am 
liebsten die große und vornehme Welt, denn, so vertraute er 
seiner Schwester an, er sei an sich „menschenscheu" 7 9 ) . 
D a ß die Wintermonate in der Hauptstadt Preußens für die 
Fuldaer Fürstenfamilie ein langgedehntes Fest waren, braucht 
damit nicht im Widerspruch zu stehen. Sein Ahnenstolz forderte 
es unter den vielen fürstlichen Verwandten für voll angesehen 
zu werden. Der Erbprinz lebte dort eigentlich weit über seinen 
Stand hinaus, und doch war er in Berlin nur einer der sehr vielen. 
Das war auch der Grund, daß die beiden ältesten Söhne in 
mancher Hinsicht die Fuldaer Hofkreise, die die erbprinzliche 
Familie allerdings als borniert stempelte, bevorzugten. In Fulda 
wurden sie mit dem nötigen Respekt behandelt, was besonders 
für den ältesten Sohn Wilhelm, der nach Aussage seines Vaters 
der Kindheit zu entwachsen begann, seinen Wert hatte 8 0 ) . In 
Berlin fielen der Erbprinz und seine Gattin immer von einem 
Karnevalsfest ins andere. Dort hatten sie ein eigenes Haus Unter 
den Linden bezogen, weil sie als deutsche Fürsten nicht länger 
Gäste im königlichen Palast sein wollten. Als sie Anfang 1 8 0 4 
in das Haus eingezogen waren, gaben sie ein Abendessen, wozu 
„toute la ville" eingeladen war. Bei einer bescheideneren Ge-
legenheit hatten sie immerhin 200 Gäste. „Die Quadrille macht 
uns geradezu frivol" hatte der Erbprinz früher seiner Schwester 
einmal geschrieben, und am Ende der Bälle in diesem Winter 
könne er nicht mehr vor Langeweile 8 1 ) . Es versteht sich, daß 
dies alles viel Geld verschlang. Weiter bestand die allerdings 
einfach lebende Hofhaltung in Fulda außer den neumitge-
brachten Robert Fagel, Karel van Lynden van Hoevelaken und 
der Freule von Goltz noch aus über 100 Leuten, die er von 
Bischof Adalbert übernommen hatte. Die höheren altfuldischen 
Hofbeamten hatten zur Geldersparung auch andere Posten inne. 
") Byvanck, S. 249. 80) K. H. A. 19 I Villa 73. 
78) K. H. A. 18 400 В V. 8 1) K. H. A. 19 I Villa 74. 
7Э) Κ. Η. Α. 19 Ι Villa 75. 
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Dort im kleinen Fulda hat die erbprinzliche Familie inmitten 
einer überwiegend katholischen Dienerschaft und Bevölkerung 
nicht ohne Zufriedenheit gelebt. Die Fuldaer unterstanden einem 
gebildeten, energischen und wohlwollenden Fürsten, der nicht 
nur mit Worten sich vier Jahre lang bemüht hat, sich als ein 
wahrer Landesvater für seine Kinder zu erweisen. Es war ver-
ständlich, daß seine „Fürstliche Regierung", das allgemeine Ver-
waltungsorgan für Fulda, in ihrem Sitzungssaal ein ,.wohlgetrof-
fenes Portrait" von ihm aufhängen wollte, das bald durch 
Kopien vervielfältigt werden müsse. Sein erster Berater Arnoldi 
begründete diesen Wunsch mit der Bemerkung: „der Catholik 
ist nun einmal an Bilder gewöhnt, und jeder, der auch nicht 
Bilderdiener ist, verehrt doch gerne seine abwesenden Schutz-
heiligen auch im Bilde . . . ." 8 2) . Als einen Schutzheiligen hat 
der Fuldaer Volkswille diesen fremden Herrscher anderer Kon-
fession bestimmt nicht kanonisiert. Die vorliegende Arbeit hofft 
dies verständlich zu machen. 
IV. Die oranische Verwaltungsorganisation und die 
bedeutendsten Regierungsmitglieder 
Die gleich bei der Besitzergreifung gegründete ,,p r ο ν i-
s o r i s c h e G e h e i m e C o n f e r e n z - K o m m i s s i o n " 
(G. C. C.) war das höchste Regierungsorgan im säkularisierten 
Fürstentum. Diese oberste Behörde, die aus 4 bis 6 Mitgliedern 
bestand, war für sämtliche Regierungsgeschäfte zuständig. Sie 
nahm alle Kreis- und Reichssachen wahr, hatte die Aufsicht über 
die Staatsbeamten, machte dem Fürsten Vorschläge zur Neu-
besetzung von Beamtenstellen und hatte die Oberaufsicht in 
allen Grenzsachen mit benachbarten Staaten. Da sie für alle 
Angelegenheiten zuständig war, die sich auf die allgemeine 
Landeswohlfahrt bezogen, oblag ihr als wichtigste Aufgabe, 
dem Landesherrn Vorschläge zu neuen Gesetzen und Verord-
nungen zu unterbreiten 8 3) . 
Wenn der Fürst in Fulda war, führte er den Vorsitz in den Sit-
zungen, die dreimal wöchentlich stattfanden. Dann wurde nicht 
abgestimmt, sondern nur seine Entscheidung entgegengenom-
men. Die Kommissionsmitglieder, die öfters alle auf den in 
82) Κ. Η. Α. 19 1 XIV 5. 
S 3) St. M. Verordnungen. 
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Druck gegebenen Verordnungen mit unterschrieben, bildeten 
also nur eine beratende Behörde für den Fürsten, der auf Grund 
der ihm vorgetragenen Anschauungen entschied. Diese abso-
lutistische Machtstellung des Landesherrn war Wilhelm Fried-
richs ausdrücklicher Wunsch. Anfang Nov. 1802 schrieb von 
Schenk seinem Fürsten, die Gegenstände, die zum Dienstkreis 
der G.C.C, gehören sollten, bedürften einer näheren Bestim-
mung. Er vermute, daß die Kommission sich nach landesherr-
licher Absicht eben denjenigen Geschäften zu unterziehen habe, 
welche im Nassauischen die Landesregierung zu Dillenburg zu 
besorgen habe 8 4 ) . Der Erbprinz erwiderte jedoch, daß das 
Dillenburger Regierungsreglement auf die Abwesenheit des Lan-
desherrn berechnet sei und daß er nicht beabsichtige, den oberen 
Landesstellen in Fulda eine solche Machtausdehnung zu geben 8 5 ) . 
Während der Berliner Winteraufenthalte des Erbprinzen faßte 
die Kommission ihre vorläufigen Resolutionen mit Stimmen-
mehrheit, wonach Arnoldi diese, oft mit seiner abweichenden 
Meinungsdarlegung, nach Berlin schickte. Daraufhin traf der 
Erbprinz seine Entscheidungen, die meistens sein Geheimsekretär 
Hofmann 8 6 ) , mitunter er selbst durch Randnoten auf den Be-
richten, Briefen und Gesuchen vermerkte. Dadurch blieb er die 
endgültige und alleinige Regierungsinstanz. Zwar erfuhren die 
von der G.C.C, druckbereit gemachten Verordnungsentwürfe 
gemeinhin keine oder nur geringe Änderungen, aber das Prinzip 
des Alleinherrschens wurde gewahrt. Auch Gutheißungen und 
Bewilligungen, oft unbedeutender Art, blieben nur dem Landes-
herrn überlassen. Die Auffassung über das, was er anderen 
überlassen könne, wechselte im Laufe der Jahre 8 7 ) . Als der 
Fürst im Winter 1806 in preußischem Militärdienst stand, 
konnte der Geheime Rat, der an Stelle der G.C.C, getreten war, 
in eiligen Fällen sogleich die nötigen Verfügungen treffen. Aber 
« ) St. M. 97a 12. 
85) Übrigens entschied sein Vater auch eigenmächtig von seiner Resi-
denz im Haag aus über die wichtigsten Regierungs- und Verwaltunge-
fragen, wenn auch nach reiflichen Beratungen und öfteren Rückfragen 
nach Dillenburg. Dazu hatte er in seiner Residenz ein „Departement der 
deutschen Staaten" oder „Hofdepartement". Vgl. K. H. A. Inventar und 
Jüngst, S. 36, 37. 
86) Dieser Hofmann ist es, der 1629 Direktor des „Kabinetts des 
Königs" in den Niederlanden wurde. 
"») Vgl. z.B. S. 280. 
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sogar in dieser Zeit entschied der Landesherr fast immer selber 
von Berlin aus 8 8 ) . 
Die G.C.C, war kein Zentralorgan für alle dem Fürsten als 
Entschädigung zugefallenen Länder. U m eine V e r e i n h e i t -
l i c h u n g der Verwaltung sämtlicher Entschädigungsländer 
durchzuführen, erfolgte durch allerhöchstes Dekret v o m 7. Mai 
1 Θ05 die Auflösung der Kommission und die Begründung eines 
G e h e i m e n R a t e s (G. R.) 8 9 ) . Die landesherrlichen Be-
hörden in den verschiedenen zerstreuten Besitzungen wurden die-
sem Kollegium unterstellt und der Fürst selbst stellte sich nach 
seinen eigenen Worten an die Spitze dieses Rates. Die Befürch-
tung seiner Mutter — sie war immer voller Interesse — daß er 
eine unerwünschte Umwandlung in den Staatsorganismen her-
beiführe, tat er mit der Versicherung ab, daß die örtlichen Be-
hörden nach wie vor erhalten blieben. Der G.R. bezwecke nur 
Einheitlichkeit in Verwaltung, Gesetzgebung und Finanzen 9 0 ) . 
Für die Verhältnisse in Fulda änderte sich nur wenig. Sämtliche 
Mitglieder der G.C.C., die sogenannten Geheimen Räte, gingen 
in das Geheimeratskollegium über. 
Mit dieser obersten Behörde hielt Wilhelm Friedrich die Mitte 
zwischen dem gleichnamigen Kollegium in Preußen, das sich nur 
aus den Ressortchefs zusammensetzte, und dem in den meisten 
süddeutschen Staaten, wo die Mitglieder ohne besondere Regie-
rungsfunktion sich mit allen größeren Verwaltungsproblemen 
auseinandersetzen sollten 9 1 ) . Dem Zug nach kollegialer Ge-
schäftsbehandlung, der dem 1 7. und 1Θ. Jahrhundert so eigen 
war, suchte er gerecht zu werden. In der Kollegialfreiheit wurden 
die Probleme offener und objektiver erörtert als von der ein-
schlägigen Behörde selbst. Andrerseits war die Geschäftsein-
teilung eine Bürgschaft dafür, daß über die betreffenden Gegen-
stände von Sachverständigen oder wenigstens von Eingearbei-
teten referiert wurde; mehrere der Geheimen Räte hatten einen 
führenden Posten bei einer der anderen Regierungsstellen inne. 
Die innere Organisation und Geschäftsverteilung war längere 
Zeit Gegenstand ausführlicher Darlegungen. Ende 1803 kon-
88) K. H. A. 36 : 44. 
89) St. M. 97c 300; F. Intell. Bl. vom 22. Mai 1805. 
M) K. H. A. 19 1 Villa 41 . 
e l ) Vgl. Härtung, Deutiche Vcrfassungsgeschichic, S. 1 16 ff; Windelband, 
Slaat und KatholUche Kirche, S. 193 ff; Andreas, Friedrich Brauer. S. 638-639. 
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zipierte der Fürst eigenhändig eine genaue Pflichtumschreibung 
und wies dabei auf die einschlägigen kurbadischen und hessen-
darmstädtischen Verordnungen hin. Lange zuvor hatte er sich 
bereits über die Braunschweiger Geschäftsführung erkundigt 9 2 ) . 
Einen großen Einfluß in der obersten Behörde übte Α Γ­
η о 1 d i aus. Seine Unterschrift stand als Gegenzeichnung auf 
den von dem Fürsten in seinem Geheimen Rate beschlossenen 
Verordnungen, die in Druck erschienen. Dieser Vertraute des 
Erbprinzen, dem keine andere eigentliche Regierungsfunktion 
oblag, verdankte seine Vorzugsstellung dem Umstand, daß er 
als L e i t e r des G e h e i m e n K a b i n e t t s die dynasti-
schen und persönlichen Interessen seines Fürsten vertrat. Selbst-
verständlich ergaben sich in der daraus hervorgehenden Korres-
pondenz allgemeine Bemerkungen und Vorschläge hinsichtlich 
der Fuldaer Verhältnisse. Manche, nach den N4arburger Akten 
persönlich erscheinende Anregung des Erbprinzen zu Neu-
reglungen oder Vorkehrungen gegen vermeintliche Mißstände, 
auch in religiosis, ist, wie die private Korrespondenz zwischen 
Arnoldi und seinem Fürsten im Königlichen Hausarchive im 
Haag ans Licht bringt, vorher von Arnoldi eingeflüstert worden. 
Aus dem Geheimen Kabinett gab er persönliche Entscheidungen 
des Fürsten, wie Ernennungen, bekannt. Auch hatte er vor der 
Errichtung des Geheimen Rates ganz allein die für alle Besit-
zungen gemeinsam geltenden Sachen zu behandeln. Bezeichnend 
sowohl für den Tätigkeitsdrang des rastlosen Erbprinzen als für 
die Vertrauensstellung seines Kabinettsrates ist die Mitteilung 
des letzteren, daß Wilhelm Friedrich ihn morgens früh, oft noch 
im Nachtkleide, in seiner Wohnung überraschte 9 3 ) . 
J o h a n n e s v o n A r n o l d i war 1751 in Herborn ge-
boren als Sohn des Oberkonsistorialrats und Professors der 
Theologie an der dortigen „Hohen Schule", Valentin Arnoldi 94). 
Seine Mutter Adelgunde entstammte als Tochter des Orienta-
listen Albert Schultens in Leiden einer niederländischen Ge-
lehrtenfamilie. Der junge Johannes studierte Jura und beschäf-
tigte sich mit der Geschichte. Seine Topographisch-statistische 
02) K. H. A. 36 : 32bi8 und 36 : 62. 
M ) Arnoldi, S. 45. 
0J) Über den Lebenslauf Arnoldis: Bijdragen voor Vad. Geschiedenis 
en Oudheidkunde, 7e Serie IX. Teil (193Θ) S. 220-243; Nassauische Lebens­
bilder Bd. 2 Wiesbaden 1943, S. 186ff. 
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Beschreibung der oranien-nassauischen Lande und Geschichte der oranisch-
nassauischen Länder und ihrer Regenten sind u.a. die wertvollen 
Früchte. 1 792 wurde er Mitglied der Dillenburger Landesregie-
rung, und man übertrug ihm die Erledigung aller auf die orani-
schen Lande bezüglichen Kriegsangelegenheiten. Dazu machte 
er viele Reisen außer Landes und knüpfte so allmählich die 
•weitverzweigten Beziehungen an, die dem Erbprinzen in Fulda 
zustatten kommen sollten. Obwohl Preußen ihn entlastet hatte, 
indem es selber seine Bemühungen in den Entschädigungsange-
legenheiten übernommen hatte, erwartete ihn nach dem Vertrag 
vom Mai 1802 im darauffolgenden Herbst die Aufgabe, die 
oranischen Belange bei der Regensburger Reichsdeputation zu 
vertreten. Vorher hatte er sich auf längeren Reisen nach Fulda, 
Corvey und Dortmund über die Beschaffenheit der zuge-
sprochenen Länder unterrichtet. Er hatte Erfolg bei der Abwehr 
der Klage des Fuldaer Fürstbischofs über die Besitznahme des 
Hochstifts. Es gelang dem Erbprinzen nach langer Unterredung, 
in der er auf die Notwendigkeit einer nicht aus Fulda stammenden 
Vertrauensperson hinwies, Arnoldi nach Fulda zu locken. Der 
Statthalter, der ebenfalls ein großes Vertrauen in den eifrigen 
und geschickten Regierungsdiener setzte, ließ diesen nur ungern 
gehen und Wilhelm Friedrich hat sich bei seinem Vater beson-
ders für die Überlassung des Geheimen Kabinettschefs be-
dankt î*5). Auch Arnoldi selbst gab nur zögernd den Dienst bei 
seinem alten Herrn und seinem geliebten Archiv — 1 796 'war er 
zum Direktor des Landesarchivs ernannt worden — auf. 
Arnoldis betriebsamer und überaus gewissenhafter Geist ist 
die Seele der oranischen Regierung in Fulda gewesen. Nichts 
entging seiner Aufmerksamkeit, die er nach seinen aufgeklärten 
Grundsätzen und in Cbereinstimmung mit der Veranlagung 
seines Fürsten auf die verschiedensten und kleinsten Angelegen-
heiten richtete. Staatsrechtlich und geschichtlich gut vorgebildet, 
verstand er etwas von innen- und außenpolitischer Tätigkeit. 
Seine minutiöse und eckige Handschrift entspricht seinem Cha-
rakter. Er hat sich in Fulda nicht beliebt gemacht und galt mit 
Recht als die Verkörperung der Fremdherrschaft. Der Dünkel, 
mit dem er sich in den Akten, meist nur zwischen den Zeilen, 
über den Charakter, die Gepflogenheiten und Religiosität der 
03) K. H. A. 19 1 Villa 19. 
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Bevölkerung äußerte, verrät die Einstellung, mit der er seinen 
neuen Landesgenossen entgegengetreten ist. Aber auch der G.R., 
der doch teilweise aus protestantischen und nicht-fuldischen Mit-
gliedern bestand, konnte nicht immer mit einem so bevorzugten 
Kollegen auskommen 9 6 ) . Seinem neuen Herrn war Arnoldi treu 
ergeben. Er war sich dabei seiner Stellung als eines nur beratenden, 
wenn auch einflußreichsten Regierungsdieners bewußt. Wilhelm 
Friedrich gewährte ihm freie Wohnung und andere Vergünsti-
gungen sowie ein festes Gehalt von 3 0 0 0 Gulden einschließlich 
4 0 0 Gulden an Naturalien 9 7 ) . Durch seinen Gesandten in Wien 
wußte der Fürst für seinen Vertrauten 1803 vom Kaiser die 
Erhebung in den Adelstand zu erlangen 9 8 ) . 
Als der Fürst um Arnoldi warb, hatte er bereits die Absicht, 
auf die Dienste seines Wegbereiters S c h e n k zu verzichten. 
Diesem ebenfalls von seinem Vater ausgeliehenen N a s s a u e r 
hatte er bestimmt viel zu verdanken, aber er machte dem talent-
vollen Baron einen Mangel an Geschäftsführung und Urteils-
kraft zum Vorwurf " ) . So wurde ab Anfang März 1803 Arnoldi 
statt Schenk des Prinzen „homme de confiance" 1 0 0 ) . Der zur 
oranischen Zeit in der G. C. C. und später im G. R. sitzende 
Schenk darf nicht mit dem bereits Anfang 1803 entlassenen 
Namensgenossen verwechselt werden. Der n e u e Geheime Rat 
S c h e n k z u S c h w e i n s b e r g stammte aus H e s s e n . 
Wilhelm Friedrich übertrug ihm die Leitung des Justizdeparte-
ments 1 0 1 ) . Als späterem Direktor des Konsistoriums werden wir 
ihm noch begegnen. 
Nur einige Monate dauerte die betriebsame Verwaltungstätig-
keit des tatkräftigen G.C.C.-Mitglieds P h i l i p p A n t o n 
v o n В i b r a. Dieser Sproß des hochadeligen Geschlechts 
Bibra war 1750 zu Bamberg als Sohn des Kammerherrn Hein-
rich Karl von Bibra geboren und schon in frühester Jugend von 
β») Siehe z.B. K. H. A. 36 : 50. 
8 T) Die Bezahlung in Geld und Naturalien war damals üblich. 
08) St. M. 97e 1802. 
" ) K. H. A. 19 I Villa 20. Der Erbprinz an seinen Vater im Januar 
1803: ,,Quand a Schenck, je doute que son séjour prolongera fort long-
temps après mon départ (nach Berlin) et il est certainement a regretter 
que un homme de tant de talens, ait si peu de conduite et de judiciaire". 
100) K. H. A. 36 : 6 2 . Wilhelm Friedrich an Arnoldi: „H. von Schenk 
führte nur die Korrespondenz mit mir und war so zu sagen mein homme 
de confiance. Dies sind nun Sie". 
101) K. H. A. 19 I Villa 39. 
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seinen Eltern für den geistlichen Stand bestimmt worden 1 0 2 ) . 
Sein Verwandter, Bischof Heinrich von Bibra, rief ihn als Pagen 
an den fuldischen Hof. 1 767 trat er als Novize in den adligen 
Benediktinerkonvent ein und erhielt später den Ordensnamen 
S i g i s m u η d. Philosophie studierte er in Fulda, Theologie im 
Steiermärkischen. 1773 zum Priester geweiht, rückte er fünf 
Jahre später in das Fuldaer Domkapitel auf. Bald wurden ihm 
wichtige Posten in der Verwaltung anvertraut, die er 1 794 bei 
seiner Ernennung zum Probst vom Petersberg aufgeben mußte. 
Die von ihm ausgeschriebene Preisaufgabe und seine Mittlerrolle 
bei der Säkularisation erwähnten wir schon früher. Sein Auf-
treten hatte etwas Zwiespältiges an sich. Das nicht allzuherzliche 
Verhältnis zwischen dem intelligenten und feingebildeten D o m -
kapitular und seinem mehr frommen als gelehrten Bischof, auf 
dessen Stuhl er selbst einige Hoffnung gesetzt haben dürfte, 
erklärt nur zum Teil seine etwas befremdende Haltung. 
Sigismund von Bibra war der Typus des adligen Benediktiners 
des 1Θ. Jahrhunderts, dessen weltmännische Lebensweise sym-
ptomatisch war für den innerlichen Abfall vom früheren Ideal 
des Ordensstifters. Wenn man behauptete: „an seiner Religiosität 
und Kirchlichkeit kann jedenfalls kaum gezweifelt werden" 1 0 3 ) , 
so war das insofern richtig, als er sich für einen guten, allerdings 
aufgeklärten Katholiken hielt. Als Laie, Schriftsteller, Feuille-
tonist, Journalist oder Politiker hätte er vielleicht eine harmoni-
sche Persönlichkeit werden können ; aber als Priester und Mönch 
war er in eine politische und religiöse Welt hineingestellt, die er 
für überholt hielt. So kommen seine Äußerungen, sein Lebens-
stil und die Leidenschaftlichkeit, mit der er den Umsturz im 
Fuldischen begrüßte, zumindest der heutigen Generation, aber 
auch manchem Zeitgenossen problematisch vor. 1 785 hatte er 
von seinem preußischen Freunde Gökingk die alleinige Verant-
wortung für das im Vorjahr gegründete Journal von und für 
DeuUchland übernommen, eine Zeitschrift vermischten Inhalts, 
die er noch sieben Jahre redigierte. Hierdurch war Bibra über 
die Grenzen Fuldas hinaus bekannt geworden und unterhielt 
rege Beziehungen zu vielen Vertretern der deutschen Literatur. 
102) Für die Daten aus seinem Leben siehe: Bibra, Beiträge zur Familien-
geschichte III, S. 134 ff; vgl. weiter Braubach, Die kirchliche Aufklärung. 
loa) Braubach, ebenda S. 14. 
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Er galt für „einen der aufgeklärtesten und freimütigsten Geist-
lichen" Deutschlands 1 0 4 ) . In einem ungedruckt gebliebenen 
Manuskript sah er die Säkularisation als unvermeidlich, zeigte 
sich dabei aber auch ernstlich besorgt um die Sicherstellung der 
katholisch-kirchlichen Interessen, zu welchem Ziele etwas bei-
zutragen er eifrig bemüht sei 1 0 5 ) . Leider klang, wie so oft in 
diesem Zeitalter, diese Stimme der weitgehenden kirchlichen 
Aufklärung, die theoretisch an den Grundlagen des katholischen 
Glaubens nicht rütteln wollte, nicht ohne Dissonanzen. Das 
„Cherchez la femme" fehlte bei dem Domkapitular nicht ganz; 
so nannte der Volksmund die Chaise, in der er zur selben 
Stunde täglich seine Freundin besuchte, „die fahrende Uhr" 1 0 6 ) . 
Der kleine, schwarz aussehende Mönch hatte von Anfang an 
das Vertrauen des Erbprinzen. Mehr als einen Monat vor der 
Besitzergreifung schrieb Schenk über ihn, er sei mit ganzer Seele 
für die Interessen des neuen Fürsten, und der Domkapitular gab 
sich denn auch Mühe, um, wie er sagte, bei der Bevölkerung den 
Vorwurf „einer all zu voreiligen Indringlichkeit zu vermei-
den" 1 0 7 ) . Nicht nur vor der Besitzübernahme, sondern auch als 
Mitglied der G.C.C, war er der unentbehrliche Ratgeber der 
neuen Regierung, besonders in spezifisch katholischen Ange-
legenheiten. Seine Entwürfe und Pläne werden uns in den fol-
genden Kapiteln noch mehrmals begegnen. Kurz vor seinem 
Tode erhielt er vom Papst durch Vermittlung des Kardinals 
Caprara die Befreiung von seinen klösterlichen Gelübden. Er 
starb schon am 5. März 1803 an einer Brustkrankheit. Als der 
Erbprinz in Berlin davon erfuhr, schrieb er Arnoldi: „Den Tod 
des Herrn von Bibra bedaure ich sehr" 1 0 8 ) . Tatsächlich hätte 
dieser „Überläufer" den neuen Landesherrn mit dem Katholizis-
mus, wenn auch in der von ihm vertretenen aufgeklärten und 
naturrechtlich angehauchten Form, näher bekannt machen 
können 1 0 9 ) . 
Diese Last der Verantwortung wurde nun neben anderen 
^
04) ebenda, S. 7. 103) F. G. Bl. VII (1908), S. 132 Fußnote. 
1 0 β ) König, Auch eine JugenJ, S. 40. 107) St. M. 97a 13. 
108) K. H. A. 36 : 62. 
10e) Vgl. K. H. A. 19 I Villa 38. Der Erbprinz an seine Mutter: 
, que plus j'apprenda a connaître mr. de Bibra plus je me persuade 
de services qu'il puisse me rendre dans la nouvelle carrière ou je viens 
d'entrer". 
34 
Verpflichtungen dem vortragenden Mitglied der G.C.C. E u g e n 
T h o m a s aufgebürdet. 1758 in Fulda geboren, studierte der 
junge Thomas die Humaniora bei den Jesuiten auf dem Gym-
nasium seiner Vaterstadt. Dann bezog er die Universitäten 
Fulda und Gießen, machte Studienreisen nach Süddeutschland, 
und entwickelte sich zu einem gediegenen und gewandten Juris-
ten. Bald der beste Kenner der fuldischen Rechtsverhältnisse, 
besonders auch des Privatrechts, war er in den ersten Regierungs-
jahren des Bischofs Adalbert dessen wichtigster Rechtsgelehr-
ter 1 1 0 ) . 1792 wurde er Syndikus des Domkapitels, dem er 
nötigenfalls die Unterlagen zur Behauptung seiner Rechte lieferte. 
Er kam damit notwendigerweise seinem Bischof oft ins Ge-
hege 1 1 1 ) . Wie seine Brotherren wandte er sich beim Umbruch 
der Staatsverhältnisse der aufgehenden Sonne zu. Er unter-
baute die Haltung der Beamtenschaft dem neuen Fürsten 
gegenüber durch seine Abhandlung: Reflexionen über die Frage: 
l(ann sich der fuldische Siaatsdiener, während dem noch /feine ¡(aiserliche 
Ratification vorliegl.... in die Pflichten des bevorstehenden neuen 
Landesregenlen den Umständen nach überweisen lassen? 1 1 2 ) . 
Als G.C.C.-Mitglied hatte er sich hauptsächlich mit Organisa-
tionssachen auf dem Gebiete des Zivilrechts zu beschäftigen, 
wurde aber auch mit der Ausarbeitung zahlloser landesherr-
lichen Gesetze und Verordnungen betraut. Bis zum Ende des 
Jahres 1803 soll er über 2 0 0 0 Referate und Ausarbeitungen zu 
bewältigen gehabt haben 1 1 3 ) t eine Zahl, die angesichts des noch 
vorhandenen Aktenmaterials nur wenig übertrieben sein dürfte. 
Der Fürst hatte ihm besonders die katholischen Pfarrbesetzungen, 
Liturgica, „überhaupt alles, was das Innere der catholischen 
Kirche angeht", die Mönchs- und Nonnenklöster usw. zum 
Aufgabengebiet gemacht 1 1 4 ) . Erwähnen wir schließlich noch, 
daß er die umständliche und schwierige Verteidigung der fürst-
lichen Rechte gegen die Reichsritterschaft führte, so dürfen wir 
Thomas den eigentlichen K r ö n j u r i s t e n des Oraniers nen-
nen. 1 805 wurde er denn auch Wirklicher Geheimer Rat mit Sitz 
und Stimme im Kollegium 1 1 5 ) . 
110) Simon, S. 3 ff. 
*") Enneking, S. 23. 
112) Richter, Der FuMacr Rechùgelehrle Eugen Thomas, S. 118. 
113) Zwengers Buchonia 1882, Nr. 18-21. 
114) K. H. A. 36 : 32bii. 
«
6 ) F. Intell. Bl. vom 7. August 1805. 
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Die Unbekümmertheit, mit der dieser überaus eifrige Jurist 
seine Talente mehreren so ganz verschiedenen Regierungs-
systemen zur Verfügung gestellt hat — auch während der nach-
folgenden französischen Besatzungsperiode (1806-1810) war er 
eines der einflußreichsten und tätigsten Mitglieder der fuldischen 
Verwaltung — läßt seinen Charakter als chamäleontisch er-
scheinen. Diese Wandelbarkeit mag bis zu einem gewissen Grade 
in dienender Liebe dem Vaterland gegenüber begründet sein, 
stärker jedoch schwingt dabei ein begreiflicher Opportunismus 
mit. D a ß Thomas ebenso wie von Bibra, wie im folgenden 
Kapitel noch zu erörtern ist, vol lkommen im Bann der damals 
herrschenden naturrechtlichen und kirchenpolitischen Vorstel-
lungen stand, bestätigt die Tatsache, daß die wissenschaftliche 
Aufklärung auch die scheinbar so orthodox katholischen geist-
lichen Staaten durchsetzt hatte. In dem alten Gefüge dieser 
Staaten konnten die Ideen jedoch, soweit sie kirchenpolitischer 
Art waren, nicht wirksam werden. Da die Trennung von Kirche 
und Staat jetzt aber gegeben war, glaubte mancher ehemalige 
bischöfliche Beamte sich nunmehr nach den modernen Grund-
sätzen für das Gemeinwohl einsetzen zu dürfen, ja sogar zu 
müssen. 
Nennen wir zum Schluß noch die geheimen Räte, die weniger 
im Vordergrund standen. Da ist an erster Stelle der vormalige 
fürstbischöfliche Oberhofmarschall F r i e d r i c h F r e i h e r r 
v o n u n d z u d e r T a n n zu erwähnen. Als Protestant in 
bischöflichem Dienst muß er ein Mann toleranter Art gewesen 
sein, und auch während des oranischen Regimes sind seine Ur-
teile in der G.C.C, gemäßigt und mild. Übrigens war er eine 
wenig bedeutende Figur. Für den Erbprinzen war er wie von 
Bibra von Anfang an günstig gestimmt, und dank seiner Ge-
mahlin waren von der Tanns gern gesehene Gäste am oranischen 
H o f e 1 1 6 ) . Wie der alte Hof marschall war auch F r a n z 
L e o n h a r d J o s e p h B r a c k ein Mann der alten bischöf-
lichen Garde und außerdem war er katholisch. Unter Bischof 
Adalbert hatte er die einflußreichste Stelle, die des Hofkanzlcrs, 
inne. Zu oranischen Zeiten wurde ihm nur die Leitung der 
110) Wilhelm Friedrich nannte ihn ein „Homme d'or", und auch der 
Mimi gefiel er besser als ,,ton petit chanoine" (ν. Bibra), wie sie ihrem 
Gatten schrieb. K. H. A. 19 1 (neu: A 36) IV 2 und 19 I Villa 72. 
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Fürstlichen Regierung, d.h. der Justiz anvertraut 1 1 7 ) . In dem 
höchsten Verwaltungsorgan hat er, da er als Referent nur 
zweitrangige Angelegenheiten zu behandeln hatte, nicht domi-
niert. Wie von Bibra und Thomas stand er, wenn auch mehr 
durch Stillschweigen, hinter der Kirchenpolitik der oranischen 
Regierung. 
Während des letzten Jahres bildeten sechs geheime Räte das 
Kollegium des G.R. Nur zwei von ihnen waren katholisch; von 
den vier protestantischen Mitgliedern stammte nur von der Tann 
aus Fulda. Die Hälfte war also vom Fürsten von auswärts her-
angezogen worden. Das galt auch von dem letzten noch nicht 
genannten Geheimen Rat S e n f f t v o n P i l s a c h . 1803 
hatte der Erbprinz seinem Vater diesen Mann, der einundvierzig 
Jahre in preußischen Diensten gestanden hatte, durch Vermitt-
lung des preußischen Ministers von Hardenberg besorgt, damit 
er dessen Finanzen zu Dillenburg in Ordnung brächte 1 1 8 ) . Zwei 
Jahre später gelang es Wilhelm Friedrich, ihn nach Fulda zu 
holen, obwohl dies für den Alt-statthalter ein Opfer bedeutete. 
A l s Geheimeratsmitglied und Direktor der fürstlichen Ober-
rechenkammer nahm er sich dort der nicht allzu rosigen Finanz-
lage der oranischen Fürstentümer an 1 1 9 ) . 
Zum Thema dieser Arbeit erscheint eine ausführliche Dar-
stellung der Fuldaer Verwaltungseinteilung nicht erforderlich. 
Nur eine kurze Angabe über die in den folgenden Kapiteln ge-
legentlich vorkommenden Organe sei vorausgeschickt. A m 
29. Dezember 1802 erschien in Druck die von Thomas ent-
worfene Landesverordnung, die fürstliche Regierung betreffend. Als all-
gemeine Verwaltungsbehörde wurde die F ü r s t l i c h e R e -
g i e r u n g errichtet, die sich in zwei Fachdepartements gliederte. 
Das erste trug selbst den Namen F ü r s t l i c h e R e g i e r u n g 
und war eigentlich ein reines Justizkollegium. Das zweite führte 
den Namen H o f - u n d O b e r p o l i z e i g e r i c h t ; ihm 
waren alle Polizeimitglieder des Landes unterstellt. Es hatte 
weiter die Aufsicht über die Armenanstalten, handhabte die 
117) Staat»- und Adreßbuch 1806. 
118) K. H. A. 19 I Villa 19 und 20. 
110) K. H. A. 36 : 32bi8¡ Staats- und Adreßbuch 1806. Die Oberrechen-
kammer war eine Behörde für alle Entschädigungsländer. 
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Bücherzensur und sollte die Industrie fördern. Einem O b e г -
f i n a n z k o l l e g wurden Anfang Januar alle Finanzange­
legenheiten übertragen. Noch im Jahre 1 803 wurde alles wieder 
umorganisiert. U.a., so hieß es, sei die strenge Abgrenzung 
zwischen den letzten beiden Organen einer guten Geschäfts-
führung nachteilig i 2 0 ) . Die F ü r s t l i c h e R e g i e r u n g als 
höchste Justizstelle wurde in ein R e v i s i o n s - und ein 
J u s t i z d e p a r t e m e n t aufgeteilt, wonach ersterem mehr 
die Aufsicht über die Justizverwaltung bei den Ober- und Unter-
ämtern oblag, letzteres die eigentliche Justiz mit Ausnahme der 
Revisionen warzunehmen hatte. Das Hof- und Oberpolizeigericht 
wurde aufgehoben, und die obengenannten Verwaltungskompe-
tenzen übernahm das O b e r f i n a n z k o l l e g . Dann gab es 
ein in Forstsachen völlig davon unabhängiges O b e r f o r s t -
k o l l e g i u m und schließlich ein K o n s i s t o r i u m für 
Kirchenangelegenheiten. Ein aufgeblähter Organismus von nahe-
zu zwanzig Kommissionen war obigen kollegial gegliederten Be-
hörden untergeordnet 1 2 1 ) . 
Es versteht sich, daß ein derartig im Umbau begriffener 
Staatsapparat die Ursache zahlloser Kompetenzstreitigkeiten 
bildete, von denen auch die Akten strotzen. Die Bewältigung 
der vielen Neureglungen führte weiter dazu, daß die Beamten 
mit Arbeit überhäuft wurden. Wenn Arnoldi darüber klagt, daß 
zu fürstbischöflicher Zeit die Verwaltung zu träge gewesen 
sei 1 2 2 ) , so hat sich dies unter oranischer Aufsicht trotz viel-
facher Bemühungen nicht gebessert. Da die höheren Behörden 
kollegial arbeiteten, mußte manche Angelegenheit bei Er-
krankung eines einzelnen Beamten liegen bleiben. Dauernd stößt 
man bei Durchforschung der Akten auf Bitten um Terminver-
schiebung; bisweilen wurden auch den einzelnen Beamten Straf-
gelder auferlegt. 
Gegenüber der fürstbischöflichen Verwaltung war aber ein 
großer Fortschritt zur Vereinheitlichung und Vereinfachung er-
zielt worden. Die unbeschränkte Alleinherrschaft des Fürsten, 
die Aufhebung der umfangreichen privilegierten Gerichtsbarkeit 
und die ebenfalls überall im Lande durchgeführte gleichzeitige 
120) Gedruckte Landesverordnung vom 7. November 1803. 
121) Vgl. Amd, S. 195. 
122) Arnoldi, S. 40. 
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Verwaltungskompetenz sind die Kennzeichen dieser Zentralver-
waltung. D a ß solch einer Steigerung des absolutistischen Macht-
willens keine Form von Volksvertretung mehr gegenüberstand, 
war — besonders unter einem nicht einheimischen Regime — 
gewiß ein Nachteil. Das lag jedoch in den staatsrechtlichen An-
sichten des Absolutismus, der gerade in den Kleinstaaten seine 
letzte Blüte erlebte, begründet. Man kann schließlich die Frage 
aufwerfen, ob der Par. 60 des R. D. H. eine so grundlegende 
Änderung der Zivilverwaltung gestattete 1 2 3 ) . Gegen die ganze 
Umwandlung des Staatsgefüges als solche ist jedoch nie Protest 
erhoben worden. Über die kirchenpolitischen Folgen werden wir 
später noch handeln. 
Die Bemerkung, daß in Fulda nach preußischem Muster um-
organisiert worden 1 2 4 ) sei, findet ihre Bestätigung in der Tat-
sache, daß der preußische Finanzrat v o n G ö k i n g k v o m 
Erbprinzen „zu der völligen Organisierung" des Fürstentums 
nach den ,,in den Staaten Preußens befolgten Grundsätzen" 
auf ein Jahr (1803-1804) in seinem Dienst angestellt worden 
war. Die Bewilligung seines königlichen Schwagers hatte ihm 
diese Anstellung ermöglicht 1 2 5 ) . Vielleicht hatte von Bibra schon 
einmal auf diesen seinen Freund hingewiesen, denn Gökingk 
war es, der als bekannter Dichter und Schriftsteller das von Bibra 
weiter geführte Journal von und für Deutschland gegründet hatte. 
Er war ein frei religiöser Protestant vom Schlage der einseitig 
radikalen Aufklärung; während seines Fuldaer Aufenthaltes fiel 
der dortigen Geistlichkeit sein Mangel an Kenntnis und Wert-
schätzung des katholischen Kulturgutes auf 1 2 6 ) . 
Gökingk, der im übrigen keine schlechte Erinnerung im 
Fuldischen hinterließ, ist in erster Linie Wilhelm Friedrichs 
finanzieller Berater gewesen ï 2 7 ) . D a ß er durch seine Laufbahn 
seinem derzeitigen Herrn allgemein als Vermittler dienen konnte, 
geht aus der Tatsache hervor, daß er den preußischen Minister 
Haugwitz um Mitteilung über die Position der katholischen 
Geistlichkeit in den Entschädigungslanden bat. Dieser übersandte 
123) pü r J j e wichtigsten Paragraphen dee R. D. H. aiehe Anhang. 
1 2 4) Darmstädter, S. 60. 
1 2 Β ) Κ. Η. Α. 19 1 ІІІЬ 89. 
1 2 β ) Braubach, Die kirchliche Aufklärung, passim; Malkmus, Historien' 
biichlein, S. 127-129. 
1 Ϊ 7 ) Κ. Η. Α. 19 Ι Villa 22. 
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ihm eine Memoire „im engsten Vertrauen und gegründet auf 
die Freundschaftsverhältnisse" zwischen dem König und dem 
Erbprinzen von Oranien 1 2 8 ) . Die auf der Hand liegende Folge-
rung, Gökingk habe auch die Kirchenpolitik geführt oder zu-
mindest stark beeinflußt, wird durch das Marburger Akten-
material nicht bestätigt. Wie noch dargelegt werden wird, waren 
zuerst Bibra und dann Arnoldi und Thomas die führenden 
Kräfte der oranischen Kirchenpolitik. Auch die Behauptung, er 
habe das Schulwesen in Ordnung gebracht 12!)), trifft nur insofern 
zu, als durch seine Vermittlung der Organisator des höheren 
Schulwesens, Meißner, nach Fulda kam. Mag er also auch einer 
der vielen Berater des Erbprinzen gewesen sein, so wurde dessen 
Kirchenpolitik kein einheitliches Ganzes und bestimmt keine 
stereotype Nachahmung der — übrigens in den verschiedenen 
neu erworbenen Gebieten durchaus ungleichmäßig durchge-
führten — preußischen Kirchenpolitik. 
Zur Wahrung und Ausübung der sog. landesherrlichen Rechte 
in Kirchensachen verfügte die oranische Regierung über das er-
wähnte neu gegründete K o n s i s t o r i u m , das wir mit Rück-
sicht auf das Thema unserer Arbeit etwas näher in seiner Zu-
sammensetzung betrachten wollen. Wie seine Errichtungsver-
ordnung vom 30. April 1 Θ03 einleitend bemerkte, war es als 
„ein eigenes von dem bischöflichen Vicariate getrenntes und 
lediglich von Uns als Landesfürsten abhängiges" Organ ge-
plant 1 3 0 ) . Es war — obwohl erst nach seinem Tode verwirk-
licht — eine Idee Bibras, welcher den Gedanken und Namen der 
Antwort, die der als Jurist und Politiker bekannte Freiherr 
Friedrich Karl von Moser auf seine Preisfrage gegeben hatte, ent-
nommen zu haben scheint. Mosers Darlegungen hatten damals 
eine große Bekanntheit erworben. Nach seinen Vorschlägen be-
stand das neue fuldische Konsistorium je zur Hälfte aus geist-
lichen und weltlichen Beisitzern und war wie die gleichartigen 
Behörden in den meisten Entschädigungslanden aus Katholiken 
und Protestanten zusammengesetzt 1 3 1 ) . Es war also von ganz 
anderer Natur als die alten Konsistorien jener deutschen Länder, 
12fi) Granier VIII, S. 861. 
120) Malkmus, ebenda, S. 127. 
130) Siehe Anhang. 
131) Vgl. Brück, S. 39. 
40 
in denen der protestantische Fürst zugleich Haupt der Landes-
kirche war 1 3 2 ) . Auch mit dem bis dahin in Fulda bestehenden 
Konsistorium, einer rein kirchlichen Gerichtsbehörde, hat es fast 
nur den Namen gemein 133). 
Das fürstliche Konsistorium war zuständig für alle protestan-
tischen kirchlichen Angelegenheiten und für die katholischen, 
sofern sie nicht ,,in das dogmatische Fach und die innere Kirchen-
Disciplin" gehörten. Selbstverständlich bedeutete das gemäß den 
herrschenden kirchenpolitischen Ansichten eine weitgehende 
Befugnis, worüber im dritten Kapitel Näheres ausgeführt wird. 
Wie die übrige Verwaltung war auch die kirchliche eine schrift-
lich-bürokratische. Was im Konsistorium verhandelt war, ging 
als Bericht, Gutachten oder „Pro Memoria" an die G. C. C. 
War der Landesherr in Fulda, so entschied dieser meistens in 
dieser Behörde darüber. War er abwesend, so wurde das G.C.C.-
Gutachten nach Berlin geschickt, oft unter Beifügung der Kon-
sistorialunterlagen. Wiederholt wurde von dort um nähere Aus-
kunft und gutachtliche Rückäußerung gebeten. Die Erledigung 
wichtiger Fragen konnte also monatelang dauern. Nur in ganz 
kleinen Sachen verfügte und entschied das Konsistorium selbst. 
Was wir oben als anzweifelbar bezeichneten, gilt a fortiori für 
diese einschneidende Verwaltungsänderung in religiosis. Die 
Paragraphen 60 und 62 des R. D. H. wurden oranischerseits 
wohl sehr weit interpretiert. Zwar ließ die kautschukartige 
Formulierung viel freien Spielraum, aber die Befugnis zur Er-
richtung dieses Konsistoriums war, abgesehen von eindeutigen 
kirchenrechtlichen Bedenken, auch nach dem allgemein aner-
kannten R. D. H. rechtlich zumindest eine fragwürdige Ange-
legenheit. Kein Wunder, daß das bischöfliche Vikariat sich im 
Namen des Bischofs kurz nach der Errichtung des Konsistoriums 
beschwerdeführend an die G. C. C. wandte. Am Schluß seines 
Protestschreibens äußerte es den Wunsch, daß die Grenzen der 
geistlichen und weltlichen Gewalt durch ein Konkordat zwischen 
Papst und Kaiser oder „auf eine sonst bestehende Weise zur 
allerseitigen Einheit und Beruhigung bald bestmöglichst be-
richtiget werden möchten". Die G. C. C. beharrte jedoch auf 
ihrem Standpunkt. Das landesherrliche Ansehen ließe nicht zu. 
132) f ü j ¿[e Konsistorien siehe Rieker, S. I 63 ff. 
133) Vgl. Enneking, S. 161, 162. 
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von irgend einem Punkt der Konsistorialgerichtsbarkeit abzu-
weichen, ,,da alles nach dem Zwecke und wahren Wirkungskreise 
des Säkularisationssystems eingerichtet und hier selbst der 
Reichsdeputationsschluß zum Grund gelegt worden" sei i3i). 
Das Vikariat stand also vor einer vollendeten Tatsache und hat 
sich unter fortwährenden Bedenken gegen die Übergriffe in 
seinen Bereich, die ihm gelegentlich auch in der Praxis angetan 
wurden, mit der neuen Instanz abfinden müssen. Die rege 
Korrespondenz zwischen G. С. C. und Konsistorium einerseits 
und dem Vikariat andrerseits zeugt davon und ist eine der wert ' 
vollsten Quellen für unsere Darstellung. 
Auch im engsten bischöflichen Kreise erschien ein landesherr-
liches Organ für kirchliche Angelegenheiten als solches offenbar 
nicht so unmöglich. Der Protest galt denn auch mehr „ver-
schiedenen Dispositionen" der Konsistorialverordnung 1 3 5 ) . Zu 
diesen verhältnismäßig günstigen Beziehungen trug der Umstand 
bei, daß die landesherrliche Kirchenpolitik einem besonderen 
Organ anvertraut war. Das begriff der sonst nicht so rücksichts-
volle Arnoldi besser als sein Fürst, als dieser zur Kostenersparung 
auf den Gedanken kam, das Konsistorium mit einem der 
Regierungsdepartements zu vereinigen 1 3 6 ) . Arnoldi hatte hier-
gegen Bedenken, weil die Verbindung mit einer ganz weltlichen 
Behörde neue Konflikte erregen müsse. Die Einschränkung des 
Vikariates sei ja schon manchem sehr anstößig gewesen und sei 
es zum Teil noch; es habe die Geistlichkeit und deren Anhänger 
indessen sehr beruhigt, daß die ehemaligen Befugnisse des 
Vikariats doch^einer besonderen Stelle übertragen worden seien, 
„die man, weil sie zumahl auch geistliche Mitglieder hat, für 
eine geistliche Stelle gewissermaßen ansieht" 1 3 7 ) . Aus mehreren 
beim Konsistorium eingereichten Briefen geht tatsächlich hervor, 
daß ein Teil der Bevölkerung, darunter auch Geistliche, sich in 
nach unseren Begriffen rein kirchlichen Angelegenheiten an das 
Konsistorium wandte. 
Das Konsistorium zählte 7 bis 9 Mitglieder, Konsistorialräte 
genannt, für die die Mitgliedschaft eine Nebenbeschäftigung war. 
134) St. M. 97i XXXI. 
135) ebenda. 
1 3 e) St. M. 97i XXX 3. 
137) K. H. A. 36 :32b. 
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Sie traten ein- oder zweimal in der Woche zusammen. Die von 
Bibra gemachte Vortragsliste fand fast völlig die landesherrliche 
Gutheißung 1 3 8 ) . Nur blieb durch Bibras plötzlichen Tod die ihm 
zugedachte Direktorstelle offen. Auch ernannte der Fürst statt 
des vorgeschlagenen reformierten Pfarrers Langenscheidt, der 
kurz zuvor nach Fulda berufen worden war, den bei der Justiz-
kanzlei in Dillenburg beschäftigten Assessor Nemnich, der zu-
gleich in der Oberrechenkammer und dem Oberfinanzkollegium 
Sitz und Stimme erhielt 1 3 9 ) . Mit dem einheimischen Pfarrer 
Lasch, der in Dermbach amtierte, bildete er den vorläufig kleinen 
protestantischen Teil des Kollegiums. Zum D i r e k t o r wurde 
F r a n z K a r l S c h l e r e t h ernannt, der sich unter dem 
fürstbischöflichen Regime als ein tüchtiges und arbeitsames Mit-
glied der weltlichen Regierung erwiesen hatte 1 4 0 ) . Im Jahre 
1803 wurde er auch zum Geheimen Rat ernannt, aber seine 
Tätigkeit war nur von kurzer Dauer. Noch im selben Jahre starb 
er, und nur eine geringe Anzahl kirchenpolitischer Entwürfe oder 
Gutachten stammen aus seiner Feder. Arnoldi schilderte ihn 
seinem Fürsten als „einen der redlichsten der alten Diener" 1 4 1 ) . 
V o n den übrigen vier katholischen Konsistorialräten, die gleich-
falls früher ihrem Bischof gedient hatten, waren Karl Gößmann 
und der Hünfelder Stadtpfarrer Franz Kaufholz Geistliche. Alle 
Konsistorialräte hatten einen Eid auf den Landesherrn zu leisten, 
in dem sie versprachen, ihm Schaden abzuwenden und sein 
Bestes zu fördern 1 4 2 ) . 
Die Besetzung war im Laufe der Jahre noch mehrmaligem 
Wechsel unterworfen, was zur Verstärkung des protestantischen 
Elementes führte. Da war an erster Stelle die Ernennung 
S c h e n k s z u S c h w e i n s b e r g zum D i r e k t o r , was 
böses Blut in bischöflichen Kreisen machte 1 4 3 ) . Die Verbindung 
dieser Direktorstelle mit der des Justizdepartements war auch in 
anderen Ländern üblich, und Arnoldi war der Meinung, „sie 
würde unter der Hand am leichtesten zu einer künftigen, völligen 
1 3 8 ) St. M. 97i X X X I . 
13!>) S iehe a u c h St. M. 9 7 e 2 Ι Θ2. 
1 4 0 ) Vgl. Enneking, S. 23. 
1 4 1 ) K. H. A. 36 : 62. 
1 4 2 ) St. M. 97i XXX 2. 
1 4 3 ) F. Intell. Bl. vom 26. September 1804! B. Rep. F. BUtumsakten 24. 
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Vereinigung des Consistoriums mit der Regierung führen" i 4 4 ) . 
Die später erfolgende Heranziehung noch zweier fremder pro-
testantischer Räte, von denen Meißner der wichtigere war, hat, 
wenn auch nicht so kraß wie im Geheimen Rat, dem konfessio-
nellen Zahlenverhältnis der Bevölkerung keine Rechnung ge-
tragen. Weil Nemnich inzwischen ausgeschieden war, gab es 
zuletzt vier protestantische gegen fünf katholische Konsistorial-
räte. Über Meißner und das katholische Neumitglied, den Ex-
benediktiner Rupfer wird im Kapitel über das Schulwesen noch 
gesprochen werden. Hier sei über die zwei einflußreichsten 
katholischen Geistlichen im Konsistorium noch einiges bemerkt. 
K a r l G ö ß m a n n war seit sechs Jahren bischöflicher 
Hofkaplan, als die G. C. C. ihm die Stellung von Mitglied des 
Konsistoriums bei dessen Errichtung anbot. Zuvor hatte der 
damals etwa fünfunddreißigjährige Weltpriester kurz ein Profes-
sorat am Gymnasium und die Direktorstelle des Volksschul-
wesens inne gehabt 1 4 5 ) . Zuerst wies er das Angebot zurück, 
denn, so führte er der G. C. C. gegenüber aus, der Fürstbischof 
würde sich kaum entschließen, ihn ferner als Kaplan in seinem 
Dienste zu belassen, wodurch er um sein Gehalt kommen würde. 
Als die G. C. C. ihm darauf ein Gehalt in Aussicht stellte, hatte 
er keine Bedenken mehr. Nur stellte er noch Bedingungen für 
seine Wohnung: „nur dann erst kann ich sagen, daß ich in 
meiner neuen Stelle, die zwar ehrenvoller aber auch mühsamer 
ist, wenigstens einen scheinbaren Vortheil habe" 1 4 6 ) . So wech-
selte ein bischöflicher Diener über Nacht den Herrn! Man kann 
nicht umhin festzustellen, daß die Verbesserung des finanziellen 
Status mitbestimmend für den Übertritt gewesen ist. 
Wir heben dies deshalb hervor, weil diese Haltung sympto-
matisch ist für die Einstellung, mit der mancher Altfuldaer dem 
neuen Regime begegnete. Sowohl bei anderen Konsistorialräten 
als auch bei den Benediktinern, die sich zur Übernahme von 
Seelsorge bereit erklärten, stößt man auf die Bemühungen, die 
neuen Verhältnisse zur Besserung ihrer finanziellen Lage auszu-
nützen. Bei Gößmann bedeutete dies den Anfang einer arbeits-
reichen Karriere, in der er sich als einen treuen Diener der abso-
«
4 ) K. H. A. 36 :66 . 
145) Gegenbaur, S. 20. 
140) St. M. 97i XXX 2. 
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lutistischen Kirchenpolitik seines neuen Brotherrn erwies. Bei 
dem weitaus größten Teil der Konsistorialgutachten war er der 
wortreiche Referent und hat damit als einziger Konsistorialrat, 
der keine anderen Geschäfte zu führen hatte, die Konsistorial-
politik aus seinen aufgeklärten Grundsätzen beeinflußt. Offen-
bar ohne Gewissensbedenken hat dieser Priester gegenüber dem 
Vikariat die angeblichen landesherrlichen Rechte in religiosis 
verteidigt. Wie Thomas beweist auch er, daß bereits zu bischöf-
lichen Zeiten in führenden Fuldaer Köpfen das jetzt zum Zuge 
kommende Staatskirchen tum geisterte. 
Der andere Geistliche, der als zuverlässiger Berater in zahl-
reichen kirchenpolitischen Fragen im Hintergrund stand, ist der 
Hadamarer Stadtpfarrer und Gymnasialdirektor W i l h e l m 
B a u s c h . Noch vor der Besitzergreifung, im Sommer 1 802, 
hatte er dem Erbprinzen seine Dienste angeboten. In der Über-
zeugung, daß der neue Fürst seine Kirchenpolitik nach dem 
oranien-nassauischen Muster gestalten wolle, bezeichnete er sich 
als einen Mann, „welcher von den Verhältnissen des Staates zur 
katholischen Kirche überhaupt und von den kirchlich-katho-
lischen Einrichtungen in den hiesigen Erblanden besonders eine 
genaue Kenntnis" habe 1 4 7 ) . Zwar hat die oranisch-fuldische 
Regierung wiederholt von seinen Gutachten in Kompetenzfragen 
zwischen Kirche und Staat Gebrauch gemacht, aber zu einer 
Anstellung kam es vorläufig nicht. Auch dann nicht, als durch 
den Tod Schlereths die Direktorstelle frei und Bausch wiederum 
vorstellig wurde unter dem Hinweis, daß er mit der Bekannt-
schaft der causa consistorialis catholica „einen reinen Katholi-
zismus und eine feste erprobte Anhänglichkeit an seinem ange-
stammten Herrn verbinde" 1 4 й ) . 
Wenn auch Arnoldi seinem Fürsten schrieb, der Bewerber 
Bausch zeichne „sich durch gründliche Gelehrsamkeit und helle 
Begriffe unter seinen Glaubensgenossen aus" und unter den 
Fuldaer Geistlichen dürfte ihm keiner darin beikommen 1 4 9 ) , so 
kam aus dem schon erwähnten Grunde nicht er, sondern von 
Schenk in Betracht. Als Bausch dann Ende 1 Θ04 vorläufig auf 
ein Jahr als Konsistorialrat nach Fulda kam, konnte er sich 
147) St. M. 97І XXX 3. 
^
8 ) St. M. 97i XXXI. 
"
e ) K. H. A. 36 :32b. 
45 
jedoch nicht eingewöhnen. An Körper und Geist fing er an zu 
kränkeln; wenn auch ungern ließ ihn der Erbprinz nach einem 
halben Jahr wieder gehen. Kein Wunder, daß ein Mann, der 
von den vielen „Vorurteilen" sprach, „welche noch so viele 
Männer meines Standes beherrschen", dem allerdings erwarteten 
Widerspruch unterlag. In einer „hypochondrischen Stimmung" 
kehrte er wieder nach Hadamar zurück 150). Dieser Priester 
glaubte in einer uns schwer verständlichen Weise, eine radikale 
Aufklärung und eine naturrechtlich bedingte Staatsauffassung, 
die das Staatswohl zum Maß aller kirchlichen Verhältnisse er-
klärte, mit einem „geläuterten" katholischen Lebensstil ver-
binden zu können. Er ist ein deutlicher Beweis, daß um die Jahr-
hundertwende in der Aufklärungszeit das Prädikat „Katholik" 
von Leuten mit fast entgegengesetzten Meinungen über Funda-
mentalfragen für sich beansprucht wurde. 
In oranischer wie auch in fürstbischöflicher Zeit war die 
L o k a l v e r w a l t u n g den Ä m t e r n übertragen, aber der 
neue Fürst hat in dieser Hinsicht eine große Neuorganisation 
vorgenommen : 151). Vor der Säkularisation hatte es neben den 
unmittelbar dem Fürstbischof unterstellten Verwaltungsbezirken 
solche gegeben, die dem Domkapitel als Körperschaft oder den 
einzelnen Pröpsten unterstellt waren. Diese Ämter waren meist 
Gerichts- und Verwaltungsstellen zugleich. A m 8. Januar 1 803 
erschien die grundlegende Verordnung, durch welche die Ämter 
vollständig umorganisiert wurden. Alle Jurisdiktionsverwick-
lungen hörten auf. Nur der Landesherr war die Jurisdiktions-
quelle und der alleinige Inhaber der exekutiven Gewalt. Die 
Eigenständigkeit von Kapitel, Dechanei, Propsteien, Stiften oder 
die des Benediktinerkonventes als Lehensvogteien wurde völlig 
aufgehoben; die Vogteibezirke wurden den Ämtern einverleibt. 
Auch die privilegierte Gerichtsbarkeit des Senats der Universität, 
des Hofmarschallamts, des Oberforstamts und des Lehenhofes 
hörte auf. Das fuldische Privatrecht blieb aber weiter in Geltung, 
was erst in der französischen Zeit geändert wurde 1 5 2 ) . Alle 
1B0) K. H. A. 36 : 32d; St. M. 97i XXXI. 
1B1) Für die folgende Darlegung siehe: Stöhr in F. G. Bl. XXVII (1934) 
und Stramberg, S. 133 li. 
152) Vgl. Schäfer. S. 1 7. 
4 6 
Amts- und Justizverwaltungen wurden der G. С. C. unterstellt, 
insofern sie von dort Befehle erhielten; in Justizfällen, Landes-
und Polizeisachen waren die betreffenden Departements der 
Regierung zuständig. Für die Neueinteilung der Amtsbezirke war 
einzig die geographische Lage maßgebend. Sie wurden nach der 
Größe des Distrikts in drei Klassen aufgeteilt. Zu der ersten 
Klasse gehörten das Vizedomamt der Stadt Fulda, das Centober-
amt Fulda (Vorstädte der Stadt), das Centoberamt Johannisberg 
und die Oberämter der Munizipalstädte und größeren Dörfer. 
Ein wichtiger Schritt, Justiz und Verwaltung in den unteren 
Organen von einander zu trennen, war die Maßnahme, daß 
vielen Ämtern die Finanzgeschäfte entzogen und besonderen 
Rentämtern übertragen wurden. Die Rentämter wurden mithin 
die lokalen Verwaltungsinstanzen, die oft mit dem Amte noch 
insofern verbunden waren, als sie sich in der Person des A m t -
m a n n e s , der an der Spitze der beiden Ämter stand, ver-
einigten. In den Ämtern der zweiten Klasse trug er den Namen 
A m t s v o g t . Er wurde v o m Fürsten ernannt, sprach Recht 
in seinem Bezirk und war Exekutivorgan der Regierung. Wilhelm 
Friedrich interessierte sich sehr für die Organisation dieser Ver-
waltung. So war es ihm auf Inspektionsreisen durch sein Land 
aufgefallen, daß eine Anzahl Ämter füglich vereinigt werden 
könnten 1 5 3 ) . Obwohl er dies zunächst „wegen unvermutheter 
Hindernisse" aufschieben mußte, ist Mitte 1 805 tatsächlich eine 
weitere Einschränkung durchgeführt worden, so daß die bereits 
von dreißig auf einundzwanzig verminderte Zahl der Ämter auf 
sechzehn kam 1 5 4 ) . 
Die Amtsverwalter bezogen ein festes Gehalt. Vorher er-
hielten die Staatsdiener eine nur kärgliche Besoldung aus der 
Staatskasse, genossen aber erhebliche, größtenteils aus dem 
Geldbeutel der Untertanen kassierte Nebeneinnahmen. Es war 
eine der wesentlichsten Änderungen, die der Erbprinz traf, als 
er sowohl für die Kollegialbeamten als auch für die Amtsleute 
eine im Grundetat festgelegte Besoldung bestimmte 1 5 5 ) . Auch 
dieser Regelung widmete er seine besondere Aufmerksamkeit, 
und er schrieb seinem Vater, daß er hierbei nach der Methode in 
1БЗ) St. M. 97b 281. 
1 5 4) Vgl. F. Intell. Bl. vom 5. Juni 1805. 
1B!;) F. G. Bl. IV (1905), S. 106. 
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Dillenburg vorgegangen sei; die Sportein, deren die Angestellten 
verlustig gingen, forderten einen Ersatz aus der Staatskasse, aber 
er ziehe es vor, dieses Opfer zugunsten des Landes zu bringen 
und schmeichle sich persönlich, den Untertanen damit eine große 
Erleichterung zu bereiten 1 5 G ) . Die Umstellung brachte jedoch 
andrerseits eine unheimlich ausgedehnte Administration mit 
sich und bedeutete weiter für einen Teil der Amtsleute einen 
großen Verlust, den sie nur murrend getragen haben dürften. 
Die Fürstliche Regierung, die dem Justizwesen vorstand, stellte 
die zweite und vorläufig auch dritte Instanz dar. Vor der Säku-
larisation ging eine Berufung nach Erledigung dieser landes-
gerichtlichen Instanzen an die Reichsgerichte, da die Fürst-
bischöfe nicht in letzter Instanz Recht sprechen konnten 1 5 7 ) . 
Nach dem Par. 33 des R. D. H. wurde jedoch dem Gesamthause 
Nassau das Recht zuteil, daß ihm wie allen Kurfürsten und dem 
Landgrafen von Hessen-Darmstadt für seine alten und neuen 
Besitzungen das unbedingte Privilegium de non appellando ge-
währt wurde 1 5 8 ) . Im Jahre 1803, nach dem die Ratifikation des 
R. D. H. stattgefunden hatte, äußerte Wilhelm Friedrich sich 
denn auch gegenüber seiner G. С. C , er hoffe schnellstens seinen 
„getreuen Unterthanen den Genuß der großen Vortheile ver-
schaffen zu können, welche dasselbe durch Abschneidung der 
kostbaren und langwierigen Recurse an die Reichsgerichte den-
selben gewähren wird" 1 5 9 ) . Die Verhandlungen unter den 
nassauischen Häusern — nicht nur Nassau-Dillenburg, worunter 
Diez, Siegen und Hadamar, sondern auch die Nassau-Saar-
brückischen Häuser Usingen und Weilburg fielen darunter — 
dauerten noch über ein Jahr, bevor am 6. Juli 1 8 0 4 die Grün-
dung eines O b e r a p p e l l a t i o n s g e r i c h t e s im nas-
sauischen Städtchen H a d a m a r erfolgte ^ 0 ) . 
Trotzdem fuhr das Reichskammergericht in Wetzlar fort, 
Fälle, die eigentlich vor das Oberappellationsgericht gehörten, 
selber zu behandeln. Es erging daher eine Verfügung der G.C.C, 
an sämtliche Advokaten, daß sie bei Strafe des Amtsverlustes 
nicht dort appellieren sollten. Der Erbprinz äußerte 1806 noch-
1 Β β ) Κ. Η. Α. 19 Ι Vil la 20. 
1 B T ) Simon, S. 82. 
1 S 8 ) Siehe Anhang. 
™
0) St. M. 97c 625. 
1 0 0 ) St. M. 97c 626a. 
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mals von Berlin aus den Wunsch, der G. R. möge noch strenger 
darauf achten, daß die Untertanen nicht vor die Reichsgerichte 
gingen 1 6 1 ) . Das Hadamarer Gericht kam jedoch in den Jahren 
des oranischen Fuldas in der Praxis kaum über die aktenmäßige 
Errichtung hinaus 1G2). Daß der Erbprinz, nach seiner Korres-
pondenz, so sehr auf dem ius de non appellando bestand, ist in 
dem Bestreben begründet, den Einfluß des Reiches zurückzu-
drängen. War doch das sterbende alte Kaiserreich noch ein 
letzter Hüter der früh«en Rechtsverhältnisse und versuchte es 
bei Interpretationsfragen z.B. über die Artikel des R. D. H. die 
alten Reichsrechte und damit öfters die kirchlichen Interessen zu 
vertreten 1 6 3 ) . Nicht umsonst wurde der Fuldaer Bevölkerung 
bekundet, daß eine große Anzahl katholischer Advokaten in das 
Hadamarer Kollegium aufgenommen sei 1 6 4 ) . Sie sollte sich ja 
auch in Sponsalien- und Ehescheidungssachen und allen anderen 
in erster Instanz vor das Konsistorium gehörigen Fällen mit ihren 
Berufungen an das Oberappellationsgericht wenden 1 6 5 ) . Es ver-
steht sich, daß man der angeblichen fürstlichen Sorge um das 
finanzielle Wohl der Untertanen dabei nicht recht traute. 
V. Der Fürstbischof und seine kirchlichen Diener 
Als im Jahre 1 788 der Nachfolger des verstorbenen Fürst-
bischofs Heinrich von Bibra gewählt werden sollte, soll der 
Propst vom Michaelsberge, von Warnsdorff, die meisten Chancen 
gehabt haben, aber jeder habe, wie erzählt wird, dem anderen 
die hohe Würde mißgönnt. Ein Kapitular sei dann auf den Ge-
danken gekommen: ich wähle den Thulbaer Propst Adalbert 
von Harstall, weil er der unbedeutendste von uns allen ist; der 
wird es doch nicht. So hätten auch andere gedacht, und Adalbert 
wurde nun der neue Fürstbischof 1 6 6 ) . Mag die Geschichte auch 
nicht wahr sein, so ist sie doch bezeichnend und deutet darauf-
W!) ebenda; K. H. A. 34 : 25. 
1 β 2 ) Jüngst, S. 373. 
i"3) Über die beiden Reichsgerichte, das Reichskammergericht in 
Wetzlar und den Reichshofrat zu Wien, und ihre von einander ab-
weichende Jurisprudenz siehe S. 3 I 2. 
1 M ) F. Intell. Bl. vom 21. November 1804. 
163) B. Rep. F. Handgeschriebene Konsistorialverordnung vom 29. Sep-
tember 1804. 
l eG) Hessenland VII (1893), S. 300. 
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hin, daß man es bei ihm mit einer Verlegenheitswahl zu tun hat. 
Im Jahre 1 737 wurde W i l h e l m v o n H a r s t a l l als 
jüngstes Kind eines Rittmeisters in Herzoglich-Eisenachschen 
Diensten geboren 1 6 7 ) . Wie so viele Söhne des Adels bezog er 
mit 1 6 Jahren die Universität Würzburg. Er soll sich angeblich 
auf einer Jagdpartie entschlossen haben, als Mönch weiter durchs 
Leben zu gehen. 2 1 Jahre alt wurde er in der Benediktinerabtei 
Fulda eingekleidet und erhielt dabei den Namen A d a l b e r t . 
Ein paar Jahre später zum Priester geweiht, rückte er bald als 
Beipropst oder Kommensalis in die Verwaltung ein. 1 773 wurde 
er Domkapitular und bekleidete dann nacheinander kurz die 
Ämter eines Stadtpräsidenten von Fulda und eines Superiors des 
hochadeligen Benediktinerkonventes. Die letzten zehn Jahre vor 
seiner Wahl war er Propst in Thulba und bekundete als solcher 
ein reges Interesse für die Landwirtschaft. 
Bischof geworden, setzte er sich mit größerem Eifer als Bega-
bung für das geistliche und weltliche Wohl seiner Untertanen ein. 
Viel Sorge bereitete ihm ein Teil seiner Kapitulare und die Pro-
fessoren unter seinen Mönchen, die als weltmännische Leute im 
Geiste der Aufklärung ein wenig erbauliches Leben führten t6a). 
Selbst war er eine ganz andere Natur, führte ein frommes und 
sittenreines Leben, besaß aber keine große Bildung. Bei der 
schlichten Fuldaer Bevölkerung war er durch seine Herzensgüte 
sehr beliebt und genoß auch nach der Säkularisation noch das 
höchste Ansehen. Wenn er hochroten Angesichts, mit langer, 
schmaler Nase und gespannten Augen von seinem Rappen herab 
den Leuten zunickte, waren sie voller Ehrfurcht 1 6 9 ) . Als Landes-
herr war er wie so viele andere kleine geistliche Fürsten ein 
Herrscher ohne irgendwelche hervorragenden Leistungen. Seine 
Sorge um eine geordnete Verwaltung und Rechtsprechung be-
schränkte sich auf den bestehenden Rahmen; seine Wirtschafts-
politik war nicht ohne Fehler und seiner ganzen Regierung fehlte 
eine wirklich durchgreifende Planung und Energie. Allerdings 
war er sparsam in seiner Lebens- und Hofhaltung und hat nicht 
wie sein weltlicher Nachfolger den Bogen überspannt. 
1 β τ ) Für seinen Lebenslauf siehe Welle, Blumenkränze, S. 6 ff. und Enne-
king, S. 5, 6 und weiter passim. 
1 β 8 ) Enneking, S. 166 ff. 
1 β 0 ) F. G. Bl. VI (1907), S. 13; König, Auch eine fugend, S. 14. 
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Es fällt auf, daß dem Fürstbischof vor allem Milde, Güte und 
Gerechtigkeitsliebe nachgerühmt werden. Zweifellos schöne 
Tugenden, die aber oft hervorgehoben werden, um einen Mangel 
an staatsmännischen Fähigkeiten zu bemänteln. Bischof Adalbert 
war unstreitig eine Figur zweiten oder dritten Ranges, die den 
neuen oranischen Machthabern gegenüber unter der Maske von 
Starrköpfigkeit, Gewissenhaftigkeit und einer gewissen Pedan-
terie seine innere Unsicherheit, den Mangel an der gerade jetzt 
erforderlichen Wendigkeit und seine Enge des Geistes zu ver-
bergen suchte. Das Schicksal hatte ihm die Pflicht auferlegt, die 
kirchlichen Folgen der Säkularisation zu bemeistern; er war 
jedoch dieser historischen Aufgabe leider schlecht gewachsen. 
Die Ausdrücke „meine Rechte hiermit protestando zu ver-
wahren", „ohne Präjudiz meiner Rechte" und dergleichen waren 
gang und gebe in seiner Korrespondenz und deuten auf die 
negative Einstellung hin, die er den neuen Verhältnissen ent-
gegenbrachte. Wiederholt resignierte er nur, wenn sein Vikariat 
ebenfalls kein „standhaftes" Benehmen empfahl. Seine Ant-
worten, die oft von einer enttäuschten Stimmung zeugen, schrieb 
er in seiner runden, zitterigen und unpersönlichen Handschrift 
auf die Ränder der Promemorias und Berichte, die ihm vom 
Vikariat zugeschickt wurden. 
Besonders in der ersten Zeit nach der Säkularisation 'war für 
die oranische Regierung bei dem nur äußerlich zuvorkommenden 
Bischof wenig zu erreichen. Die Haltung ist begreiflich bei einem 
Manne, dem die Kunst des Lavierens, des geschickten Ver-
handeins und des klugen Nachgebens abging. Der fromme und 
orthodoxe Adalbert sah sich plötzlich einem Regime gegenüber, 
das auf ganz anderem Boden stand als dem, 'worauf er selbst 
seine Kirchenpolitik geführt hatte. Man kann es diesem Re-
präsentanten eines vergangenen Zeitalters nicht verübeln, daß 
er seine einzige Pflicht in dem Beharren auf seinen herkömm-
lichen geistlichen Rechten erblickte. Dieser Standpunkt ist an sich 
konsequenter und mutet sympathischer an als der eines Bibra, 
der sich nicht genug beeilen konnte, dem neuen Landesherrn 
alle nur möglichen Rechte in kirchlichen Angelegenheiten zuzu-
sprechen. Durch den Umstand, daß ein für die neue Rechtslage 
aufgeschlossenes Vikariat dem Bischof beratend zur Seite stand 
und de facto seine kirchliche Verwaltung geprägt hat, hatte 
Adalberts Haltung keine verhängnisvollen Folgen. 
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Die Starrheit, mit der Bischof Adalbert die Säkularisation über 
sich und sein Fürstentum kommen ließ, scheint von manchem 
Zeitgenossen richtiger beurteilt zu sein als von der Fuldaer Ge-
schichtsschreibung 1 7 0 ) . Zwar war sein Hofkaplan Pfaff in einer 
Lobrede entgegengesetzter Ansicht, als er schrieb: „Sein Cha-
rakter zeigt sich auch hier in einer Größe, welche von manchen 
Zeitgenossen verkannt, in den Jahrbüchern der Fuldaischen Ge-
schichte nicht ungerühmt bleiben wird" 1 7 1 ) . Aber von größerer 
Einsicht zeugt die in jüngster Zeit vertretene Meinung, nach der 
Adalbert zwar pflichtgetreu und gewissenhaft, aber höchst un-
klug operiert habe i 7 2 ) . Und daß seine Gewissenstreue mit durch 
die Hoffnung bestimmt wurde, das Blatt könne sich noch 
wenden 1 7 3 ) , soll uns davor hüten, seine Haltung zu der eines 
Märtyrers zu stempeln. Wie so viele andere benahm sein 
Schicksalsgenosse, der Fürstbischof von Corvey sich in dieser 
Hinsicht nachgiebiger; dieser ließ z.B. seine Diener von ihren 
bisherigen Pflichten entbinden 1 7 4 ) . Auch stand er persönlich 
herzlicher zum Erbprinzen, der ihn als Gast auf dem Fuldaer 
Sommerschloß Fasanerie empf ing 1 7 5 ) . Die Verhandlungen 
zwischen Wilhelm Friedrich und Adalbert über die bischöfliche 
„Kompetenz" und die schlechte Einhaltung der schließlich er-
reichten Abmachung haben das Verhältnis zwischen den 
Häuptern von Kirche und Staat im säkularisierten Fulda leider 
getrübt. 
Bischof und Fürst konnten sich nämlich nicht einig werden 
über die Geldsumme und die weiteren Bedingungen, unter 
denen ersterer in den weltlichen Pensionsstand versetzt werden 
sollte 1 7 6 ) . Der Erbprinz, der Meinung, daß es sich um einen zu 
geringen Betrag handle, erhöhte seinen Vorschlag von 36 auf 
1T0) Vgl. z.B. Joseph Schneider m Buchonia, Bd. II, Heft II, S. 47: „Und 
so blieb des frommen, tugendhaften, sparsamen, gerechten, milden und 
wohltätigen Fürsten Adalberts III. Entschluß unerschütterlich und ein 
Muster seltener Charakterfestigkeit". Diesem Urteil hat man sich nachher 
allgemein angeschlossen. 
i " ) Pfaff, Trauerrede, S. 2 I ff. 
1T2) Buchenblätter XV, S. 21-22. 
173) Enneking, S. 247. 
174) K. H. A. 19 I Villa 72. 
1 7 Б ) Κ. Η. Α. 19 I XV 17. 
1 7 c ) Die ausführliche Korrespondenz über die Kompetenz befindet sich 
größtenteils im St. M. 97a 12 und 97b 113. Wenn keine anderen Akten 
aufgeführt werden, gehe ich auf das dortige Material zurück. 
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4 0 . 0 0 0 Gulden jährlich, und schließlich bot er noch eine ein-
malige Summe von 2 0 . 0 0 0 Gulden an. Adalbert wollte aber 
offenbar keine Verantwortung für einen selbständig unter-
nommenen Kompromiß tragen. Er ließ sich auf diese An-
erbietungen nicht ein und wandte sich zum Ärger Wilhelm 
Friedrichs mit einer Beschwerde an die Reichsdeputation in 
Regensburg. Damit befand sich der Erbprinz in einer mißlichen 
Lage. Einmal fand sein Vater sein Angebot nicht großzügig 
genug und zwang ihn zur wiederholten Darlegung, daß er im 
Interesse des Landes nicht weiter gehen dürfe, zumal der Fürst-
bischof 1 4 0 . 0 0 0 Gulden und einen beträchtlichen Weinvorrat für 
sich in Sicherheit gestellt habe 1 7 7 ) . Schenk, der sich in dieser 
Hinsicht sarkastisch als „orthodoxen Dogmatiker" bezeichnete, 
hatte dabei seinem Herrn das Argument in die Hand gegeben, 
der Bischof könne als Mönch keinen persönlichen Besitz gehabt 
haben; er sei als „politisch todt" zu betrachten, und sein ganzes 
Vermögen falle wie bei einem Ableben dem Staate zu. So war 
der Erbprinz nach seiner eigenen Ansicht schon weit über seine 
Verpflichtung hinausgegangen. Seine Eltern brauchten ihm nicht 
die zu unternehmenden Schritte vorzuschreiben, schrieb er seiner 
Schwester 1 7 8 ) . Zum anderen war Adalbert, der vorläufig in 
einem Flügel des Residenzschlosses wohnen blieb, von einer 
ärgerlichen Liebenswürdigkeit, als könne er persönlich nichts 
dafür. Die Mahlzeiten, die sie sich unter diesen Umständen 
gegenseitig anboten, dürften für beide etwas von Spießruten-
laufen gehabt haben. Mit solchen Begegnungen, die der Bischof 
zuvor auch oft mit Schenk hatte und bei denen er sich in einer 
entwaffnenden Einfalt und Gemütlichkeit zur Schau trug, wurde 
einer wirklichen Annäherung der Standpunkte offenbar nicht 
gedient. 
Inzwischen gelang es Arnoldi in Regensburg, eine solche Vor-
stellung gegen die fürstbischöflichen Beschwerden einzureichen. 
1T7) Vgl. z.B. K. H. A. 18 400c III und 19 1 Villa 1 9. In diesem Zusam-
menhang ist bemerkenswert, daß auch damals eine günstigere Beurteilung 
möglich war: Als der Fürstbischof von Hildesheim und Paderborn 1804 
eine Erhöhung seiner Kompetenz beantragte, wies er u.a. auf den Bischof 
von Fulda hin, der eigentlich nur als gefürsteter Abt 20.000 Gulden, das 
als Minimum vom R. D. H. festgesetzt worden war, hätte fordern können, 
jedoch viel mehr erhalten habe. (Granier IX, S. 1 I 7). 
"
8 ) K. H. A. 19 1 Villa 72. 
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daß die Reichsdeputation am 22. Dezember 1802 die Klage 
Adalberts verwarf. Ihm bleibe „keine gegründete Beschwerde 
übrig", da die nassauischen Angebote „annehmlich" seien, 
„wobey sich dann der Fürst von Fuld beruhigen könne" i79). 
In dem Par. 51 des R. D. H. war nämlich hinsichtlich der 
Sustentation der geistlichen Regenten das Minimum für Fürst-
bischöfe auf 20.000 und das Maximum auf 60.000 Gulden fest-
gesetzt worden. „Der Großmuth der künftigen Landesherrn" 
blieb es aber unbenommen unter besonderen Umständen mehr 
zu bewilligen. Daraufhin nahm der Fürstbischof die ihm ge-
machten Anträge endlich an, wofür er auf alle Bestände sowohl 
an Geld als Früchten, Weinen und anderen Naturalien Verzicht 
leistete. Von den Lustschlössern wurde ihm eins überlassen, und 
er hatte früher schon das Schloß zu Geisa als Sommeraufenthalt 
gewählt. Jedoch wollte er sich dabei noch zur Zeit seine „Reichs-
ständischen und Bischöflichen Rechte ausdrücklich vorbehalten, 
da ich mich meiner aufhabenden Pflichten, respective vor der 
Reichsgesetzlichen definitiv-Entscheidung und bis von den 
Kirchen- und Reichsoberhauptlichen Stellen etwas anderes ver-
fügt seyen wird, nicht eigenmächtig entbinden kann". 
Erst am 1 1. März 1 803, nachdem der R. D. H. vollzogen war, 
siedelte Adalbert nach dem angekauften B u s e c k i s c h e n 
H a u s e , heute Wallensteinstift, gegenüber seiner ehemaligen 
Residenz um. Von diesem Tage an begann seine Kompetenz zu 
laufen; aber nun hatte er künftig auch selbst seine paar Haus-
diener, sowie seinen Beichtvater, Leibarzt und Leibchirurgen zu 
bezahlen. Die oranische Regierung war im Laufe der Jahre 
immer rückständig mit der Auszahlung der Kompetenz und gab 
damit dem Bischof mit Recht Anlaß zu Beschwerden. Weiter 
zog sie große Summen ab wegen „von dem Herrn Fürstbischof 
unbefugter Weise vorgenommenen Weinverkaufs". Um sich 
diesen Wein zuzueignen habe er Fälschung von Papieren vor-
genommen, um den Verkauf zu antedatieren, und der Bischof 
sei damit stark kompromittiert 1 8 0 ) . Das war auch die Ur-
sache, daß eine Urkunde über die Kompetenz und die geistliche 
und weltliche Dienerschaft des Bischofs nicht zustande kam. 
Obwohl die G. C. C. der Meinung war, der Pensionsabzug habe 
179) Vgl. auch Brück, S. 109 ff. und Gasparri, S. 281. 
180) K. H. A. 19 I Villa 20. 
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mit der Festlegung der offiziellen Kompetenzsumme nichts zu 
schaffen, wollte der Erbprinz diesen auch in dem betreffenden 
Instrument erwähnt sehen. Die G. C. C. beabsichtigte, das dem 
Bischof in seinen beiden Häusern belassene Mobiliar nach seinem 
Tode wieder an den Staat zu ziehen. Außerdem sollte dann 
seine jetzt noch beibehaltene Dienerschaft mit einer ange-
messenen Besoldung wie die jetzt schon am Hof des Erbprinzen 
tätigen Diener in landesherrlichen Dienst übertreten. 
Die von Bischof Adalbert gezeigte Unbeugsamkeit war durch-
aus nicht von einer persönlichen Habgier eingegeben, sondern 
war prinzipieller Art. Ihm gegenüber stand der stets in Geld-
verlegenheit befindliche Erbprinz, dessen Wunsch nach einem 
guten Einverständnis seiner oft ins Knauserige gehenden Spar-
samkeit unterlag. Das geht z.B. aus der die Auslieferung des 
bischöflichen Schmucks betreffenden Korrespondenz hervor. Als 
Arnoldi Mitte 1 803, angeblich der Sicherheit und besseren Auf-
bewahrung halber, diesen Schmuck anforderte, wollte Adalbert 
sich natürlich nicht dazu verstehen 1 8 1 ) . Der Erbprinz glaubte 
jedoch auf Grund des Par. 50 des R. D. H., Anspruch auf diese 
nicht zu dem nötigen Service und den Möbeln gehörenden 
Gegenstände erheben zu können 1 8 2 ) . Durch Vermittlung des 
Bruders des Bischofs, des Oberjägermeisters von Harstall, kam 
es zu einer befriedigenden Lösung. Adalbert erklärte, er wolle, 
falls es die Absicht sein sollte, den Schmuck zum Besten des 
Staates zu verwenden, diesen „bis auf einige geringere Pektora-
lien und Ringe zu Unserem bischöflichen Gebrauche" aus-
händigen. Zugleich wollte er aber eine endgültige Festlegung 
seiner Kompetenz 1 8 3 ) . Daß es dem Erbprinzen tatsächlich um 
das Geld zu tun war beweist die Äußerung gegenüber seiner 
Schwester: die Auslieferung sei besonders unter den heutigen 
Umständen wertvoll, da die Entschädigungseinnahmen wider 
alles Erwarten weniger einbrächten und die Lasten alles auf-
saugten 1 8 4 ) . Weil die oranische Regierung die Kompetenzfrage 
nicht unmittelbar damit verbinden wollte, wurden ihr die 
goldenen und silbernen Gegenstände mit Ausnahme einiger 
141) St. M. 97a 33 . 
1 Я 2 ) Κ. Η. Α. 36 : 62. 
1 8 3 ) Β. Rep. F. Domkirche 15. 
1 8 ί ) Κ. Η. Α. 19 Ι Villa 73. 
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Ringe und Kreuze ohne weiteres ausgehändigt. Arnoldi sah in 
dieser großzügigen Haltung des Bischofs einen Versuch, sich den 
Erlaß der streitigen Gelder gewissermaßen zu erkaufen. Immer-
hin hat man sie gewürdigt, denn nach einer Mitteilung Tanns 
wäre sonst „manches Empfindliches zur Sprache gekommen und 
hierdurch wahrscheinlich die für vieles so ersprießliche gute 
Harmonie verloren gegangen" 1 8 5 ) . 
War der Fürstbischof also ein gutwilliger Mann, der es aber 
sowohl der oranischen Regierung als auch sich selbst und den 
Seinigen durch seinen ängstlichen Charakter schwer machte, so 
stand ihm ein V i к а г i a t zur Seite, das einen prinzipiellen 
Standpunkt mit einer geschmeidigen Verwaltungspraxis und 
Taktik zu verbinden wußte. Die alleinführende Stellung des 
Vikariats im geistlichen Leben des säkularisierten Fürstentums 
geht zum Teil darauf zurück, daß das Kapitel nicht nur als ein-
flußreicher Regierungskörper, sondern auch als geistige Körper-
schaft eingegangen war. Wie in zahlreichen anderen deutschen 
Staaten hatten die Domherren nicht genügend eingesehen, daß 
das Domkapitel, unabhängig vom Sein oder Nichtsein des geist-
lichen Staates in seiner geistlichen Existenz erhalten bleiben 
müßte 1 8 6 ) . Nach dem R. D. H. waren nur die Güter der Dom-
kapitel auf den Fürsten übergegangen; über die Einrichtung der 
künftigen Domkapitel sollte nach Par. 62 auf reichsgesetzlicher 
Grundlage entschieden werden. Obwohl Rom die hier und dort 
gewünschte Aufhebung nicht bewilligen wollte, scheint der 
kuriale Standpunkt nicht immer eindeutig gewesen zu sein 1 8 7 ) . 
In Fulda hat man ohne weiteres das Kapitel als aufgelöst be-
trachtet, und so lag dem Vikariat sowohl die alleinige Beratung 
des Bischofs als die rein kirchliche Verwaltung ob. 
Das Vikariat hatte seinen Namen von oranischer Seite er-
halten 1 8 8 ) und war die einfache Fortsetzung der früheren geist-
lichen Regierung. A n der Spitze stand der Generalvikar; außer-
dem gehörten ihm der Offizial und zwölf geistliche Räte an, 
unter denen mehrere Benediktiner des früheren adeligen Kon-
1 8 5) St. M. 97a 33. 
180) Vgl. Vigener. S. 37; Beaulieu I, S. 329. 
187) Bucholtz, S. 23; vgl. für die nicht immer folgerichtige Haltung: 
Hegel, S. 39. 
188) Vgl. S. 147. 
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vents. Die meisten Vikariatsmitglieder, Geistliche Räte genannt, 
hatten noch einen anderen Posten, wie den eines Pfarrers, 
Seminarregens, bischöflichen Kaplans usw. inne. Es ist klar, 
daß eine genaue Umschreibung der Vikariatskompetenzen nicht 
wohl möglich ¡st. Einerseits hatte die oranische Regierung wegen 
der Trennung der bischöflichen Würde von der des Landesherrn 
dem Vikariat einen erheblichen Teil der alten Aufgaben ab-
genommen und wollte ihm nur die „inneren geistlichen und 
kirchlichen Vorkommenheiten" belassen 1 8 9 ) . Andrerseits hat 
das Vikariat selbst, wie wir schon bemerkten, sich gegen mehrere 
Eingriffe in seine Rechte verwahrt. Wie aber aus dieser Arbeit 
noch erhellen wird, hat das Vikariat teils aus einer durch das 
Aufklärungsrecht bedingten Überzeugung, teils aus Klugheits-
gründen dem neuen Regime weitgehende Zugeständnisse ge-
macht. Außerdem haben G. C. C. und Konsistorium mit dem 
Vikariat in der Praxis oft ausgezeichnet zusammengearbeitet und 
mit Hintansetzung der Kompetenzfragen in sachlicher Hinsicht 
manche Regelung zu gegenseitiger Zufriedenheit zustandege-
bracht. 
Man kann es einen glücklichen Umstand nennen, daß G e n e -
r a l v i k a r H e i n r i c h v o n W a r n s d o r f f trotz seiner 
Unerschütterlichkeit in grundsätzlichen Fragen bei der oranischen 
Regierung in hohem Ansehen stand. Eine liberal gefärbte Stimme 
über die Fuldaer Vergangenheit nannte ihn „einen der fein-
gebildetsten und geistreichsten Prälaten der letzten fürstbischöf-
lichen Zeit Fuldas" 1 9 0 ) . 1 745 zu Würzburg geboren aus einem 
uralten adeligen, ursprünglich sächsischen Geschlecht, 'wurde 
er nach seinem Eintritt in den Benediktinerorden 1768 zum 
Priester geweiht. 1786 erhielt er als Propst die Propstei am 
Michaelsberge und im selben Jahre als Generalvikar die Leitung 
der geistlichen Regierung. Mehrere andere wichtige Ämter 
wurden ihm noch übertragen. Diese würdige Gestalt mit aristo-
kratischen Allüren war nach dem Tode des Bischofs von Bibra 
von einer Partei des Fuldaer Klerus zum neuen Bischof aus-
ersehen worden. Er scheint zu denjenigen Benediktinern gehört 
zu haben, deren weltoffener Sinn ihrer Frömmigkeit durchaus 
keinen Abbruch tat. So war er sowohl der fröhlichste Teilnehmer 
18n) B. Rep. F. Bistumeakten 23. Siehe weiter S. 140 ff. 
100) Zwengers Buchonia 1ΘΘ2, Nr. 23. 
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an den sommerlichen Scheibenschießen als auch Mitglied der 
Corpus-Christi-Bruderschaft und Fackelträger bei der wöchent-
lichen Sakramentsprozession in der Stadtpfarrkirche 1 Э 1 ) . Der 
Erbprinz wußte ihn in eine gewisse Zwangslage zu versetzen 
dadurch, daß er neben schon günstigen Pensionsbedingungen 
jährlich eine Gratifikation von 500 Gulden „aus Gnade" erhielt, 
um die er jedoch jährlich bitten sollte 1 9 2 ) . Außerdem erhielt er 
als Generalvikar noch eine Besoldung von 236 Gulden und eine 
Anzahl Malter Hafer zu Lasten der Landeskasse. 
Als sein Stellvertreter fungierte O f f i z i a l A u g u s t i n 
E с к а г d. Er war im Augenblick des Regierungswechsels 
Kapitular des Kollegiatstifts Rasdorf und zugleich Geistlicher­
und Konsistorial-Rat. Außerdem war er Hofkaplan und Propst 
des Kollegiatstiftes zum Hl. Kreuze zu Hünfeld 1 9 3 ) . Sein Einfluß 
auf die Vikariatspolitik in oranischer Zeit war überaus groß, 
denn er entwarf in sehr vielen Fragen die Antwortschreiben an 
die G. C. C. oder das Konsistorium. Auch stand er als Hof-
kaplan in persönlichstem Kontakt mit Bischof Adalbert. Das 
Vikariat pflegte nämlich über alle wichtigen Entscheidungen 
seinem Bischof vorher eine „Relation" zu unterbreiten, worauf 
dieser seine Entscheidung oder Meinung am Rande meist eigen-
händig vermerkte. Mehrere der bischöflichen Äußerungen sind 
von Eckard konzipiert worden. Als ehemaliger Stiftspropst war 
er mit guter Bezahlung pensioniert worden und wurde außerdem 
vom Fürstbischof mit 61 0 Gulden und freiem Tische besoldet, 
wofür er aber auch die Stelle eines der bischöflichen Kapläne 
zu versehen hatte 1 9 4 ) . Er war es auch, der in der Anfangszeit, 
als Adalbert noch ganz einsichtslos war, nicht ohne Erfolg auf 
eine mehr realistische Haltung drängte. Immerhin war er ein 
treuer Diener der kirchlichen Interessen, und seine Korrespon-
denz deutet daraufhin, daß er den staatskirchlichen Forderungen 
der Regierung oft mit Entrüstung und Entschiedenheit gegen-
übertrat. 
Neben Eckard hat J o h a n n L e o n h a r d P f a f f , der 
Sohn eines Hünfelder Bäckermeisters, der in den dreißiger 
Jahren des 1 9. Jahrhunderts zum Bischof der wiederhergestellten 
^
1 ) Schultheis, S. 5. 
^
12) St. M. 97e 2035. 
™
3) F. G. BI. IV (1905), S. 199. 
1!M) St. M. 97e 2035. 
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Diözese Fulda aufstieg, den größten Einfluß auf die kirchliche 
Verwaltung des neusäkularisierten Fürstentums ausgeübt. Nach 
einigen kleinen Stellungen als Hofmeister der fürstbischöflichen 
Pagen und Kaplan an der Stadtpfarrkirche wurde der 28-jährige 
Weltgeistliche 1 803 bischöflicher Kaplan und geistlicher Rat 1C>°). 
Er war der Haus- und Tischgenosse, Freund und Ratgeber seines 
greisen Fürstbischofs, und aus den Fuldaer Vikariatsakten taucht 
er als ein umsichtig handelnder, diplomatisch veranlagter und 
großzügig denkender Vertreter der kirchlichen Rechte auf. Die 
G. C. C. nannte ihn denn auch „einen wackeren aufgeklärten 
jungen Mann" 1 9 6 ) . In einem ihm gewidmeten Nekrolog wird 
seine tolerante Haltung gerühmt 1 9 7 ) . Dieses Urteil können die 
Akten nur bestätigen, und die Meinung, daß Pfaff die durch die 
„verkehrte Schul- und Kirchenpolitik des Oraniers" ausgelöste 
Opposition gegen die fremden Beamten „in weiteste Volkskreise 
hineingetragen" habe 1 9 S), scheint uns verfehlt. Sie stützte sich 
wohl auf die Angabe, daß Pfaff bei der Einführung des neuen 
französischen Gouverneurs Thiébault von der Kanzel herab über 
Bedrückungen der Kirche und des Landes unter der protestan-
tischen Regierung geklagt habe 1 9 9) . Eine solche Äußerung, die 
wohl als eine captatio benevolentiae gegenüber dem neuen 
Machthaber, der jeden Sonntag treu seine kirchlichen Pflichten 
erfüllte, zu verstehen ist, braucht mit der obigen Schilderung 
nicht im Widerspruch zu stehen. 
Gleichfalls aus einem nicht-adeligen Fuldaer Geschlecht 
stammte der geistliche Rat H e i n r i c h K o m p . Er ist das 
letzte Vikariatsmitglied, dem als mehrmaligem Referenten neben 
den drei genannten einige Worte gewidmet werden müssen. 
1765 geboren, studierte er an den Universitäten Fulda und 
Heidelberg. Im Alter von 24 Jahren wurde er zum Priester ge-
weiht, bekleidete bis zur Säkularisation u.a. die Ämter eines 
Professors am Gymnasium, später an der Universität und eines 
"B) Schultheis, S. 4, 5. 
l u e ) St M. 97b 229. 
107) Schultheis, S. 3. 
144) Schhtzer, S. 1 74. 
1
'
)
'
>) Zwengers Buchonia 1881, Nr. 13; Arnoldi, S. 64; in dem deut-
schen Text (S. 45) wird der Name Pfaff voll ausgeschrieben; Arnoldi fugt 
hinzu, daß Bischof Adalbert dies gevviß mißbilligte, da er das Unglück 
seines Nachfolgers aufrichtig bedauert habe. 
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geistlichen Rates im fürstbischöflichen Konsistorium. In ora-
nischer Zeit war er Regens des Klerikalseminars und Vorstand 
der theologischen Lehranstalt, die an Stelle der suspendierten 
Universität die Theologie pflegte 2 0 0 ) . Komp war ein strenger 
Herr, dessen ernstes Äußere der Spiegel seiner Gemütsart ge-
wesen sein mag 2 0 1 ) . Diesem ehrlichen und sehr frommen Priester 
fehlte in mehreren Fällen der nüchterne Wirklichkeitssinn, 
sich mit den neuen Verhältnissen abzufinden. Die zweifellos in 
die kirchlichen Rechte eingreifenden Maßnahmen der Regierung 
empfand er als Unterdrückungsmaßnahmen gegen den katho-
lischen Glauben als solchen. Uns scheint, daß die schwermütige 
Stimmung, die sich manchmal im Vikariat bemerkbar machte, 
in nicht geringem Maße auf seine Ansichten zurückzuführen ist. 
Der Geist, von dem die höchste kirchliche Behörde geleitet 
wurde, dürfte mit der Bezeichnung gemäßigte katholische Aufklärung 
angedeutet sein. Wir schicken voraus, daß man in Vikariats-
kreisen, w o die kirchlichen Interessen gegenüber einem auf 
manchen Gebieten eindringenden Staatskirchentum sicher waren, 
im großen und ganzen auf einem treukirchlichen Standpunkt 
stand. Immerhin gab es dort Meinungen, für die ein orthodoxer 
Sohn der Mutterkirche heute nicht gern einstehen würde. Weiter 
spürt man Tendenzen, die, ohne gegen die Kirchenlehre zu ver-
stoßen, charakteristisch für eine Geisteshaltung sind, wie sie eine 
aufgeklärte Geistlichkeit damals immer mehr in die einfache 
Bevölkerung hineinzutragen bemüht war. Nicht nur auf die 
katholischen Regierungsmitglieder, sondern auch auf kirchliche 
Kreise hatte der große Königsberger Philosoph Immanuel Kant 
in dieser Hinsicht einen gewissen Einfluß ausgeübt. Zwar hat 
dort sein Werk Religion innerhalb der Cremen der bloßen Vernunft, 
nach dem Gott nichts von den Menschen empfangen könne und 
alle menschlichen Taten, um Gott wohlgefällig zu werden, 
„Religionswahn und Afterdienst Gottes" seien, bei Katholiken 
kaum kritiklose Aufnahme gefunden 2 0 2 ) . Trotzdem stimmt die 
Praxis des aufgeklärten Katholizismus mit ihm und teilweise 
abhängig von ihm darin überein, daß sie den latreutischen 
Charakter des Kultes zu wenig betonte und den Zweck des 
Gottesdienstes fast ausschließlich in der Erbauung und sittlichen 
2 0 0 ) G e g e n b a u r . S. 2 0 . 
2 0 1 ) V g l . Z w e n g e r a B u c h o n i a 1 8 8 2 , Nr . 12. 2 0 2 ) V i e r b a c h , S. 15 . 
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Erziehung der Gläubigen erblickte. Der Opfercharakter der 
Messe wurde in den Hintergrund gedrängt, und auch bei Beichte 
und Kommunion kam aus der Reaktion gegen das oft zu ein-
seitig angewandte Prinzip des opus operatum eine Überschätzung 
des opus operands hervor 2 0 3 ) . Alles Kirchliche wurde zu sehr 
nach der meßbaren Nützlichkeit für die zu belehrende Mensch-
heit und nach dem Gesichtspunkt der pastoralen Brauchbarkeit 
abgeschätzt. Das brachte eine Rationalisierung des Irrationalen 
und Auflösung aller „vernunftwidrigen" Elemente in Kirchen-
lehre und Kirchenverfassung, in Kult und Disziplin mit sich 20i). 
Worauf man allgemein, also auch diejenigen, die, größere Vor-
sicht walten lassend, nur die äußeren Erscheinungsformen des 
katholischen Lebens reformieren wollten, seine Aufmerksamkeit 
richtete, war die Liturgie. Das große Ziel war Vereinfachung, 
Gemeinschaftscharakter, Verständnis und Erbauung 2 0 5 ) . Das 
katholische Volk sollte dadurch echter und reiner werden, der 
wirkliche und vermeintliche Aberglaube erfolgreich bekämpft 
und die lokalen und privaten, oft primitiven und sentimentalen 
Randformen des religiösen Lebens als „Andächteleien" in den 
Hintergrund gedrängt werden. Daher das Interesse für eine 
deutsche Messe als Mittel gegen den „geisttötenden Mechanis-
mus", für die Erhebung der Pfarrkirche zum Mittelpunkt der 
Seelsorge und für die Predigt als das ausgezeichnete Mittel zur 
rechten Unterweisung und Erbauung 2 0 C ) . Daher auch das mehr 
oder weniger heiße Verlangen, die Bruderschaften mit ihrer 
Ablaßpraxis, die vielen Andachten, Bittgänge, Wallfahrten und 
Prozessionen zu bekämpfen. Abergläubisches Brauchtum wie 
Wetterläuten, Weihnachtskrippchen und vielfache Segnung mit 
dem Allerheiligsten, theatermäßige Aufführungen in der Kirche 
und eine zu große Pracht in den Gottesdiensten wurden ab-
gelehnt 2 0 7 ) . Die Beseitigung dieser Formen katholischer Volks-
frömmigkeit sollte zugleich eine Annäherung zwischen den ver-
schiedenen christlichen Konfessionen herbeiführen und somit 
der im Aufklärungszeitalter vielgepriesenen Toleranz Vorschub 
203) Mayer, S. 90. 
2M) Vigener. S. 33 ¡ Stiefvater, S. I 1 ff. 
20Γ.) Mayer, ebenda. 
s
0 6 ) Schnabel IV. S. I 0 ff. 
2 0 7 ) Vgl. z.B. Braubach, Die kirchliche Aufklärung, S. 2 18; Mayer, S. 76; 
Vierbach, S. I 7. 
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leisten 2 0 8 ) . Man findet fast all diese Anschauungen verkörpert 
in der Politik Josephs II., der 17Θ1 eine Denkschrift hatte aus­
arbeiten lassen, in der es heißt: „man arbeite zugleich aus allen 
Kräften, damit die unbedeutenden Andächteleien, wohl gar 
abergläubische Religionsübungen abgeschafft, der Geist der Ver-
folgung wegen Irrglauben ausgerottet, das Wesentliche und 
Große der Religion eingepräget und somit der Hirt, durch diesen 
aber das Volk, von jenen Vorurteilen gereinigt werde, welche 
desselben Herz verderben, pflichtwidrige Untertanen und schäd-
liche Bürger machen" 2 0 9 ) . 
Zweifellos hat die religiöse Aufklärungsbewegung eine Ver-
armung des katholischen Glaubenserlebnisses bewirkt, wodurch 
besonders im gesellschaftlichen Leben viele sinn- und wertvolle 
Gepflogenheiten außer Gebrauch kamen. Sie ist mit schuld 
daran, daß der Alltag immer weniger von dem Glauben sein 
Gepräge erhielt und die Religion immer mehr in die Kirche 
zurückgedrängt wurde. So hat sie die Trennung von Kirche und 
Staat erleichtert. Vor allen Dingen hat das Nützlichkeitsprinzip 
den wahren Grund aller Religion, den Dienst an dem unend-
lichen, gütigen, gerechten und liebevollen Herrgott verkannt 
und damit den Glauben verflacht zu einer seichten Moral. Fügt 
man noch hinzu, daß nach dem Vorbild der josephinischen 
Praxis viele religiöse Aufklärer mittels eines sich überall ein-
mischenden Staatsapparats ihre Ansichten in die Kirche und die 
Gläubigen hineinzutragen suchten, so versteht man die Ent-
rüstung des darauffolgenden Zeitalters der Romantik und der 
Restauration. Die katholische Literatur des 19. Jahrhunderts 
stand der katholischen Aufklärung grundsätzlich ablehnend 
gegenüber 2 1 0 ) . Inspiriert von dem Würzburger Kirchenhistoriker 
208) V g l . z.B. d ie Ta t sache , d a ß der U r h e b e r des K i r c h e n r e c h t s der 
A u f k l ä r u n g , H o n t h e i m , als letztes Ziel und e igent l i ch l e i t enden G e d a n k e n 
die W i e d e r v e r e i n i g u n g der Konfes s ionen hinstel l t (Vigener , S. 29) . 
2 0 8 ) Rösch , Das Kirchenrecht, Bd. 8 4 , S. 70 . 
210) V g l . z .B . : H. Brück, Die rationalistischen Bestrebungen im katholischen 
Deutschland, besonders in den drei rheinischen Erzbisthümern in der zrmeiten Hälfte 
des achtzehnten Jahrhunderts, Mainz 1 8 6 5 und ders. , Ceschichte der Katholischen 
Kirche im neunzehnten Jahrhundert, Mainz 1 9 0 2 2 ; A . Rösch , Das Kirchenrecht 
im Zeitalter der Aufl(larung, i n : A r c h i v für Katho l i sches Kirchenrecht 8 3 - 8 5 
( 1 9 0 3 - 1 9 0 5 ) und ders . . Das religiöse Leben in HohenzoUern unter dem Einfluß 
des IVessenbergianismus 1800-1850, Köln 1 9 0 8 ; J. B. Sägmül ler , Die fcircMicfte 
Aufklärung am Hofe Herzog Karl Eugens von Württemberg, Essen-Ruhr 1 9 0 6 
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Sebastian Merkle hat aber seit dem ersten Jahrzehnt des 20. Jahr-
hunderts ein Teil der katholischen Geschichtsschreiber dieser 
Bewegung eine objektivere Würdigung zuteil werden lassen, 
wenn auch nicht jeder, wie z.B. Merkle selbst, von Übertreibung 
nach der anderen Seite hin freizusprechen ist 2 1 1 ) . Die Beseiti-
gung vieler wirklicher Mißstände, wie der viel zu vielen Feier-
tage und der mit den Wallfahrten und Prozessionen verbundenen 
Auswüchse, einer fast ins Magische abgeglittenen Auffassung 
von den Segnungen und Weihungen der Kirche und einer 
mangelhaften, fast nur auf Gefühlen aufgebauten Religiosität 
ist als ein Gewinn anzusehen. Außerdem weist die Aufklärung 
bedeutsame, wenn auch meist mißlungene Versuche auf, die 
erstarrte katholische Theologie und Philosophie durch moderne 
wissenschaftliche Kenntnisse zu beleben. Und hat auch nicht die 
heutige Generation, gerade 'wegen eines verwandten Suchens 
nach neuen Wegen in der Seelsorge, Verständnis für den da-
maligen Hang nach dem „Wesentlichen und Wichtigen" in der 
Religion ? 
Die Bedeutung dieser religiösen Aufklärungsströmung muß 
man sich scharf vor Augen halten, wenn man die Haltung des 
Fuldaer Vikariats gegenüber der oranischen Regierung einerseits 
und den schlichten Pfarrern mit der ihnen anvertrauten Herde 
andrerseits verstehen will. Insoweit Staat und Kirche gemeinsam 
auf dem Boden der obigen Grundsätze vorgingen, werden ihre 
Maßnahmen in den folgenden Kapiteln behandelt. Die Tatsache, 
daß die katholische Aufklärung auch in die oberste Fuldaer 
Kirchenbehörde eingedrungen war, gibt eine Erklärung für das 
oft fruchtbare Zusammenwirken mit den Staatsorganen. Dies 
braucht kaum zu befremden, wenn man weiß, daß unter Fürst-
bischof von Bibra die Lehre Kants sogar ungestüm in den 
Köpfen mehrerer Fuldaer Universitätsprofessoren spukte. Zwar 
hatte mit Adalbert III. eine Reaktion eingesetzt, aber damit war 
u n d ders. , IVissenschafl und Claube In der kirchlichen Aufklärung von /750- /050 , 
Essen-Ruhr 1 9 1 0 . 
2 1 1 ) V g l . S. Merkle , Die katholische Beurteilung des Auf^larungszeitalters. Ber-
lin 1 9 0 9 und ders. , Die kirchliche Aufklärung im katholischen Deutschland, Berlin 
1 9 1 0 ; J. Roßler , Die ^irc/i/icAe Aufklarung unter dem Speyer Fürstbischof August 
von Limburg Slirum (1770-1797), Spe ier am R h e i n 1 9 1 4 ; M. Braubach , Die 
katholischen Universitäten Deutschlands und die franzosische Revolution, i n : Hist . 
Jahrbuch 1 9 2 9 (49) u n d ders . . Die ^ircfi/ic/ie Auf'klarung im katholischen Deutsch-
land im Spiegel des „Journal von und fur Deutschland" 1784-1792, i n : Hist . Jahr-
b u c h 1 9 3 4 (54) . 
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der Einfluß des großen Königsbergers natürlich nicht ausge-
merzt 2 1 2 ) . Auch in den staats- und kirchenrechtlichen Auffas-
sungen des Vikariats sind Elemente eines von naturrechtlichen 
Theorien bedingten Staatskirchentums anweisbar. Es sind oft die 
gleichen Meinungen, wie sie im Kreise des aufgeklärten Kur-
fürsten von Dalberg kursierten 2 1 3 ) . Die große Achtung, die das 
Werk Privalgedanl(en über das Rechi deubcher Landesherren gegen 
Religion und Kirche des Dalbergischen Hofjuristen Roth beim 
Vikariat genoß, bezeugt das gleiche; Roth erkennt darin auf-
klärerische Staatsforderungen wie das Plazetrecht, das Jus circa 
sacra und weitgehende Zugeständnisse bei Mischehen als be -
rechtigt an. 
W o die Fuldaer Kirchenbehörde allein und ganz ohne Be-
einflussung durch den Staat ihre seelsorgerischen Maßnahmen 
trifft, ist das Aufklärungselement ebenfalls unverkennbar. 
Generalvikar von Warnsdorff empfahl seinen Pfarrern das 
Archiv für die Paslorall(onfcrenzen in den Landl(apitulen des Bislhums 
Konstanz; der Fuldaer Klerus werde ,,die Fortschritte der Kon-
stanzer Geistlichkeit in dem theologischen, hauptsächlich in dem 
Pastoralfache nicht ohne Theilnehmung bewundern" 2 1 4 ) . Man 
braucht nur den ersten Satz der Einleitung zum ersten Band 
dieser 1802 zunächst unter einem etwas anderen Namen er-
schienenen Monatschrift zu lesen, um die darin vertretenen An-
sichten des unausgeglichenen Konstanzer Generalvikars von 
Wessenberg zu spüren. ,,Der höchste Zweck des Menschen ist 
sittliche Veredelung oder Vervollkommnung; Glückseligkeit ist 
die Folge", so heißt es dort 2 1 5 ) . Auch die Linzer Theologische-
Praklische Monatschrift wird als „in mancher Hinsicht noch vor-
trefflicher" von Warnsdorff lobend genannt, und auch diese 
Zeitschrift enthält, wenn auch vorsichtiger und weniger ausge-
prägt, Beiträge zur Reform des Gottesdienstes 2 1 6 ) . Der Fuldaer 
Generalvikar war der Ansicht, daß allerhand theologische 
Materien darin weit gründlicher und ausführlicher behandelt 
würden als in den theologischen Lehrbüchern. Aus einer dem-
i l ! ! ) Enneking. S. 1 Θ2 ff. 
2 1 3 ) Vgl. z.B. Beaulieu, passim und Bastgen, S. 79. 
S M ) B. Rep. F. Handgeschriebene Vikariatsverordnung vom 15. No· 
vember 1805. 
2 1 Б ) Rösch, Dat Religiöse Leben, S. 1 5. 
2 1 e) Vgl. Brück, S. 428 und Vierbach, S. 32. 
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entsprechenden Einstellung heraus waren z.B. im Jahre 1 Θ04 die 
Weihnachtskrippchen, ein Figurenzyklus, welcher die Ereignisse 
aus der Geburt- und Jugendzeit des göttlichen Kindes darstellte 
und im Volksmund „die Krippberge" genannt wurde, aus den 
Kirchen entfernt worden 2 1 7 ) . Da manche Pfarrer gegen die 
Vorschrift des Rituals ganz willkürlich das Allerheiligste aus-
setzten und auch dem Volke den Segen erteilten, so wies das 
Vikariat die Landdechanten an, bei den Visitationen strengstens 
auf Verstöße gegen die Vorschriften zu achten 2 1 8 ) . Eine solche 
Verordnung schließt an das Auftreten mehrerer deutschen 
Bischöfe an, wie z.B. in Salzburg, wo die allzuhäufige Aus-
setzung und „die bis zum auffallenden Mißbrauch vervielfältigten 
Segensgebungen" beschränkt wurden 2 1 9 ) . 
Dem Läuten der Glocken wurde vom schlichten Volke eine 
außerordentliche Bedeutung beigemessen, und besonders bei 
Gewittern hatte das „Wetterläuten" in ihren Augen eine Art 
magischer Kraft. Daher die von einer aufgeklärten Geistlichkeit 
und oft auch von den Regierungen ausgehenden Verbote, die 
Glocken unter diesen Umständen lange oder überhaupt 
schwingen zu lassen 2 2 0 ) . So war das Fuldaer Vikariat der 
Meinung, daß das am Vorabend des ersten Maitages allzulange 
und mehrmals in einer Stunde wiederholte Maigeläute eine „in 
Mißbrauch sich ausartende Gewohnheit" sei, die bei „der roheren 
Menschenklasse ein herrschendes Vorurtheil" unterhalte. Auch 
Bischof Adalbert war „ganz einverstanden", als das Vikariat im 
Frühjahr 1805 dieses Läuten zur Bekämpfung „abergläubischer 
Meinungen und Volksirrthümer" verbot. Überdies sollte die 
Geistlichkeit die in dieser Hinsicht „Vernunft und Christentum 
entehrende" Auffassung berichtigen 2 2 1 ) . Ebenfalls ganz einver-
standen war der Bischof mit der Verordnung, daß die Christ· 
metten wegen vorgekommener Zechereien, Ausschweifungen 
und sonstiger Unordnungen statt um Mitternacht nicht eher als 
um 4 Uhr in der Nacht gehalten würden 2 2 2 ) . Auch dies war 
eine im damaligen Deutschland mehrfach getroffene Maß-
217) Schleicherts Chronik, S. 64. 
218) B. Rep. F. Handgeschriebene Vikariatsverordnung vom 15. April 
1803. 
219) Vgl. Rößler, S. 93 und Braubach, Die kirchliche Aufklarung. S. 33. 
^
0 ) Brück, S. 450. 
^
1 ) В. Rep. F. M 2. 
з
2 2 ) В. Rep. F. W 3. 
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nähme 2 2 3 ) . D a ß es in der heiligen Nacht nicht an Ausgelassen-
heiten fehlte, geht z.B. aus einem Bericht hervor, daß ange-
heiterte Fuldaer Studenten unter der Messe Tinte in die Weih-
wasserkessel gegossen hätten, so daß manch einer mit einem 
schwarz getupften Gesicht nach Hause gekommen sei. Andere 
Mutwillige hätten im Gedränge des Ausganges mehrere Leute 
mit Bindfaden zusammengebunden 2 2 4 ) . Als der Erbprinz von 
der Abänderungsverordnung hörte, fand er sie eine „zweck-
mäßige Anordnung", der er seine „Billigung nicht versagen" 
könne; die G. C. C. sollte dem Vikariate seine besondere Zu-
friedenheit darüber zu erkennen geben 2 2 5 ) . 
Hatte die oranische Regierung also über das Vikariat ange-
sichts seiner praktisch-religiösen Ansichten keinen Grund zur 
Klage, so scheint sich ein Teil der Geistlichkeit eifrig bemüht 
zu haben, gewisse primitive, abergläubisch anmutende Volks-
gepflogenheiten zu bekämpfen. Nach einer Aussage des Zeit-
genossen Joseph Schneider war es besonders die jüngere Geist-
lichkeit, die vor allen Dingen auf dem Lande allem, „was auf 
den reineren Geist der Religion, auf die Aufklärung und Wohl-
fahrt des Volkes einen widrigen Einfluß haben könnte", Einhalt 
tat, und sie hatte es nach seiner Ansicht darin schon weit ge-
bracht, denn „Bigotterie findet man nur selten noch bei unserem 
Pöbel". Wie das Vikariat war er jedoch auch der Meinung, daß 
es „noch manche schädliche Vorurtheile, grobe Irrthümer, aber-
gläubische Meinungen und Gebräuche" g e b e 2 2 C ) . Die Akten 
weisen dies ebenfalls aus. So hatte sogar in der Residenzstadt 
die Jugend und das einfache Volk noch die Gewohnheit, in der 
Bonifatiusgruft dauernd an der alabasternen Abbildung des 
Heiligen zu wischen und den Mund zu küssen, wodurch das 
Bildnis verunstaltet wurde. Dompfarrer Schleichert, eingedenk 
des begreiflichen Gespötts der Protestanten, war darüber sehr 
empört 2 2 7 ) . 
Dieser Benediktinerpater I s i d o r S c h l e i c h e r t war 
2") Brück. S. 448; Rößler, S. 93. 
!!24) König, Auch eine Jugend, S. 26. 
"
e ) St. M. 97Ь 27Θ. 
220) Schneider, S. 60. 
^
7 ) В. Rep. F. В 6. Els galt dem noch immer das Grab verkleidenden 
Antependium des Barockbildhauers Johann Neudeckers des Alteren. 
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zweifelsohne einer der bedeutendsten Geistlichen der Fuldaer 
Diözese. Vielseitig begabt und grundgelehrt, vertrat er die An-
sichten einer aufklärerischen, aber tiefreligiösen Gedankenwelt. 
D a ß er dennoch kein Vikariatsmitglied geworden ist und keinen 
größeren Einfluß ausüben konnte, liegt wohl daran, daß er durch 
seinen Eigensinn und seine übertriebenen, oft unpraktischen 
Ideale ein lästiger Mann war, dem es bei all seinen Qualitäten 
nicht an Fehlern mangelte. Geboren im Jahre 1 765 zu Fulda 
trat er in seiner Geburtsstadt in den Benediktinerorden und 
wurde 1 790 Priester. 1794 wurde er an der Domkirche als 
Kooperator angestellt und 1 801 als Pfarrer. Bei der Wiederher-
stellung des Bistums Fulda im Jahre 1829 wurde er Dom-
kapitular 2 2 8) . Pater Isidor, der bis dahin immer treu sein 
Ordenskleid getragen hatte, gehörte seiner Abkunft und geistigen 
Einstellung nach gewiß nicht zu der Klasse der gepuderten 
perückentragenden adligen Mönche. Sowohl mit der oranischen 
Regierung, die ihn zum Inspektor des neu errichteten Schullehrer-
seminars ernannte, als mit dem Vikariat stand er gut 2 2 9 ) , wenn 
er sich auch für letzteres in allerhand Fragen als ein mahnendes 
Gewissen aufspielte. Wiederholt erhielt er vom Vikariat den 
Rat, nicht allzu eifrig vorzugehen und das einfache Volk in 
seiner Anhänglichkeit an Reliquien, Prozessionen und anderes 
religiöses Volksbrauchtum einigermaßen zu schonen. D a ß der 
aufgeklärte Standpunkt Schleicherts nicht zu religiöser Laxheit 
führte, zeigt z.B. sein Plan zur Verbesserung des Predigtbesuchs: 
die Pfarrer sollten ihren Beichtkindern, die an mehreren Sonn-
tagen die im Anschluß an die Messe gehaltene Predigt nicht 
hörten, künftig die Absolution verweigern 2 3 0 ) . 
Die ganze Diözese zerfiel in 6 L a n d d e k a n a t e , näm-
lich Dekanat Hünfeld, Geisa, Eiterfeld, Haimbach, Schondra 
und Margretenhaun mit insgesamt 51 P f a r r e i e n 2 3 1 ) . 
20 davon hatten einen Kaplan. Die Stadt F u l d a , die nicht 
^
8 ) Richter , Die bürgerlichen DcneJikimer, S. 189 , 1 9 0 . 
^
0 ) V g l . a u c h den w a r m e n Nachruf an ihn v o n der H a n d des protes -
tant i schen , v o m Erbprinzen n a c h Fulda b e r u f e n e n T h e o l o g e n Petri , der 
besonders für To leranz e i n g e n o m m e n war . N e u e r N e k r o l o g der D e u t s c h e n , 
18. Jhrg. 1 8 4 0 W e i m a r 1 8 4 2 . 
230) B. R e p . F. D o m k i r c h e 2 2 . 
2 3 1 ) D ie n a c h f o l g e n d e n A n g a b e n e n t n e h m e ich aus m e h r e r e n A k t e n -
s t ü c k e n in der B. Rep . F. 
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unter diese Einteilung fiel, zählte nur zwei große Pfarreien, näm-
lich die alte S t a d t p f a r r e i unter dem Stadtpfarrer mit 
drei Kaplänen und die D o m p f a r r e i unter Schleichert und 
seinen zwei sog. Kooperatoren. Dazu gab es zwar noch mehrere 
andere Kirchen wie die Spitalkirche zum HI. Geist, die Severi-
kirche und die Michaelskirche, in denen für einzelne Gemein-
schaften, z.B. die Armen im Hospital, die Bruderschaften, das 
Militär und die Schüler Sondergottesdienste abgehalten wurden. 
Dem vom Zeitgeist beseelten Dompfarrer waren diese „Beein-
trächtigungen" des Pfarrgottesdienstes ein Dorn im Auge. Viele 
Kirchen auf dem Lande hatten eine oder mehrere „Filialkirchen". 
Wo es nur einen Geistlichen gab, wurde oft im Turnus von zwei 
oder drei Sonntagen der Gottesdienst in der „Mutterkirche" 
oder den Filialkirchen abgehalten. Die Mitteilung Arnoldis, die 
Geistlichkeit stehe in hohem Ansehen und habe großen Einfluß 
auf das Volk 2 3 2 ) , wird von den Akten bestätigt. Wenn er hin-
zufügt: „ein blinder Glaube und eine Anhänglichkeit an das 
System der päbstlichen Kirche ist ziemlich allgemein", so dürfen 
wir das in folgende Worte fassen: die fuldische Bevölkerung war 
der katholischen Kirche treu ergeben, hörte in kindlicher Treue 
auf ihre Pfarrer, war aber bei ihrer Derbheit und mangelhaften 
Bildung oft primitiv in der Glaubenspraxis. 
VI. Leistungen der oranischen Herrschaft im rein staatlichen 
Bereich und ihr Ende im Jahre 1806 
Ein Streit, der die ganze oranische Zeit hindurch dauerte und 
einen riesigen Aktenstoß hinterlassen hat, war das R i n g e n 
u m d i e buchische R i t t e r s c h a f t 233). Diese buchischen 
Ritterfamilien hatten vor Jahrhunderten ihre Güter als Lehen 
von dem Fuldaer Fürstabt erhalten und unterstanden daher auch 
ursprünglich in Lehens- und Privatsachen der fuldischen Ge-
richtsbarkeit 2 3 4 ) . Um die Mitte des 1 7. Jahrhunderts erlangte 
232) K. H. A. 19 1 XV 1. 
233) Das Fuldaer Land hatte schon zur Zeit des Hl. Bonifatius den 
Namen „Buchonia", Buchenland. Davon abgeleitet: buchisch, buchonisch 
Ah. fuldisch. Die Akten im St. M. 97a 4 ff. Herr Paul Schlitzer hat in 
seiner Staatsexamenarbeit dieser Frage eine Anzahl Seiten gewidmet, und 
seine Darlegungen konnte ich hier in kurzer Form übernehmen. 
2 M ) Thomas, Sistem I, S. 32 ff. 
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die Ritterschaft wie in vielen anderen geistlichen Territorien die 
Reichsunmittelbarkeit, und es kam zu einer Trennung zwischen 
ihr und dem Stift 2 3 5 ) . Durch Rezesse im 1 Θ. Jahrhundert kam 
man überein, daß die Landstandschaft aufgehoben sei, die volle 
Lehnabhängigkeit des Adels vom Hochstift dagegen fortbestehe. 
Die Ritter betrachteten aber offenbar doch eine Anzahl Bezirke 
als vollreichsunmittelbar. Beim Regierungsantritt des Oraniers 
gab es etwa zwölf solcher reichsritterschaftlichen Gebiete, die 
im Hochstift oder an dessen Grenzen lagen. Der R. D. H. hatte 
sie von der Aufteilung ausgenommen; ihre Auflösung war aber 
nur noch eine Frage der Zeit 2 3 C ) . A l s erstes Land erließ Kur-
bayern ein Patent, durch welches der reichsritterschaftliche Adel 
in sein ursprüngliches landsässiges Verhältnis zurückgeführt 
werden sollte 2 3 7 ) . Dabei trugen die kurbayerischen Landesbe-
hörden keine Bedenken, ihre Hoheitspatente auch in Orten an-
zuschlagen, wo die Hoheit zwischen Fulda und Würzburg ge-
meinschaftlich oder auch strittig war. Daraufhin ging Sachsen-
Meiningen in derselben Weise gegen die Reichsritterschaft 
vor 2 3 8 ) . 
Für den Erbprinzen blieb nichts anderes übrig, als zu gleichen 
Maßregeln zu greifen, ,,um nicht eigentlich fuldische Depen-
denzen in fremde Hände kommen zu lassen". A m 29. November 
1 803 erließ er ein Patent, worin er bekannt gab, daß er provi-
sorisch bis zu einer definitiven Vereinbarung die Landeshoheit 
über ihre Gebiete ausübe. Die adeligen Gutsbesitzer sollten bis 
auf weitere Verfügung die Steuern in den seither angeblich als 
unmittelbar besessenen Bezirken als fuldische Landessteuern er-
heben. Die Nützlichkeit der Herstellung der alten Zugehörigkeit 
sei offenkundig, führt ein von Thomas verfaßtes Promemoria 
aus, „sowie gegenteilig die Nachteile vor Augen liegen, welche 
aus der Menge kleiner Staaten im Staate und der Zerstückelung 
des Territoriums und besonders in Hinsicht auf öffentliche 
Sicherheit und Handhabung einer Polizei herfließen". Aber auch 
der Kurfürst Wilhelm I. von Hessen ließ seine Truppen Ort-
schaften besetzen, die nach dem Gutachten von Thomas zum 
Teil zwischen Hessen und Fulda „strittig und ein Gegenstand 
wirklich anhängiger Rechtsverhandlungen" waren. Das kur-
2 3 3) Simon, S. 46. ^ 7 ) Meister, ebenda. 
230) Meister, S. 23: Häuaser II, S. 401. 238) Müller, S. 140 ff. 
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hessische Militär überklebte die in ritterschaftlichen Orten an-
geschlagenen Besitzergreifungspatente des Oraniers mit dem 
Patent des Kurfürsten Wilhelm 239). 
Hierüber empört, wandte sich Wilhelm Friedrich beschwerde-
führend an den preußischen Minister Haugwitz und bat um 
diplomatische Unterstützung. Der Freiherr von Bibra, ein in 
Fulda ansässiger Bruder des verstorbenen Geheimen Rats, wurde 
von ihm zu Verhandlungen nach Kassel geschickt. Sogar die 
Entscheidung des Reiches rief man an. Dies alles geschah aber 
in einer zu optimistischen Stimmung. Denn Preußen ließ durch 
den Grafen Görtz in Regensburg eine Denkschrift überreichen, 
in der der Reichstag aufgefordert wurde, neue Normen festzu-
stellen, unter welchen die Reichsritterschaften fortbestehen 
k ö n n t e n 2 4 0 ) . Auch wurde ein v o m 23. Januar 1804 datiertes 
„Reichshofrats-Decretum-Conservatorium" veröffentlicht. Alle 
Landesfürsten, die sich reichsritterschaf tlicher Gebiete bemächtigt 
hatten, waren dadurch genötigt, den früheren Zustand wieder-
herzustellen 2 4 1 ) . Wilhelm Friedrich beschloß unter dem Ein-
druck dieser Entwicklung, die angeschlagenen Patente wieder 
zu entfernen. 
Als Kurbayern, das ebenfalls infolge des Reichsdekretes seine 
Maßnahmen rückgängig gemacht hatte, im Jahre 1 806 dennoch 
die Gebiete wieder besetzen ließ, kam es mit Fulda in Konflikt 
wegen der reichsritterschaftlichen Gebiete Gersfeld und Tann. 
Obwohl der G. R. sich um tatkräftige Unterstützung an Berlin 
wandte, empfahl man dort, günstigere Zeitumstände abzu-
warten 2 4 2 ) . So war die reichsritterschaftliche Frage eine Macht-
frage, die unter der oranischen Regierung noch ungelöst blieb. 
Mit Recht hat man geurteilt, daß der Erbprinz sich eine herrische 
Sprache und ein unüberlegtes Vorgehen erlaubte, das seinem 
Kleinstaate nur zum Schaden gereichte; hat er doch seine an-
gekündigten Maßnahmen wieder zurücknehmen müssen 2 4 3 ) . Die 
reichsritterschaftlichen Gebiete sind dann 1 8 0 6 den zum Rhein-
bunde übergetretenen anstoßenden Ländern einverleibt worden 
und damit für Fulda verloren gegangen. 
230) St. M. 97a 5. 
240) Hausser II, S. 405. 
2 4 1) St. M. 97a 9. 
*
42) ebenda 5. 
2 4 Я ) Meister, S. 45. 
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Eine andere wichtige Angelegenheit, der der neue Fürst viel 
Zeit und Geld widmete, war der Aufbau eines ansehnlichen 
M i l i t ä r s . Vor der Säkularisation war das Militär des Hoch-
stifts Fulda in drei Kategorien geschieden: das reichsgesetzlich 
festgesetzte Kontingent, die Husarenleibgarde des Fürstbischofs 
und die Landmiliz 244). Für die erste ergab sich in Friedenszeiten 
eine Stellungspflicht von 177 Mann; im Kriege hatte Fulda 
345 Mann zu stellen. Die Husarengarde bestand aus 35 Mann, 
während die auf die einzelnen Ämter verteilte Landmiliz wie auch 
die städtischen Bürgerkompagnien keine eigentliche militärische 
Rolle nach außen hin spielten. Um immer genügend Rekruten 
für die Auffüllung des Kontingents zur Verfügung zu haben, war 
zuletzt 1 790 der willkürliche Eintritt in fremde Kriegsdienste 
verboten worden. Damit hatte man vor allem den Eintritt in 
holländische Dienste einschränken wollen, für die die Hochstifts-
untertanen von jeher ein besonderes Interesse bekundeten 2 4 5 ) . 
Sigismund von Bibra führte dieses Interesse auf den Umstand 
zurück, daß der Leinwandhandel meist nach Holland ginge, 
wodurch die Fuldaer mit dem in mancherlei Hinsicht vorteil-
haften holländischen Militärdienst bekannt würden. Kämen sie 
aus anderen Landesdiensten „größtentheils als Invaliden und 
Bettler zurück", so seien sie durch die holländische Dienstzeit 
„gewöhnlich gebildet und mit einem gewissen Handlungsgeiste" 
gerüstet nach Fulda zurückgekehrt. Bibra nannte das Verbot 
denn auch unpolitisch und stellte fest, daß es bis zur Säkulari-
sation dauernd umgangen sei 2 4 6 ) . 
Sofort nach seinem Regierungsantritt verstärkte der Erbprinz 
das Kontingent in Fulda. Aus Nassau ließ er über 2 0 0 Mann 
Militär kommen, die er mit den fuldischen Mannschaften ver-
schmolz. Zum Befehlshaber des fuldischen Militärs wurde der 
Oberst Baron von Schwarz ernannt, der auch die weitere Neu-
organisation des Militärwesens durchführte2 4 7) . Kleidung und 
Waffen ließ der Fürst so weit wie möglich in Fulda herstellen, 
um die Bevölkerung durch diese Verdienstquelle mit der Re-
gierungswandlung zu versöhnen 2 4 8 ) . Die landesherrliche Ver-
2
"
14) Siehe für das fürstbischöfliche Militär: Woringer, S. 2 ff. 
^
5 ) Enneking, S. 202. 
246) St. M. 97a 41 . 
2 4 7) Woringer, S. 95. 
248) K. H. A. 19 1 Villa 20. Der Erbprinz an seinen Vater am 1. Jan. 
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Ordnung vom 5. Juni 1803 legte die neue Militärverfassung des 
Fürstentums fest 2 4 9 ) . Die allgemeine Konskription wurde ein-
geführt, wonach alle diensttauglichen jungen Leute von 1 6 bis 
25 Jahren zu einem Militärdienst verpflichtet wurden, der in 
Friedenszeiten sechs Jahre dauern sollte. Es gab aber eine An-
zahl Ausnahmen, teils aus wirtschaftlichen Gründen, teils wegen 
„besonderen Rücksichten". So waren die Einwohner der Resi-
denzstadt, die Söhne der Zivildienerschaft, der protestantischen 
Prediger und der protestantischen und katholischen Schullehrer 
vom Militärdienst befreit. Nach preußischem Muster wurde das 
Land in 10 Bezirke, Kantone, eingeteilt und jeder dieser 
Kantone hatte eine bestimmte Anzahl Rekruten zu stellen. Die 
bisherige Praxis des Loskaufens von der Militärpflicht war nicht 
mehr möglich 2 5 0 ) . Obwohl die Größe des neuen Kontingents 
nicht feststeht, ist es sicher, daß es unter dem Oranier eine be-
deutende Vermehrung erfahren hat 25i). Der Bericht eines 
Reisenden aus dem Jahre 1 806 spricht von einem vollen Regi-
ment mit größtenteils fremden Offizieren 2 5 2 ) . Zur Aufrecht-
erhaltung der Ruhe und Ordnung im Lande griff der Fürst im 
Jahre 1 805 auf die alte Einrichtung der Landmiliz zurück. Jeder 
Mann vom 25 . -30 . Lebensjahr war verpflichtet, beim Landes-
ausschuß — dies war der neue Name — zu dienen. Da die 
Wirksamkeit dieses Korps nicht sehr groß war, wurde noch im 
selben Jahre aus Söhnen von Förstern und Wildmeistern ein 
Landjägerkorps gegründet. 
Die Umbildung des fuldischen Militärs aus einem kleinen 
Reichskontingent in eine ansehnliche Landwehrgruppe hat natür-
lich den Untergang des oranischen Fürstentums nicht verhüten 
können, überdies stieß die Einführung der Wehrpflicht weit und 
breit auf Widerstand und hat die oranische Regierung gerade 
bei dem schlichten Volke unbeliebt gemacht. Der Oberst Schwarz 
І 0Э: „Aussi les bourgeois en paroissent content et ils assurent que 
voyant que l'on cherche a leur procurer semblable avantage, ils s'appli­
queront de plus en plus a être en état de pouvoir satisfaire promptement 
à ce que peut être nécessaire." 
^
10) Ein gedrucktes Exemplar in der Landesbibliothek Fulda und auch 
im St. M. 
2I50) St. M. 97b 76 und 97c 590. Der Entwurf von Thomas beruft sich 
auf ein preußisches Reglement vom Jahre I 792. 
2 Б 1 ) F. G. Bl. IX ( 1910), S. 19. 
2 5 2 ) Buchenblätter XVII, S. 92. 
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berichtete dem Fürsten, daß die Schultheißen und Ortsvorsteher 
wissentlich eine ganze Reihe wehrpflichtiger junger Leute nicht 
registriert hätten. Die Pfarrer in den Ämtern Großenlüder, 
Blankenau und Herbstein hätten sich geweigert, die Taufbücher, 
die man zur Aufstellung der Konskriptionsliste benötigte, heraus-
zugeben. Daher erging v o m G. R. ein „General-Reskript", 
nach dem die Pfarrer eine in Spalten aufgeteilte Liste auszufüllen 
hatten. Diese vereinfachende Verfügung sollte die Pfarrer zur 
größten Pünktlichkeit antreiben, „widrigenfalls man die Saum-
seligen durch nachdrückliche Maßregeln dazu anzuhalten sich 
genöthiget sehen" würde 2 5 3 ) . 
Im Bereich der Wohlfahrtspflege hat die oranische Regierung 
vor allem durch die A r m e n f ü r s o r g e viel Gutes getan. 
Gerade hier bestanden trotz eifriger Bemühungen zur Besserung 
seitens des letzten Fürstbischofs vor allem in den Städten miß-
liche Zustände. Unter Fürstbischof von Bibra war die Armen-
pflege einer durchgreifenden Reorganisation unterworfen und als 
ein besonderer Zweig der Staatsverwaltung behandelt worden. 
Jede Gemeinde hatte von nun an alle in ihrem Amtsbezirke 
befindlichen und darin geborenen Armen durch Almosen zu 
unterhalten. An der Spitze des gesamten Armenwesens stand die 
Armenkommission, deren Tätigkeit in der Beaufsichtigung der 
auf dem Lande getroffenen Maßnahmen zur Betreuung der 
Armen bestand. Weiter hatte sie unmittelbar für die Armen der 
Stadt Fulda zu sorgen 2 5 4 ) . Unter Adalbert III. hatte die Armen-
fürsorge jedoch eine ungünstige Entwicklung genommen. Man 
verzeichnete einen starken Rückgang der freiwilligen Beiträge, 
der z.T. auf den bestehenden Vorwurf, die Almosen würden an 
Unwürdige verschwendet, zurückgeführt werden kann. Trotz 
des Verbotes von 1 787 war das Bettelunwesen wieder stark auf-
gekommen. Nach der Überzeugung der Armenkommission könne 
man dem Betteln nicht mehr vorbeugen, denn die Not sei zu 
groß geworden. Damit war es aber gleichsam legalisiert. Vor-
schläge zur Beseitigung des Betteins und zur Arbeitsbeschaffung 
für Müßiggänger blieben eine Angelegenheit der Akten 2 5 5 ) . 
253) Abschrift dieser Verordnung in der B. Rep. F. 
254) Kramer, S. 50 ff; Enneking, S. 140, 141. 
ϊ δ Β ) Enneking, S. 1 43 ff. 
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Erst unter der oranischen Regierung kam es zu der not-
wendigen Reform. Wie in den anderen Zweigen der Verwaltung 
war das Streben vor allem auf Zentralisation sämtlicher Armen-
mittel und ihrer Verwaltung gerichtet 2 5 e ) . Die Stadtpolizei-
direktion erhielt die Leitung sämtlicher Stellen. Zur Erfassung 
der Armen des ganzen Fürstentums wurde eine Generalarmen-
kasse gegründet. Die neben der öffentlichen Armenpflege be-
stehenden „milden Stiftungen" blieben zum Teil erhalten, hatten 
aber in finanzieller Hinsicht und in ihrer Tätigkeit eng mit den 
zentralisierenden Einrichtungen zusammenzuarbeiten. Zur zweck-
mäßigen Verwendung der eingehenden Armengelder wurden 
öffentliche „Armenväter" angestellt, die jeder für eine Anzahl 
Arme der jeweiligen Amts-Armenkommission ihr Gutachten ab-
gaben, wie die Almosen, die hauptsächlich aus Naturalien be-
stehen sollten, verabreicht werden könnten. Es galt der Grund-
satz, daß jede Gemeinde ihre eigenen Armen zu ernähren hatte; 
nur wenn die Gemeinden nicht auskommen sollten, half die 
Generalarmenkasse. Da man der Auffassung war, daß ein 
arbeitsfähiger Armer nichts erhalten dürfe, wurden die be-
stehenden, mit dem Heiliggeisthospital verbundenen Ein-
richtungen erweitert und umorganisiert. Im vormaligen Spitals-
gebäude wurden eine freiwillige Arbeitsanstalt, ein abgesondertes 
Zwangsarbeitshaus und ein Armenhaus für Arbeitsunfähige ein-
gerichtet. In den Anstalten konnte man durch Woll- und Flachs-
spinnen seinen Lebensunterhalt verdienen und es wurde öfters 
erlaubt, die Rohstoffe zu Hause zu verarbeiten. Für die armen 
Kranken wurde im bisherigen Kapuzinerkloster in Fulda ein 
nach dem Fürsten genanntes Landkrankenhaus, das Wilhelms-
hospital, eingerichtet. Ein Leih- und Pfandhaus wurde gegründet, 
das die Bevölkerung gegen den Wucher der Juden schützen 
sollte. Eine allgemeine Feuer- und Brandversicherung reihte sich 
hier noch an. 
Zu den Fonds aus säkularisiertem Gut und den ziemlich be-
scheidenen Fonds der noch erhaltenen Stiftungen mußten noch 
andere Mittel beschafft werden. Sigismund von Bibra hatte be-
reits seinem Fürsten gutachtlich vorgeschlagen, für den Unterhalt 
2 M ) Die folgende Darlegung stützt sich hauptsächlich auf die beiden 
gedruckten Bekanntmachungen vom Ende 1Θ03 und Anfang 1805 im 
St. M. und weiter auf Kramer, S. 91 ff. 
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der neuzugründenden Anstalten von den Untertanen nach ihrem 
Wohlstand einen festen jährlichen Beitrag zu fordern. Alle be-
stehenden Fondsen dieser Art müßten zu demselben allgemeinen 
Ziel zusammengeschlossen werden2 5 7) . Es wurde jedoch nur 
verordnet: „Sowohl die Qualität als Quantität der Beiträge steht 
bloß in der Willkühr der Inwohner". Im allgemeinen gingen die 
freiwilligen Beiträge unter der oranischen Regierung zur Zu-
friedenheit ein. Fürst Wilhelm Friedrich gab hier selbst immer 
ein gutes Beispiel. Zahllos sind die Projekte wirtschaftlicher, 
sozialer und kultureller Art, denen er selbst durch eine einmalige 
oder alljährliche Gabe einen Antrieb gab. Allein zur ersten Ein-
richtung des Landkrankenhauses stiftete er 33.900 Gulden. Für 
die Armen gab er jährlich 2.000 Gulden und eine Menge Natura-
lien, die Fürstin spendete alljährlich 800 Gulden. Wenn jedoch 
vermögende Einwohner kein ihrem Besitz angemessenes Al-
mosen verabreichen wollten, so sollte die „Spende" von der 
Amts-Armenkommission bestimmt werden. Außer diesen halb-
freiwilligen Beiträgen konnte man unaufgefordert Almosen an 
bekannte oder unbekannte Arme austeilen, jedoch nur durch 
das Stadtpolizeidirektorium und insofern dies „dem Plane nicht 
zuwider läuft". Den Hofdienern, Staatsbeamten und Pensio-
nierten wurde sogar eine Zwangsabgabe von 0,5 bis 1 Prozent 
ihrer Besoldung auferlegt, die nach dem Einkommen gestaffelt 
war. 
Das 'war die positive Seite der Armenfürsorge. Die andere 
Seite bestand darin, daß alles Betteln auf Straßen, an Kirchen 
und an den Häusern untersagt wurde 2 5 8) . Auch die Verab-
reichung der gewöhnlichen Klostersuppe und des Armenbrotes 
im Seminar und in den Franziskanerklöstern sollte aufhören 2 5 9 ) . 
Es war dagegen nach dem Vorbilde der Rumfordschen Suppen-
anstalt in München eine solche auch in Fulda eingerichtet 
worden, wodurch den Stadtarmen eine nach Rumford genannte 
kräftige, aus Knochen und Blut hergestellte Suppe verabreicht 
wurde 260). 
a
" ) K. H. A. 19 1 XV 2. 
2 Б 8 ) В. Rep. F. Nachlaß Richter. 
2I50) B. Rep. F. Seminar Θ; St. M. 97b 122 und 126. 
2 e o ) Rumford, ein früherer amerikanischer Offizier, trat 1783 in die 
Dienste des Kurfürsten Karl Theodor von Bayern. Er machte sich durch 
allmähliche Beseitigung der Bettelei, Gründung von Manufakturen und 
75 
Aus all diesem ist eindeutig ersichtlich, daß der oranische 
Staat der Armenfürsorge ihren ursprünglichen spontanen und 
karitativen Charakter nahm und die milden Stiftungen durch 
Aufhebung oder Aufgehenlassen in die staatliche Wohlfahrts-
pflege in ihrer ursprünglichen Zielsetzung störte. Diese Verstaat-
lichung der Armenpflege hat das Wesen der christlichen Karitas, 
das in der persönlichen Beziehung des Menschen zu seinem 
Nächsten liegt, verkannt. Die damit zwangsläufig verbundenen 
Nachteile blieben denn auch nicht aus. Die Armenväter, selbst 
Gewerbetreibende, versuchten auf Kosten der Armenkasse aus 
den Armen Kunden zu machen, so daß die Polizeidirektion in 
immer größere finanzielle Schwierigkeiten geriet. Auch die frei-
willige Arbeitsanstalt arbeitete durch die Nachlässigkeit der 
Materialverwalter mit einer wachsenden Schuldenlast 2 6 1 ) . Man 
hat vor einigen Jahrzehnten das Bedauern darüber ausge-
sprochen, daß weder von der kirchlichen, noch von der 
städtischen Behörde zu Fulda gegen diese Verstaatlichung Ein-
spruch erhoben worden sei 2 6 2 ) . Die Marburger Akten deuten 
jedenfalls nicht darauf hin, daß man in bischöflichen Kreisen 
der Entwicklung Schwierigkeiten entgegengesetzt hat. Im Gegen-
teil zeigte Bischof Adalbert seinen guten Willen dadurch, daß 
er sich mit einem jährlichen freiwilligen Beitrage von 8 0 0 Gulden 
in das Almosenbuch einschrieb 2 6 3 ) . Es scheint uns auch dies 
wieder ein Beweis dafür, daß der Geist der Aufklärung mit 
ihrer rationalen Nützlichkeitseinstellung auch über die Fuldaer 
Kirchenbehörde wehte. Man muß aber bedenken, daß damals 
wenigstens die öffentliche Bettelei beseitigt und manche Not 
gelindert wurde und daß auch noch heutzutage staatliche und 
karitative Fürsorge oft nicht richtig ausbalanciert sind. 
Der Arbeitseinsatz der Armen des Landes war aber nur ein 
Teilausschnitt des hohen Interesses des Erbprinzen für H a n -
d e l , I n d u s t r i e und H a n d w e r k im allgemeinen. Bald 
nach seinem Regierungsantritt entstand eine Leinendamastfabrik, 
und er förderte die Errichtung beziehungsweise die Vergrößerung 
Einführung der Kartoffeln um die Armen «ehr verdient. (Buchenblätter 
XI, S. 97-102). 
2 6 1) Kramer, S. 93, 94. 
2 β 2 ) Thielemann, S. 12. 
2 0 3 ) St. M. 97b 122. 
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einer Anzahl weiterer Tuchfabriken. Es scheint, daß die Erzeug-
nisse nach wie vor in Holland und auch in Dänemark abgesetzt 
wurden. Die allhergebrachte Hausindustrie erfreute sich des be-
sonderen Wohlwollens des Fürsten, und es gab zu dieser Zeit 
an 1 0 .000 Webstühle im Lande 2 C 4 ) . Zu einer Straßenverbindung 
der Stadt Fulda mit Lauterbach ließ er eine Chaussee bis auf 
die Höhe jenseits Maberzell anlegen; auch wurde eine Straße 
von Geisa auf die Rasdorfer Höhe gebaut. Zum Empfang seines 
königlichen Schwagers Friedrich Wilhelms III. von Preußen ließ 
der Erbprinz das Schloß Fasanerie renovieren 2 6 5 ) . Dies alles, 
wie auch die Etablierung des Fuldaer Hofes belebte die Ge-
schäftswelt. Andrerseits waren die Staatseinkünfte für die vielen 
Neueinrichtungen nicht hinreichend, und so konnten die Kritiker 
der oranischen Regierung leicht an die hinterlassene Schulden-
last anknüpfen. 
V o n den noch zu erörternden Schwierigkeiten in kirchlicher 
und kirchenpolitischer Hinsicht abgesehen hat neben der Kanton-
pflicht die überspitzte F i n a n z p o l i t i k des Oraniers die 
Zeitgenossen und die Nachwelt am peinlichsten berührt. Vier 
Jahrzehnte, also eine Generation später, lautet ein objektiv er-
scheinendes Urteil, daß die Regierung des dem Lande aufge-
drängten Erbfürsten dem Volke nie verhaßt gewesen sei 2 G 6 ) . 
Es läßt sich auch schwer behaupten, daß der Untergang des 
geistlichen Staates die Untertanen damals verstimmt hat. Arnoldi 
hat im Spätsommer 1802 ganz nüchtern festgestellt: „Eine Ver-
änderung der Regierung wird zwar nicht erwünscht, aber auch 
nicht sehr gefürchtet, außer auf den Fall, wenn das Land an 
Bayern oder Hessen fallen sollte". Das Grandseigneurleben der 
höheren Geistlichen habe dazu beigetragen, daß man ihnen 
wenig Achtung entgegenbrachte 2 6 7 ) . Auch Schenk berichtete, 
daß die Gebrechen der geistlichen Regierung die Nation günstig 
für das oranische Haus gestimmt hätten 2f>8). Daß das ganze 
Fürstentum ohne irgendwelchen Protest den neuen Landesherrn 
anerkannte, besagt doch auch, daß der Bevölkerung nicht viel 
daran gelegen war, „ob sie mit einem krummen oder geraden 
2 β 4 ) Hellbach, S. 236 ff. 
2 0 5 ) Arnd, S. 197, 198. 
2 β ( ! ) Gößmann. DcUräge (1849), S. 9. 
*
0Ί) Κ. Η. Α. 19 1 XV I. 
2 β 8 ) St. M. 97a 12. 
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Stabe geweidet" 2 6 9 ) wurde. Das oranische Regime hat tatsäch-
lich ein aufrichtiges Wohlwollen für die Fuldaer Untertanen an 
den Tag gelegt, und der Arbeitseifer der wichtigsten Regierungs-
beamten ist erstaunlich. Man hat aber den Bogen überspannt, 
und so waren die bei der Besitznahme des Landes vorhandenen 
bedeutenden Vorräte an barem Gelde und Materialien schnell 
verschwunden. Die doppelte Hofhaltung zu Fulda und Berlin 
und besonders die Zahlung der umfangreichen, größtenteils vom 
Fürstbischof übernommenen Dienerschaft schluckten eine Menge 
Geld aus der fürstlichen Privatschatulle. Die beträchtliche Summe 
an Pensionen und Unterhaltskosten des vermehrten Militärs 
waren dem Steueretat des Landes nicht angemessen 2 7 0 ) . 
Der Erbprinz war daher auch sehr verstimmt über die Ver-
zögerung der Geldauszahlung seitens der „Bataafsche Republiek" 
in Holland. A m 1. August 1 8 0 4 war der Art. 9 des Pariser Ver-
trages v o m Jahre 1 802 ausgeführt worden, in dem die Regierung 
der Republik dem Hause Oranien fünf Millionen holländische 
Gulden zusagte. Wilhelm Friedrich brauchte das Geld für die 
„verschiedenen Verwaltungszweige in einem Lande, wo sie alle 
vernachlässigt" seien 2 7 : 1). D a ß die holländische gesetzgebende 
Körperschaft die verabredeten 5 Millionen nicht bewilligen 
wollte, hinderte den Fürsten in der Ausführung von Projekten, 
die er schon „pour le bien de ce Pays" (Fulda) entworfen 
habe 2 7 2 ) . Er mußte daher Anleihen aufnehmen, u.a. bei der 
preußischen Regierung, und es blieb ihm nur die Hoffnung, daß 
die Schulden durch die allmähliche Verminderung der Pensionen 
und eine bessere Finanzverwaltung einigermaßen getilgt werden 
könnten 273). 
Als am 27. Oktober 1806 der französische Reichsmarschall 
Mortier mit 2 0 . 0 0 0 Mann in Fulda einrückte und förmlich Be-
2 e o) Der Ausdruck stammt von dem Dichter Wieland und wird zitiert 
bei Heigel II, S. 435. 
2 7 0) Gößmann, Beiträge (1857), S. 65; vgl. das Urteil von Eugen Thomas 
in F. G. Bl. IX (1910), S. 19. 
271) K. H. A. 19 1 Villa 40. Der Erbprinz an seine Mutter: „et noue 
avons besoin de beaucoup pour rencontrer successivement les diverses 
branches d'administration dans un pais ou elles ont toutes été négligées." 
Vgl. Japikse II, S. 132, 133. 
a*2) K. H. A. 19 1 Villa 74. 
2
" ) K. H. A. 19 1 Villa 22. 
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sitz davon nahm, war die oranische Herrschaft zu Ende. Es kam 
nicht unerwartet, denn seitdem der Erbprinz gleichwie sein Vater 
im Jahre 1 θ 04 nicht nach Mainz gekommen war, um dort dem 
hofhaltenden Napoleon seine Aufwartung zu machen, war das 
Schicksal von Fürst und Land in Frage gestellt. Der Erbprinz, 
verstimmt über das durch Frankreich veranlaßte Ausbleiben der 
versprochenen Gelder, wollte nicht auch noch sein englisches 
Jahrgeld verlieren und war deswegen nicht erschienen. Napoleon 
verübelte ihm das sehr 274). Allerlei Gerüchte, daß Fulda andren 
Fürsten zufallen würde, sprachen sich seitdem herum. Die un-
bedeutendsten Vorgänge wurden jetzt auf bevorstehende Ände-
rungen ausgedeutet, die nach der Aussage Arnoldis ,,der eine 
fürchtet, ein anderer auch wohl hoffet" 2 7 5 ) . Der Fürst selbst 
spürte bei seiner Rückkehr von dem Berliner Winteraufenthalt 
nach Fulda 1 8 0 6 eine Stimmung, aufgewühlter als je zuvor 2 7 6 ) . 
Vorübergehend scheinen fremde Truppen, die zur eventuellen 
Verteidigung hingeschickt waren, eine Plage für das Land ge-
wesen zu sein. Als Wilhelm Friedrich die Aufforderung erhielt, 
sich dem gegen Preußen gerichteten Rheinbund anzuschließen, 
weigerte er sich. Damit hatte er Partei ergriffen, denn er — 
General der preußischen Armee — hätte Fulda nur durch Ver-
rat seinem preußischen Schwager gegenüber behalten können. 
Durch seinen Vertrauten Robert Fagel erfuhr er aus Paris, was 
er jetzt zu befürchten hatte. Kurz nach der Errichtung des Bundes 
am 1 2. Juli 1 806 wurde er nochmals angehalten, beizutreten. Bei 
fernerer Weigerung war Fulda offenbar dem Kurfürsten von 
Hessen zugedacht. In den ersten Tagen des Monats August 1 8 0 6 
ging Wilhelm Friedrich nach Berlin und war dort einer der-
jenigen, die den preußischen König eifrigst zum Kriege gegen 
Napoleon antrieben. Er sollte Fulda nicht wiedersehen. Ein Teil 
des fürstlichen Vermögens war vorsorglich schon in Sicherheit 
gebracht worden 2 T 7 ) . 
Durch seine eifrigen persönlichen Bemühungen hatte Wilhelm 
Friedrich Fulda erhalten; ebenfalls kraft seiner persönlichen 
aT4) Colenbrander I. S. I 10, 1 I 1. 
2T5) Κ. Η. Α. 36 : 42h. Die Meinung Strambergs (S. Ι3Θ), daß der Sturz 
der oranischen Regierung „in der lebhaftesten Freude" aufgenommen 
würde, scheint mir übertrieben zu sein und beruht auf zu wenig Angaben. 
2 7 β ) Κ. Η. Α. 19 1 Villa 76. 
a
" ) Arnoldi, S. 39 ff; Colenbrander I, S. I 16, 1 17. 
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Entschließung, ohne Einfluß der Fuldaer Staatsdiener, hatte er 
zu Preußen gestanden. Das aber bedeutete, daß ein schon im 
voraus verlorener Krieg über das Schicksal seines Landes ent-
schied. Thomas stellt in seinem Tagebuch heraus, daß allein 
„der Prinz des Landes" Feind war und daß das unschuldige 
Land die traurigsten Folgen dieser persönlichen Haltung fühlen 
mußte 278). Tatsächlich hat Fulda keinen Grund gehabt sich über 
den neuen politischen Wandel zu freuen. Es fiel vorläufig keinem 
der deutschen Fürsten zu, sondern wurde einfach einer fran-
zösischen Besatzung unterstellt. Wie in anderen „reservierten 
Provinzen" sollte so viel wie möglich für die „Große Armee" 
aus dem Lande herausgepreßt werden 2 7 9 ) . Es wurde von Fulda 
eine außerordentlich hohe Kontribution gefordert; die Reaktion 
im Lande war Niedergeschlagenheit und verzweiflungsvolle 
Stimmung 280), Die Franzosen befürchteten sogar eine Volks-
erhebung und trafen entsprechende Maßnahmen 28i). Mochte 
die oranische Regierung auch auf gewisse Widerstände gestoßen 
sein, sie kann einen Vergleich mit den neuen Machthabern 
glänzend bestehen. 
Dies soll man bedenken, wenn wir dem in der nieder-
ländischen Literatur nachdrücklich herausgestellten Gesuch der 
Fuldaer Bevölkerung vom Jahre 1813 und seiner Vorgeschichte 
noch einige Worte widmen. Der Erbprinz hatte sich bereits im 
Jahre 1809 in einem Geheimschreiben an den in Fulda ver-
bliebenen Oberst Schwarz gewandt; von dem gerade ausge-
brochenen fünften Koalitionskriege gegen Napoleon versprach 
er sich, „daß endlich einmal die gerechte Sache siegen, und die 
Länder an ihre alten rechtmäßigen Herren zurückkommen" 
würden 282). Freilich eine seltsame Bemerkung voll Ironie der 
Geschichte, wenn man erwägt, daß nicht nur der Untergang, 
sondern auch der Anfang der oranischen Herrschaft in Fulda 
eine napoleonische Laune war. Schwarz wurde aufgefordert, 
alles für eine allgemeine Erhebung vorzubereiten. Der Oberst 
mußte jedoch feststellen, daß Geistlichkeit und Bevölkerung froh 
seien, in Ruhe zu leben; auch sei es kein Anreiz, daß die Er-
278) F. G. Bl. IX (1910), S. 7. 
2 т е ) ebenda. 
2 8 0 ) Hessenland 51 (1940-1941). S. 38-49. 
2 8 1 ) Heseenland ΙΘ (1904), S. 18. 
2 8 2 ) K. H. A. 19 I XV II. 
80 
hebungen in Nachbarstaaten nicht den mindesten Erfolg gehabt 
hätten. Immerhin hatte man den Oranier nicht vergessen, denn 
nachdem im Jahre 1810 Fulda dem Großherzogtum Frankfurt 
unter dem Kurfürsten Primas von Dalberg einverleibt worden 
war, hatte sich die Lage nicht viel gebessert. Besonders im letzten 
Jahre, 1813, scheint der Erzkanzler so viel wie möglich das 
bare Geld aus dem Lande in seine Kasse gebracht zu haben. 
Daher hätten alle Bürger und Bauern im Jahre 1811 dem 
früheren Konsistorialrat Nemnich versichert: „Könnten wir den 
Prinzen wieder bekommen, gerne wollten wir auf unseren 
Schultern ihn von Berlin hierher tragen". Fürstbischof, Dom-
kapitel und der größte Teil der Geistlichkeit hätten diese allge-
meine Stimmung geteilt 2 8 3 ) . 
Als im September 1813 — Napoleons Tage waren bereits 
gezählt — von Gagern sich bemühte, Fulda wieder für Wilhelm 
Friedrich in Besitz zu nehmen, legten Preußen und Österreich 
ihm Schwierigkeiten in den Weg. Daher beauftragte er den ge-
nannten Nemnich, in Fulda dahin zu wirken, daß das Land 
seinen Wunsch, den Prinzen wieder zu haben, durch eine Depu-
tation zu erkennen gebe. Seitdem hat Nemnich unablässig dafür 
geeifert, aber der Präfekt der Stadt weigerte sich. Der Mann 
fürchtete offenbar für seinen Posten, und wie er, dachten viele. 
Als er endlich in eine Generalversammlung von 2 1 Vertretern 
einwilligte, waren einige Mitglieder, wie der Generalvikar von 
Warnsdorff, vorher günstig gestimmt worden 284). Mit Mühe und 
Not entschloß man sich dann im November zu einer Deputation 
nach Frankfurt, die auf die Wiederkehr des Oraniers drängte. 
Es läßt sich verstehen, daß Gagern voller Freude an Humboldt 
berichtete, daß „ein pur katholisches Land" den Prinzen wieder 
verlange, der es „kaum eine kurze Zeit beherrscht habe und 
von dem man vermuthete, daß er nicht alle Wünsche habe 
befriedigen können" 2 8 5 ) . Der Erbprinz, der inzwischen als 
„souverein vorst" nach Holland zurückgekehrt war, hat seine 
Freude über das für ihn „schmeichelhafte Verlangen" des ful-
dischen Landes nicht verhehlt und ließ die Petition in den 
holländischen und englischen Zeitungen erwähnen 2 8 6 ) . 
283) K. H. A. 19 1 XV 12. 
284) ebenda. 
285) K. H. A. 32 : 30. 
28
«) K. H. A. 1 9 I XV 12. 
β 
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Schließen wir den Rückblick auf die Fuldaer Regierung des 
ersten niederländischen Königs mit einem Bericht aus dem Amt 
Dermbach, der von einem Fuldaer Finanzrat an Nemnich ge-
schickt worden war. Das genannte Amt habe gleichwie die be-
nachbarten Ämter im Jahre 1 θ 1 4 alle Zahlung der Rückstände 
und der laufenden Abgaben verweigert und in einer Beschwerde-
schrift die oranische Regierung sehr gelobt, indem „dabei die 
Unterthanen geschont und unterstützt, Handel und Fabriken be-
fördert, und überhaupt solche Vorkehrungen getroffen wurden, 
welche die Unterthanen in den Stand gebracht, um auch ihre 
Abgaben bezahlen zu können" 2 8 7 ) . 
Wilhelm Friedrich oder besser ,,Willem I" wird das „ad Acta, 
Haag den 1 1 April 1814" mit einem selbstzufriedenen Lächeln 
gegeben haben . . . . 
ae
'») ebenda. 
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KAPITEL II 
DIE A U S F Ü H R U N G DES REICHS-
D E P U T A T I O N S H A U P T S C H L U S S E S 
V E R S U C H E ZUR FESTLEGUNG DER 
POSITION NACH AUSSEN HIN 
I. Der Hauptschluß als Norm für die Abwicklung 
der Säkularisationsmaßnahmen 
Die Best immungen des R. D . H . unterscheiden eine zweifache 
Säkularisation von Kirchengut 1 ) . Die e r s t e war die Zu-
sprechung von Entschädigungsländern, Erzbistümern, Bistümern 
und Fürstabteien als L a n d e s h o h e i t s g e b i e t e an die 
neuen Landesherren . Dies war nur ein Teil der Säkularisation, 
denn eine z w e i t e , materiellerer Art , war besonders in den 
Pa ragraphen 34 bis 36 enthal ten 2 ) . Danach gingen alle G ü t e r 
der Domkapi te l , sowie die D o m ä n e n der Bischöfe auf die 
neuen Fürsten über. Die in den vorangehenden Paragraphen 
namentl ich zur Entschädigung angewiesenen Stifter, Abte ien und 
Klöster wechselten mit allen Gütern, Rechten, Kapitalien und 
Einkünften ihren Herrn . Dies war schließlich auch der Fall mit 
den Gütern der fundierten Stifter, Abte ien und Klöster in den 
alten wie in den neuen Besitzungen der deutschen Landesherren, 
wovon nicht besonders im R. D. H. die Rede war. Damit wurden 
z.B. auch alle im Hochstift Fulda befindlichen Klöster und 
Kollegiatstifter mit ihren Besitzungen d e m Erbprinzen von 
Oranien-Nassau zur „freyen und vollen Disposit ion" überlassen. 
!) Vgl. Scharnagl, S. 238 ff. 
2) Für die Paragraphen des R. D. H., die für unser Thema am wich-
tigsten sind, siehe Anhang. 
83 
„sowohl zum Behuf des Aufwandes für Gottesdienst, Unterrichts-
und andere gemeinnützige Anstalten, als zur Erleichterung ihrer 
Finanzen". Dafür fielen die Ausstattung der Domkirchen und die 
Pensionierung der betroffenen Geistlichkeit dem Landesherrn 
zur Last. 
Durch Ratifikation des Hauptschlusses hatte der Kaiser von 
seinem uralten Recht, die Lehen, also auch Bistümer und Reichs-
stifter einzuziehen, Gebrauch gemacht. Damit ist gegen diese 
Seite der Säkularisation, mochte sie auch unter bedenklichem 
Druck dem Kaiser abgezwungen worden sein, vom rein staats-
rechtlichen Standpunkt aus nichts einzuwenden. D a ß aber auch 
das Eigentum der einzelnen Kirchen und Klöster den neuen 
„Lehensmännern" übertragen wurde, bekundete die Gier der 
damaligen Fürsten nach Kirchengut, und auch die endgültige 
kaiserliche Bewilligung kann dieser Säkularisation nicht den 
Charakter eines einfachen Raubes nehmen. Denn hierüber hatte 
auch der Kaiser kein Verfügungsrecht 3) . U m ein jetzt notwendig 
gewordenes Konkordat nicht von vornherein zu schädigen, 
wünschte jedoch Staatssekretär Consalvi, der einflußreiche Be-
rater Papst Pius' VII., einen „möglichst milden" Protest. Da ein 
gänzliches Schweigen als Zustimmung und Sanktion hätte ge-
deutet werden können, wurde Ende 1 802 und nochmals Anfang 
1 803 ein päpstlicher Protest in der Form einer Breve dem Kaiser 
überreicht. In Wien sah man den päpstlichen Einspruch als eine 
„Beleidigung Sr. Majestät" an. W o ein völliges Einvernehmen 
notwendig war, wolle, nach der Versicherung Consalvis, der 
Papst nun nicht länger insistieren und sich jeglicher Vorstellung 
enthalten 4 ) . Der kaiserliche Hof hegte nämlich angeblich die 
Absicht, die Folgen der Säkularisation möglichst abzuschwächen. 
Immerhin ließen die Weisungen, die der Papst durch Consalvi 
dem Nuntius zu Wien erteilte, unumwunden erkennen, welche 
Grundsätze dieser zu vertreten habe. In einer besonderen An-
weisung über die Kirchengüter hob der Papst den Unterschied 
zwischen katholischen und protestantischen Fürsten hervor. 
Ersteren könne der Besitz, unter der Bedingung, daß sie die 
katholische Religion aufrechterhalten und den geschädigten 
Geistlichen einen dauernden Unterhalt zuerkennen würden, zu-
3) Vgl. Klein, S. 3. 
4) Schmidlin I, S. 209 ff. 
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gestanden werden 5) . Die schwersten Schäden würde es aber für 
die Kirche bringen, wenn der römische Stuhl sich den pro-
testantischen Fürsten gegenüber nachgiebig erweisen sollte. Mit 
Rücksicht „auf den Nutzen der Religion, auf das wahre Wohl 
der Häretiker selbst" könne es hier keine Zugeständnisse geben, 
denn sie würden „die Protestanten in der Häresie noch ver-
stockter machen". Eine antiquierte, im Stil der Zeit der Religions-
kriege gehaltene Begründung erscheint ebenfalls in der Er-
wägung, daß das Beispiel des Hofes auf die Untertanen einen 
zu mächtigen Einfluß ausübe und daß sie, um die Gunst des 
Herrschers zu gewinnen, leicht protestant werden könnten . . . 6 ) . 
Die oranische Regierung in Fulda hatte als ersten Schritt auf 
dem Wege der S ä k u l a r i s a t i o n s a u s f ü h r u n g eine Regelung 
für das D o m k a p i t e l und die einzelnen P r o p s t e i e n 
getroffen. Bereits am 15. Dez. 1802 erschien eine Landesherr-
liche Verordnung, den Suslentatiomplan für das Domkapitel betreffend 7 ) . 
Zwar waren die Bestimmungen des R. D . H. noch nicht 
förmliches Reichsgesetz, aber da man schon Kenntnis hatte 
von dem Conclusum der Reichsdeputation, hatte man sich wie 
bei der Besitzergreifung über dieses Bedenken hinweggesetzt. 
Alle domkapitularischen Güter und Propsteien wurden in ihrem 
ganzen Umfange als fürstliche Domänen der fürstlichen Rent-
kammer einverleibt. Dagegen sollte den Kapitularen eine jähr-
liche Rente aus der Hofrentkammer „zu ihrer Sustentation" aus-
gezahlt werden. Der französisch-russische Entschädigungsplan 
hatte diese Kehrseite der Säkularisation ganz außer Acht ge-
lassen. Nur Freiherr von Albini, der Subdelegierte von Kurmainz, 
hatte die Aufmerksamkeit der Deputation auf diesen wichtigen 
Punkt gelenkt und so waren die Bestimmungen über die an 
kirchliche Würdenträger, Mönche und Nonnen auszuwerfenden 
Pensionen in den Reichsrezeß aufgenommen worden 8 ) . Nach 
Par. 53 -waren den Domkapitularen und anderen Dignitären 9/1o 
ihrer ganzen bisherigen Einkünfte zu belassen. Par. 5 2 bestimmte, 
B) ebenda, S. 213. 
e) König, Pirn VU., S. 56, 60. 
T) Gedruckte Exemplare in der Landesbibliothek Fulda, der B. Rep. F. 
und im St. M. Vgl. den sich auf Aktenmaterial im St. M. stützenden Artikel 
von Richter in F. G. Bl. VII (1908), S. 129 ff. 
8) Brück, S. 107. 
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daß sie den lebenslänglichen Genuß ihrer Kapitelwohnungen 
behalten sollten. 
Es waren Wilhelm Friedrich zwei Pläne vorgelegt worden, von 
denen der eine auf Beibehaltung des „natural-propsteilichen 
Genusses", der andere bloß auf Pensionen aufbaute. Dieser 
Modus wurde gewählt und von Thomas in schriftliche Fassung 
gebracht. Der Pensionierung wurde der Vorzug gegeben, weil 
mit der Einziehung der Kapitel- und Propsteigüter auch deren 
besondere Gerichtsbarkeit abgeschafft werden könne. Für die 
Pröpste sei die Pensionierung nur zum Vorteil; wenn auch die 
Pensionen zum Teil erheblich geringer seien als der Reinertrag 
des Naturalgenusses, so würden sie doch „aus dem Drang der 
jetzt bestehenden lästigen Administration versetzt" 9 ) . D a ß man 
den Pensionsplan bevorzugte, dürfte aber auch noch einen 
anderen, mindestens gleich wichtigen Grund gehabt haben: man 
brachte so die in den Pensionsstand versetzten Geistlichen in 
eine gewisse Abhängigkeit vom Staate. Um eben dies zu ver-
hindern war der Wiener Nuntius vom Papste angehalten worden, 
zu versuchen, daß jedem Bischof und Kapitel Liegenschaften in 
entsprechendem Ausmaße zugewiesen würden: Bischof und 
Klerus sollten nicht ,,zu bloßen Assignataren" gemacht wer-
den 10). 
Die Verhandlungen der G. C. C. mit den einzelnen Kapitu-
laren einerseits und mit dem Erbprinzen andrerseits hatten schon 
Anfang November begonnen und zogen sich also über einen 
Monat hin. Wilhelm Friedrich war den Bestimmungen aufs ge-
naueste nachgegangen und hatte eigenhändig eine Anzahl 
Änderungen in dem Sustentationsplan angebracht, die übrigens 
nicht von tiefgreifender Art waren 11). Die Pröpste, je nach den 
Revenuen der Propsteien, wurden in vier Klassen eingeteilt, und 
man einigte sich auf eine jährliche Pension von 6 0 0 0 bzw. 4700 , 
3 5 0 0 und 3 0 0 0 Gulden. Der Domdechant als der bisher reichste 
Propst erhielt 9 0 0 0 Gulden. Obwohl dies alles ansehnliche Be-
träge waren, die alljährlich wiederkehrend, dem Landesherrn 
eine schwere Last wurden, blieben sie teils beträchtlich unter den 
zunächst als maßgeblich betrachteten 9 0 Prozent der Reve-
») F. G. Bl. VII (1908), S. 187. 
10) König, Píus VIL, S. 45. 
") St. M. 97e 899. 
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nüen 1 2 ) . Der älteste der ungepröpsteten Domkapitulare erhielt 
1800 Gulden und jeder der übrigen 1500 Gulden. Die meisten 
Pröpste blieben im Besitz ihrer eigenen Wohnung, und allen 
wurde „aus ganz besonderer Rücksicht" erlaubt, ihre Effekten 
und alle übrige bewegliche Habe zu behalten. U m das Land von 
den Pensionen profitieren zu lassen, durfte kein pensionierter 
Kapitular — dasselbe galt für die kurz darauf pensionierten 
Mönche, Weltgeistlichen und Laien — sich außer Landes an-
sässig machen. Jeder Pensionär, der ohne Erlaubnis die Fuldaer 
Landesgrenzen überschritt, sollte für die Dauer seiner Abwesen-
heit seine Pension verlieren 1 3 ) . Sogar bei einer Genehmigung 
wurden normalerweise noch 15 Prozent abgezogen. Daß der 
Erbprinz eine solche Bedingung sozial-wirtschaftlicher Art höchst 
ernst nahm, geht aus der Bekanntmachung hervor, daß Urlaubs-
erteilungen zu einer 14-tägigen Reise außer Landes von der 
G. C. C. gegeben werden könnten, weil er selbst monatelang 
abwesend sei. Er behalte sich jedoch vor, über Urlaubsanfragen 
auf längere Zeit von Berlin aus persönlich zu entscheiden i 4 ) . 
Wie wir früher schon sahen, erhielt der Propst am Michaels-
berge, Generalvikar von Warnsdorff, zu seiner sehr günstigen 
Pension noch eine besondere Zulage 1 5 ) . Dafür sollte er aber die 
Gottesdienste in der dortigen Michaelskirche, die nach dem 
Aachener Dom die älteste Kirche Deutschlands ist, weiterhin 
besorgen. Obwohl dieses kleine nur 50 Meter von der Dom-
kirche entfernte Gotteshaus keine Pfarrkirche war, wurde ihre 
Weiterverwendung von Thomas dringendst empfohlen. Das 
Volk sei sehr an die Kirche gewöhnt, und „auch in Anbetracht 
ihrer Antiquität als Symbol des Altertums" sollte sie mit ihren 
Gottesdiensten erhalten bleiben 1 6 ) . In Betreff der übrigen 
Propsteikirchen, der dazu gehörigen Pfarrer und Schullehrer und 
ihrer Unterhaltung wurde in dem Sustentationsplan eine nähere 
Regelung in Aussicht gestellt. Die Pröpste hatten nämlich nach 
12) Vgl. für die bisherigen Revenuen F. G. Bl. VII (1908), S. 131. 
13) F. Pol. Comm. Anzeigen vom 7. Dez. 1 803. Vgl. z.B. die Bestimmung 
Preußens im säkularisierten Werden, wonach die Pensionierten nicht über 
die Hälfte des Jahres außerhalb der preußischen Staaten weilen durften. 
(Körholz, S. 6). 
" ) F. Intell. Bl. vom 4. Januar 1804. 
15) Vgl. S. 58. Die Einkünfte der Propstei Michaelsberg waren die 
niedrigsten von allen und betrugen im Jahre 1801 3396 Gulden. 
l e ) F. G. Bl. VII (1908), S. 190. 
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der bisherigen Verfassung die Pflicht der Unterhaltung des 
Kirchen- und Schulgebäudes am Propsteiort und der Besoldung 
der Pfarrer an den der Propstei inkorporierten Pfarreien. Bei 
den Pensionsverhandlungen nun hatten sie ausdrücklich die Be-
dingung gestellt, daß sie künftig von allen diesen mit der Propstei 
verbundenen Lasten befreit seien 1 7 ) . 
Die P r o p s t e i p f a r r e i e n mußten also n e u d o t i e r t 
werden und das Vikariat hatte sich schon bald darüber mit der 
G. С. C. benommen. Bischof Adalbert zeigte sich einigermaßen 
verärgert, daß man ohne sein Vorwissen gehandelt hatte. Er 
forderte sein Vikariat auf, den Sachverhalt darzulegen. Als 
dieses die G. C. C. um Auskunft bat, wurde ihm mitgeteilt, daß 
die Dotierung zwar ohne Zweifel bald geschehen würde, jedoch 
zuerst, zwecks Erörterung einiger Punkte, die Rückkehr des Erb-
prinzen abgewartet werden müsse i 8) . Erst Ende 1 Θ03 kam es 
zu einer vorläufigen Festsetzung der Besoldung der Propstei-
pfarrer am Johannisberg, Petersberg, in Blankenau und Zella; 
jeder der vier Pfarrer erhielt als Jahresbezüge 3 3 0 Gulden in 
bar aus der Kammerkasse und etwa 160 Gulden an Natura-
lien 1 9 ) . Dabei ist es unter oranischer Herrschaft geblieben. Für 
den Propsteip f arrer zu Thulba war eine besondere Regelung 
getroffen worden, da die Pfarrei schon fundiert sei und die Ein-
künfte aus der Propstei nur zufällig seien. Mit 100 Gulden 
und einigen Naturalbezügen, darunter „freie Mästung seiner 
Schweine" mußte er sich, was die landesherrliche Sustentation 
anbelangte, zufriedengeben. Da klagte dieser Benediktiner-
mönch: wäre ich doch nur Kaplan geblieben oder in meinen 
Konvent zurückgekehrt 2 0 ) . 
Diese Unterhaltspflicht des Staates wurde von beiden Seiten 
als eine Selbstverständlichkeit angesehen und war nur eine neue 
Form für alte rechtliche Verbindlichkeiten. Die Verpflichtungen 
der Propsteien gingen ja nach dem Grundsatz der Universal-
sukzession (res transit cum suo onere) auf den Staat als den 
neuen Eigentümer über 2 1 ) . Etwas anders lag der Fall bei der 
A u f h e b u n g der sogenannten K o l l e g i a t s t i f t e r . 
" ) ebenda, S. Ι8Θ. 
1 β ) B. Rep. F. Dotation 7. 
1 9 ) St. M. 97e 975. 
s«) St. M. 97e 961 ; B. Rep. F. Dotation 7. 
2 1 ) Vgl. Scharnagl, S. 242. 
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Diese alte Institutionen, Kollegien von Weltgeistlichen, hatten 
im wesentlichen die gleiche Organisation wie die Domkapitel. 
Die Kollegiatkapitel zählten nur noch wenige Mitglieder — so 
waren in Rasdorf insgesamt sieben Stiftsherren, die zum Teil 
gleichzeitig auch Kanoniker am Kollegiatstift in Hünfeld waren. 
An der Spitze stand jeweils ein Propst und ein Dekan 2 2) . Ver-
dienstvollen Geistlichen wurde bei vorgerücktem Alter oder weil 
sie irgendwie dienstunfähig geworden waren, ein Kanonikat an 
solchem Stifte verliehen 2 3) . Kollegiatstifter gab es in Hünfeld, 
Rasdorf und Fulda selbst. Als der Erbprinz „in Gemäßheit des 
Reichsdeputationsschlusses" ihre Aufhebung beschlossen hatte, 
baten die Kapitulare von Hünfeld und Rasdorf um günstige 
Pensionen 2 4) . Bei deren Festsetzung wurde für die Rasdorfer 
Prebendare jedoch eine weitere Verbindlichkeit gegenüber den 
Stiftskassen, der Kirchenfabrik und dergleichen ausdrücklich 
verlangt. Dennoch blieben die Pensionen unter den in Aussicht 
gestellten 90 Prozent der seitherigen Jahresrevenüen 2 5 ) . Unter 
diesen Umständen war natürlich die Frage, inwieweit von Seiten 
des Staates eine Dotation der Stiftskirche vorzunehmen sei, 
schwer zu lösen. Kompliziert wurde die Sache noch dadurch, daß 
sich aus den damals vorhandenen Akten offenbar nicht nach-
weisen ließ, ob die Stiftskirche in Rasdorf oder die Kirche am 
Totenhof die eigentliche Pfarrkirche sei. Nicht nur das Vikariat, 
sondern auch der Erbprinz in Berlin vertieften sich in diese 
Frage, die sich als so unlösbar erwies, daß die Dotation unter 
der oranischen Regierung nicht mehr geregelt worden ist 2( i). 
Auch für die beiden Pfarreien der Residenzstadt, die D о m -
ρ f a r r e i und die S t a d t p f a r r e i , wurde durch die neuen 
Verhältnisse eine D o t a t i o n notwendig. Bis zur Säkulari-
sation wurde der Unterhalt des Dompfarrers vom jetzt aufge-
hobenen Konvent2 7) gedeckt. Das Vikariat äußerte nun der 
G. C. C. gegenüber seine Erwartung, daß der Dompfarrer aus 
den Konventsgütern entsprechend fundiert würde. Sollte eine 
vollständige Bestiftung der Dompfarrei nicht gleich möglich 
2!2) Siehe F. G. Bl. IV (1905), S. 129 ff. 
23) Vgl. Malkmus, Hhtorienbüchletn, S. 1 Ι Θ. 
2 4 ) St. M. 97Ь θ 6. 
2 5 ) St. M. 97a 72; vgl. F. G. Bl. IV (1905). S. 129 ff. 
2 e ) St. M. 100 1914. 
2 7 ) Über die Aufhebung des Konvents siehe S. 94 ff. 
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sein, so müßten doch wenigstens das Gehalt des Pfarrers und 
das seiner dringend notwendigen Kooperatoren festgesetzt 
werden. Im Sommer 1 803 wurde dann die Dompfarrei vorläufig 
dotiert. Isidor Schleichert erhielt ein Jahressalär von 640 Gulden, 
eingerechnet seine Pension als Benediktiner und die geschätzten 
Stolgebühren; dazu wurde ihm ein Teil des Bibliothekgebäudes, 
des heutigen Generalvikariats, zur Wohnung überlassen. Der 
bisherige Kooperator sollte ebenfalls dort wohnen und erhielt 
einschließlich der Stolgebühren 540 Gulden. Der Erbprinz ge-
ruhte, eine zweite Kooperatur mit jährlich 5 1 5 Gulden zu fun-
dieren, für die er einen anderen Benediktiner ernannte, wogegen 
der Bischof kein Bedenken äußerte. Der Erbprinz wollte aber 
schon bald darauf „selbst gnädigst ermessen können, ob eine 
gemeinschaftliche und zusammenwirkende Dienstversehung von 
dem sämmtlichen Pfarrpersonale der Dompfarrey auch wirklich 
statt finde" 2 8) . Auch für die musikalische Ausgestaltung der 
Domgottesdienste, die bis jetzt auf Kosten des Konvents und 
der ebenfalls aufgehobenen Hofrentkammer geschah und wobei 
sogar Violinspieler, Waldhornisten und Kontrabassisten mit-
wirkten, wurde auf Anregung Schleicherts und in Vereinbarung 
mit dem Vikariat eine kleinere, nur noch auf gesangliche Ge-
staltung berechnete Summe aus der Staatskasse bewilligt. Selbst-
verständlich erhielt jetzt auch der bekannte Organist und Musik-
direktor Henkel, der musikalische Star des Landes, eine Staats-
zulage 2 Э ) . 
Hinsichtlich der Stadtpfarrei, die seither mit dem Seminar 
finanziell verbunden war, kam es Ende Februar 1 803 schon zu 
einer Übereinstimmung, nachdem Eckard von selten desVikariats 
und Bibra seitens der Regierung eingehend verhandelt hatten. 
Obwohl das Vikariat sich auf Drängen des Bischofs ,,wegen der 
Erhöhung der Grundlagen des nebenberührten Trennungs- und 
Besoldungsplans nochmals kräftigst zu verwenden" hatte, blieb 
der Schritt ohne Erfolg, und der Stadtpfarrer erhielt einschließ-
lich der Akzidenzien 1028 Gulden, nebst freier Wohnung mit 
Garten in einem Hause des aufgehobenen Kollegiatstiftes, zu 
dessen Kapitel er gehört hatte. Jeder der drei Kapläne bekam 
jährlich 300 Gulden aus der Kammerkasse, wogegen sie aber 
28) B. Rep. F. Dompfarrei I. 
80) B. Rep. F. Domkirche 27; St. M. 97e ΚΑ θ : 199. 
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je 200 Gulden für Kostgeld an den Stadtpfarrer abzugeben 
hatten 30). 
Diese vom weltlichen Staate festgesetzten und auszuzahlenden 
Gehälter waren also die rechtliche Konsequenz der Säkulari-
sation. In diesen Jahren sind, wenn auch vorläufig, die Zahlungs-
verbindlichkeiten des Staates gegenüber der Kirche festgelegt 
und ist für die heute noch geltenden staatlichen Verpflichtungen 
ein Modus gefunden worden. Eine ähnliche Lage ergibt sich bei 
der Pflicht zum Unterhalt des Domes, wofür Dompfarrer 
Schleichen sich damals schon ständig eingesetzt hat, und die in 
den oranischen Jahren die erste Erfüllung fand 3 1) . So ist es 
denn auch kein Zufall, daß wir einen Teil der zu dieser Arbeit 
benötigten Akten nicht aus den verstaubten Archivregalen, 
sondern vom Arbeitstisch der heutigen Fuldaer Vikariatsmit-
glieder zur Einsicht erhielten. 
Daß Wilhelm Friedrich die Revenuen des ehemaligen Kolle-
giatstifts Hünfeld für das neue Krankenhaus und die des Ras-
dorfer Stiftes für das von ihm gegründete Lyceum verwandte, 
während die des Fuldaer Stiftes dem Seminar zugewandt wurden, 
fällt ganz in den Rahmen der R. D. H.-Bestimmungen. Es ist 
mithin verfehlt, sich den Vorgang so vorzustellen, daß der Erb-
prinz alles für sich selber hätte vereinnahmen können, und somit 
ohne irgendeine Verpflichtung als Wohltäter aufgetreten sei 3 2). 
Damit soll übrigens keineswegs verkannt werden, daß er bei der 
Verwendung der säkularisierten Güter von einer löblichen Ein-
stellung beseelt war. 
Anfang Februar 1 Θ05 wandte sich die G. C. C. an den Fürsten 
in Berlin mit der Mitteilung, daß das Oberfinanzkollegium an-
frage, welche Verwendung für zwei silberne Meßkännchen, die 
in der Pfarrkirche am Petersberge übrig gewesen seien, gefunden 
werden solle. Sie schlug vor, diese veräußern zu lassen, den 
30) B. Rep. F. Stadtpfarrei 27; St. M. 100 2023. 
31) Vgl. Schmitt, S. 27, nach dem der Par. 35 nicht einschließt, daß 
die Domkirchen seit der Säkularisation Staatseigentum seien. Vgl. auch 
S. I 10 Note 4: „Der baupflichtige preußische Fiskus hat am Dom zu 
Fulda kein Eigentum, noch sonst ein Recht, sondern nur die Baupflicht". 
32) Vgl. Arnoldi, S. 51, der nur die Besserung der Finanzen erwähnt 
und über die drei vorangehenden Punkte schweigt; de Bas II, S. 3Θ6. 
Siehe auch Carelsen, S. Ι Θ, die sogar die Pensionierung als freiwillig be­
zeichnet. 
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Erlös aber der Petersberger Kirche zu belassen, da „ohnehin das 
Onus fabricae gedachter Kirche der herrschaftlichen Kammer-
kasse" obliege. Die G. C. C. sah den gnädigsten Befehlen Seiner 
Hoheit „devotest" entgegen, und der Erbprinz gab im vorge-
schlagenen Sinne seine Genehmigung 3 3). Wie ein richtiger roi 
sacristain verfügte Wilhelm Friedrich nämlich über die Para-
mente, das Mobiliar und andere Güter derjenigen Kirchen, die 
wegen der Säkularisation vom Staate unterhalten wurden. Es 
betraf jene Kirchen, bei denen auch das Vikariat das landesherr-
liche Patronat anerkannte 3'1). 
Der Erbprinz faßte daher im Jahre 1805 den Entschluß, die 
Ausgaben wegen der Unterhaltung dieser Kirchen — die Ab-
gaben aus der Kammerkasse an die Schullehrer miteinbegriffen 
— durch noch dazu anzuweisende Fonds an Geld und Naturalien 
gehörig zu fundieren. Hierdurch sei eine Vereinfachung im 
Rechnungswesen und zugleich eine größere Sicherheit für die 
betreffenden Kirchen zu erzielen. Das Konsistorium wurde um 
ein Gutachten gebeten, ob es ratsamer sei, jede einzelne Pfarrei 
für sich zu fundieren oder die Kirchen aus einem Sammelfonds 
zu dotieren und die einzelnen Ausgaben der jeweiligen Kirche 
daraus zu bestreiten. Die landesherrliche Kirchenbehörde sprach 
sich für Letzteres aus 3 5). Zuvor hatte sie sich schon erkundigt, 
welche Paramente und Kirchenwäsche jeder der betreffenden 
Kirchen zu belassen seien, und welche in eine Sammelstelle zur 
Weitergabe an andere Patronatskirchen im Bedarfsfall zu 
bringen seien 3 6). Der G. R. wagte sich hinsichtlich einer 
derartigen Entscheidung nicht zu weit vor und forderte vom 
Konsistorium eine genaue Einsicht in die verschiedenen Kirchen-
inventare 3 7) . Mit der bekannten Pedanterie wurde der allge-
meine Kirchenfonds für die landesherrlichen Patronatskirchen 
so lange vorbereitet, daß er in der kurzen Regierungszeit des 
Oraniers nicht mehr zustande gekommen ist. So blieb ein Gesuch 
des Herolzer Pfarrers um Meßgewänder und Meßdienertalare 
ohne Erfolg, obwohl er in Aussicht gestellt hatte, daß „jedes 
33) St. M. 97i XXXV 8. 
34) Vgl. über das landesherrliche Patronatsrecht S. 151 ff. 
35) St. M 97i XVI11 34. 
3e) B. Rep. F. Nachlaß Richter. 
37) St. M. 97i XXXV 1. 
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Pfarrkind . . . . beim Anblicke dieser aus der Fürsten Huld 
Ihres Gnädigsten Kirchenpatrons reichlichst dotierten Priester-
kleidungen und Effeckte allemale aufgefordert sein (würde), für 
das höchste Wohl des gesamten Fürstenhauses königlicher Hoheit 
zu Gott" inbrünstig zu beten 3 8 ) . Eine schöne Abhängigkeits-
versicherung dem Landesherrn gegenüber, die, weil aus dem 
Munde eines katholischen Pfarrers stammend, Wilhelm Friedrich 
angenehm berührt haben muß! 
Mit diesem geplanten K i r c h e n f o n d s ging der Erbprinz 
nicht so weit wie der Fürst von Bayern oder der Kaiser in Öster-
reich. Nach Joseph II. waren die Geistlichen und Pfarreien nur 
die Nutznießer des geistlichen Vermögens; dem Landesfürsten 
gehöre „die sichere Verwendung des Überflusses" 3 9 ) . Er ver-
fügte über alle Kirchengüter mittels eines Religionsfonds. Dies 
entsprach der Auffassung des maßgebenden aufgeklärten Kano-
nisten Pehem, der dem Landesherrn das Recht zusprach, 
Kirchengut, das an einem Orte überflüssig oder weniger nutz-
bringend sei, dahin zu übertragen, „wo es der größere Nutzen 
der Kirche und das Heil der Seelen fordert" 4 0 ) . In Bayern 
wurde das ganze Kirchensilber inventarisiert und zum Teil ein-
gezogen 4 1 ) . Die oranische Regierung in Fulda beanspruchte 
dieses Recht nur bei den landesherrlichen Patronatskirchen. 
Selbstverständlich führte das Verfügungsrecht weltlicher Organe 
über rein kirchliche Angelegenheiten zu Schwierigkeiten. Als der 
Pfarrer am Johannisberg begründet hatte, warum seine Kerzen-
anschaffungen so groß seien, wollte sich das Oberfinanzkollegium 
nicht ohne weiteres damit abfinden und bat den Dompfarrer 
um schriftlichen Aufschluß. Das Gutachten Schleicherts charak-
terisiert sowohl den Verfasser in seiner Umständlichkeit als die 
Unfähigkeit des Staatsapparates, diese Materie zu handhaben. 
Es komme darauf an, so führte Schleichert aus, a. wie viele 
Messen gehalten würden, b. ob die Priester langsamer oder 
geschwinder zelebrieren, с ob viel Zugluft da sei, d. ob die 
Aussetzung des Allerheiligsten selten (den Rubriken gemäß) oder 
öfters (denselben zuwider) geschehe. Auf seine Anregung wurde 
38) St. M. 97i XXXV 3. 
3B) Winter, Der Josefwismut, S. 141. 
40) Rösch, Das KiTchenrechl, Bd. 84 (1904) S. 253 , 256. 
« ) Eben, S. 85. 
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dem betreffenden Pfarrer nur vorgeschrieben, statt des teuren 
gebleichten Wachses gelbes zu gebrauchen 4 2 ) . 
Die Tatsache, daß der Staat einerseits sich als Eigentümer des 
Kircheninventars der säkularisierten Kirchen betrachtete und daß 
ihm andrerseits die Ausstattungspflicht mehrerer Kirchen oblag, 
führte dazu, daß der Sparsamkeitsdrang, gepaart mit einer 
rationalistisch-nüchternen Einstellung allerlei für überflüssig er-
klärte. Es ist noch zu verstehen, daß bei der Aufhebung des 
Kapuzinerklosters — worüber unten Näheres — fünf Altäre, 
neun Beichtstühle, zwei Muttergottesbilder und mehrere andere 
Bilder öffentlich an die Meistbietenden verkauft wurden 4 3 ) . 
Schlimmer war es, daß das reiche Inventar der Domkirche der-
artig die Gier des Oberfinanzkollegiums erregte, daß nach Aus-
sage des Fürstbischofs nicht einmal zur Ausstaffierung des Hoch-
altars für hohe Festtage „ein ordentliches Ganzes" vorhanden 
sei. Auf seine dringende Gegenvorstellung konnte der Bischof 
glücklicherweise u.a. die große silberne sog. Amandische Mon-
stranz 4 4 ) , einige mit Silber beschlagene Meßbücher und die 
beiden mit Perlen gezierten Pyramiden mit den Reliquien der 
Hl. Benediktus und Sturmius behalten. Durch ein „Mißverständ-
nis" hätte das Oberfinanzkollegium zu viel abverlangt. Wilhelm 
Friedrich war mit dieser Milderung deshalb einverstanden, ,,um 
dem H. Fürstbischof einen neuen Beweis der Bereitwilligkeit zu 
geben, mit welcher Wir jedem seiner billigen Wünsche zu will-
fahren suchen". Der Erlös der goldenen und silbernen Dom-
kirchengeräte wurde auf etwa 4500 bis 5000 Gulden geschätzt4 5) . 
V o n weitgehender Bedeutung für das fuldische Land war die 
A u f l ö s u n g des über eintausend Jahre alten B e n e d i k -
t i n e r k o n v e n t s a d S . Salvatorem, wozu der neue Fürst 
sich nach Abwägung des Für und Wider schon bald nach der 
Besitzergreifung entschloß. In Bezug auf die Klöster hatte der 
R. D. H. unterschieden zwischen namentlich und förmlich zur 
Entschädigung angewiesenen kirchlichen Institutionen und 
solchen, die der Disposition des Landesherrn überlassen waren. 
42) St. M. 97e ΚΑ θ : 539. 
« ) F. G. Bl. VI (1907), S. Ι3Θ. 
^
4) Genannt nach dem ersten Fuldaer Bischof Amand von Buseck. 
4 3 ) St. M. 97e ΚΑ θ : 199; vgl. auch Schneiders Buchonia II, 1. Heft 
S. 195, 196. 
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Aber beide Gattungen ließ Par. 36 in das Eigentum der neuen 
Besitzer übergehen. Damit war nicht ohne weiteres eine Auf-
hebung verbunden; diese mußte also eventuell eigens ange-
ordnet werden 4 6 ) . Es versteht sich aber.daß in dieser Ära, der 
das Verständnis für das Ordenswesen abging, die Klöster unter 
den neuen Eigentümern entweder in großer Zahl aufgehoben 
wurden oder nur unter besonderen Einschränkungen bestehen 
blieben, wenn man sich praktischen Nutzen von ihnen versprach. 
Die Aufklärungstendenzen haben durch einen Mangel an Ver-
ständnis allem Irrationellen gegenüber das Mönchtum und die 
kontemplative Lebensform unterbewertet. Die Staatsuntertanen 
entlehnten nur einem „gemeinnützigen" Wirken ihre Daseins-
berechtigung, wozu noch in Frankreich, dem Lande der Freiheit, 
Gleichheit und Brüderlichkeit die Gleichheit aller Menschen einen 
privilegierten Ordensstand unerwünscht erscheinen ließ. Zwar 
erkannte man die kulturellen und sozialen Leistungen der Orden 
an, aber diese sollten jetzt vom Staate übernommen werden. 
Schließlich waren in vielen Klöstern Mißbräuche eingeschlichen, 
weil die Mönche, oft in eigenem Kreise v o m Zeitgeist ange-
haucht, den Sinn ihres klösterlichen Daseins theoretisch und 
praktisch in Frage stellten 4 7 ) . 
Diese Faktoren spielen auch eine Rolle bei der Aufhebung 
der altehrwürdigen Stiftung des Bonifatiusschülers Sturmius. Drei 
Wochen nach der oranischen Besitzergreifung erhielt der Prior 
des hochadeligen Konvents, P. Zacharias Zahn von der G. C. C. 
die Anweisung, ihr alle mögliche Auskunft über den Status des 
Klosters zu erteilen 4 8 ) . Auch sollten bis zu einer weiteren 
Weisung keine Novizen mehr angenommen werden. Im Begleit-
schreiben zu den gewünschten Angaben legte sich die ganze 
Klostergemeinde ,,Sr. Hoheit zum höchsten Schutz, Huld und 
Gnade unterthänigst zu Füßen". Der Konvent zählte 34 Köpfe, 
eingerechnet den Dompfarrer und seinen Kooperator. Weiter ge-
hörten offiziell die 5 Propsteipfarrer, 3 Pfarrer in weiteren Land-
pfarreien, 4 Kapläne und der Pfarrer zu Johannisberg im Rhein-
gau zu dieser Kommunität. Als die G. C. C. dem Fürsten die 
4e) Buchohz, S. 26. 
·") Vgl. Hermelink I, S. 19; Rößler, S. 68; Goyau I, S. 45, 46. 
4 β ) Die folgende Darlegung beruht auf dem Artikel Richters in F. G. BI. 
VII (1908), S. 81 ff., der die Akten im St. M. benutzte. Eine Überprüfung 
des Aktenmaterials schien mir überflüssig. 
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Auflösung empfahl, legte sie zuerst u.a. als Gegenargumente 
dar, daß katholische Länder immer Klöster gehabt hätten, was 
für Arme und Reisende eine wesentliche Unterstützung bedeutet 
habe. Auch seien die Güter ihrer Fundation gemäß nur für den 
Unterhalt einer solchen Kommunität bestimmt. Andrerseits wies 
sie jedoch, unter Anspielung auf den weltmännischen Geist 
mehrerer Mönche, besonders der Professoren unter ihnen, dar-
auf hin, daß im Kloster die Disziplin sinke und daß „bei der 
mannigfaltigen Denkungsart der gegenwärtigen Individuen kein 
gut bestehendes Ganzes zu erwarten" sei. Ihre seelsorgerische 
Tätigkeit sei nur zufällig, und die Weltgeistlichkeit habe diese 
„als die eigentliche zur Seelsorge gewidmete" wahrzunehmen. 
Hierin spürt man die besonders in Bayern gängige Tendenz, 
dem Weltpriesterstand seine altchristlichen Seelsorgerechte so 
weit wie möglich wiederzugeben und die im Mittelalter heran-
gewachsenen Privilegien und Dienste der Mönche zu be-
seitigen 4 9 ) . Ganz nach dem oben aufgezeigten landesherrlichen 
Standpunkt hinsichtlich des Armenwesens führte die G. C. C. 
weiter aus, daß „der Arme in einem von einem wohltätigen 
Regenten beherrschten Lande ohnehin seine Unterstützung 
finde", zumal „diesem wichtigen Polizeigegenstand ohnehin ein 
wachsameres Augenmerk" gewidmet würde. Zum Schluß wurden 
der Vertrag der vermittelnden Mächte und der R. D. H. als 
Gründe für die Berechtigung der Aufhebung angeführt. 
Als der Erbprinz nach dem Gutachten seiner G. C. C. ent-
schieden hatte und Eugen Thomas den Sustentationsplan, in der 
landesherrlichen Verordnung vom 22 . Dezember 1802 festge-
legt, schon zwei Tage eher den Mönchen unterbreitete, wurde 
er v o m Prior und den anderen anwesenden Mönchen empfangen. 
Sie erkannten „die gnädigsten Gesinnungen Sr. Hoheit mit dem 
innigsten Danke" an. Nur müßten sie ihrem Abte, Fürstbischof 
Adalbert, von dem Plan Anzeige machen. Wenn wir auch in 
diesen Worten eine gewisse Schmeichelei ihren neuen Brotherren 
gegenüber zu erkennen haben, so war der Geist bei den Fuldaer 
Benediktinern doch tatsächlich so, daß ein Teil der Mönche sich 
mit der neuen Lage abfand. Nicht nur die Kapitulare, sondern 
auch manch einer der bürgerlichen Benediktiner war von ge-
wissen modernen Strömungen jener Tage, die dem eigentlichen 
*») Brück, S. 173. 
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Geist des Mönchtums zuwiderliefen, ergriffen worden. Auch die 
Tatsache, daß alle Insassen des Klosters bis auf acht ein Schrift-
stück unterzeichneten, in dem sie erklärten, die Auflösung des 
Klosters nicht gewollt zu haben, scheint uns nicht so sehr eine 
Kundgebung für die Beibehaltung ihres Konvents als wohl ein 
Versuch zum „lavabo inter innocentes" und eine für notwendig 
erachtete Rechtfertigung in der öffentlichen Meinung zu sein. 
Prior Zahn hatte übrigens das weitere Sammeln von Unter-
schriften verboten. Es steht nicht fest, ob die acht NichtUnter-
zeichneten wegen Aufhebung des Klosters persönlich beim Erb-
prinzen vorstellig geworden sind. 
Immerhin war Wilhelm Friedrich davon überzeugt, daß die 
Mönche den Empfang einer jährlichen Pension einem weiteren 
Verbleib in ihrem Kloster vorzögen. Da nämlich keine Novizen 
mehr aufgenommen werden dürften, würde das Leben in der 
Kommunität wegen der sinkenden Zahl der Mönche und dem 
steigenden Alter zu beschwerlich werden 5 0) . Seinem Vater 
schrieb der neue Fürst, die Benediktiner seien sehr zufrieden; 
vor seiner Beschlußfassung habe er sich davon unterrichtet, daß 
sogar die älteren Patres die Pensionen einem weiteren Konvents-
leben vorzögen, denn der Zeitgeist widerstrebe dem pünktlichen 
Gehorsam des Mönchslebens, wodurch bereits viele Unannehm-
lichkeiten entstanden seien 5 1). Daß das Kloster keine Novizen 
aufnehmen durfte, sah der Fürst also als eine Selbstverständlich-
keit an 5 2). Ob der Erbprinz „sicher von vornherein ent-
schlossen" 53) war, den Konvent aufzuheben, wagen wir zu be-
zweifeln. Hat er doch in Weingarten den 42 Patres gestattet, in 
dem Kloster einen gemeinsamen Haushalt zu führen 5 4). 
Die Fuldaer Mönche selbst haben bestimmt wenig Lust dazu 
verspürt. Am 29. Dezember 1802 erging die letzte Verfügung 
des Abtes, des Fürstbischofs Adalbert, an seine Klostergemeinde. 
Wie gern er es auch wünsche, daß die pensionierten Benediktiner 
«>) K. H. A. 19 1 Villa 38. 
51) K. H. A. 19 1 Villa 19: ,,Les Benedictine qui sont auppriméa en 
sont très satisfaits et avant de determiner ma conduite à leur égard je fus 
informé, que même les vieux preferoient dee pensions à rester dans le 
couvent, l'esprit du siècle s'opposant à la stricte subordination de la vie 
monastique, de sorte qu'ils avoient souvent beaucoup de déboires". 
62) Vgl. Par. 42 d«s R. D. H. 
е з ) Richter, ebenda S. 103. 
M ) Erzberger. S. 360. 
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gemeinschaftlich nach der Regel des Hl. Benediktus beisammen 
leben könnten, so könne er unter dem Drange der Umstände 
nicht umhin, in ihre Entlassung einzuwilligen. Sie hätten aber 
eine spezielle Erlaubnis abzuwarten, wohin sie gehen dürften. 
Auch wurde jedem nachdrücklichst empfohlen, das Ordenskleid 
weiter zu tragen und zwar zum Zeichen, daß man nicht „mit 
dem Kleide die geistlichen Gesinnungen" ablegen wollte 5 5). 
Gerade in letzter Hinsicht hat es aber doch bei mehreren ge-
mangelt. Es gab Benediktiner, die im Laufe des nächsten Jahres 
in modischer Kleidung und Stiefeln zur Zelebration der Messe 
in den Kirchen erschienen. Als das Vikariat daraufhin sämtlichen 
Mitgliedern des ehemaligen Konvents eine entsprechende Miß-
billigung zugehen ließ, verweigerte der Professor Rupfer die 
Annahme des offenen, durch einen Pedellen überbrachten 
Schreibens 5 6) . Er halte sich noch an die Unmittelbarkeit des 
Konvents; mit dieser Ausrede wandte er sich um eine Ent-
scheidung an den Fürsten, „da er den landesherrlichen Gerecht-
samen nicht zu nahe treten möchte". Das Vikariat, das um Auf-
schluß gebeten wurde, hielt eine Zurechtweisung Rupfers durch 
die G. C. C. für wünschenswert. Die G. С. C. empfahl jedoch 
dem Vikariat, die Mahnung zu mäßigen und nicht nur den 
pensionierten Geistlichen sondern auch den übrigen zuzufertigen. 
Ihr Einschreiten in dieser nach der Ansicht desVikariats „inneren 
Disciplinarsache" wurde damit begründet, daß geziemender-
weise dieses Zirkular wenigstens vorher bei dem Fürsten hätte 
angezeigt werden sollen. 
Die Konventualen waren hinsichtlich ihrer Sustentation in drei 
Klassen mit 500, 450 und 350 Gulden je nach dem Professions-
alter eingestuft worden. Der Prior erhielt 700 Gulden und der 
Subprior 550 Gulden. Sollte ein Pensionist der ersten Klasse 
sterben, so rückte jeweils einer der zweiten und dritten Klasse 
auf. Am ersten Weihnachtstag 1 802 präsentierten die Mönche 
dem Fürsten ein Schreiben, in dem sie um Beibehaltung ihrer 
Mobilien und eines Vorrats an Holz, Vieh usw. baten. Die 
G. C. C. gab jedoch dem Oberfinanzkollegium die Weisung, 
auch die Versteigerung dieser Gegenstände vornehmen zu lassen. 
Alles Silber, ein Teil des Viehs, die Früchte, sowie auch Bohlen 
e 5) Richter, ebenda S. 107. 
Б 0) Siehe für diese Disziplinfrage St. M. 97b β. 
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und Bretter wurden davon ausgenommen und für den herrschaft-
lichen Gebrauch zurückbehalten. Käufer für das versteigerte 
Inventar des Konvents waren vielfach Wirte und jüdische 
Händler sowie Fuldaer Beamtenfamilien. Auch mancher der 
Benediktiner selbst ersteigerte sich einiges, denn sie hatten sogar 
die eigenen ins Kloster mitgebrachten silbernen Löffel, Messer, 
Gabeln und Becher zurücklassen müssen. Fürst Wilhelm Friedrich 
hat sich hier von seiner knauserigen Seite gezeigt. Als die 
Mönche versuchten, eine Beihilfe zu ihrer ersten Einrichtung bei 
Bekannten oder in ihren neuen Privatwohnungen zu erlangen, 
befürwortete die G. C. C. einen Betrag von etwa 2 0 0 0 Gulden, 
also etwa 50 Gulden pro Konventuale. Der Erbprinz betrachtete 
aber die von den Mönchen angeführten Argumente als nicht 
schwerwiegend genug und bewilligte nur die Hälfte der er-
betenen Summe 5 7 ) . 
A m 1. Februar 1803 beauftragte Wilhelm Friedrich seine 
G. C. C„ ihm Vorschläge über das Schicksal der F r a n z i s -
k a n e r k l ö s t e r zu machen 6 8 ) . Es versteht sich, daß der 
Fürst den Fortbestand der Mendikantenklöster in seinem Fürsten-
tum von ihrer Nützlichkeit abhängig machte. Bereits einige 
Wochen zuvor hatte das bekannte Franziskanerkloster auf dem 
Frauenberge zu Fulda den neuen Landesherrn davon unter-
richtet, daß es unter den vorigen Regierungen der Fürstbischöfe 
jährlich als Almosen eine bestimmte Menge Holz, Korn, Salz, 
Wein usw., sowie von dem aufgehobenen Benediktinerkonvente 
und einigen Propsteien verschiedene Naturalien bekommen 
hätte 5 9 ) . Nun lebte man damals in einer Zeit, die als Rechts-
grund für die Wohltaten des Staates und des Volkes den 
Kirchendienern gegenüber das Prinzip des Naturgesetzes auf-
stellte, daß der Arbeiter seines Lohnes wert sei. Dazu kam noch 
die Auffassung, wie sie eindeutig aus einem bayerischen Erlaß 
vom Jahre 1 803 hervorgeht, daß die damalige Verfassung der 
Bettelmönchsklöster als eins der mächtigsten Hindernisse für die 
moralische Ausbildung des Volkes nicht nur zwecklos, sondern 
direkt schädlich sei. Ihre Seelsorge sei belastet mit allzuviel 
«") Richter, ebenda S. I 26. 
68) St. M. 97e 967. 
5e) St. M. 97e 951 . 
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äußerlichen, ja selbst abergläubischen Dingen, und ihr Betteln 
sei unwürdig und verfehlt. In mehreren Ländern Deutschlands 
wurden denn auch, da der R. D. H. die Entscheidung darüber 
den Landesherren überließ, die Klöster der Franziskaner und 
Kapuziner aufgehoben oder ihnen wenigstens das Betteln 
strengstens untersagt. Fast überall durften sie keine Novizen 
mehr aufnehmen 6 0 ) . 
Unter diesen Umständen erschien das Gutachten des G. C. C.-
Mitglieds Sigismund von Bibra über die Frage: Sind die Mendi-
cantenl(löster im Fürstenthum Fulda beizubehalten oder nicht? 6 1 ) . Seine 
Argumente, kurz vor seinem Tode dargelegt 6 2 ) , sind maßgebend 
geworden für die Politik des Fürsten in dieser Hinsicht und ent-
sprechen völlig den Auffassungen der damaligen Zeit. Für eine 
Aufhebung sprechen u.a., so führte Bibra aus, 1. daß die Mendi-
kanten der Aufklärung des Volkes, welches an die Franziskaner 
gewöhnt sei, schädlich seien; 2. daß sie dem Staate durch das 
Almosensammeln lästig seien; 3. daß sie dem Weltklerus, 
welchem doch eigentlich die Seelsorge anvertraut sei, das nötige 
Zutrauen nähmen und für sich selbst beanspruchten. Für eine 
Beibehaltung führte er an : 1. daß die Pfarreien vielfach zu groß, 
und auf Aushilfe der Mendikanten angewiesen seien; 2. daß die 
Mönche zwar der Öffentlichkeit zur Last fielen, daß die Gaben 
an sie aber freiwillig und doch auch für geleistete Dienste seien. 
Schließlich erschien als nicht unerhebliches Argument: „die Auf-
hebung der Mendicantenklöster gleich im Anfange der Regierung 
Seiner Hoheit würde eine widrige Sensation bey dem Volke er-
regen, welches einen gewissen freylich mit Vorurtheilen ver-
bundenen Hang zu diesen Geistlichen hat, und es wird schwer 
halten, ihm diese Vorurtheile zu benehmen, welches nur nach 
und nach und vorzüglich durch Verbreitung einer reinen höf-
lichen Moral und exemplarischen Lebenswandel der ordentlich 
angestellten Seelsorger geschehen kann". Daher empfahl von 
Bibra, den Orden im Fürstentum beizubehalten und sich auf das 
Verbot der Aufnahme von Novizen zu beschränken. 
eo) Vgl. Klein, S. 7, 14; Rösch, Das Kirchemecht, Bd. Θ5 (1905) S. 4 I ; 
Wöhrmüller, S. 28 ff; Brück, S. 1 72 ff. 
ei) St. M. 97e 967. 
^ ) Die Darlegung muß zwischen dem I.Februar І 03 und seinem 
Tode am 5. März geschrieben worden sein; aus der Handschrift ist er-
sichtlich, daß von Bibra der Verfasser war. 
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In diesem Sinne wurde denn auch entschieden. Sowohl das 
Oberfinanzkollegium als die G. C. C. wiesen auf die Seelsorge-
praxis der Frauenberger Mönche hin, als sie dem Fürsten emp-
fahlen, die üblichen Naturalien verabfolgen zu lassen. Weil der 
Vorschlag Arnoldis „nur dürfte die Bewilligung, um das Kloster 
destomehr von der landesherrlichen Gnade abhängig zu erhalten, 
immer nur auf ein Jahr zu beschränken sein" befolgt wurde, 
waren die Mönche genötigt, jedes Jahr eine Bittschrift einzu-
reichen. Bezeichnend ist die Tatsache, daß seit dem Jahre Ι Θ04 
einige Malter Korn in Abzug gebracht wurden wegen des Hin­
fälligwerdens der Abgaben an die Armen G 3). Tatsächlich war 
die Frauenberger Mönchskommunität der Seelsorge sehr zum 
Nutzen; von den 25 Priestern hielten 15 als Stationäre jeden 
Sonn- und Feiertag einen festen Gottesdienst außerhalb ihres 
Konvents ab. V o n den übrigen, unter denen einige 80-jährige 
Männer, zogen noch die meisten nach anderen Kirchen zur ge-
legentlichen Aushilfe 6 4 ) . 
Im Fürstentum gab es noch vier weitere Franziskanerklöster 
mit zusammen 65 Priestern, nämlich in Hammelburg, Volkers-
berg, Dermbach und Salmünster, so daß die fünf Klöster ins-
gesamt 90 Priester und 29 Laienbrüder zählten. Auch diese 
anderen vier Konvente wurden vom Staate regelmäßig unter-
stützt 6 5 ) . Da der Staat früher größere Spenden gemacht hatte, 
ließ man das Terminieren weiter zu. Sogar einem Franzis-
kanerkloster im Würzburgischen und einem Karmelitenkloster 
im Kurbayerischen wurde erlaubt, in einem bestimmten Bezirk 
des Fürstentums zu sammeln. Dafür sollte den fuldischen 
Klöstern gestattet werden, in den Grenzgebieten der beiden ge-
nannten Länder zu terminieren 6 6 ) . Einem Teil der Patres kam 
es offenbar als selbstverständlich vor, daß der Staat über ihre 
Versetzung außer Landes endgültig entscheiden sollte. So bat 
ein Franziskaner aus Salmünster die G. C. C., dem Provinzial 
in Hammelburg zu befehlen, ihm die litterae dimissoriales für 
eine Seelsorgestelle in Österreich zu erteilen. Die G. C. C. fand 
allerdings den Ausdruck „befehlen" nicht geziemend. Als das 
63) St. M. 97e 951. 
,M) B. Rep. F. Nachlaß Richter. 
β 5 ) St. M. 97e 953. 
o e) St. M. 97e 959 1/2. 
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Vikariat um ein Gutachten gebeten wurde, überließ es die Frage 
völlig der landesherrlichen Obrigkeit. Es könne nämlich nach 
der Ansicht des Vikariats einerseits den Ordensobrigkeiten nicht 
gleichgültig sein, die fähigsten Männer auswandern zu lassen; 
andrerseits sei es einem talentvollen Kopfe nicht zu verübeln, 
wenn er ein besseres Glück außerhalb seines Vaterlandes suchen 
wolle 6 7 ) . Übrigens scheint die Regierung verfügt zu haben, daß 
die ursprünglich fuldischen Mönche in ihrer Heimat bleiben 
sollten. A l s nämlich ein Pater von seinem Provinzial außer 
Landes geschickt werden sollte, versuchte der betreffende Mönch 
mittels der G. C. C., im Fuldischen bleiben zu können, was ihm 
auch gelang 6 8 ) . Bei der Aufhebung des Franziskanerklosters im 
Corveyischen Höxter hatte der Erbprinz verfügt, daß sechs der 
dortigen Minoriten auf die fuldischen Klöster verteilt werden 
sollten. Wenn die neuen Ordensoberen oder die betreffenden 
Mönche selbst eine Versetzung erstreben sollten, so müßte bei 
der landesherrlichen Behörde Antrag auf Genehmigung gestellt 
werden 6 9 ) . 
Das einzige K a p u z i n e r k l o s t e r des Fürstentums be-
fand sich in der Residenzstadt selbst. Ende 1803 hatte sich 
Wilhelm Friedrich schon entschlossen, das Kloster aufzuheben 
und die Mönche auf die fünf Franziskanerklöster zu verteilen. 
Der Entschluß sollte vorerst noch nicht öffentlich bekannt, 
sondern nach einiger Zeit dem Vikariat mitgeteilt werden. Der 
Guardian hatte dennoch nach einigen Monaten eine gute Vor-
ahnung, zeigte sich aber keineswegs empört oder beunruhigt. Er 
teilte dem Fürsten mit, daß „wegen der gar wenigen und den-
noch meistens alten, kränklichen, unbrauchbaren Geistlichen" 
die Verhältnisse derartig seien, daß das Kloster „unmöglich 
lange mehr subsistiren kann, ja ohnehin von sich selbst bald 
aufhören muß" '70). Tatsächlich gab es nur 1 3 Mönche im Kon-
vent, und das Durchschnittsalter war 52 Jahre. Der zweitjüngste 
war 43 Jahre alt, und es ist klar, daß die Fuldaer Kapuziner 
schwer mit Nachwuchsmangel zu kämpfen hatten. 
A m 26. Mai 1 8 0 4 erschien die öffentliche landesherrliche Ver-
β τ ) St. M. 97e 967. 
«>) ebenda. 
β β ) В. Rep. F. Franziskaner 31. 
•"О St. M. 97e 954a. 
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fügung, in der bekanntgegeben wurde, daß die Haushaltung des 
Klosters nach zwei Wochen geschlossen werden solle 7 1) . Von 
der vom Fürsten festgesetzten Verteilung der einzelnen Mönche 
auf die Franziskanerklöster konnte nur mit landesherrlicher Ge-
nehmigung abgewichen 'werden. Auch das Inventar wurde ent-
sprechend aufgeteilt mit Ausnahme der Kirchenmobilien, der 
Braugerätschaften und der Bibliothek. Die Obrigkeiten der 
Klöster hätten den neuen Insassen gegenüber „die gehörige 
Discretion", die Mönche aber „die geziemende Bruderliebe und 
Eintracht" zu beobachten. Vorläufig könnte am besten täglich 
noch eine stille Hl. Messe in der Kapuzinerkirche gelesen werden. 
Hierüber und über die Fortführung des Religionsunterrichts, der 
bisher den katholischen Einwohnern des Zuchthauses von den 
Kapuzinern erteilt worden war, sei mit dem Vikariat zu ver-
handeln. Die höchste kirchliche Behörde hat sich mit keinem 
Wort über die Auflösung geäußert 72) und korrespondierte aus-
führlich mit der G. C. C. nur über die Folgen für Gottesdienst 
und Religionsunterricht. So geht aus dieser Korrespondenz her-
vor, daß es möglich erschien, die Zuchthausinsassen am nor-
malen Pfarrgottesdienste teilnehmen zu lassen, da „das Stören 
wegen dem Rasseln der Ketten der Züchtlinge" für die anderen 
Gläubigen nicht allzu schlimm sei 7 3) . 
Ein merkwürdiger Fall ereignete sich kurz darauf, als in der 
ehemaligen Kapuzinerkirche ein nassauischer katholischer Kor-
poral an den Sonntagnachmittagen feierliche Betstunden abhielt, 
„welchen eine Menge Menschen beiwohnet, die theils von der 
Neugierde, theils von abergläubischen Erzählungen gewisser 
wunderbarer Erscheinungen, welche jener Kaporal in der Kirche 
bemerket haben will, herbeigezogen werden". Das Vikariat be-
" ) B. Rep. F. Franziskaner 29. 
^
2) St. M. 97i II 2 : . . . „Ein nur noch aus wenigen Mönchen be-
stehendes hiesiges Kapuzinerkloster, welches, wie die Klöster der Bettel-
orden überhaupt keinen Fond hat, und sich nicht mehr nähren konnte, 
ist aufgehoben; die wenigen Mönche sind in die Franziskanerklöster ver-
theilt worden, die Klostergebäude und den Garten haben S. Hoheit zu 
einem Landspital gewidmet und zu dessen Unterhaltung den Fond eines 
Kollegiatstifts bestimmt, welcher reich&schluß-mäßig zu dem Kammer-
Ärario hätte eingezogen werden können. Zu der Aufhebung der Mönchs-
klöster authorisiert der Reichsschluß die Fürsten, weder der Bischoff, noch 
Vikariat haben das mindeste dagegen erinnert". 
73) B. Rep. F. Franziskaner 29. 
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richtete, es könne solche Unordnung natürlich nicht dulden. Auch 
würde das Volk durch die Messen in dieser Kirche v o m Pfarr-
gottesdienste abgehalten, weshalb das Vikariat die G. С. C. bat, 
die Kirche soviel wie möglich geschlossen zu halten 7 4 ) . So hat 
es die kirchliche Obrigkeit bestimmt nicht verdrossen, als bei 
der Errichtung eines Landkrankenhauses an dieser Stelle die 
Kirche nach einiger Zeit in den Umbau einbezogen wurde. 
Der R. D. H. hatte über die Frauenklöster in seinem 42 . Para-
graphen festgesetzt, daß ihre Säkularisation nur im Einverständ-
nis mit dem jeweiligen Diözesanbischof erfolgen konnte. Wohl 
galt auch für sie die Regel, daß nur mit Einwilligung des Landes-
herrn Novizen aufgenommen werden durften. Später hat man 
sich die Dinge so vorgestellt, daß dem Fuldaer B e n e d i k -
t i n e r i n n e n k o n v e n t dasselbe Los wie den Benedikti-
nern zugedacht gewesen sei; weil Bischof Adalbert jedoch in 
keiner Weise für die Aufhebung zu gewinnen gewesen sei, habe 
der Oranier alles aufgeboten, die Klosterfrauen zu einer frei-
willigen Aufgabe zu bewegen, aber ohne Erfolg 7 5 ) . Diese Vor-
stellung scheint uns überaus tendenziös zu sein. Zum einen ent-
halten die Akten nichts von derartigen Verhandlungen zwischen 
dem Fürsten und der Regierung einerseits und dem Bischof und 
den Nonnen andrerseits. Zum anderen hatten Nonnenkonvent 
und oranische Regierung sich schon im Dezember 1 802 darüber 
geeinigt, den Unterricht eines Teils der weiblichen Jugend von 
einigen der Klosterfrauen besorgen zu lassen 7 6 ) . Die Annahme 
ist also jedenfalls verfehlt, als hätte der Fürst erst Mitte 1 803 
sich damit abgefunden, das Kloster beizubehalten. Die Auf-
hebung hätte auch nicht auf dem Wege der oranischen Politik ge-
legen. Wie in einigen anderen Ländern, w o von der Säkulari-
sationsbefugnis des R.D.H. nur gemäßigte Anwendung gemacht 
wurde, scheute man sich in Fulda, die Klöster insgesamt auf-
zuheben 7 7 ) . Der Besitzstand war oft unbedeutend, man müßte 
Pensionen auszahlen, und die Ordensleute, hier die Benediktine-
rinnen, konnten sich verdient machen um die Seelsorge und das 
Unterrichtswesen. 
74) ebenda. 
75) Lemmene, S. 33 ff. 
7e) B. Rep. F. Dompfarrei 26. 
" ) Vgl. z.B. Körholz, S. 35. 
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Tatsächlich war das Opfer der Benediktinerinnen, daß ein 
Teil von ihnen die beschauliche Lebensweise aufgab, der Preis 
dafür, daß „das Institut zum Behuf der Schulen in seiner bis-
herigen Einrichtung belassen" wurde 7 8 ) . Der Schuldirektor 
Wahler hatte gleich Anfang Januar I 803 mit fünf Klosterfrauen 
den Normalunterricht angefangen und diese in einer Art von 
Kurzlehrgang geschult. Immerhin dauerte es noch bis Pfingsten 
1804, bis die Räume und Lehrmittel da waren, um mit dem 
Unterricht für die jetzt von der männlichen Jugend getrennten 
Mädchen der Dompfarrei einen Anfang zu machen. Es genügten 
dazu drei Schwestern, für die natürlich die neue Berufsarbeit 
schwer mit der kontemplativen Lebensweise zu verbinden war, 
nach der u.a. jeden Morgen von 4 bis 6 Uhr das Chorgebet ver-
richtet wurde. „Da das tägliche Lehren roher und leichtsinniger 
Kinder, bei welchen stets mit Lebhaftigkeit und Anstrengung" 
gesprochen werden müßte, sogar Männer ermatte, bat Wahler 
das Konsistorium, die Lehrerinnen von dem täglichen Frühchore 
zu befreien 7 9 ) . Das Konsistorium hatte eine bessere Einsicht in 
die Kompetenz einer landesherrlichen Kirchenbehörde als der 
bereits zu fürstbischöflichen Zeiten als Schulinspektor tätige 
Priester Wahler und wandte sich daher an das Vikariat, aller-
dings mit einem Seitenhieb auf „das ohnehin ganz unzweck-
mäßige Chor". Mit Genehmigung des Fürstbischofs wurden dar-
aufhin die Lehrerinnen von dem Chordienst an Werktagen 
befreit und ihnen an Stelle des Officiums kleinere deutsche Ge-
bete auferlegt. 
Die Benediktinerinnenabtei unterstand in ihrem inneren Leben 
der landesherrlichen Aufsicht. Als die Priorin um Genehmigung 
bat, einige Novizinnen aufnehmen zu dürfen, wollte Wilhelm 
Friedrich die Aufnahme grundsätzlich erlauben, aber für jede 
Einzelne sollte bei ihm Erlaubnis eingeholt werden 8 0 ) . Auch 
der Ernennung einer neuen Subpriorin schenkte er seine Auf-
merksamkeit. Einen diesbezüglichen Antrag des Fürstbischofs an 
ihn persönlich ließ er zuerst ausführlich von seiner G. С. C. be­
arbeiten, bevor er sich mit der Ernennung einverstanden er­
klärte 8 1 ) . Selbstverständlich betrachtete die oranische Regierung 
78) В. Rep. F. Dompfarrei 26. 
™) St. M. 100 2559. 
"O) St. M. 97a 63. 
8 1 ) ebenda; K. H. A. 36 : 62. 
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Änderungen in dem Besitzstand als eine Angelegenheit, die sie 
besonders anging. Vor allem der Erbprinz bestand darauf, daß 
„•weder Veräußerungen noch Acquisitionen" ohne seine Ge-
nehmigung stattfinden dürften 8 2) . Dem Kloster war die „gnä-
digste" Bestätigung ihrer Gerechtsamen und Gefälle bis auf 
weitere Entscheidung erteilt worden; darüber hinaus sollten, weil 
das Kloster den Schulraum zum Teil selbst einzurichten hatte, 
seine bei der Landeskasse ausstehenden Kapitalien jetzt statt mit 
4 mit 5 Prozent verzinst werden. 
Ohne daß die Regierung unmittelbar in die monastische 
Lebensweise der Klosterfrauen eingreifen wollte, kam es doch 
gelegentlich zu bezeichnenden Vorfällen. So wurde im Jahre 
1 806 vom Konsistorium ein Plan dargelegt, den Gottesdienst für 
die Lycealschüler von der dazu zu klein gewordenen Michaels-
kirche in die Nonnenkirche zu verlegen, wodurch auch die für 
die Nonnen allzu kostspielige Bezahlung eines eigenen Geist-
lichen wegfallen könne. Zugleich könne dann „der zeitherige für 
die Klosterfrauen ohnehin zwecklose lateinische Choralgesang 
gänzlich abgeschafft" werden. Das Vikariat war jedoch diploma-
tisch genug, das Konsistorium darauf hinzuweisen, daß zwar 
keine erhebliche Bedenken entgegenstünden, daß aber die 
Kirche zu weit entfernt und auch wegen der Beerdigung der 
Nonnen innerhalb der Kirche zu ungesund sei. Wenn man den-
noch dazu übergehen wolle, so seien den Klosterfrauen ihre 
eigenen Messen zu gewähren und sollte man ihnen keinen 
weiteren Zwang antun 8 3). 
Im Jahre 1733 waren die E n g l i s c h e n F r ä u l e i n , 
deren Unterrichtstätigkeit bis auf den heutigen Tag von der 
größten Bedeutung für die Stadt Fulda gewesen ist, vom Fürst-
abt Adolf von Dalberg 84) aus München nach Fulda berufen 
worden. Dieser bekannte Unterrichtsorden, dessen Mitglieder 
sich wie ihre englische Stifterin Maria Ward der Erziehung der 
weiblichen Jugend zuwandten, hat seine Konstitutionen größten-
teils dem Jesuitenorden nachgebildet, und die Schwestern sind 
denn auch mehrmals vom Volksmund als „Jesuitinnen" be-
8!!) St. M 97a 63; 97c 336. 
я з ) В. Rep. F. Gymnasium 1 ; St. M. 97i I I. 
b*) Dieser Abt war ein Angehöriger der Familie Karl Theodors, des 
Erzkanzlers und Fürstprimae von Deutschland zu Säkularisationszeiten. 
106 
zeichnet worden. Die Fuldaer Schwestern errichteten zunächst 
ein Institut für „Höhere Mädchenbildung", dessen auswärtige 
Schülerinnen in einem Pensionat wohnten. Im Jahre 1 761 über-
gab Fürstbischof Heinrich von Bibra den „Englischen" die ge-
samte Volksschulbildung der Mädchen Fuldas 8 5) . In einer Zeit, 
wo es an einer geregelten Vorbildung der Lehrer und 
Lehrerinnen allzuoft mangelte, wurden die künftigen Unterrichts-
schwestern in der klösterlichen Gemeinschaft gut vorbereitet. 
Die Klosterfrauen entstammten meist gebildeten und vielfach 
adeligen Kreisen und haben sich jahrhundertelang unschätzbare 
Verdienste um die Frauenerziehung erworben 8 t í). 
Kein Wunder also, daß der neue Fürst mit sichtlicher Zufrie-
denheit kurz nach der Huldigung seiner Mutter berichtete, daß die 
Englischen Fräulein die Mädchen verschiedene Zweige der Hand-
arbeit lehrten, welchen Unterricht man mit den Industrieschulen 
in England vergleichen könne 87). Vergleicht man das Los der 
Schwestern nach der Säkularisation in anderen Ländern mit dem 
der Fuldaer Klosterfrauen, so hat die oranische Regierung, frei-
lich aus utilitaristischen Motiven, ihnen gegenüber keine feindliche 
Gesinnung gezeigt. In Bayern wurden die Englischen Fräulein 
von der katholischen Regierung in einige Häuser zusammenge-
zogen, um hier nach und nach auszusterben. In Mainz hatten sie 
ihre Ordenskleidung ablegen müssen, und es gelang dem Bischof 
erst 1807 von Napoleon ihre Anerkennung als religiöse Ge-
nossenschaft für Schulunterricht zu erwirken 8 8). Das oranische 
Fulda aber stellte sich gegenüber den Englischen Fräulein zu-
vorkommend ein und war sich von Anfang an klar darüber, daß 
man ihre soziale und kulturelle Arbeit im Interesse des Staates 
beibehalten sollte. Mater Xaveria, Oberin des Instituts St. Mariae, 
versprach sich in einem Schreiben an den Erbprinzen noch vor 
seinem Einzug in die Residenzstadt eine Großzügigkeit „für 
alle Geistlichen und für jene insbesonders welche sich der Er-
ziehung der Jugend ihrem Institute gemäß lebenslänglich 
widmen". Daß ihre Erwartungen nicht zu hoch gespannt waren, 
geht aus der Tatsache hervor, daß die G. C. C. für das 1 4 Köpfe 
85) Scherg, S. 574. 
80) Vgl. Das InslUal Sanclae Mariae, S. 70 ff. 
87) K. H. A. 19 1 Villa 38. 
88) Brück, S. 4Θ3. 
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zählende Institut eine jährliche Zulage von 2 Maltern Weizen, 
6 Maltern Korn, 6 Maltern Gerste und 12 Klaftern Holz be-
willigte „als ein Beweis Unseres gnädigstens Wohlgefallens mit 
den seitherigen gemeinnützigen Bemühungen des Instituts". Dies 
war eine zusätzliche Bewilligung zu den bereits unter den Fürst-
bischöfen bezogenen Naturalien, die auch jetzt weiter auf Kosten 
des Staates verabreicht wurden 8 9) . 
Trotz dieser wohlwollenden Haltung gab es natürlich auch die 
aus dem Staatskirchentum sich ergebenden Einmischungen in das 
interne Leben des Instituts. So sandte die Priorin einmal die 
Abrechnung über die sog. Truchsessische Stiftung — hieraus 
floß den Schwestern jährlich eine Summe an Kapitalzinsen zu — 
an das Vikariat, während das Konsistorium darauf Anspruch 
erhob 9 0) . Besonders peinlich war das von dem Staat bekundete 
Interesse, als eine Klosterfrau ihre Profeß ablegen wollte und 
gerade an dem Tage, da dies geschehen sollte, die Priorin die 
Weisung erhielt, ohne vorherige landesherrliche Genehmigung 
mit dieser Profeß zu warten. Wilhelm Friedrich forderte zuerst 
Vorlegung der Statuten, bevor er sich zu einer Resolution ent-
schließen könne. Diese fiel daraufhin negativ aus und zwar aus 
folgendem Grunde: er habe allgemein befohlen, daß keine 
Novizinnen vor dem 25. Lebensjahre Profeß ablegen dürften. 
Da die betreffende Schwester „durch diese aufgeschobene Pro-
fessionsablage in ihrem bisher schon versehenen Lehramte 
keineswegs gehindert" würde, könne hier um so 'weniger eine 
Ausnahme stattfinden. Künftig sollte vor der Aufnahme einer 
Novizin erst bei ihm als Landesherrn angefragt werden. Unter 
der ausdrücklichen Bedingung, daß die betreffenden Novizinnen 
nicht vor ihrem 25. Jahre eingekleidet 'würden, hat der Erbprinz 
später tatsächlich die Aufnahme einiger Novizinnen bewilligt 9 1) . 
II. Die oranische Regierung in ihrem Verhältnis 
zu der Kurie 
Als Agent des Fuldaer Fürstbischofs beim Heiligen Stuhle in 
Rom fungierte in der Zeit der Besitzergreifung der Italiener 
·») St. M. 97b 193. 
9°) B. Rep. F. Nachlaß Richter. 
01) St. M. 97b 21. 
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Carlo d'Augustini. Er war darin vor kurzem seinem Oheim 
nachgefolgt und besaß gute Kenntnisse der deutschen Verhält-
nisse 9 2 ) . Als nun die G. C. C. im Februar 1 803 diesen Agenten 
unter der Bedingung beibehalten wollte, daß er sich den ein-
schlägigen landesherrlichen Aufträgen ebenso unterziehe, for-
derte der Fürst zuerst einen weiteren Bericht über die Geschäfte 
d'Augustinis und die Ausarbeitung einer eventuellen Instruk-
tion э з ) . Nach Rücksprache mit dem Vikariat teilte die G. C. C. 
mit, daß d'Augustinis Tätigkeit auf geistlichem Gebiet liege, 
und wohl nicht Gegenstand einer landesherrlichen Instruktion 
sein könne. Man könne ihm aber die Beibehaltung seines Gehalts 
nur zusichern, wenn er dem Landesherrn in lateinischer Sprache 
Bericht über alle Aufträge und Informationen des Bischofs oder 
der Kurie erstatte. Schließlich wurde auf die Möglichkeit hin-
gewiesen, einen besonderen Agenten, eigens für den weltlichen 
Landesherrn, zu bestellen 9 4 ) . 
Diese, vor allem im letzten Punkt gewandelte Haltung der 
G. C. C. ist wohl auf den zwischenzeitlichen Zutritt Arnoldis 
zurückzuführen. Ganz nach dessen Denkart schrieb der Erbprinz 
am 6. Mai 1 803 an den preußischen Minister von Haugwitz, daß 
„diese bischöflichen Agenten mit der Geistlichkeit der Länder, 
deren Geschäfte sie besorgen, in zu enger Verbindung stehen", 
als daß er von ihnen gute Dienste in seinem landesherrlichen 
Interesse zu erwarten haben dürfte. Er bat daher um die Ge-
nehmigung des preußischen Königs, den Minister v o n H u m -
b o l d t in Rom zur Wahrung seiner Interessen bevollmächtigen 
zu dürfen. Kurz darauf erging an ihn die Antwort, daß der 
Gegenstand schon vorher dem König angezeigt und von ihm 
genehmigt worden sei. Vermutlich hatte Wilhelm Friedrich im 
Frühjahr sich darüber in Berlin mit seinem königlichen Schwager 
ins Benehmen gesetzt. Haugwitz hatte befürwortend geäußert, 
daß protestantische deutsche Fürsten zugleich auf diese Weise 
den etwaigen Versuchen kaiserlicher Einmischung in diesen An-
gelegenheiten entgehen könnten. Auch Hessen-Darmstadt hatte 
einen ähnlichen Antrag gestellt. Die königliche Genehmigung 
m) B. Rep. F. Bistuntsakten 21/22. Er war auch römischer Agent für 
das Bistum Osnabrück und vertrat diese Diözese bis zu seinem Tode im 
Jahre ΙΘ47. Vgl. Hegel, S. 40. 
в з ) St. M. 97a 73; St. M. 97b 290. 
B 4) St. M. 97a 73. 
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geschah unter der Bedingung, daß der Gesandte solche Neben-
geschäfte jederzeit seinem ersten Auftrag unterordne 9 5) . 
Einige Wochen später wurde Humboldt das betreffende Ge-
such zugeleitet, in dem ihm eine jährliche Gratifikation von 
200 Scudi in Aussicht gestellt wurde. Zugleich erhielt er die 
Mitteilung, daß d'Augustini — wie auch diesem geschrieben 
wurde — bei Verlust seiner Agentur angewiesen sei, von allen, 
es sei vom hiesigen Fürstbischof, oder von anderen geistlichen 
oder weltlichen Behörden aus den fürstlichen Ländern ihm zu-
kommenden Aufträgen und deren Erledigung an den Landes-
herrn zu berichten. Weiterhin bat der Erbprinz den preußischen 
Botschafter, von allen bei der römischen Kurie vorkommenden 
Verhandlungen, sofern sie auf die geistliche Verfassung Deutsch-
lands überhaupt oder auf seine eigenen Lande, oder auf deren 
Geistlichkeit und Einwohner Bezug hätten, Anzeige zu machen 9 6) . 
Man kann nicht leugnen, daß der Erbprinz mit der Wahl des 
grundgelehrten, schlauen und ganz das Gepräge der Aufklärung 
tragenden Gesandten Wilhelm von Humboldt einem geschickten 
Rate das Ohr geliehen hatte. Die Sehnsucht nach dem Italien 
der Antike, der er sich in hingebungsvollen Studien zugewandt 
hatte, ließ im Herbst 1 802 den Bürger Humboldt zum Staats-
mann Humboldt aufsteigen. Seine römische Stellung hatte ihn 
in die Lage versetzt, sich neben seinen Amtsgeschäften in der 
richtigen Atmosphäre seinen Übersetzungen der klassischen 
Schriftsteller zu widmen. Als Ziel der preußischen Kirchenpolitik 
schrieb sich dieser politisch wie wissenschaftlich gleich tätige 
Gesandte beim Antritt seines Postens vor, „der katholischen 
Religion in den preußischen Staaten, ohne ihr im mindesten 
Zwang oder Gewalt anzutun, alle die nachteiligen Einflüsse zu 
nehmen, welche sie sonst fast überall auf die Moralität und die 
Aufklärung des Volkes ausübt". Die Spekulation auf Erhöhung 
seines Einkommens veranlaßte ihn wohl in erster Linie zur Über-
nahme weiterer Amtsgeschäfte, aber zugleich hoffte er so seine 
kirchenpolitischen Ideen auf einem breiteren Feld verwirklichen 
zu können 9 7) . 
es) Granier LXXVI, S. 841-845. 
s0) St. M. ebenda. 
07) Kahler, besonders S. 185-191. Siehe auch den Aufsatz von Kranen-
burg Hoen-Schmidt. 
110 
Es muß in diesem Zusammenhang vorausgeschickt werden, 
daß sich die Kurie damals in einem relativ guten Verhältnis zu 
Preußen befand. Humboldt erfuhr dies, als der Papst bei der 
Antrittsaudienz mit einer fast einstündigen Unterhaltung in ihm 
einen Vertreter des aufgeklärten Jahrhunderts empfing, aber 
nicht der „kulturellen" Aufklärung, sondern des aufgeklärten 
Friderizianismus, welcher „hier wegen des den Jesuiten ge-
währten Schutzes in großer Achtung steht" 9 8) . Diese Haltung 
geht sicher auf die Erfahrung zurück, daß, wie wir noch dar-
legen werden, das preußische Allgemeine Landrecht öfters er-
träglicherwar als manches josephinisch gefärbte kirchenpolitische 
System. Überdies waren auch Klugheitsrücksichten maßgebend 
für diese Haltung des päpstlichen Hofes. Um dem Protestantis-
mus nicht vorzuarbeiten, wollte man durch eine Politik des Nach-
gebens umsomehr einen Einfluß auf den katholischen Teil 
Preußens behalten. Auch der römische Plan zur Errichtung einer 
Nuntiatur in Berlin hat in diesen Jahren mitgespielt. So läßt es 
sich verstehen, daß Rom Preußen zuweilen Wünsche erfüllte, 
die es katholischen Staaten rundweg abzuschlagen pflegte " ) . 
Wundernehmen darf es daher nicht, daß Consalvi und Hum-
boldt auch in fuldischen Fragen rege Beziehungen zu einander 
hatten und daß der Erbprinz die Früchte davon ernten konnte. 
Humboldt glaubte, daß Rom, obwohl es die Säkularisation nicht 
anerkennen könne, ebensowenig wie ehemals beim Westfälischen 
Frieden einen förmlichen Protest einlegen, ja nicht einmal einen 
eigentlichen Widerspruch gegen die Veränderungen bekunden 
wolle 1 0 0 ) . Dies war aber eine irrige Meinung, sowohl was die 
Vergangenheit, als die damaligen Verhältnisse anbelangt. Be-
reits am 2. Oktober 1802 erfolgte der erste päpstliche Einspruch 
gegen die Säkularisation an den Erzbischof und Reichskanzler 
Dalberg. Er wurde von Consalvi in allen Zeitungen veröffent-
licht, damit noch vor der Regensburger Entscheidung der päpst-
liche Protest bekannt würde. Zwar hatte der Staatssekretär das 
zweite Breve an den Kaiser nach dringender Vorstellung des 
kaiserlichen Hofes nicht veröffentlicht und nicht weiter auf eine 
98) Kahler, S. 189. Diese Äußerung ist dadurch auch bemerkenswert, 
daß der Papst den Schutz des vom Heiligen Stuhle selbst aufgehobenen 
Jesuitenordens als eine Tugend bezeichnet. 
80) Vgl. Frantz, passim. 
100) St. M. ebenda. 
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Mißbilligung der Veränderungen insistiert. Aber die päpstliche 
Kurie hatte für die ganze Welt deutlich genug „gebetet, um 
Hilfe gefleht, gemahnt, gewarnt und protestiert" 1 0 1 ) . 
Nach vielen zwischen dem Papst, dem Staatssekretär und den 
übrigen Kardinälen gepflogenen Beratungen — so berichtete 
Humboldt an Wilhelm Friedrich am 20. August 1803 aus Rom 
— hatte man den Gesandten in der Eigenschaft eines Geschäfts-
trägers des Fürsten von Fulda anerkannt und sich bereit erklärt, 
über alle vorkommenden Fragen mit ihm zu unterhandeln. Die 
litteras patentes aber habe man nach Einsichtnahme absichtlich 
in seinen Händen gelassen, und in der offiziellen Antwort von 
Consalvi habe man den Titel Fürst von Fulda ausgelassen und nur 
über Principe Ereditario d'Orange etc. gesprochen. Der Fürst möge 
sich damit abfinden, so führt Humboldt weiter aus, denn auch 
dem ersten Konsul habe man erklärt, daß man den Reichsschluß 
nie eigentlich anerkennen könne. Der Papst, so schließt er, „wird 
im Handeln leicht sein, aber wie es überhaupt seine Politik ist, 
auf Worten hartnäckig bestehen". In seiner Antwort erklärte der 
Erbprinz, er sei ganz damit einverstanden, von offiziellen 
Schritten wegen der Titulatur abzusehen, obwohl er sich eine 
mündliche, vertrauliche Äußerung deswegen beim Kardinal-
Staatssekretär gefallen lasse 1 0 2 ) . 
In welch heikler Lage sich die Kurie bei dieser Entscheidung 
befand, leuchtet ein, da im Falle Wilhelm Friedrichs kein bereits 
bestehender Titel herangezogen werden konnte, weil der Erb-
prinz bis jetzt im Deutschen Reiche nicht regiert hatte. Überdies 
konnte die Titulatur als Präzedenzfall wichtige Folgen haben, 
weil der Erbprinz der erste Fürst war, der mit dem päpst-
lichen Hofe über neusäkularisierte Länder überhaupt offiziell in 
Verbindung getreten 'war 103). Daß sich die Frage im obigen 
Sinne gelöst hatte, gereichte der fuldischen Regierung nur zum 
Vorteil. Humboldt berichtete im Herbst, die diesbezügliche ver-
trauliche Äußerung Consalvi gegenüber sei nicht ohne die ge-
wünschte Wirkung geblieben. Denn anläßlich eines anderen 
Geschäftsbesuches habe ihm Consalvi gesagt, wie sehr der Papst 
und er selbst bedauerten, daß sie damals nicht so hätten ver-
101) Schmidlin I, S. 210-214. 
102) St. M. ebenda. 
i03) Granier LXXVII, S. 37. Vgl. auch K. H. A. 19 I XIV 5: V. 
Humboldt an den Erbprinzen d.d. 27. August 1Θ03. 
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fahren können, wie sie es unter anderen Umständen gewünscht 
hätten. Dabei habe der Staatssekretär ihm „im strengsten und 
engsten Vertrauen" gesagt, daß der Papst das nämliche dem 
damaligen Kurfürsten von Salzburg gegenüber beobachtet habe, 
der auch nur regierender Fürst von Ländern war, die er als 
Entschädigung erhalten hatte 1 0 4 ) . 
Legen wir jetzt dar, wie sich die V o r z u g s s t e l l u n g 
H u m b o l d t s für die Abwicklung der in Rom zu erledigen-
den Fuldaer Streitfragen und Gegenstände ausgewirkt hat. Der 
Erbprinz ließ an Humboldt den Auftrag ergehen, sich so zu ver-
halten, wie es in ähnlichen, die preußischen Staaten oder Unter-
tanen betreffenden Angelegenheiten zu geschehen pflegte. Dies 
war eine Antwort auf die Äußerung des Gesandten, daß er sich 
zwar bis jetzt Aufträgen unterzogen habe, die ihm unmittelbar 
von den Fuldaer katholischen Untertanen zugekommen seien, 
daß ihm aber von preußischer Seite jede unmittelbare Geschäfts-
korrespondenz mit den katholischen Untertanen untersagt sei. 
Sie sollte nämlich über die Regierung geleitet werden. Er wies 
weiter darauf hin, daß bei beiden Fürstentümern eine durchaus 
verschiedene Praxis herrsche, wobei er auf die Stellung d'Augus-
tinis zielte. Nach Humboldts Vorschlag erging dann an letzteren 
auch die Weisung, sich künftig, bei Verlust seiner Agentur, nur 
denjenigen Aufträgen aus dem Fuldaer Lande zu unterziehen, 
die über den preußischen Gesandten geleitet seien i05). 
Das bischöfliche Vikariat wurde gleichzeitig ersucht, allen 
Geistlichen — und durch sie allen Katholiken — die landesherr-
liche Verfügung bekannt zu geben, kraft welcher niemand ohne 
vorherige Anzeige beim Fürsten oder seiner Regierung sich an 
Rom wenden könne. Wer dieser Verfügung nicht nachkäme, 
habe zu gewärtigen, daß das in Rom Erwirkte keine verbindliche 
Kraft bekäme, sofern es nur irgendwie zur staatlichen Ordnung 
Beziehung habe 1 0 6 ) . Hierdurch wurde also die in der Organi-
sationsverordnung des Konsistoriums unter Par. 5 gegebene 
Bestimmung hinfällig, daß die katholischen Untertanen Dispense 
zu Rom einholen könnten, wobei auch früher schon zusätzlich 
104) St. M. ebenda. 
10B) St. M. 97b 291 . 
l o e ) B. Rep. F. Biatumaakten 21/22. 
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wegen des impedimentum civile noch eine landesherrliche Er-
laubnis nötig gewesen war. K e i n e r durfte sich also mehr 
u n m i t t e l b a r a n R o m wenden. Das Vikariat entsprach 
dem Ersuchen des Oraniers und fand sich damit ohne weiteres 
mit dieser tief in das innere kirchliche Leben einschneidenden 
Verordnung ab. Nur teilte es in dem Zirkular an die Pfarrer und 
auch im Antwortschreiben an die Regierung „zur Vermeidung 
alles Mißverstandes" mit, daß die erwähnte Verordnung auf 
Gewissensfragen, zu denen es einen Teil der Ehedispense (ge-
meint sind geheime Hindernisse) rechnete, keinen Bezug haben 
könne 1 0 7 ) . Aus dem Weiteren geht hervor, daß Humboldt sich 
tatsächlich in Behandlung solcher Gewissensfälle Beschränkung 
auferlegen wollte. Auch aus seiner preußischen Geschäftspraxis 
kannte er diesen Sonderfall ; freilich wurden die Anträge und die 
römischen Reskripte bei diesen Fällen nach dem preußischen 
Landrecht nur durch die Staatsbehörde vermittelt, allerdings un-
geöffnet und erst auf die Versicherung, daß der Fall nichts 
enthalte, was offenbart werden müßte 1 0 8 ) . 
Ganz richtig war die Schlußfolgerung Humboldts, daß so 
noch immer ein Fuldaer Untertan, allerdings mit Genehmigung 
der G. C. C , sich an ihn persönlich wenden könne. Daher, auch 
um landesherrlicherseits diese der Regierung wichtig erschei-
nende Angelegenheit endgültig klarzustellen, ließ die G. C. G , 
unter Mitteilung an das Vikariat, ins Intelligenzblatt v o m 
4. April 1804 eine Bekanntmachung einrücken: Jeder Untertan 
habe seine Gesuche nach Rom mit den nötigen Bescheinigungen 
versehen Seiner Hoheit oder der G. C. C. zu übergeben, wonach 
sie dann Humboldt zugeleitet würden. Man wies dabei auf den 
bis jetzt vergeudeten Zeit- und Geldaufwand hin, der dennoch 
öfters nicht zum Ziele führte; künftig könne man die gerechten 
Gesuche der Untertanen auf eine wirksame Weise unterstützen 
lassen юз). 
Humboldts Einfluß war besonders wirksam bei E h e d i s -
10T) ebenda. Das Vikariat schloß die Matrimonia cum impedimento 
occulto invalide contracta, et mediante dispensatione revidenda aus. 
108) Allgemeines Landrecht II, 1 I Par. 82, zitiert bei Frantz, S. 22. 
l o e ) St. M. 97b 2 9 1 ; B. Rep. F. Bistumsakten 21/22. Es fällt auf, daß 
die bayerische Regierung sich derselben Scheinargumente bediente: „zur 
Beförderung der Sache und zur Vermeidung unnützer Kosten" (Sicherer, 
S. 36). 
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p e n s e n und S ä k u l a r i s a t i o n s g e s u c h e n 1 1 0 ) , die 
ohne seine Beziehungen ablehnend beschieden worden wären. 
Es fällt dabei auf, daß Rom in einzelnen Fällen eine fürstbischöf-
liche Entscheidung desavouierte, sicherlich um dem preußisch-
fuldischen Gesandten entgegenkommen zu können. Als Beispiel 
sei hier der Fall des Arztes Joseph Schneider, des Verfassers der 
Fuldaer Topographie, herangezogen 1 1 1 ) . Die 32-jährige Schwester 
seiner verstorbenen Frau hatte sich an den Fürstbischof zur 
Erlangung der Dispensation für eine Ehe mit ihrem Schwager 
gewandt, aber eine abschlägige Antwort erhalten. Daran war 
vielleicht ihre wenig taktvolle Bemerkung mit schuld, daß in 
den jetzigen Zeiten der Konfessionsverschiebungen eine solche 
Erlaubnis weit weniger Aufsehen erregen werde als ehedem. 
V o m Hindernis der Schwägerschaft wurde jetzt im katholischen 
Deutschland von den Bischöfen tatsächlich leichter dispensiert 
als früher. Im August 1 8 0 4 wandte sie sich nun an den Erb-
prinzen um Vermittlung in Rom. Humboldt war aber der 
Meinung, daß der doppelte Mangel sowohl eines zur Dispen-
sation von dem ersten Grade der Schwägerschaft hinreichenden 
kanonischen Grundes, als besonders des bischöflichen Zeug-
nisses die Dispensierung durch den Papst sehr erschweren würde. 
Trotzdem war es ihm eine Prestigefrage, hier einen Erfolg zu 
erzielen. Und er machte sich selbst die Aufgabe noch schwieriger, 
indem er auf eine Dispensierung ohne Taxen drang. Dennoch 
wußte er vom Kardinal Prodatarius eine Replik mit einem un-
entgeltlichen päpstlichen Ehedispens zu erlangen. Wohl machte 
der Kardinal die Einschränkung, daß der Papst nur in diesem 
besonderen Fall aus Hochachtung für den Erbprinzen über die 
Schwierigkeiten hinweggesehen habe, künftig sich aber nicht 
gleicherweise entschließen könne. Humboldt wies erläuternd 
noch auf den Umstand hin, der römische Hof sei weniger ge-
schmeidig geworden, als der Kurfürst von Pfalz-Bayern die 
bischöflichen Zeugnisse zu umgehen gesucht und mehrere Ge-
suche dieser Art auf einmal habe anbringen lassen. A m Schluß 
dieser Dispensangelegenheit erwies sich v. Humboldt als einen 
Diplomaten mit Fingerspitzengefühl für die kirchlichen Verhält-
1 1 0) Es sind darunter die Gesuche der Ordenegeietlichen, ihren Ge-
lübden teils oder ganz entsagen zu dürfen, zu verstehen. 
^
1 ) Alle dazu gehörigen Aktenstücke unter St. M. 97b 7. 
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nisse: während die G. С. С. ihn anregte in Erwägung zu ziehen, 
die Exekution der Erlaubnis einem anderen als dem Bischof zu 
übertragen, bemerkte der Gesandte, er habe sich dazu nicht ein-
mal geäußert, da man es als eine Beleidigung des Bischofs auf-
fassen würde. Übrigens erkannte Adalbert, wie sich aus anderen 
Aktenstücken folgern läßt, den Ehedispens an. 
Kirche und Staat haben in Fulda überhaupt bei diesen leicht 
zu Differenzen führenden Ehesachen ohne große Schwierig-
keiten zusammengearbeitet. Obwohl die E h e nach dem kano-
nischen Recht nur als ein Sakrament, das zugleich den Pakt 
umfaßt, betrachtet werden soll, so brach sich aber auch bei den 
kirchlichen Behörden die naturrechtliche, aus dem Gallikanismus 
herrührende Meinung Bahn, als sei der Eheabschluß in einen 
b ü r g e r l i c h e n E h e p a k t und ein k i r c h l i c h e s S a -
k r a m e n t zu trennen 1 1 2 ) . D a ß im katholischen Fulda diese 
Idee Einfluß gewann, ist kaum verwunderlich. Benedikt Ober-
hauser, Professor des kanonischen Rechts an der Adolfs-Uni-
versität, hatte 1763 sogar die These vertreten: die Macht, 
trennende Ehehindernisse aufzustellen, gebühre von Rechts 
wegen dem Staatsregenten und sei diesem von der Kirche wider-
rechtlich entzogen worden 1 1 3 ) . Man findet diese naturrechtliche 
Auffassung denn auch implicite beim Seminarregens Komp und 
ebenso ausdrücklich wie ausführlich in einem Gutachten des 
späteren Konsistorialberaters Bausch über das zu errichtende 
Konsistorium 1 1 4 ) . Die Gründe der landesherrlichen Regierung 
für die Auflösung eines Vertrags sind nicht diejenigen der Kirche 
für die Auflösung des Sakraments, so führt er dort aus, und es 
könnte dadurch ein Zusammenstoß entstehen. Er empfiehlt dar-
um, der bürgerliche Richter solle, nach einer der Unabhängigkeit 
beider Kollegien unschädlichen Rücksprache mit dem bischöf-
lichen Vikariat, seine Entscheidung treffen. Die Praxis im säku-
larisierten Fulda entsprach diesem Vorschlag. Es ist ein Fall be-
kannt, wo der Fürst die Ehe aufgelöst hätte, wenn die Suppli-
1 1 2) Hauser, S. 6 ff. 
113) ebenda, S. 9. 
114) Komp: ,,Die vor einem protestantischen Pfarrer eingegangene Ehe 
ist ceteris paribus giltig? Antwort: als Civilkontrakt bejahen es die 
meisten; als Sakrament wird es von den meisten verneint". B. Rep. F. 
Fulda, Stadtpfarrei 69. Bausche Gutachten in der B. Rep. F. Bistums-
akten 23. 
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kanten keine Katholiken gewesen wären; nun aber forderte er 
vorher eine kirchliche Fakultät, in diesem Falle sogar aus 
Rom H5) . Andrerseits erhielt ein solcher Dispens erst mit der 
Bestätigung durch die Landesregierung rechtliche Kraft. Ob-
gleich also hier die Zusammenarbeit noch zu einer einheitlichen 
Haltung führte, finden sich in der getrennten kirchlichen und 
staatlichen Behandlung bereits die Ansätze zu dem später im 
19. Jahrhundert entwickelten Dualismus von kirchlicher und 
staatlicher Ehegesetzgebung 1 1 6 ) . Auch in diesem Falle taten sich 
im Zeitalter des Staatskirchentums Probleme auf, deren folge-
richtige Lösung erst in einer Zeit, als der Liberalismus seinen 
Höhepunkt erreichte, durchgeführt wurde. 
Auf gleicher Linie wie der oben behandelte Ehefall liegt die 
S ä k u l a r i s i e r u n g des Domizellars 1:17) Karl von Hedders-
dorf. Es handelte sich bei ihm nicht nur um die Rückkehr zum 
weltlichen Leben, sondern um eine eigentliche Befreiung von den 
Ordensgelübden. Weil durch die Aufhebung der Kapitel jetzt 
häufig höhere Geistliche ohne eigentliches Lebensziel blieben, 
hoffte Humboldt jedoch, daß ihm die Säkularisation gelingen 
würde. Tatsächlich wurden seine Bemühungen von Erfolg ge-
krönt 1 1 8 ) . Umgekehrt kam es aber auch vor, daß bereits im 
Jahre 1 803 vom Heiligen Stuhl erlangte Dispense wegen landes-
herrlicher Bedenken ohne Wirkung blieben: die Domkapitulare 
von Zobel und von Heddersdorf erhielten päpstliche Erlaubnis, 
über ihnen von Verwandten zugefallene Besitzungen verfügen 
zu dürfen; nach der landesherrlichen Auffassung war dies jedoch 
mit den Sustentationsbestimmungen keineswegs vereinbar 1 1 9 ) . 
Selbstverständlich war die grundsätzlich elastische Haltung 
des Vikariats eine Frucht der weisen und realistischen Einsicht. 
Es hatte sich durch den leicht dehnbaren Begriff „der zu Ge-
wissensfragen gehörenden Angelegenheiten"noch eine weite Be-
wegungsfreiheit gesichert. So lesen wir über die Verstimmung 
1 1 Б ) St. M. 97b 6. 
ιιβ) Vgl. van Overveldt, passim. 
1 1 7 ) Ein Domizellar war Anwärter einer Domkapitularstelle, hatte aber 
noch kein Recht auf Sitz und Stimme im Kapitel. Damals war Karl von 
Heddersdorf der einzige Domizellar. Er hatte die Priesterweihe noch nicht 
empfangen. 
1M) St. M. 97a 73. 
110) St. M. 97e 764 und 1072. 
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des G. R., als Offizial Eckard sich in einem Ehedispens un-
mittelbar an d'Augustini gewandt hatte 1 2 0 ) . Daß weiterhin noch 
eine regelmäßige Korrespondenz unmittelbar mit der Kurie ge-
führt wurde, geht aus einem heimlichen Brief d'Augustinis und 
weiter aus einer Erörterung dieser Frage im höchsten landes-
herrlichen Kreise hervor. Auch hier zeigte sich aber wieder, wie 
sehr die K u r i e den w e l t l i c h e n R e g i e r u n g e n e n t -
g e g e n z u k o m m e n suchte, so daß eine Wahrung der 
kirchenrechtlichen Freiheit der bischöflichen Behörden in ihren 
Beziehungen zu Rom bei diesen selbst in sichereren Händen 
war als bei der Kurie. 
Durch Vermittlung eines Geheimen Rates aus Mergentheim 
hatte Adalbert am 5. Dezember 1803 einen Brief an d'Augustini 
geschrieben, den dieser im folgenden Monat durch dieselbe 
Zwischenperson beantwortete. Aus diesem italienisch verfaßten 
Antwortschreiben 1 2 1 ) wird ersichtlich, wie d'Augustini sich be-
mühte, außer dem genannten Geheimen Rate noch eine weitere 
vertraute Person zu finden, um auf diese Weise der Schnüffelei 
der Regierung zu entgehen, die alles versuchen 'würde, um diese 
Korrespondenz abzufangen. Erst wolle er Sicherheit haben, daß 
seine Briefe auf diese Weise einträfen, und dann möchte er Herrn 
v. Humboldt erklären, daß er sich nach den Verordnungen der 
G. C. C. nicht richten könne. Ob er dies je getan hat, steht nicht 
fest. Auch wäre eine derartige Erklärung unklug gewesen, und 
hätte nur den Argwohn erregt, den man gerade vermeiden 
wollte. Besser läßt sich denn auch d'Augustinis Vorschlag ver-
stehen, auch nach dem Finden eines sicheren Weges zur Führung 
einer Geheimkorrespondenz, hin und wieder auf dem normalen 
Wege zu korrespondieren, um dadurch einen Verdacht bei der 
Regierung zu vermeiden. 
Wahrscheinlich hat Humboldt, und mit ihm die oranische 
Regierung, nicht an der Zuverlässigkeit d'Augustinis gezweifelt. 
Denn als er seinem fuldischen Fürsten mitteilte, daß die Er-
neuerung der Fünfjahresvollmachten (Quinquennalfakultäten) 
dem Fürstbischof ohne Anzeige an ihn oder d'Augustini durch 
den Kardinal-Staatssekretär erfolgt sei 1 2 2 ) , ahnte er nicht, daß 
и*
0) K. H. A. 36 :34. 
^
1 ) Prieateraeminar Fulda. 
1 2 ! !) К. H. A. 19 1 XIV 5. 
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gerade über d'Augustini die Behandlung der Angelegenheit er-
folgt war. Dieser hatte dem Bischof auch versprochen, die Voll-
macht zum Dispens vom Fasten auf heimlichem Wege zu über-
senden 1 2 3 ) . 
Wie schlecht Humboldt, als Schützer der angeblichen Rechte 
Wilhelm Friedrichs, eine solche unmittelbare Verbindung er-
tragen konnte, geht aus einer weiteren Mitteilung in der Korres-
pondenz des preußischen Gesandten hervor; er habe, so schrieb 
er dem Erbprinzen im Februar 1804, dem Kardinal-Staats-
sekretär Vorstellungen gemacht, um von ihm mündlich eine 
Art von Zusicherung zu erhalten, daß er künftig derartige 
unmittelbaren Beziehungen zu verhindern bemüht sein wolle. 
Consalvi habe erwidert, er könne nicht dabei mitwirken, daß 
die unmittelbare Verbindung zwischen den Bischöfen und dem 
Römischen Stuhle aufgehoben oder gestört würde, aber immer-
hin versprochen, mit dem Papst hierüber reden zu wollen. Rom 
werde sich natürlich nie in dem Sinne entscheiden, so fuhr von 
Humboldt fort, und ohne Befehl Seiner Hoheit werde er nicht 
auf die in Aussicht gestellte Antwort drängen, „da gewisse Dinge 
hier lieber stillschweigend, als ausdrücklich zugegeben werden, 
und ich dennoch überzeugt bin, daß meine jetzige mündliche 
Erklärung nicht ohne Nutzen bleiben wird. Denn in der Tat 
vermeidet der Papst doch, den Fürsten mißfällig zu werden." 
Wilhelm Friedrich war damit ganz einverstanden i 2 4 ) . 
Als aber Ende 1 805 der Bischof seinen Bericht (Relatio quin-
quennalis) über den Zustand der Diözese an den Papst geschickt 
und Humboldt davon erfahren hatte, berichtete dieser dem 
Fürsten und versicherte, er werde sich bemühen, daß die Ant-
wort der Kurie ihm übergeben werde. Vermutlich sehe der 
Bischof die Einsendung dieser Berichte und die damit immer 
verbundene Beauftragung zum Besuch ad limina für eine nur ihn 
berührende Gewissenssache an. Tatsächlich, so bemerkte 
Humboldt weiter, habe diese Berichterstattung nur ein Antwort-
schreiben des Papstes, aber keine Verfügungen zur Folge; er 
müsse also in dieser Sache äußerst behutsam sein. Obwohl er 
dann schließlich die Versicherung gegeben hatte, ohne ausdrück-
lichen Befehl des Erbprinzen nichts Weiteres zu unternehmen, 
123) Prieeterseminar Fulda. 
12
 ') K. H. A. 19 1 XIV 5. 
119 
war der preußische Geschäftsträger doch erst beruhigt, als er 
seinem fuldischen Herrn die Mitteilung machen konnte, es dahin 
gebracht zu haben, daß man sich in der ferneren Behandlung 
dieser Sache an ihn gewandt habe. Er sollte die Nachsendung 
eines noch fehlenden Dokuments, wegen der Vollmacht zum 
Besuch der limina apostolorum, besorgen. Hier zeigte sich die 
Kurie also wieder geschickt entgegenkommend 1 2 5 ) . 
Der eifrige Geschäftsträger, für den die bestmögliche Beauf-
sichtigung über kirchliche Angelegenheiten geradezu eine persön-
liche Prestigefrage geworden war, fand aber in diesem Falle 
wenig Anklang bei der Fuldaer G. C. C. Dort empfand man 
zwar den Plan, die Diözesanberichte über Humboldt an den 
Papst besorgen zu lassen, der unterm 30. Nov. 1803 erlassenen 
Verordnung ganz entsprechend, hielt es jedoch aus Furcht vor 
neuen Kollisionen nicht für ratsam, auf dessen genaue Aus-
führung zu bestehen. Auch Arnoldi hatte schon vorher seinem 
Fürsten dargelegt, daß der Bischof sowieso leicht heimlich nach 
Rom berichten könne, wogegen es keine wirksame Kontrolle 
gebe. Im Falle eines daraus folgenden päpstlichen Dekrets be-
dürfe dieses ohnehin zur öffentlichen Geltung der landesherr-
lichen Genehmigung 1 2 6) . Hier wurde also das Unmögliche und 
damit Unkluge eines solchen staatshoheitlichen Systems von 
seinen Anhängern selbst zugestanden. Auch Wilhelm Friedrich, 
der bei all diesen Fragen keine aktive Rolle spielte, wußte nicht 
recht, wie er sich aus dieser schwierigen Affäre herausziehen 
solle. Er war im Zweifel, ob der Vorschlag Humboldts anzu-
nehmen sei, und ließ die Sache ohne weiteren Auftrag an den 
Gesandten einstweilen auf sich beruhen 1 2 7 ) . 
HI. Eine neue Diözesanorganisation als wichtigster 
Konkordatsgegenstand 
Im Laufe dieser Darstellung, namentlich bei der Besprechung 
verschiedener Kollisionen zwischen Regierung und Vikariat, 
125) St. M. 97b 291. 
1 2 e) ebenda. Für Arnoldis Meinung: K. H. A. 36 : 32a. Es schwebte 
ihm wenigstens die Möglichkeit einer Abschrift oder doch der Einsicht 
solcher Berichte vor, obwohl damit andererseits eine stillschweigende An-
erkennung der Befugnisse des Bischofs, unmittelbar an den Papst zu be-
richten, verbunden sei. 
^
7 ) St. M. 97b 291. 
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können wir mehrmals feststellen, wie beiden Seiten ein K o n -
k o r d a t als sehr wünschenswert erschien. Es läßt sich dies 
durchaus verstehen; waren doch im fuldischen Lande bis dahin 
Kirchen- und Staatsregierung in einer gewissen Personalunion 
verbunden gewesen. Wenn auch für beide Bereiche eigene 
Organe bestellt waren, so war die verwaltungsmäßige Trennung 
immerhin mehr formeller Art. Die enge Verbindung von Staat 
und Kirche auf dem Boden der augustinischen Weltanschauung 
von der Civitas Dei, die den Staatszweck dem Ewigkeitszweck 
der Kirche unterordnete, brachte es mit sich, daß die Grenzen 
zwischen beiden Gewalten im geistlichen Fürstentum nicht so 
scharf gezogen waren. Erst mit der Säkularisation wurden Staat 
und Kirche zwei getrennte Gemeinschaften mit scharf abge-
steckten, eigenen Zielen und selbständigen Wirkungsbereichen. 
Das in Fulda geradezu noch mittelalterliche gemeinsame Wirken 
von Kirche und Staat innerhalb der einen, allumfassenden katho-
lischen Gemeinschaft wurde über Nacht gelöst, und man suchte 
nach einer prinzipiellen und praktischen Abgrenzung der gegen-
seitigen Rechte, Befugnisse und Verpflichtungen in der Form 
eines Konkordates. 
Die Konkordate zwischen Rom und den einzelnen deutschen 
Staaten bilden eine typische Erscheinung der Geschichte des 
19. Jahrhunderts. Ihr Vorbild war das Konkordat zwischen 
Napoleon und dem Hl. Stuhl vom Jahre 1801. Sie unterscheiden 
sich von ihren frühmittelalterlichen Vorgängern grundsätzlich 
dadurch, daß in ersteren meist einseitig von der Kirche nach 
dem geltenden Kirchenrecht festgelegt wurde, was Angelegenheit 
der Kirche und des Staates sei 1 2 8 ) . Die spätmittelalterlichen 
Konkordate schränkten bereits das Wirkungsgebiet der Kirche 
ein. Das Konkordat des 1 9. Jahrhunderts wurzelt in der natur-
rechtlichen Auffassung vom Staate, nach der es nur Religions-
genossenschaften im Staate gibt, mit denen man in einer Kom-
promißlösung — die Kirche beharrte ja grundsätzlich auf ihrem 
alten Kirchenrecht — die gegenseitigen Beziehungen festlegte. 
Dabei wurde das Kirchenrecht nur so weit vom Staate anerkannt, 
als es im Konkordat als Staatsrecht übernommen worden war. 
Für die Kirche aber bildete das Konkordat ein Mittel, das 
kirchliche Leben in dem modernen, überkonfessionellen Staat 
1!!8) Vgl. Bertram, S. I 71 ff. 
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zu sichern. Auch in Fulda harrten zu oranischer Zeit allerlei 
Fragen, die Fürstbischof Adalbert ohne Präjudiz vorläufig mit 
der staatlichen Gewalt vereinbart hatte, einer endgültigen Rege-
lung mit Anerkennung durch den Apostolischen Stuhl. 
Es leuchtet ein, daß die damals herrschenden und auch von 
vielen gutgesinnten Katholiken vertretenen Ansichten über die 
Staatshoheit den päpstlichen Stuhl in große Verlegenheit 
brachten. Einerseits sah man in Rom in Hinsicht auf die neuen 
Verhältnisse die Notwendigkeit einer endgültigen Abmachung 
ein; andrerseits scheute man sich, durch ein offizielles Ab-
kommen, das nur auf dem Wege der Kompromisse zu erreichen 
war, zu viel von den bis dahin sicheren Positionen aufzugeben 
und damit den Säkularisationsstatus praktisch anzuerkennen 1 2 9 ) . 
Und schwerlich kann behauptet werden, daß die Kirche in dieser 
dem Reformationszeitalter an Bedeutung gleichkommenden 
Epoche mit sicherer Hand geführt wurde. Der damalige Inhaber 
des Stuhles Petri, Pius VIL, der als schlichter Benediktinermönch 
in klösterlicher Sphäre gelebt hatte, war, um mit Kardinal 
Wiseman zu reden, ,,aller Menschenkenntnis bar, arglos und 
ohne glänzende Eigenschaften oder Talente", wenn auch „leut-
selig, demütig und fromm" 1 3 0 ) . Dem Oberhirten Pius VII. fehlte 
es an Einsicht und Mut, in den deutschen Angelegenheiten mit 
der erforderlichen Paarung von Nachsicht und Zähigkeit vor-
zugehen. Unselbständig und ein Spielball seiner Umgebung, 
hörte er bald auf diesen, bald auf jenen Kardinal. Unter diesen 
ragte Consalvi hervor, ein Mann von Format und mit den 
nötigen fortschrittlichen Ideen beseelt. Aber dieser konnte 
keineswegs seine durch diplomatische Gewandtheit sich aus-
zeichnenden Pläne immer durchsetzen. Erst nach manchen 
schweren Krisen, Schwankungen und Entgleisungen bald nach 
rechts, bald nach links, fand dieser Papst sein Gleichgewicht, 
120) König, Plus Vii., passim. 
130) Hermelink I, S. 102, 103; Cardinal Wiseman, Recol/ecliom of the lait 
four Popes and of Rome in their times. New York-London o.J., besonders 
S. 31 ff. Vgl. auch Frantz, S. 39 Fußnote: „er (der Papst) besaß nach der 
eigenen Äußerung Consalvis (Depesche von Humboldt vom 15. Sept. 1804) 
einen schwachen und unentschlossenen Charakter. Der Wiener Gesandte 
in Rom, Baron Khevenhüller, bemerkt über ihn unterm Θ. Dezember 1804: 
son caractère est foible, les vertus surpassent ses talents, il n'est 
difficile d'intimider, de l'induire en erreur en politique" ". 
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so daß man heute seine fortschrittliche Anpassungsfähigkeit im 
einzelnen, nebst seiner unerschütterlichen Prinzipienfestigkeit 
rühmen kann 1 3 1 ) . Zu einer gerechten Beurteilung muß man sich 
freilich auch die Zeitsituation richtig vor Augen führen: die 
absolutistischen Forderungen der Fürsten standen im Zeichen 
des Territorialismus und Josephinismus. Durch den verschiedenen 
Standpunkt, den beide Partner einnahmen, bot sich wenig Aus-
sicht auf ein für die Kirche erträgliches Ergebnis der sich jahre-
lang fortschleppenden Konkordatsverhandlungen. 
Waren also überhaupt, trotz aller Schwierigkeiten, Konkor-
datsverhandlungen erwünscht, so war dies für Fulda ganz be-
sonders notwendig durch die Pläne für eine n e u e D i ö z e -
s a n g l i e d e r u n g D e u t s c h l a n d s , welche in den ersten 
Jahren nach der Säkularisation wie ein Damoklesschwert 
drohend über dem Bestand der alten fürstbischöflichen Diözese 
schwebten 1 3 2 ) . V o m R. D. H. waren, von der Verlegung des 
Mainzer Stuhls nach Regensburg (Par. 25) abgesehen, zunächst 
keine Diözesanveränderungen vorgenommen worden. Doch 
hegte man 1 802 allgemein die Erwartung, die Reichsdeputation 
werde sich mit der Bistumsfrage wenigstens im allgemeinen be-
schäftigen. Aber allmählich hatte sich der Gedanke durchgesetzt, 
daß zu dieser in kirchliche Interessen eingreifenden Änderung 
vor allem der Papst heranzuziehen sei 1 3 3 ) . Par. 62 setzte daher 
fest, daß die Diözesen in ihrem bisherigen Zustande verbleiben 
würden, „bis eine andere Diöcesan-Einrichtung auf reichsgesetz-
liche Art getroffen seyn wird" 1 3 4 ) . Damit beabsichtigte man von 
seilen des Reiches die Durchführung eines mit dem Heiligen 
Stuhle neu zu vereinbarenden Konkordats. Mehrere Reichsstände 
wandten sich an Rom mit der Bitte, die deutschen Diözesan-
verhältnisse möchten derart umgestaltet werden, daß jeder von 
ihnen für sein Land einen eigenen Bischof erhalte. Da, wie 
bekannt, die Kurie keineswegs den Schein erwecken wollte, als 
billige sie die Regensburger Schlüsse, •weigerte sie sich, in Ver-
131) Schmidlin I. S. 265. 
132) Einen kleinen Teil der betreffenden Akten veröffentlichte Richter 
in F. G. Bl. XI (1912), S. 177-185. Sie wurden dem Material in der 
B. Rep. F. Bistumsakten 23 entnommen. Aufschlußreich in dieser Hinsicht 
sind besonders die Stücke im K. H. A. 19 1 XIV 5. 
133) Miller, S. 62. 
134) Siehe Anhang. 
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handlungen mit den Fürsten zu treten 1 3 5 ) . Es kommt noch dazu, 
wie auch Humboldt im August 1Θ03 an den Erbprinzen be­
richtete, daß der römische Hof nur mit dem gesamten Reiche 
verhandeln wollte. Rom wies nämlich daraufhin, daß die Reichs-
fürsten so wichtige Dinge nur auf dem Reichstage behandeln 
könnten und daß der Papst auch dem Kaiser und dem ersten 
Konsul versprochen habe, diese Angelegenheiten nur in Über-
einstimmung mit der Reichsverfassung abzumachen. Deswegen 
hatte man im Sommer 1803 zu Rom in Erwägung gezogen, 
einen Gesandten wegen eines Allgemeinkonkordats nach Regens-
burg zu schicken. Selbstverständlich versprach sich der Papst 
von einer derartigen Lösung der zahllosen Fragen ein für die 
Kirche vorteilhafteres Ergebnis 13G). 
Bei dem Verschwinden des Reichsgedankens wollten jedoch 
die einzelnen Fürsten, jeder für sich, die Bistumsfrage erörtert 
wissen. So hatten Preußen, Hessen, Baden und andere Länder 
durch die Säkularisation einen großen Prozentsatz an Katholiken 
hinzubekommen. Die Amtsbezirke der Bischöfe deckten sich 
jedoch nicht mit den staatlichen Grenzen, sondern aus der histo-
rischen Gründung und Entwicklung der Diözesen auf der einen 
und der Umgestaltung der geographischen Karte Deutschlands 
auf der anderen Seite ergab sich, daß die einzelnen Bistümer die 
verschiedensten Territorien umfaßten. Umgekehrt waren ein-
zelne Staaten wieder auf verschiedene Bistümer aufgeteilt. Ganz 
im Sinne eines territorialistischen Kirchenprogramms, wollte 
man e i n e n einzigen B i s c h o f für s ä m t l i c h e B e -
s i t z u n g e n , damit man ihn auf diese Weise leichter zu Zu-
geständnissen im kirchlichen Bereich bringen könnte. So wollte 
Hessen schon im Sommer 1 802, sobald sich ein klares Bild über 
den aus Entschädigungen hervorgegangenen Zuwachs ergeben 
hatte, einen eigenen Landesbischof haben 1 3 7 ) . Aber auch der 
Fürst von Fulda hatte verhältnismäßig früh zu der Frage eines 
Territorialbistums Stellung zu nehmen. 
Der Dillenburger Gesandte zu Regensburg, von Kruse, unter-
breitete im November 1 802 seinem den Erbprinzen vertretenden 
Kollegen Arnoldi einen Plan zur Anstellung eines besonderen 
133) K. H. A. 19 1 XIV 5 ; siehe auch König, Pius VIL. S. 70. 
1 3 e) K. H. A. ebenda. 
137) Miller, S. 55; Reichert, S. 152. 
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Bischofs für die sämtlichen nassauischen Lande, der seinen Sitz 
in Limburg haben sollte. Fulda und Corvey wollte er aber wegen 
ihrer weiten Entfernung nicht mit dieser Diözese verbunden 
wissen. Auch der Erbprinz, so erwiderte Arnoldi, sei für die 
Anstellung eines eigenen Bischofs günstig gestimmt. Als man 
ihn aber von befreundeter Seite darauf hinwies, daß die Be-
stellung eines eigenen Bischofs große Kosten verursachen würde, 
gab der Erbprinz, allem Anscheine nach, diesen Gedanken 
wieder auf 1 3 8 ) . Die G. C. C , in der die Katholiken von Bibra 
und Brack saßen, sprach sich nun für das Eingehen der 
damaligen Diözese aus. Weil ihr bis jetzt nur als Alternative die 
Einverleibung in Mainz gestellt war, schlug sie vor, allenfalls 
Fulda nebst Corvey mit Paderborn zu vereinigen. Die Kom-
mission wies darauf hin, daß nach Par. 62 des R. D. H. weder 
dem jetzigen Fürstbischof zu Lebzeiten sein Episkopalrecht ent-
zogen noch augenblicklich eine Diözesanveränderung vorgenom-
men werden könne. Sie glaube jedoch, daß nach Ableben des 
Bischofs es nicht schwer sein dürfte, den neuen Plan durchzu-
setzen, wozu jetzt schon die nötige Einleitung zu Regensburg 
erfolgen müsse. Obwohl auch die G. C. C. ihr Gutachten mit 
den zu ersparenden beträchtlichen Summen, welche zweck-
mäßiger verwendet werden könnten, begründete, liest man 
weiter im Gutachten die ins Politische greifende Begründung, 
daß einem Fuldaer Bischof die seitherige Vereinigung des 
Schwertes mit dem Hirtenstab schwerer aus dem Gedächtnis 
komme. Die Angst vor einem zu großen Einfluß des Bischofs in 
Sachen fori mix ti war also das leitende Motiv des neuen Vor-
schlags. Eine auch an dieser Stelle ausgesprochene, aufrichtig 
gemeinte Besorgnis, bei einem eigenen Bischof könne die Sitt-
lichkeit der Klerisei, die Kirchendisziplin und die Aufnahme der 
Religion mehr gefördert werden, steht damit nicht im Wider-
spruch 1 3 9 ) . Fuldaer Regierungskreise wollten durchaus keine 
Abschwächung der Religiosität oder des inneren kirchlichen 
Lebens. Im Gegenteil: ein gut funktionierender Staat fordere ein 
moralisch hochstehendes Volk, also für das katholische Fulda 
eine Hebung der katholischen Religion. Ein eigener Bischof 
könne dabei sehr nützlich sein, aber die Nachteile wögen, aus 
138) K. H. A. ebenda. 
1 3 e) B. Rep. F. Bietumeakten 23. 
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obigem Grunde, schwerer. So lief der Gedankengang der landes-
herrlichen Behörde 1 4 0 ) . 
Der Plan der G. C. C. war übrigens hauptsächlich in dem 
Kopf des Freiherrn von Bibra gereift. Als der Dillenburger Ge-
sandte von Kruse an Bibra eine Note richtete, daß jeder Landes-
herr sich angelegen sein lassen müsse, die Gewalt eines fremden 
und zumal höheren Reichsstandes 1 4 1 ) aus seinem Lande zu ver-
drängen und sein Volk auch von eigenen geistlichen Stellen leiten 
zu lassen, erwiderte von Bibra nur, er bleibe bei seinem Gut-
achten 1 4 2 ) . Die Idee einer Vereinigung der nicht zur Fuldaer 
Diözese gehörigen Besitzungen mit Fulda zu einem eigenen 
Landesbistum für sämtliche Entschädigungslande wurde denn 
auch erst nach von Bibras Tod wieder aufgenommen und zwar 
in einem Schreiben Humboldts an den Erbprinzen im August 
1 8 0 3 . A n sich werde die Sache kaum auf Schwierigkeiten stoßen, 
so führte dieser dazu aus. Vielleicht sei die Haltung der Kurie 
zuerst etwas ablehnend, aber es werde erleichternd wirken, 
wenn die Einwilligung derjenigen Bischöfe, unter welchen jene 
Besitzungen bisher gestanden, beigebracht werden könne 1 4 3 ) . 
Offenbar war es Humboldt bekannt, was Consalvi in seinen 
Weisungen dem Wiener Nuntius unterbreitet hatte, daß nämlich 
der Papst bezüglich der Bistümer Worms, Fulda und Corvey 
mit vollster Entschiedenheit immer wieder betont habe, daß für 
jede Aufhebung, Translation und sonstige Veränderung die Zu-
stimmung der betreffenden Bischöfe und Kapitel erforderlich 
sei 1 4 4 ) . Seinem vorsichtig abwartenden und fast unschlüssigen 
Geiste gemäß, ließ der Erbprinz Humboldt die Weisung zu-
gehen, weiter zu berichten, wohin etwa die Absichten seiner 
„Mitstände" li5) angesichts einer Diözesaneinrichtung gerichtet 
seien, welche Schritte diese unternehmen wollten, um die seinigen 
danach bemessen zu können. In seiner Antwort äußerte sich der 
preußische Gesandte Ende Dezember 1803, nunmehr komme 
140) Es versteht eich, daß der Fuldaer Lokalhistoriker Richter, der vom 
Standpunkt ausgeht, daß Fulda unbedingt Bischofssitz bleiben müßte, zu 
einem zu scharfen Urteil kommt. F. G. BI. XI (1 9 I 2), S. 1 81. 
14
*) Damit wurde der Erzkanzler und Mainzer Kurfürst Erzbischof von 
Dalberg gemeint. 
142) В. Rep. F. ebenda. 
1 4 a ) K. H. A. ebenda. 
1 4 4 ) König, Ріш VII., S. 40. 
1 4 Б ) Darunter sind die anderen Reichsfürsten zu verstehen. 
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der Zeitpunkt von Verhandlungen. Der sich durch Par. 62 des 
R. D. H. ergebenden Schwierigkeit könne am leichtesten mit der 
Erklärung des Vorbehalts einer späteren Genehmigung im 
Reichstage begegnet werden l4 G). 
Mittlerweile hatte in Rom das Tauziehen begonnen, ob es zu 
Sonderkonkordaten oder zu einem Reichskonkordat kommen 
sollte 1 4 7 ) . Arnoldi meinte für den Erbprinzen die „sicherste 
Auskunft" zu erzielen, wenn der Heilige Stuhl ein Sonderkon-
kordat mit Preußen abschließen würde, wobei die oranischen 
Entschädigungslande einzuschließen seien 1 4 8 ) . Da aber sogar 
der mächtige katholische Kurfürst von Bayern mit dem geplanten 
Sonderkonkordat keinen Erfolg zu haben schien, schlug er 
seinem Herrn gutachtlich vor, eine Vereinigung sämtlicher pro-
testantischen Fürsten — und einiger „zuverlässigen" katho-
lischen — zu betreiben, um dadurch eine für die Fürsten günstige 
Regelung in den Regensburger Konkordatsverhandlungen zu er-
zielen. Es könne dies am erfolgreichsten durch das königliche 
Ministerium geschehen 1 4 9 ) . A l s der Fürst den Vorschlag ge-
nehmigt und Arnoldi beauftragt hatte, Berlin dementsprechend 
durch die G. C. C. zu informieren, zeigte sich wieder einmal 
der immer größer werdende Gegensatz zwischen dem bevor-
zugten Arnoldi und den übrigen Geheimen Räten. Bei mehreren 
Gelegenheiten, so vertraute Arnoldi dem Erbprinzen an, habe 
er sich überzeugt, daß Geheimnisse bei dem genannten Kol-
legium leider nicht zum besten verwahrt seien. Ihm wurde dar-
aufhin erlaubt, persönlich zu schreiben 1 5 0 ) . 
Aber sein Plan war von vornherein ein Fehlschlag. Hätte 
Arnoldi gewußt, daß von Humboldt bereits kurz nach seiner 
Ankunft in Rom seiner Regierung vergebens einen gleichartigen 
Vorschlag gemacht hatte, so hätte er sich die Mühe sparen 
können 1 5 1 ) . Es kann uns daher auch nicht wundern, wenn die 
im Mai 1804 in Berlin eingegangene Anregung zu einer Ver-
einigung ergebnislos blieb. Die Antwort des preußischen Mi-
nisters von Hardenberg sprach davon, daß Berlin sich niemals 
140) K. H. A. ebenda. 
147) Vgl. König, Aus VII., passim ¡ Schmidlin I, S. 2 I 5 f f. 
148) Κ. H. A. ebenda. 
"Ο) Κ. Η. Α. 36 : 6 6 . 
1 Б 0 ) Κ. Η. Α. 36 : 62 und 66. 
i « ) Frantz, S. 27. 
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die Form und das Wesen von Konkordaten oder überhaupt von 
bilateralen Verträgen mit der Kirche gefallen lassen könne 
und werde. Ein protestantischer Fürst könne höchstens zur Be-
ruhigung der Gewissen seiner katholischen Untertanen, ohne 
Beeinträchtigung seiner Majestätsrechte mit dem römischen Hof 
unterhandeln. Hieraus schließt er dann, daß es für die protestan-
tischen Höfe am ratsamsten wäre, die weitere Entwicklung der 
Umstände abzuwarten 1 5 2 ) . Der erste Teil dieser Antwort war 
fast der Wortlaut der Instruktion für den preußischen „Resi-
denten" beim päpstlichen Stuhl von 1Θ02, nach Humboldts 
eigener Formulierung ihm erte i l t 1 δ 3 ) . Die Instruktion hatte 
jedoch Humboldt nicht daran verhindert, dem Gedanken eines 
Bündnisses evangelischer Fürsten unter preußischer Leitung 
nachzugehen. Diese Einstellung ließ sich ebensogut mit dem Ge-
dankengang der Instruktion vereinbaren wie die der preußischen 
Regierung. Obwohl selbst nie für ein Konkordat eingenommen, 
hätte Preußen seinen wirklichen Einfluß zur Stärkung der Posi-
tion der einzelnen Fürsten einsetzen und somit ein diplomatisches 
Spiel einleiten können, mit dessen Ergebnis auch Preußen selbst 
zufrieden gewesen wäre. 
Hatte Wilhelm Friedrich sich zu dem Plan Humboldts für eine 
eigene Diözese aller oranischen Entschädigungslande nur dahin 
geäußert, daß man die Auffassung anderer Fürsten zu der Frage 
in Erfahrung bringen müsse, so ließ er sich bald 'wieder leicht 
für einen anderen verwandten und von der Kanzlei des Kur-
erzkanzlers von Dalberg ausgearbeiteten Plan gewinnen 1 5 4 ) . 
1 Б 2 ) Κ. Η. Α. 19 I XIV 5. 
^
1
*
3) tt . . . doch niemals die Form eines Konkordates, noch auch über-
haupt die Form eines bilateralen Aktes dabei anzuwenden ist. Ein Kon-
kordat eines Souveräne mit dem Papst setzt voraus, daß jener in irgend 
etwas nachgebe, dem Papst irgendeinen Vorteil bewillige und dafür sich 
Gegenvorteile ausbedinge . . . vielmehr wollen wir weder nachgeben noch 
Vorteile bewilligen..." (Wendland, S. 154). Vgl. auch Hermelink I, S. 167, 
der darauf hinweist, daß I 21 denn auch kein Konkordat, sondern eine 
Zirkumskriptionsbulle zustande kam. 
1 Б 4 ) Bereits Mejer, S. 219 wies darauf hin, daß dieser Konkordats-
entwurf, welcher damals u.a. dem Nuntius della Genga zugeschrieben 
wurde, schwerlich etwas anderes als eine kurerzkanzlerische Vorarbeit 
für die Konkordatsverhandlungen sein könnte. Er nannte Roth, Verfasser 
der Privalgedanlten, als Konzipient. Die Akten im K. H. A. 19 1 XIV 5 be-
stätigen die Annahme, daß es sich um einen aus der kurerzkanzlerischen 
Kanzlei stammenden Plan handelt. 
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Dieser Entwurf, der Ende 1804 zur Debatte stand, sah elf 
Diözesen im Deutschen Reiche vor, wobei die e r b p r i n z -
l i c h e n L a n d e zu der D i ö z e s e für die Lande der 
Fürsten von N a s s a u - U s i n g e n und N a s s a u - W e i l -
b u г g (mit Limburg als Bischofssitz) geschlagen wurden. 
Übrigens würde, nach Aussage des Kurerzkanzlers, eine eigene 
Diözese für Fulda und Corvey, mit Einschluß der nassau-
hadamarischen Lande 1 5 5 ) , keine Schwierigkeiten finden. Ob-
wohl Arnoldi mit kaum verhohlenem Unwillen feststellte, daß 
die Schritte der verwandten nassauischen Häuser zur Errichtung 
eines bischöflichen Sitzes in Limburg ohne Vorwissen des Erb-
prinzen und dessen Vaters erfolgt seien, setzte er sich doch im 
Einverständnis mit seinem Fürsten mit Wiesbaden und Dillen-
burg in Verbindung und zwar hauptsächlich über die Benen-
nung 1 5 6 ) des Bischofskandidaten und die Verteilung der Kosten. 
Dillenburg erklärte, daß die katholischen Fürstentümer Hadamar 
und Siegen der alten oranisch-nassauischen Lande nach Maß-
gabe des Normaljahres und des Westfälischen Friedens kein 
Diözesanrecht eines fremden Bischofs erlaubten. Dies sei auch 
früher vom Vater des Erbprinzen erklärt worden 1 5 7 ) . Hierdurch 
wurde der Vorschlag, den die Nassau-Usinger Linie in ihrer 
Antwort machte, die gleichen Grundsätze anzuwenden wie bei 
der Errichtung des gemeinschaftlichen Oberappellationsgerichts, 
hinfällig 158). 
Nach Überwindung verschiedener Schwierigkeiten kam es 
dann J u l i 1605 in Wiesbaden — Dillenburg machte ja aus 
dem von ihm angegebenen Grunde nicht mit — zu einer 
P u n k t a t i o n , die am 4. September von erbprinzlicher Seite 
ratifiziert wurde. L i m b u r g wurde zum S i t z des g e -
1 В Б ) Nassau-Oranien setzte sich aus vier Teilen zusammen: Nassau-
Dillenburg und Nassau-Diez, die ganz protestantisch waren, Nassau-Siegen 
das gemischt war und Nassau-Hadamar, das katholisch war. 
1 5 < i) Unter ,,Benennung" hat man den freien landesherrlichen Vor­
schlag zu einem Kandidaten zu verstehen, während eine wirkliche Er-
nennung nur vom Papste ausgehen konnte. 
1B7) Der Vater des Erbprinzen hatte nach dem Westfälischen Frieden 
an seinen Kirchenhoheitsrechten, auch über die katholischen Territorien, 
festgehalten. Daher wies die Dillenburger Landesregierung auch eine geist-
liche Jurisdiktion des Erzbischofs von Mainz in dem katholischen Sieger-
land und eine solche des Erzstuhles von Trier ir. dem Fürstentum Hadamar 
ab. (Grün, S. 100). 
1B8) K. H. A. ebenda. 
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m e i n s c h a f t l i c h e n B i s c h o f s und Kapitels bestimmt; 
die Kosten wurden je zur Hälfte von dem Fürsten von Fulda 
und von den Nassau-Saarbrückischen Häusern übernommen. Die 
beiden Partner sollten abwechselnd den Bischofskandidaten be-
nennen. Oranien sollte den Anfang machen; Wilhelm Friedrich 
schlug den Corveyer Fürstbischof von Lüningk vor. Nassau-
Usingen hatte früher schon bemerkt, dieser Prälat genieße einen 
so vorzüglichen Ruf, daß man nicht abgeneigt sei, ihn bei der 
ersten Besetzung zu akzeptieren 1 5 9 ) . Wir erwähnten bereits, daß 
der Bischof von Corvey sich leichter mit den neuen Verhältnissen 
abfand als sein Fuldaer Amtsbruder. Wilhelm Friedrich kam 
sogar sehr gut mit dem Corveyer Prälaten aus, wie wiederholt 
von landesherrlicher Seite hervorgehoben wurde. Der Bischof 
war auch bei anderen Zeitgenossen durchaus nicht als Ultra-
montaner, sondern als eine der gemäßigten Aufklärung nicht 
abgeneigte Persönlichkeit bekannt 1 6 0 ) . 
So hatte der Erbprinz die Angelegenheit der Diözesanorgani-
sation, die zu den wichtigsten der in dem Konkordate festzu-
legenden Punkte zählte, ausführlich vorbereitet. Allein hatten 
die nun seit Jahren schleppenden Unterhandlungen, in denen, so-
weit es zu eigentlichen Aussprachen kam, eine unüberbrückbare 
und grundsätzliche Meinungsverschiedenheit offenbar wurde, 
noch immer nicht zu einem Konkordat führen können. Rom 
hatte endlich soweit nachgegeben, daß der letzten Endes auf 
Andrängen Dalbergs im Mai 1 Θ06 nach Regensburg abgereiste 
Prälat della Genga, der spätere Papst Leo XII., auch zu Einzel-
verhandlungen bereit war 1 6 1 ) . Auch Napoleon hatte zur baldigen 
Entsendung des Legaten gedrängt und sogar eine Konkordats-
regelung ohne päpstliche Mitwirkung angedroht 1 6 2 ) . Der Kardi-
nal-Staatssekretär hatte Humboldt versichert, della Genga werde 
in Regensburg mit dem oranischen Gesandten Verbindung auf-
nehmen und den Diözesanwünschen der Staaten Wilhelm 
Friedrichs soweit es möglich war zu entsprechen suchen 1 6 3 ) . 
Der päpstliche Legat, der, nach den Worten des Papstes selber, 
beauftragt war, die der Kirche Deutschlands geschlagenen 
^ ) ebenda. 
100) Vgl. S. 241. 
1 И ) K. H. A. ebenda. 
WÎ) Schmidlin I. S. 2 18. 
103) K. H. A. ebenda. 
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Wunden zu heilen, war auch gehalten, sich mit den einzelnen 
Bischöfen an Ort und Stelle in Verbindung zu setzen. Er wurde 
dem Fürstbischof Adalbert in einem persönlichen Schreiben vom 
Papst mit der Bitte empfohlen, ihn wohlwollend zu empfangen 
und sich über die päpstlichen Wünsche zu unterhalten 1 6 4 ) . Dazu 
sollte es aber nicht mehr kommen. Es steht übrigens noch dahin, 
ob della Genga, der sich bald zu der Partei der „Zelanti", der 
Konservativen, die im Restaurationszeitalter von keinen Zuge-
ständnissen an die weltlichen Regierungen wissen wollten, be-
kannte, zu irgendwelchem Ergebnis gekommen wäre. 
Der Erbprinz blieb sich selber getreu, als er auf den Vor-
schlag Arnoldis an seinen Regensburger Gesandten die Weisung 
ergehen ließ, vorläufig nur in Erfahrung zu bringen, in welcher 
Art und nach welchen Grundsätzen etwa andere „Stände" i 6 5 ) 
sich auf eine Übereinkunft mit dem römischen Hofe einließen. 
Aus Regensburg konnte man ihm daraufhin nicht viel mehr ant-
worten, als daß die Gesandten protestantischer Fürsten mit 
katholischen Untertanen keine eigentliche konkrete Weisung von 
ihren Höfen hätten. Weiterhin habe della Genga sich erboten, 
die von Württemberg gemachten und von der Kurie beifällig 
aufgenommenen Anträge, vorzüglich wegen einer neuen Diöze-
sangliederung, mitzuteilen. Al s wären noch gar keine Vor-
bereitungen zu einer Abgrenzung des kirchlichen und staatlichen 
Wirkungsbereichs getroffen, wurde jetzt der Konsistorialrat 
Bausch von der oranischen Regierung noch einmal beauftragt, 
ein ausführliches Gutachten abzugeben. Sein Mitte Juli 1 806 ein-
gereichtes umfängliches Promemoria bedarf keiner weiteren Er-
örterung, denn die auch hier erscheinenden Grundsätze dieses 
Konsistorialrats, die nach dem protestantischen Dillenburger 
Regierungsrat Chelius „alle das Gepräge der Duldung und einer 
aufgeklärten Denkart tragen", sind uns nur zu sehr bekannt 1 6 6 ) . 
Die Fuldaer kirchlichen Behörden wurden auch noch in die 
Vorbereitungen einbezogen, als der außerordentliche Nuntius 
sich persönlich mit dem Ersuchen an den Fürstbischof wandte, in 
der Fuldaer Diözese öffentliche Gebete verrichten zu lassen, da-
mit Gott der Allmächtige ihm in seinen Aufträgen beistehen und 
1 M ) B. Rep. F. Nachlaß Richter. 
1 в з ) Vgl. Fußnote 145. 
l e 0 ) K. H. A. ebenda. 
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diese so zu einer gesegneten Vollendung führen möge. Das 
Vikariat beriet sich darauf, wie man dem Auftrag entsprechen 
könne, ohne das Aufsehen der Protestanten besonders zu er-
regen i 6 7 ) . Das Ergebnis war die Verpflichtung der Priester zu 
der Oratio imperata pro communi necessitate. Überdies sollte 
ein ganz neutral gehaltenes deutsches Gebet nach der täglichen 
Pfarrmesse verrichtet werden 1GS). Man befand sich noch immer 
in diesem Stadium der Verhandlung, als die Auflösung des 
Reiches und die drohende Kriegsgefahr della Gengas Sendung, 
— und damit auch die Bereinigung der vielen provisorischen 
kirchenpolitischen Regelungen durch ein endgültiges, alles um-
fassendes Konkordat — für Fulda illusorisch machten. 
Überblicken wir die Haltung Wilhelm Friedrichs und seiner 
Berater, so müssen wir gestehen, daß das Urteil, der Fürst von 
Oranien ginge mit sklavischer Nachahmung hinter Preußen 
her 1 6 9 ) , als richtig bezeichnet werden muß, insofern es das 
Verhältnis zu Rom betrifft. Hat der Fürst es nicht selber wieder-
holt ausgesprochen, daß er sich in dieser Hinsicht nach dem 
Muster Preußens richten wolle? Zwar hat Preußen selbst nie ein 
Konkordat abschließen wollen, aber günstige konkordatäre Ver-
träge der anderen Länder wurden von ihm begrüßt und ge-
fördert. Preußen war für Fulda die maßgebende Instanz bei der 
Regelung der mit Rom zu behandelnden Fragen und der Ver-
mittler bei der Konkordatsvorbereitung; dies war die folge-
richtige Entwicklung der Dinge, als Humboldt einmal einge-
schaltet war. Dieser keineswegs von religiösen sondern nur von 
politischen Motiven geleitete Botschafter Preußens und der 
v o m Alpdruck des Ultramontanismus gequälte Arnoldi haben 
Wilhelms Politik bestimmt. Der Fürst selbst stand nur passiv am 
Rand der Dinge. Mochte er sich noch so viel Orientierungs-
material unterbreiten lassen, eine konstruktive Planung oder 
eine selbständige Meinung hat er nie gefunden. 
l e T) Prieeterseminar Fulda. 
l«8) B. Rep. F. G la. 
"β) König, Рііи УЛ., S. 311. 
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KAPITEL III 
K A T H O L I S C H E KIRCHE 
UND W E L T L I C H E R F Ü R S T E N S T A A T 
I. Ihr Verhältnis im säkularisierten Fulda nach den herrschenden 
staatlichen Grundsätzen und Theorien 
Das Denken der naturrechtlichen Schule, das bereits im 
1 7. Jahrhundert entstand, um im darauffolgenden Jahrhundert 
der Aufklärung auszureifen, verneinte die gemeinsame theolo-
gische Begründung und Zielsetzung von Staat und Kirche, indem 
es beide als durch einen Vertrag entstandene Verbände be-
trachtete i). Damit war also mit der katholischen, in der 
Scholastik des Mittelalters systematisch entwickelten Theorie 
gebrochen, nach der beide Gewalten um eines endgültigen über-
natürlichen Zwecks willen zusammenarbeiten sollten. Das be-
deutete für die nach der neuen Staatsauffassung regierten Länder 
das Ende der jahrhundertelangen Vorstellung, daß der Staat 
auch in seinem unmittelbaren Bereich dem Heilszweck der 
Menschen zu dienen habe. Bis dahin hatte man den Staat als 
der Kirche untergeordnet aufgefaßt, wenn auch jene über-
steigerte mittelalterliche Theorie von der Superiorität der 
obersten Kirchengewalt dem Staate gegenüber nicht nur durch 
die politischen Tatsachen, sondern auch durch die Lehre der 
potestas indirecta in temporalia von Bellarmin bereits ausge-
1) Für die folgenden allgemeinen Betrachtungen stütze ich mich haupt-
sächlich auf Böckenhoff, Kaiholische Kirche und moderner Slaai; Eichmann, 
Kirche und Staat; Hinschius, Allgemeine Darstellung der Verhaltnisse von Staat 
und Kirche; Löhr, Das Preußische Allgemeine Landrecht; Rechenmacher, Der 
Episl(opalismus des 18. Jahrhunderts; Rieker, Die rechtliche Stellung der evange-
lischen Kirche; Rösch, Das Kirchenrechi im Zeitalter der Aufklärung ; ders.. Das 
Verhältnis von Kirche und Staat; Westerburg, Preußen und Rom an der Wende 
des 18. Jahrhunderts. Die genauen Titel in der Literaturliste. 
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schlossen war. Die beiden Gewalten sollten, miteinander in Ein-
tracht lebend, sich gegenseitig unterstützen, wobei die Kirche, 
wenn nötig, sich auf den konfessionellen Staat als „weltlichen 
Arm" verlassen könnte, um nach ihren Maßstäben eine christ-
liche Gesellschaft zu gestalten. Die neuen Ansichten, die auch 
von vielen Katholiken vertreten •wurden und die sich unter den 
Formen des F e b r o n i a n i s m u s , J o s e p h i n i s m u s 2 ) , 
T e r r i t o r i a l i s m u s oder K o l l e g i a l i s m u s 3 ) dar-
boten, stützten sich alle auf ein falsches Naturrecht und redeten, 
wenn auch in verschiedenem Maße, einem Staatskirchentum das 
Wort. 
Aber auch in den protestantischen Anschauungen v o m 
Landeskirchentum, wie sie sich nach der Reformation im 1 6. und 
1 7. Jahrhundert ausgeprägt hatten, trat jetzt eine grundlegende 
Änderung ein. Mehr noch in den protestantischen als in den 
gegenreformatorischen Staaten war das territoriale Kirchentum 
bis dahin begründet gewesen in der Verpflichtung der Obrigkeit 
Gott gegenüber, ihren Untertanen die von ihr als wahr erkannte 
Religion auch zuteil werden zu lassen. Staat und Kirche in 
engster Zusammenarbeit verknüpft — die evangelische Landes-
obrigkeit war zugleich auch kirchliche Obrigkeit — hatten auch 
hier letzten Endes einem religiösen Ziel nachgestrebt. 
Das Jahrhundert der Aufklärung proklamierte nun den Staat 
2 ) Beide S y s t e m e s ind die e x t r e m e D u r c h f ü h r u n g der ga l l ikan i schen 
Grundsätze . D e m ersten h ingen vor a l l em die Bischöfe und ein Tei l der 
Geist l ichkei t a n ; es g ing zurück auf e in 1763 e r s c h i e n e n e s Buch des 
Tr ierer W e i h b i s c h o f s v o n H o n l h e i m , der unter d e m P s e u d o n y m F e Ь г о -
η i и β schr ieb, und strebte die H e r a b s e t z u n g der päps t l i chen V o l l g e w a l t 
u n d des päps t l i chen A n s e h e n s an. Beim anderen , n a c h Kaiser J o s e p h II. 
( 1 7 8 0 - 1 7 9 0 ) g e n a n n t e n S y s t e m sind die Eingriffe der S taat sgewal t in k irch-
l i ches Gebiet und die U n t e r d r ü c k u n g der k irchl ichen Jurisdikt ion durch 
La iengewa l t h e r v o r r a g e n d e Z ü g e . Wei l es e ich eben um e ine v o m Staate 
a n g e r e g t e innerk irch l i che B e w e g u n g handel te , e n t k a m fast ke in Bere ich 
des k irchl ichen Lebens ihrer Einwirkung . S iehe we i t er S. 139 und die dort 
a u f g e g e b e n e Literatur. 
3) T e r r i t o r i a l i s m u s : der Staat hat die vö l l ige Souveräni tä t 
über al les , w a s s ich auf s e i n e m Terr i tor ium befindet. S iehe we i ter S. 1 4 2 . 
K o l l e g i a l i s m u s : die Kirche ist e in V e r e i n (Kol leg ium) u n d hat 
d e m Landesherrn se ine Rechte über tragen . D e r T h e o r i e n a c h konnte die 
Gesel lschaft d e m z w e c k w i d r i g h a n d e l n d e n Herrn die R e c h t e w i e d e r a b -
n e h m e n . O b w o h l d iese Theor i e in der Praxis a u c h auf ein S taatsk irchen-
t u m auslief, be tonte s ie m e h r die Gle ichhe i t der v e r s c h i e d e n e n Kirchen-
, , A n s t a l t e n " u n d l ieß ihnen e in Gebiet , das a u ß e r der Sphäre der h ö c h s t e n 
S taat sgewal t l i ege . 
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als die Zusammenfassung und Darstellung aller Vernunft und 
allen Rechts. Das damalige der Aufklärung sehr zu Herzen 
gehende N a t u r r e c h t leitete seine Grundgedanken aus 
dem her, was durch menschliche Vernunft als der Natur der 
Dinge entsprechend erkannt wurde. Dazu ging man aber von 
irgendeinem rein theoretischen Begriffe des Menschen oder 
der menschlichen Natur aus, schaltete den Zusammenhang mit 
dem ewigen Gottesgesetz aus und kam somit zu falschen 
Schlüssen über Staat, Kirche und die anderen menschlichen Ge-
sellschaftsformen. Der S t a a t sei der e i n z i g e , u n u m -
s c h r ä n k t e Träger der R e c h t s g e w a l t . Neben dieser 
Staatsgewalt gebe es keine zweite selbständige, nur eine abge-
leitete, übertragene Gewalt. Die Idee des allmächtigen Staates 
wird sich im 19. Jahrhundert unter dem Einfluß Hegels noch 
steigern, jetzt schon in Naturrechtslehrern wie Thomasius, J. H. 
Böhmer, Christian Wolf und Chr. M. Pfaff einen weit ausgedehn-
ten Meinungsbereich finden. Der Zweck des Staates, der keine 
bestimmte Konfession als die seinige anerkennen sollte, sei die 
„Verfechtung alles dessen, was zur Notdurft, Bequemlichkeit und 
Ergötzung der Untertanen dient und der Beförderung des öffent-
lichen Wohls". Der Staatszweck reicht also nicht über diese Welt 
hinaus und erstreckt sich nicht auf das „Innere" der Religion. 
Immerhin könne und solle die Religion ein wichtiges Hilfsmittel 
sein; eine von Gott gegründete Kirche aber erkannte man nicht 
an. Es gebe nur Genossenschaften einzelner Bürger, die dem 
einen oder anderen Glauben angehören und sich örtlich zu Ge-
meinden zusammengeschlossen haben. Bereits Pufendorf sah die 
Kirche als ein „collegium, quae libera hominum coitione con-
stat" 4 ) . Alles Recht, auch über eine solche „Kirche", liegt also 
nach dieser Auffassung beim Staate. Dieses S t a a t s k i r c h e n -
t u m wurde ohne weiteres allen Kirchen gegenüber wirksam 
durch die sogenannten jura majestatica circa sacra, eine Bezeich-
nung, die v o m protestantischen Hallenser Rechtslehrer Thoma-
sius stammt. 
Einer der wichtigsten Bestandteile dieses ius circa sacra war 
das ius cavenJi oder supremae inspectionis : das Recht darüber zu 
wachen, daß nicht aus der Religion Schaden für den Staat ent-
stehe, somit das Recht, von allen Lebensäußerungen und Tätig-
4) Zitiert bei Förster, S. 5. 
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keiten der Kirche Kenntnis zu nehmen. Damit war in einer weit 
dehnbaren Auffassung das ganze kirchliche Leben unter staat-
liche Kontrolle gestellt. Zwar unterschied man diese Rechte von 
dem ius in sacra, dem Recht der Kirche, die „mnenl(irchlichen" 
Angelegenheiten selbst zu besorgen. Dieses ius in sacra oder ius 
sacrorum galt als eigentliches Kirchenrecht, das aus kirchlichen 
und nicht aus kirchenpolitischen Gründen, wie bei dem ius circa 
sacra, beansprucht werden konnte. Es war die Sorge für das 
innere dogmatische und kultische Leben, die man den Religions-
gesellschaften überließ. Aber selbst dieses beschränkte Wirkungs-
gebiet war nur theoretisch sichergestellt. Denn zum einen ent-
schied der Staat selbst, inwieweit er eingreifen durfte. Überall 
da, w o die kirchlichen Angelegenheiten das Interessengebiet des 
Staates zu berühren schienen, konnte der Staat nämlich seine 
Gewalt kraft der Kirchenhoheit selbständig und einseitig geltend 
machen. Schon aus der Überordnung des Staates über die Kirche 
ergibt sich für jenen das Recht, die Grenzen nach eigenem Er-
messen zu bestimmen. Es war demnach die mittelbare Gewalt 
des Staates über die Kirche und das Gegenstück der kirchlichen 
potestas indirecta, des bereits im Mittelalter verteidigten und von 
Bellarmin weiter ausgearbeiteten Rechtsanspruchs der Kirche, 
überall da einzugreifen, wo der höhere Zweck der Kirche in 
Gefahr kam. Zum anderen läßt sich eine Trennung nur im ab-
strakten Denken durchführen, weil ja letzten Endes jede kirch-
liche Maßnahme sich auf das gesellschaftliche Leben auswirkt 
und damit „kirchenpolitische Bedeutung" erhält. 
Ein anderer wichtiger Bestandteil der Majestätsrechte circa 
sacra, der von den Febronianern hervorgehoben würde, war das 
ius advocatiae oder proleclionis : das Recht, die Kirche bei Abhaltung 
ihres Gottesdienstes zu beschützen, ihr das brachium saeculare 
zur Durchführung von Strafen gegen ihre Mitglieder, zur Bei-
treibung von Kirchensteuern und Verwaltung des Kirchenver-
mögens zu gewähren; infolgedessen wurde aber auch die Kirche 
oft durch zu diesem Zweck errichtete rein staatliche Behörden wie 
Konsistorien, Kirchenräte usw., weitgehend bevormundet. Aus 
dem Gedanken, der Fürst habe die wahre Religion zu schützen 
und zu fördern, war so das Recht jedes Fürsten, gleichgültig 
welche seine Religion war, allen Religionsgesellschaften seines 
Landes gegenüber stark erweitert worden. Weiterhin wurden von 
vielen, auch rechtgläubigen Katholiken, den Fürsten das ius piaceli 
136 
— das Recht, alle päpstlichen und bischöflichen Erlasse, sogar 
die dogmatischen, zu vorgängiger Genehmigung und Geltungs-
verleihung (Placetum) einzufordern — und das ius appdlationis 
(recursus ab abusu) — das Recht, bei Mißbrauch der geistlichen 
Strafgewalt gegen Laien und namentlich gegen Kleriker staat-
licherseits einzuschreiten — zugesprochen. Es entwickelte sich 
überhaupt, in katholischen Ländern noch mehr als in den evan-
gelischen, gegenüber der katholischen Kirche eine staatskirch-
liche Gesetzgebung und Verwaltung, die sich kaum noch auf die 
obengenannten Rechte stützen konnte, sondern in Wirklichkeit 
darauf beruhte, daß man die Kirche als reine Staatsanstalt ansah. 
Man muß dieses Staatskirchentum, das aus einem falsch be-
griffenen Naturrecht abgeleitet wurde, klar von dem Verhältnis 
der evangelischen Kirche zu der Landesobrigkeit im Reforma-
tionszeitalter abheben. Die damals in den evangelischen Terri-
torien von dem Landesherrn errichteten Konsistorien sollten 
einen Ersatz bilden für die weggefallenen bischöflichen Be-
hörden; sie waren also von Anfang an als kirchliche, nicht als 
politische Behörden gedacht. Obwohl vom Landesherrn besetzt, 
waren sie doch nicht im gleichen Sinne landesfürstliche Behörden 
wie die staatlichen Verwaltungsbehörden. Wenn der Landesherr 
bestimmte Angelegenheiten der Behandlung der protestantischen 
Kirchenbehörden entzog und in seine Hand nahm, so handelte 
er darin nicht einfach als Oberhaupt des Staates, sondern auch 
als das des christlichen Gemeinwesens, als das vornehmste Glied 
des corpus christianum. Derartige landesherrliche Maßnahmen 
wollen also nicht als staatlich und keinesfalls als im Gegensatz zu 
kirchlich verstanden werden. Der Landesherr war die christliche 
Obrigkeit und damit eine Person, die sich sowohl zur Wahrung 
der kirchlich-religiösen Interessen des Landes als zur Vertretung 
der staatlich-weltlichen Gesichtspunkte berufen fühlte 5). 
Die aus dem ius circa sacra hervorgehenden staatlichen Be-
strebungen des 1 8. und 1 9. Jahrhunderts gehen auf die Summe 
von Rechten zurück, die dem Staate kraft seiner Staatshoheit 
sämtlichen Kirchen seines Gebiets gegenüber zuerkannt wurden. 
Sie war scharf getrennt von der jeder Kirche als Korporation 
Б) Rieker, S. I 68 ff. Vgl. dagegen Hinachius, S. 201 ff., der die Kon­
sistorien als direkt landesherrliche Behörden bezeichnet und zu wenig die 
grundverschiedenen Formen des Staatskirchentums unterscheidet. 
137 
zukommenden Kirchengewalt, dem ius in sacra. Kirche und 
Staat waren nun zwei verschiedene Größen, während die voran-
gehenden Jahrhunderte nur ein geistlich-weltliches Gemein-
wesen gekannt hatten. Der evangelische Landesherr führte zwar 
auch jetzt sein Kirchenregiment über die evangelische Kirche, 
aber als Annex seiner Stellung als Inhaber der Staatsgewalt. 
Zwei ihrer Natur nach ganz verschiedene Gewalten sind hier 
durch Personalunion in der einen landesherrlichen Hand ver-
einigt. Hatte im Reformationszeitalter der Landesherr die evan-
gelische Kirche in der Konsequenz seiner Staatshoheit bevor-
mundet, so kam man jetzt zu der Theorie, daß es ein eigentüm-
licher Grundsatz der Verfassung der evangelischen Kirche sei, 
daß ihr Kirchenregiment dem Landesherrn gehöre. Bei der 
katholischen Kirche sollte dies allerdings ihren Bischöfen über-
lassen bleiben. 
Wir heben diesen Unterschied deswegen besonders hervor, 
weil bis jetzt in der Literatur die Kirchenpolitik des Oraniers 
einseitig von seiner protestantischen Herkunft und Auffassung 
abgeleitet worden ist. Auch die Umgebung des Bischofs Adalbert 
war bereits dieser Meinung, als sie die die Kirche bedrückenden 
Maßnahmen aus dem „unumschränkten Reformationsrecht" her-
leitete. „Das Schlimmste dabey ist", so führ das bischöfliche 
Vikariat aus, „daß man es mit Protestanten zu tun hat, welche 
von dem katholischen Kirchensysteme fast keine Kenntniß 
haben". Die protestantischen Schriftsteller hätten „auf die Köpfe 
mehrerer Katholiken gewirkt" 6) . Im selben Stil gehalten sind 
zahllose Beurteilungen in den Darstellungen über das Säkulari-
sationszeitalter: die katholischen Angelegenheiten seien von den 
Staatsbehörden nach protestantischen Grundsätzen behandelt 
worden 7 ) . Ein einseitiger Kirchenhistoriker meint noch dazu, 
die Fürsten und noch mehr ihre Ratgeber seien von einer per-
sönlichen Abneigung gegen die Kirche geführt worden 8 ) . 
Im Laufe dieser Studie werden wir aber sehen, daß auch in 
Fulda ein scharfer U n t e r s c h i e d in den B e f u g n i s s e n 
des L a n d e s h e r r n der k a t h o l i s c h e n und e v a n -
g e l i s c h e n Kirche gegenüber gemacht wurde. Nicht die 
«) B. Rep. F. В 3. 
7) Siehe z.B. Erzberger, S. 76; König, Pius VII., S. 3 1 0 Fußnote. 
8) Brück, S. 135. 
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Übertragung einer protestantischen Praxis auf die katholische 
Kirche, sondern eine grundlegende, an sich keineswegs pro-
testantische Auffassung über Staat und Kirche, wie sie sich im 
1 8. Jahrhundert durchgesetzt hatte, ist für jene Erscheinungen 
des Staatskirchentums verantwortlich, dem wir nun auch in 
Fulda begegnen werden. Es darf nicht übersehen werden, daß 
die katholische Kirche in dieser Zeit von den katholischen 
Landesherren dieselbe territorialistische Behandlung erlitt, wie 
die evangelische Kirche von den Fürsten desselben Bekenntnisses. 
Ja, der Umstand, daß das säkularisierte Fulda von einem evan-
gelischen Landesherrn regiert wurde, läßt die Fuldaer Kirche, 
im Vergleich zu dem josephinistischen Regiment katholischer 
Fürsten in ihren Ländern, relativ freier erscheinen. Diese Be-
hauptung findet eine Erläuterung in der hierunter zu erörternden 
Stellungnahme der oranischen Behörden und in ihren einzelnen 
kirchenpolitischen Maßnahmen. 
Obwohl mehrere katholische Staatsdiener der neuen Regierung 
mehr oder weniger als josephinisch zu bezeichnen sind, atmete 
damals das ganze oranische Regime doch nicht den Geist des 
Reformkatholizismus, mit welchem Namen man den Josephinis-
mus mit Recht nach seinem tiefsten Kern gedeutet hat 9 ) . Eine 
grundlegende Kirchenreform, die nicht nur die Verfassung, 
sondern auch den Kultus, die Disziplin, ja sogar auch die Dar-
stellung der Lehre erneuern wollte, sucht man bei der fuldischen 
Regierung umsonst. Vermißt man also im säkularisierten Fulda 
zunächst den tiefsten Beweggrund des Josephinismus, so sind 
auch die kleinlichen Einmischungen ins kirchliche Leben, die 
man die landesherrlichen Regierungen damals in vielen katho-
lischen Staaten einseitig vornehmen sieht, hier weniger an der 
Zahl. W o wir sie antreffen, haben sie meist einen anderen Grund. 
Die Kirche wurde überall in ängstlicher und kleinlicher Weise be-
aufsichtigt und bevormundet, weil der absolute Polizeistaat des 
18. Jahrhunderts dies forderte. Der Staat wollte seine Bürger 
rechtschaffen, wohlhabend, glücklich, fromm und selig machen 
und überließ darin fast nichts den Individuen und Korporatio-
nen. So mischte er sich nicht nur beratend und befehlend, be-
") Winter, Der Josefinismui und seine Ceschichie. Über die verachiedenen 
Gestaltungsformen des späteren Josephinismus siehe Valjavec, Der Josephi-
nismus, S. 23 ff. 
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aufsichtigend und bevormundend in die Religion, sondern auch 
in die Landwirtschaft, in den Handel, in die Gewerbe und in 
die häuslichen Beschäftigungen der Familie 1 0 ) . Kein Geringerer 
als der Primas Deutschlands, der Kurerzkanzler von Dalberg, 
zieht die Grenzen der Wirksamkeit des Staates so weit als mög-
lich und will alles Wahre der Religion und alles Äußere des 
Gottesdienstes so eng wie möglich mit dem Staate verbunden 
wissen n ) . Diese wohlwollende Tyrannei der Kirche gegenüber 
war in den nicht rein-josephinisch regierten Staaten nur auf die 
Überzeugung gegründet, daß der Staat ohne Religion nicht be -
stehen könnte und daß nur fromme Untertanen gute Staats-
bürger seien. Die Sorge um die Kirche erschien als ein Gebot 
der Klugheit und eine politische Notwendigkeit. 
Von diesem Gesichtswinkel aus hatte die katholische Kirche 
unter dem neuen Staatskirchentum eine größere Freiheit zu er-
warten als unter dem alt-reformatorischen, da man jetzt die 
Verschiedenheit der Lebenskreise des Staates und der Kirche 
anerkannte. Ebenso schloß es ein kleinliches Hineinregieren in 
alle kirchlichen Verhältnisse, wie unter dem sich aus religiösen 
Gründen in die Kirchenpraxis einmischenden Regime josephi-
nischer Fürsten und Staatsmänner, aus 1 2 ) . Im Keime war ja 
durch die Auffassung, die Kirche sei eine Genossenschaft statt 
einer von Gott gegründeten Anstalt, der Weg für die Trennung 
von Staat und Kirche geebnet 1 3 ) . Der Staat brauchte nur durch 
die liberalen Ideen des neunzehnten Jahrhunderts seiner 
Herrschersallmacht beraubt zu werden I 
Wenn wir nun den Standpunkt des neuen oranischen Fürsten 
und seiner Regierung aufzeigen, so stehen uns dabei neben zu-
fälligen Äußerungen besonders zwei Quellen zur Verfügung: 
erstens die Errichtungsakten des Konsistoriums und zweitens der 
Regierungsentwurf über die Grenzbestimmung geistlicher und 
weltlicher Gerichtsbarkeit. Bereits fünf Tage nach der Besitz-
ergreifung verlangte die G. C. C. von den fuldischen Regierungs-
10) Rieker, S. 331. 
« ) Beaulieu I, S. I 94. 
12) über die größere Freiheit der Katholiken Preußens, im Gegensatz 
zu der Bevormundung ihrer österreichischen Glaubensgenossen unter 
Joseph IL, siehe Löhr, u.a. S. 49 ff. und S. 101. 
13) Vgl. Hashagen, S. 261 ff. 
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beamten, daß sie sich mit dem Vikariate über die Abgrenzung 
der beiden Machtsphären ins Benehmen setzen sollten. Maß-
gebend für diese Forderung war die Erwägung, daß nach der 
seitherigen Observanz manche Gegenstände vor das geistliche 
Forum gehörten, welche ihm „ohne Nachtheil der landesherr-
lichen Gewalt" in der Folge nicht mehr belassen werden könnten. 
Man sollte sich jetzt nach dem Herkommen in anderen, von 
weltlichen Regenten beherrschten katholischen Staaten richten, 
ohne jedoch das bischöfliche Vikariat in allem, was auf 
„Glaubenslehre und Kirchendisciplin" Bezug habe, im mindesten 
zu beschränken 1 4 ) . 
Bald wurde in Ergänzung dazu dem Vikariat ein gemein-
schaftlicher Zusammentritt zweier Kommissare vorgeschlagen 
und von oranischer Seite Hofrat Thomas als solcher ernannt. 
Erst nach erfolgtem Reichsschlusse wollte der Fürstbischof zu 
einer Beratung schreiten, obwohl das Vikariat vorläufig bereits 
einen Kommissar zusagte. Al s die G. C. C. noch zweimal unter 
der Androhung, ihre Rechte einfach zu nehmen, auf die Er-
nennung eines Kommissars drängte, wurden von bischöflicher 
Seite endlich Offizial Eckard und geistlicher Rat Herbert als 
Commissarii angewiesen 1 5 ) . Nicht vor Mai 1803 sind die Kom-
missionen zusammengetreten, und dann ist wohl nur die Pfarrer-
ernennungsfrage zur Sprache gekommen, mit einem negativen 
Ergebnis 1(>), wie wir noch sehen werden. 
Inzwischen hatte v. Bibra das Konzept für die Landesherrliche 
Verordnung, die Organisation des Consisloriums betreffend fertiggestellt, 
das nach einigen unwesentlichen Änderungen Ende April von 
Wilhelm Friedrich angenommen wurde ^ ) . Das Konsistorium 
war die oberste und für alle Bekenntnisse zuständige, landes-
herrliche Behörde in Kirchenangelegenheiten. Es hatte die so-
wohl ex jure territoriali als ex jure advocatiae abgeleiteten 
Rechte des Fürsten in Kirchensachen zu beobachten, „sich 
jedoch, was den katholischen Religionstheil betrifft, aller Er-
kenntniß in dem dogmatischen Fache und der inneren Kirchen-
Disciplin, so wie jeder Gerichtbarkeit über Geistliche in Perso-
14) B. Rep. F. Bistumsakten 23. 
15) St. M. 97c 475. 
l e ) Siehe S. 156 ff. 
« ) St. M. 97i XXXI. 
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nalsachen, zu enthalten". Hier läßt sich klar die Unterscheidung 
des landesherrlichen ius circa sacra vom ius in sacra erkennen. 
Nun ermöglichen natürlich die genannten iura eine unterschied-
liche Interpretation. Das Konsistorium bat deswegen bereits im 
Juni 1803 um eine nähere Kompetenzabgrenzung. Auf „Spezial-
befehl des Herrn Erbprinzen" wurde diese auch von Thomas in 
Aussicht gestellt. In der Zwischenzeit sollte das Konsistorium 
„nach dem Inbegriffe und nach der Analogie der im Territorial-
staatsrechte sich gründenden Befugnisse des höchsten Landes-
regenten in kirchlichen Vorkommenheiten" entscheiden ls). 
Damit wurde der T e r r i t o r i a l i s m u s als Leitfaden 
der Regierungspolitik angegeben. Diese naturrechtliche Theorie 
unterstellte die Kirche völlig dem souveränen Staat. Die Rechte 
des Landesherrn der Kirche gegenüber wurden als ein not-
wendiger Teil seiner obrigkeitlichen Gewalt betrachtet. Der 
Landesherr habe ja die souveräne Gewalt über das Territorium, 
in der Art und in dem Umfang, daß alles, was sich auf dem 
Territorium befindet, nur ihm unter Ausschluß jeder gleich-
oder übergeordneten Gewalt unterworfen ist 1 9 ) . Genau wie sein 
Vater in den oranien-nassauischen Erblanden hielt der Fürst also 
an seinen Kirchenhoheitsrechten auch in den katholischen Terri-
torien fest 2 0 ) . Das ius circa sacra galt ja allen Religionen gegen-
über, und allgemein vertrat man die Meinung, wie auch Bausch, 
von Hadamar aus, dem Erbprinzen gutachtlich darlegte, daß 
der Religionsunterschied des Fürsten an den landesherrlichen 
Hoheitsrechten über die Kirchen weder etwas vermehren noch 
vermindern könne 2 1 ) . 
A m aufschlußreichsten über die Befugnisse, die oranischer-
seits dem Landesherrn zugemessen wurden, ist der von Thomas 
verfaßte Entwurf, der als Direktive für die katholischen Kirchen-
verhältnisse betrachtet werden muß. Der Erbprinz hatte ihn 
durchgesehen, und nach seinen schriftlichen und mündlichen Be-
merkungen waren noch einige kleine Zusätze hinzugefügt wor-
18) ebenda. 
W) Ebert, S. 16. 
20) Grün, S. 100: „Par. 6. Das dem Prinzen über alle diese Lande zu-
stehende jus circa sacra ist nicht allein in Ansehung der Protestanten 
ohnstreitig, sondern auch ratione der Catholiken in dem Westphälischen 
Frieden gegründet." 
21) B. Rep. F. Bistumsakten 23. 
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den 2 2 ) . Grundsätzlich wurden alle „inneren geistlichen und kirch-
lichen Vorliommenheiten" zum Umfange der D i ö z e s a n b e -
f u g η i s s e gerechnet. Es war die Anerkennung des kirch­
lichen ius in sacra. Im einzelnen zählte man folgende Bezirke 
dazu: Religions- und Glaubenslehre, Gottesdienst, Kirchenord-
nung und Kirchendisziplin, die Administratio Sacramentorum, 
Fast-, Bet- und Festtage, geistliche Gelübde und Andachts-
übungen, die Seelsorge und das Predigtamt und schließlich die 
Christenlehre. Durch das landesherrliche Schutz- und Schirm-
recht, das über alle kirchlichen Verhältnisse wirksam sei, sollte 
jedoch vom Fürsten, w o das brachium saeculare nötig sei, die 
Hand geboten werden, während die Staatsgewalt auch auf diese 
inneren Kirchenangelegenheiten einzuwirken habe, insofern sie 
auf die „Civilpolizei" einen Einfluß hätten. 
D a ß alle innerkirchlichen Verfügungen dem Erbprinzen zu-
mindest zur Kenntnis zu bringen waren, ergibt sich aus der Be-
stimmung jenes Paragraphen, daß jede gesetzliche Generalver-
fügung in geistlichen Sachen „vor der Promulgation oder 
Anheftung dem Landesregenten zur Einsicht vorzulegen" sei. 
Besonders bei Festsetzung der Fast- und Festtage, bei öffent-
lichen Gebeten, bei Prozessionen inner- und außerhalb des 
Landes, sollte eine Änderung nicht ohne vorhergehende aus-
drückliche landesherrliche Genehmigung vorgenommen werden, 
weil dies alles „mit der öffentlichen Ordnung in untrennbarer 
Verbindung" stehe. Bezüglich der päpstlichen Bullen oder auch 
der Metropolitanverfügungen galt dieselbe Auffassung. Sie 
sollten alle vorher dem Landesherrn angezeigt werden. Wo sie 
außerdem auf Temporalia einen Einfluß hätten, seien sie ohne 
vorhergehende förmliche Genehmigung als nichtig und unwirk-
sam zu betrachten. 
Da auf das Gutachten von Bausch Bezug genommen wurde, 
liegt über die Absichten und Beweggründe dieser Bestimmungen 
kein Zweifel vor. In diesem Gutachten führt nämlich Bausch 
über die Befugnis der Ausübung des l a n d e s h e r r l i c h e n 
P l a z e t r e c h t s aus, daß der Regent das Recht und die 
Pflicht habe, über jede besondere Gesellschaft der Bürger, mit-
**) Der ausführliche Entwurf und die vielen zuvor eingeholten Er-
kundigungen, worauf er sich teilweise stützt, befinden sich in der B. Rep. F. 
Bistumsakten 23. 
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hin auch über jede kirchliche Gesellschaft als ein Kompositum 
seiner Untertanen, Aufsicht zu üben und festzustellen, inwiefern 
deren Zielsetzung sich mit der des Staates vertrage oder nicht 2 3 ) . 
Und als im nächsten Jahre der Fürst durch seine G. C. C. dem 
Vikariat unter Hinweis auf sein ius circa sacra eröffnete, daß 
keine Verordnungen, selbst nicht in geistlichen Sachen, ohne 
landesherrliche Genehmigung öffentlich bekanntgegeben werden 
dürften, war das ein klares Bekenntnis zu dem Plazetrecht 2 4 ) . 
Dieses Recht wurde dem Landesherrn damals von der Theorie 
fast aller Rechtsgelehrten zugesprochen. Im Anschluß an sie 
behauptete auch Roth, der juristische Berater des Erzkanzlers, 
dessen Ausführungen sich das Fuldaer Vikariat meist anschloß, 
daß der Regent die obere Aufsicht über die in seinem Staate 
bestehende Kirche als Ausfluß des sog. ius circa sacra habe. 
Ihm komme also die Befugnis, die Verkündigung der kirchlichen 
Verordnungen nicht eher zu gestatten, bis festgestellt worden, 
daß darin nichts Nachteiliges für den Staat enthalten sei 2 5 ) . 
Sein dagegen vorgebrachtes Bedenken, ob auch den deutschen 
Reichsständen dieses Recht zukomme, war also nicht prinzipieller 
Art, sondern bezog sich nur auf den Kreis der Anwendung. Im 
1 8. Jahrhundert gab es kaum einen Staat mehr, welcher die freie 
Veröffentlichung päpstlicher Bullen und Breven gestattete. Dem 
Beispiel der weltlichen Monarchen folgend hatten auch die Fürst-
bischöfe und Äbte die Verkündigung päpstlicher Erlasse von 
ihrer ausdrücklichen Genehmigung abhängig gemacht 2 6 ) . Und 
wo es um die diözesankirchliche Beaufsichtigung durch den Staat 
ging, hatte der einflußreiche Riegger, Professor des kanonischen 
Rechtes an der Wiener Universität in der Zeit Maria Theresias, 
bereits alle Bedenken beseitigt, indem er ausführte, daß es neben 
den notwendigen und unmittelbar von Gott befohlenen Berufs-
ausübungen der Geistlichen, die ausschließlich dem Bereich der 
kirchlichen Gewalt angehörten, auch kirchliche Gesetze gebe, 
welche von den kirchlichen Gewalten aus Zweckmäßigkeits-
gründen erlassen worden seien. Diese nicht zur Essenz der geist-
lichen Gewalt gehörenden Gesetze müßten von Seiten der Staats-
S3) Ebenfalls in B. Rep. F. Bistumeakten 23. 
24) St. M. 97b 24; B. Rep. F. F 2. siehe S. 172. 
« ) Roth, S. 99. 
SO) Martens, S. 143. 
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gewalt geprüft werden, ohne daß dies ein Eingriff in das Wesen 
der geistlichen Gewalt bedeute 2 7 ) . Jener wiirttembergische 
Pfarrer, der das Credo in der Messe mit den Worten „Credo 
cum piacelo regio in unum Deum" angestimmt haben soll, wäre 
natürlich plus royaliste que le roi gewesen; aber die ihm zu-
geschriebene Ironie trifft ins Schwarze 2 8 ) . 
Die oben erwähnten Grundsätze der oranischen Regierung 
knüpfen also vollkommen an die herkömmlichen Aufklärungs-
theorien an. Mochte also auf der einen Seite das innerkirchliche 
Leben gegen staatliche Einmischung sichergestellt sein, so hing 
doch die kirchliche Selbständigkeit durch die Verbindung mit 
dem profanen Leben — und welche kirchliche Maßnahme wirkt 
sich nicht letzten Endes in dem profanen Lebensbereich des 
Menschen aus, der ja Kirchenglied und Staatsbürger in einer 
Person ist — und in noch gefährlicherer Weise durch das Schutz-
und Schirmrecht von den persönlichen Absichten und Interessen 
der oranischen Regierungsmitglieder ab. 
Noch stärker war das der Fall bei kirchlichen Angelegen-
heiten, die zwar a u c h der D i ö z e s a n g e w a l t unter-
standen, da sie „hauptsächlich geistliche Verhältnisse bezwecken, 
aber womit ein weltlicher Gegenstand schon mehr verbunden" 
war 2 9 ) . Neben dem Schutz- und Schirmrecht trete hier alsbald 
die „ l a n d e s h e r r l i c h e profane G e r i c h t b a r k e i t 
und weltliche Staatsgewalt" in Wirkung. Man zählte zu dieser 
Kategorie u.a. die Kirchenbauten, die Friedhöfe, die Pfarr-
besetzungen, die Pfarrumschreibungen, das Seminar und die 
Aufnahme darin, das Synodalexamen, die Besoldung der Geist-
lichen und die Kirchen- und Pfarrvisitationen. Über diese Be-
rührungspunkte der kirchlichen und staatlichen Behörden werden 
wir noch ausführlich berichten. 
Es sei hier schließlich noch aufgezeigt, welche Gegenstände 
im Gegensatz zu fürstbischöflichen Zeiten jetzt a u s s c h l i e ß -
l i c h zum Kreis der w e l t l i c h e n Z u s t ä n d i g k e i t 
gerechnet wurden. Da durch die Personalunion von Bischof und 
Fürst die Kirche in Fulda in einer noch fast mittelalterlichen 
27) Werner, S. 214, 215. 
28) Erzberger, S. 137. 
2 e) B. Rep. F. Bistumsakten 23 Entwurf. 
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Weise besonders tief das öffentliche Leben bestimmte, wird es 
verständlich, daß gesetzgeberische Maßnahmen, die uns heute 
als völlig normal erscheinen, damals geradezu umstürzlerisch 
wirkten. Hatte doch die Aufsicht über die Befolgung der vier 
ersten Gebote Gottes bis dahin zur geistlichen Jurisdiktion ge-
hört. Solche Übertretungen wurden, soweit sie nicht unter die 
peinliche Gerichtsbarkeit fielen, von den geistlichen Behörden 
bestraft. Man ging dabei sehr weit und bestrafte bei dieser Ge-
richtsstelle die bekannt gewordenen Ehescheidungen, Blasphe-
mien, Meineide, falsche Zeugnisse und andere Verfälschungen 3 0 ) . 
Die Ehe war auch in ihren bürgerlichen Folgen eine Angelegen-
heit der geistlichen Regierung, und Eherecht und Ehegerichts-
barkeit waren noch ausschließlich Sache der Kirche 3 1 ) . Weiter-
hin war das ganze Schulwesen Gegenstand der geistlichen Für-
sorge, während der privilegierte Gerichtsstand und die Immuni-
tät des geistlichen Standes eine Selbstverständlichkeit war 3 2 ) . 
Künftig sollte aber die Behandlung der genannten Vergehen, 
sobald sie vor Gericht kämen, dem weltlichen Zivil- oder Straf-
richter überlassen bleiben. Ebenso die Alimentationsbestim-
mungen und Gütertrennungen in Ehesachen, da sie von den 
eigentlichen, den geistlichen Behörden zukommenden Ehe-
scheidungen trennbar seien. Ehedispense sollten außer bei den 
kirchlichen Autoritäten auch beim Landesfürsten eingeholt 
werden, da bestimmte Grade der Verwandtschaft von der Re-
gierung als ein Zivilhindernis angesehen 'wurden. Auch das Ur-
teil über alle fleischlichen Vergehen nahm die landesherrliche 
Regierung für sich in Anspruch. Das Schulwesen wurde aus-
drücklich als „in keinem Punkte mehr mit dem Vikariat ver-
bunden" erklärt. Durch die Säkularisation sah man das Kloster 
der Englischen Fräulein angesichts seiner in den bürgerlichen 
Sektor fallenden Tätigkeit als von den Zivilbehörden abhängig 
an; aus ähnlichen Gründen sollte bei den Benediktinerinnen 
nichts Wesentliches ohne Resolution des Landesfürsten ge-
schehen; die noch vorhandenen Mendikantenklöster wurden als 
völlig abhängig betrachtet. Strafbare Handlungen der Geist-
30) In: Übersicht ¿er bisher geistlichen Angelegenheilen, aufgestellt vom fürst-
bischöflichen Konsistorialsekretär, dem Laien Kaufholz. B. Rep. F. Bistums-
akten 23. 
31) Vgl. Veit II, S. 83 . 
s2) Enneking, S. 187 ff. und S. 171. 
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lichen sollten, wenn sie zugleich die Öffentlichkeit berührten, 
unter dem Strafrecht des Landesregenten stehen. Die aus einem 
säkularisierten Fonds dotierten Geistlichen unterstanden bezüg-
lich ihrer Sustentation lediglich dem Landesherrn. Das Gleiche 
galt für alles, was sich bezog auf die Güter der Geistlichkeit, das 
Bauwesen der Pfarrhäuser und kirchliche Güter, mit Ausnahme 
von Kirchen und Kirchhöfen. Bei letzteren, insofern sie aus dem 
Staatsärarium unterhalten wurden, trat auch die „Prinzipal-
direktion" der landesherrlichen Stellen ein 3 3 ) . Auf die Bedeu-
tung dieser Stellungnahme und die Reaktion der bischöflichen 
Kreise kommen wir noch zurück. 
In welchem Verhältnis stand nun, nach der landesherrlichen 
Auffassung, das bischöfliche Vikariat zu der weltlichen Obrig-
keit? A l s die seitherige Ceislliche Regierung sich kurz nach der 
Besitzergreifung noch immer dieses aus fürstbischöflichen Zeiten 
stammenden Titels bediente, erhielt sie von der G. С. C. den 
Hinweis, es gäbe im Staate nur eine Regierung, so daß der 
Terminus geistliche Regierung für eine bloß geistliche Verwal-
tungs- und Gerichtsstelle ganz unangebracht sei. Sehr empfind-
sam sprach sie von einer Anmaßung und bat das Bischöfliche 
Vicariai darauf zu verzichten. Bischof und Vikariat betonten da-
gegen beide, daß es in der katholischen Kirche auch eine Re-
gierung gebe und daß die Bischöfe ihre Diözese vermöge 
göttlichen Rechts regierten. Nur unter dem ausdrücklichen Vor-
behalt, daß die katholische Auffassung von der bischöflichen 
Gewalt dadurch nicht verkannt werde, könne man die Änderung 
der früheren Benennung zugeben 3 4 ) . Noch einschneidender 
wurden Fragen — w i e sie z.B. auch in Bamberg unter bayerischer 
Herrschaft sowohl von geistlicher als weltlicher Seite erörtert 
wurden — , ob Religionsdiener als Volkslehrer zu der Kategorie 
der Staatsdiener gerechnet werden könnten und ob die Reli-
gion wegen der Verbindung, in welcher sie als Mittel zum 
33) All diese Angaben entnehme ich dem Entwurf zur Kompetenz-
abgrenzung. 
34) B. Rep. F. FIO. Vgl. das schärfere Verhältnis zwischen Kirche und 
Staat in Bayern, wo die Regierung die Namen Ceistlichen Rat und CeUlUche 
Regierung nicht mehr duldete, das Ordinariat dagegen den von der Re-
gierung vorgeschlagenen Titel Bischöfliche Vikariat ablehnte. (Ebert, S. 35, 
36). 
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Zwecke des Staates steht, als Stütze des Staates, also als eine 
Staatseinrichtung, oder bloß als eine fremde Einrichtung im 
Staate zu betrachten sei? 3 5 ) . 
Diese Fragen waren denn auch der Angelpunkt, um den sich 
der Briefwechsel zwischen der G. C. C. und dem Vikariat in 
Sache des vikariatlichen Siegels drehte 3 6) . Im Juni 1 803 teilte 
Wilhelm Friedrich der G. C. C. mit, er habe vernommen, daß 
das bischöfliche Vikariat sich noch immer des alten fürstbischöf-
lichen Siegels bediene, auf dem der mißliebige Terminus „geist-
liche Regierung" vorkäme. Daraufhin fertigte die G. C. C. dem 
Vikariat ein neues, mit dem Wappen des Erbprinzen versehenes 
Siegel zu, das die Inschrift sigillum vicariatus ecclesiastici fuldensis 
trug. Bischof Adalbert wandte sich persönlich und unmittelbar 
an den Fürsten und gab, um „das gute Einverständnis mit Euer 
Liebden beizubehalten", von vornherein zu, daß eine Ab-
änderung des Siegels annehmbar sei; gegen den Gebrauch des 
landesherrlichen Wappens wollte er aber Protest einlegen. Es sei 
ja eine Grundlehre, daß die Gewalt der Religionsdiener in geist-
lichen und kirchlichen Angelegenheiten, wie auch die Bevoll-
mächtigung hierzu, von der geistlichen Obrigkeit, nicht aber von 
der Landeshoheit ausgehe; sie übten sie nur unter dem Schutze 
der Landeshoheit bei dankbarer Anerkennung aus. Adalbert 
schrieb im Anschluß daran dem Vikariat ein Siegel mit der 
Abbildung des Hl. Bonifatius und der Umschrift sigillum vicariatus 
episcopalis fuldensis vor. 
Der Fürst bemerkte rückantwortlich in einem ebenfalls per-
sönlichen Schreiben an den Bischof, er könne nicht einsehen, 
warum das Vikariat das landesherrliche Wappen nicht annehmen 
wolle, „da es doch ein der landesherrlichen Macht und Gewalt 
unterworfenes Collegium" sei. Aus besonderem Entgegenkom-
men gegenüber dem Bischof wolle er es aber geschehen lassen, 
daß dessen neues Siegel, „bis ein weiteres von meiner Seite 
beliebt" worden sei, gebraucht würde. Der Bischof aber möge 
die gleiche Nachgiebigkeit in ähnlichen Fällen beweisen. General-
vikar von Warnsdorff wies nun unter Bezugnahme auf das 
35) B. Rep. F. Bistumsakten 23. Die Formulierung weist auf eine be-
jahende Antwort hin. Eis wurde jedoch dem Vikariat mitgeteilt, daß man 
die Frage übergehen wolle. 
3 e) Die Korrespondenz teils im St. M. 97b 277, teils in der B. Rep. F. 
Bistumsakten 43. 
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bischöfliche Schreiben die behauptete Abhängigkeit des Vikariats 
zurück. Ein böser Brief der G. C. C , in dem sie die Nach-
sicht des Erbprinzen gegenüber dem „den bestehenden Ver-
hältnissen gar nicht angemessenen Betragen" des Vikariats 
erwähnte, kündigte Maßregeln an, falls das Vikariat sich künftig 
solcher Reservationen nicht gänzlich enthalten würde. A n dem 
Tatbestand hat dieses Prestigeschreiben weiter nichts geändert. 
Die grundsätzliche Meinungsverschiedenheit aber zwischen 
Kirche und Staat über ihr gegenseitiges Verhältnis war hiermit 
klar zutage getreten. Andrerseits läßt diese Korrespondenz un-
schwer die oranische Bereitschaft erkennen, schwebende Einzel-
fragen nicht von einer starren Theorie her, sondern in guter 
praktischer Zusammenarbeit zu lösen, wie wir in Einzelfällen 
noch dauernd sehen werden. 
Mehrere Male können wir noch in den übrigens an theo-
retischen Erörterungen armen Aktenstücken denselben unmiß-
verständlichen Standpunkt der staatlichen Obrigkeit ausge-
sprochen sehen. In dem Thotnasschen Entwurf wird die 
Ernennung der geistlichen Beamten wie des Generalvikars, 
Offizials usw. dem Bischof überlassen, doch erst mit landesherr-
licher Genehmigung wirksam wegen des obersten Schutzrechtes 
und der Besoldung aus der landesherrlichen Kasse. Man sah 
sogar vor, alle Vikariatsmitglieder als „Landesuntertanen und 
Diener des Staates" auf die Beobachtung der landesherrlichen 
Rechte, wie sie oben ausgeführt wurden, eidlich zu verpflichten. 
Arnoldi äußerte dem Fürsten gegenüber, allerdings hinsichtlich 
des Corveyer Vikariats, daß es doch eine der landesherrlichen 
Gewalt untergeordnete Behörde sei. Mit dieser Begründung 
forderte er mit Genehmigung Wilhelm Friedrichs die Statuten 
des dortigen Seminars an 3 7 ) . Anderswo nennt er das Fuldaer 
Vikariat „eine d e m L a n d e s h e r r n u n t e r w o r f e n e 
Behörde". Dieser Ausdruck veranlaßte die „Behörde" hingegen 
zu der Feststellung, daß ihr Handeln im Einklang mit der katho-
lischen Kirchenverfassung stünde. Denn wie könnten, wenn ihm, 
dem Vikariat, nur die das Innere der Religion und Kirche be-
treffenden Dinge überlassen seien, die Kirchengesetze nötigen-
falls überhaupt erlassen oder unabhängig angewendet wer-
37) K. H. A. 36 : 66. 
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den? 3 8 ) . Als v. Gagern aus Nassau-Weilburg über die Vikariats-
besoldung bei Arnoldi angefragt hatte, erhielt er die bezeich-
nende Antwort, daß die nach der Staatsveränderung neu 
bestimmten Gehälter oder bewilligten Zulagen nur aus dem 
Grunde auf die Landeskasse geschlagen worden seien, weil man 
die Dienste dieser Art zur Kategorie allgemeiner Staatsdienste 
gerechnet habe 3 9 ) . 
Die Besoldung aus dem Staatsärar war also nicht der tiefste 
Grund der beanspruchten landesherrlichen Aufsicht, sondern 
ging daraus hervor. Sie wird allerdings eine wichtige Veran-
lassung für den Staat gewesen sein, ein wachsames Auge auf 
das kirchliche Leben zu haben. So erfolgte die Ernennung des 
Vikariatssekretärs Welle mit landesherrlicher Genehmigung, be-
sonders weil damit eine Besoldung aus der Landeskasse ver-
bunden war 4 0 ) . Und ist es nicht verständlich, daß jene Kirchen-
behörde, die ihre Büros mit staatlichen Kerzen beleuchtete, deren 
Verordnungen mit Staatsfedern, auf Staatspapier und an Staats-
schreibtischen geschrieben wurden, schon allein deshalb in die 
landesherrliche Interessensphäre einbezogen wurde? 4 1 ) . Hier 
liegt eigentlich das Problem der Unabhängigkeit und Freiheit 
einer Kirche in einem Staat, der dieser Kirche gegenüber finan-
zielle Verpflichtungen hat. Die „silberne Kette" 4 2 ) , mit der die 
Kirche an den Staat geknüpft ist, verbindet nicht nur die beiden 
Kassen; sie zwingt zu gemeinsamen Interessen. Das ist die Pro-
blematik, die sich heutzutage jeder Korporation stellt, die vom 
Staate subventioniert wird und andererseits mit Recht auf ihrer 
vollkommenen Freiheit besteht. 
Man kann nicht behaupten, daß das oranische Regime in 
der Praxis hemmend auf das Kirchenleben gewirkt habe. 
Über zahlreiche Maßnahmen waren Staat und Kirche sich grund-
sätzlich einig. Vielmehr haben Kompetenzfragen über die Art 
und Weise der Durchführung, wer die Initiative habe, wem die 
38) B. Rep. F. В 3. 
3 β ) St. M. 97e 2035. Im Staals- und Adreßbuch wird das Vikariat als 
fünfte der Fuldaer Provinzialverwaltungen aufgeführt. 
*») St. M. 97e 1933. 
41) B. Rep. F. Bistumsakten 78. 
^
2) Ich übersetze hiermit den Ausdruck, mit dem die staatsrechtliche 
Literatur die allerdings geringe Verbindung zwischen Kirche und Staat in 
den Niederlanden bezeichnet hat. 
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Veröffentlichung zukomme usw., das Verhältnis getrübt. Die 
folgenden Seiten werden den Beweis dazu liefern. 
II. Auseinandersetzungen in der Praxis des Zusammenlebens 
A. Die Pfarrbzselzungen 
Eines der ältesten Rechte der Laien im kirchlichen Benefizial-
wesen war das Patronatsrecht. Durch das System des Eigen-
kirchenwesens entschied bereits im frühen Mittelalter der Eigen-
tümer eines Grundstückes, auf dem eine Kirche gegründet 
wurde, über Anstellung und Absetzung der Geistlichen an dieser 
Kirche. Dem Grundherrn beließ Papst Alexander III. im 
12. Jahrhundert, unter dem Titel „Patron", ein auf kirchlichem 
Privileg beruhendes Vorschlagsrecht bezüglich des anzustellen-
den Geistlichen, wogegen der Bischof das Amt verlieh. Der 
Patron war also befugt, eine die kanonischen Bedingungen er-
füllende Person zu präsentieren und hatte damit das sogenannte 
Recht zur Präsentation, das ihm laut des Kirchenrechts als 
Privileg zukam. Darauf übertrug der Bischof dem auf Grund 
eines patronatsrechtlichen Vorschlags angewiesenen Geistlichen 
die cura animarum 4 3) . 
Im Zeitalter des Staatskirchentums wurde von vielen Juristen, 
auch von den vom Josephinismus erfaßten katholischen Kirchen-
rechtslehrern, ein landesherrliches Patronatsrecht nicht aus dem 
kirchlichen Recht, sondern aus dem Souveränitätsrecht des 
Landesherrn, aus seinem „ius circa sacra" hergeleitet. Der 
Landesherr habe das Recht auf Besetzung aller jener Kirchen-
ämter seines Territoriums, bei denen nicht schon irgendwelche 
dritte, auf Grund kanonischer Titel patronatsberechtigte Person 
zu präsentieren befugt sei. Damit wurde das Recht des Landes-
herrn als ein subsidiäres Recht auf Besetzung aller patronats-
freien oder patronatsfrei werdenden Kirchenämter angesehen. 
Nach dieser Auffassung konnte demnach das Patronatsrecht, 
ohne unmittelbar ein kirchliches Privileg zu sein, vom Landes-
herrn beansprucht werden. Entsprechend betrachtete man die 
Säkularisation eines Kirchenguts, mit dem ein Patronat ver-
43) Vgl. u.a. R. R. Post, Eigenwerten en bisschoppelijìi gezag in hel diocees 
Ufrechl tot de X11U eeui», Utrecht Ι92Θ, S. I ff., 137, 138, 193 ff. und die 
dort angegebene Literatur. 
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bunden war, als Erwerbstitel, obwohl das Kirchenrecht dies 
keineswegs erlaubte 4 4 ) . 
Legen wir uns jetzt die Frage vor, warum die Regierungen 
besonders in dieser Zeit des Staatskirchentums die landesherr-
liche Pfarreibesetzung zu einem Kernanliegen machten. Zum 
Verständnis müssen wir uns klar vor Augen stellen, welche 
äußerst wichtige Stellung der Pfarrer im öffentlichen Leben inne-
hatte. Der große zeitgenössische Schriftsteller Johann Gottfried 
Herder bezeichnete ihn bereits als Sittenprediger, Landwirt, 
Listenmacher und geheimen Polizeidiener 4 5 ) . Es liegt auf der 
Hand, daß der Landesherr, jedesmal wenn er die Bevölkerung 
für die neue Gedankenwelt der Aufklärung empfindlich machen 
wollte, vorzüglich auf die Pfarrer angewiesen war. Auf dem 
Lande war letzterer der einzige Gebildete, dessen Wort und Rat 
auch im weltlichen Bereich für die Pfarrkinder als alleinmaß-
geblich galt. Besonders Fürsten mit einer anderen Konfession 
als der ihres Volkes, kam es darauf an, mittels zuverlässiger 
Hirten die Herde an sich zu binden 4 6 ) . Der für die oranische 
Regierung leider zu früh verstorbene von Bibra wies bereits 
darauf hin, als er seinen Grundriß für die Kirchenpolitik im 
neusäkularisierten Bistum abfaßte: Dem Staat sei viel an dem 
Unterricht und der Bildung des Volks gelegen, und man müsse 
daher kirchlicherseits „moralisch gute, freundliche und aufge-
klärte, keineswegs aber ungesittete, intolerante und fanatische 
Subjecte" wählen, „widrigenfalls der Landesherr sein Patronats-
recht über die ganze Diöcese" geltend machen könne 4 7 ) . 
Der Pfarrer war der Standesbeamte des Dorfes, der nicht 
nur die Geburten, Eheschließungen und Todesfälle registrierte, 
sondern auch die Statistik der Blinden, Gelähmten, Tauben und 
Stummen, der Waisen, illegitimen Kinder und heimatlosen Fami-
lien führte. Er war als solcher eigentlich Staatsdiener 4 8 ) . Das 
Gleiche galt für die Tätigkeit des Pfarrers als Inspektor der 
Schulen seines Bezirks. Das Unterrichtswesen wurde als Staats-
angelegenheit betrachtet; aber wie war ohne das Mitwirken der 
« ) Langer, S. 2 ff. 
45) Bruford, S. 257. Allerdings handelte ее sich hier um den evange­
lischen Pfarrer. 
4 β ) Vgl. Höhler, S. 46. 
4T) B. Rep. F. Bistumsakten 23. 
48) Bruford, S. 257. 
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Pfarrer ein regelmäßiger Schulbesuch denkbar? Weiterhin galt in 
der ganzen Verwaltung des Kirchenvermögens, sozusagen bei 
der materiellen Wahrung des kirchlichen Lebens, die weltliche 
Regierung als maßgebend. Als Verwalter seiner Kirche, seiner 
Kapellen und Friedhöfe war der Pfarrer, nach staatskirchlicher 
Auffassung, Diener des Staates. Schließlich soll der Umstand 
nicht unbeachtet bleiben, daß für die oranische Regierung die 
Wahl eines Kandidaten von finanzieller Bedeutung war. Wurde 
doch von seilen der Regierung vorzugsweise ein Geistlicher 
präsentiert, der infolge der Säkularisation mit einer Staatspension 
abgefunden werden mußte und der durch die Annahme einer 
Pfarrstelle dem Staat eine willkommene Ersparnis bedeutete. Die 
meisten Benediktinermönche erhielten nicht mehr als 450 Gulden 
Pension, und die durchschnittlichen Pfarreinkünfte überstiegen 
diese Summe um einige hundert Gulden 4!)), wodurch auch für 
sie der Eintritt in die Seelsorge, neben etwaigen geistigen 
Gründen, einen finanziellen Anreiz darstellte. 
Aus obigem geht genügend hervor, daß die Pfarrbesetzung im 
säkularisierten Fulda einer der gefährlichsten Berührungspunkte 
zwischen Kirche und Staat werden mußte. Bei den zu erwarten-
den Streitfragen konnten die beiden Parteien nicht auf den 
R. D. H., der in seinen vielen Paragraphen Richtlinien für eine 
ganze Anzahl von Neureglungen erteilte, zurückgreifen. Denn 
in der 38. Deputationssitzung vom 25. Januar 1803 wurde be-
schlossen, daß man hier keine allgemeinen Grundsätze aufstellen 
könne, sondern die Frage dem gütlichen Übereinkommen oder 
der Entscheidung der Behörden überlassen müsse 5 0) . Die Frage 
wurde in Fulda sofort akut; kaum zwei Wochen nach der Besitz-
ergreifung segnete der seitherige Pfarrer von Kirchhasel das 
Zeitliche. Die G. С. C. wandte sich unterm 1 3. November 1 802 
in einem von Thomas verfaßten Schreiben an das Vikariat, mit 
der Bitte, nur provisorisch, bis auf fernere Erörterung der 
4Ώ) Aus der auf Wunsch des Landesherrn ΙΘ05 angefertigten „Kompe­
tenztabelle" (St. M. 97i XXXVI I) geht hervor, daß die Pfarreinkünfte 
ganz verschieden waren; sie schwanken zwischen 50 Gulden in der Garni-
sonspfarrei bis 1806 Gulden in der Pfarrei Oberleichtersbach und sogar 
bis 2373 Gulden in der Stadtpfarrei Fulda. 
50) Erzberger, S. 47. 
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künftigen Grundsätze bei Pfarreibesetzungen, zu verfahren, da 
sonst schon im Anfang unangenehme Kollisionen veranlaßt 
werden dürften 5 1 ) . Der Bischof war jedoch gerade in dieser 
ersten Zeit nach der Säkularisation nicht zu irgendwelcher ent-
gegenkommenden Haltung bereit und vergab die Pfarrei ohne 
Vorbehalt dem Kaplan Schmitt zu Hammelburg. Als die G.C.C. 
daraufhin erklärte, daß dieser Geistliche keineswegs als Pfarrer 
anerkannt würde 5 2 ) , bezeichnete Adalbert jede Maßnahme des 
Fürsten gegen die Pfarrbesetzung als eine seine Rechte ver-
letzende Haltung. Er habe kein unwürdiges Subjekt angestellt, 
so daß das ius cavendi nicht am Platze sei. Mit dieser auf-
fallenden Verwechslung eines faktischen Umstands mit einem 
prinzipiell beanspruchten, für immer geltenden Recht blieb die 
Frage vorläufig ungeklärt. 
Heimlich bemühte sich Pfarrer Schmitt inzwischen bei der 
G. C. C. in einem schmeichelnden Schreiben um eine Bestäti-
gung seines Amts. Da er von einem Rechtsfreunde belehrt 
worden sei, daß die einflußreiche Stelle eines Pfarrers von der 
Staatsgewalt abhänge, bat er die Kommission, ihm die Pfarrei 
gnädig zu verleihen 5 3 ) . Auch seine Schwester und mehrere 
Pfarrkinder setzten sich dort für ihn ein. A m 1 9. Februar wurde 
ihm die landesherrliche Verleihung tatsächlich zu teil, und das 
wöchentliche Organ des Fürstentums publizierte die Entschei-
dung 5 4 ) . Dies veranlaßte das Vikariat zu einer ausführlichen 
Erklärung an die G. C. C , in der betont wurde, daß der Bischof 
verpflichtet sei, seine Rechte zu verteidigen. Man gab aber „zur 
Beseitigung eines allenfallsigen Mißverständnisses" den ge-
milderten Standpunkt bekannt, daß der Bischof nie beabsichtigt 
habe, dem Erbprinzen das aus dem ius cavendi hervorgehende 
Б 1) Die meisten Aktenstücke über die Sache Kirchhasel finden sich in 
der B. Rep. F. Pfarr-Repositur; wenn nichts anderes angeführt wird, stütze 
ich mich auf diese Quelle. Aus St. M. 97e KA 8 : 400 ging weiter die 
treibende Wirkung des Hofrats Thomas hervor. 
62) Eis wurde auch von der G. C. C. verordnet, daß die Abholung des 
Kaplans aus Hammelburg mittels der sonst gewöhnlichen Fuhren nach 
Kirchhasel zur Zeit nicht stattfinden sollte. Die Regierung mußte aber 
berichten, daß dies schon geschehen war, Eine Anerkennung war des-
wegen so wichtig, weil ein Teil der Pfarreinkünfte von der Gemeinde 
mittels der fürstlichen Amter ausbezahlt wurde. (St. M. 97c 650). 
И) St. M. 97e KA 8 : 400. 
M) F. Pol. Comm. Anzeigen, 9. Stück 1 603. 
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Veto zu verweigern. Es war ein erster Schritt der Annäherung, 
um zu einer Erörterung der Frage zu kommen. Pfarrer Schmitt 
wurde vom Vikariat vorgeladen und vernommen. Hätte man 
dort von seinem obigen Schreiben gewußt, so wäre er wohl 
ernstlicher gerügt worden als nur wegen Nichtverhinderung der 
Bittschriften einer Verwandten und einiger Pfarrkinder. 
Ein zweiter Fall zog sich seit Ende 1 802 in die Länge, als 
dem Pfarrer Remmert von der Pfarrei zum Hl. Geist, einer 
Personalpfarrei für das gleichnamige Spital, wegen Alters- und 
Geistesschwäche die Abhaltung von Gottesdiensten untersagt 
werden mußte. Weil der Pfarrer sein Gehalt von der fürstlichen 
Hospitalskommission bezog, richtete das Vikariat, nach Rück-
sprache mit dem Bischof, sich an die G. C. C. mit der Bitte um 
Einverständnis zu dem Vorschlag, Remmert in den Ruhestand 
zu versetzen und einstweilen einen pensionierten Benediktiner als 
Pfarrverweser anzustellen. Damit wären die Kosten auf ein 
Mindestmaß zurückgebracht, und der Bischof könne dann nach 
vorangegangenem landesherrlichem Einverständnis verfügen 5 5 ) . 
Was die materielle Seite des Vorschlags anbelangt, waren sich 
Kirche und Staat vollkommen einig, als die G. С. C. berichtete. 
Seine Hoheit habe die Versetzung in den Ruhestand genehmigt 
und dem Wilhelm Zimmermann die Pfarrei vorläufig zu über-
tragen geruht. Allerdings trat in der Formulierung der prinzi-
pielle Gegensatz wieder zu Tage. Der Bischof betrachtete dies 
als eine Verdrängung aus seinem Rechte und ließ durch das 
Vikariat gegen eine „solche wiederholte Anmaßung" feierlich 
protestieren. Dennoch hoffte man, von einem Protektionsgesuch 
an eine höhere Gerichtsstelle absehen zu können. 
Nachdem der Fürst aus Berlin in Fulda eingetroffen war, wurde 
die Frage in der G. C. C. erörtert, und der Erbprinz fand sich 
zu einer Übereinkunft bereit. Doch sollte der „dünkelhafte Ton" 
der bischöflichen Behörde gedämpft werden. Als das Vikariat 
dies erfuhr, schlug es dem Bischof vor, er solle persönlich einen 
Brief an den Fürsten richten 5 6 ) . Adalbert ging darauf ein, und 
in einem rührenden Schreiben, in dem er der „Tugend der 
Mäßigung des Fürsten, gleich seinen vortrefflichen Stamm-
БГ
') В. Rep. F. Fulda, Pfarrei zum Hl. Geiat 10. 
6 e ) ebenda. 
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vätern" Erwähnung tat, bezog er sich auf sein Vetoangebot. 
Schon am nächsten Tage, dem 29. April 1 8 0 3 , antwortete der 
Erbprinz, daß er seinerseits schon längst Thomas als seinen Ver-
treter für eine friedliche Lösung bestellt habe und das Gleiche 
von dem Bischof erwarte 5 7 ) . Er zielte damit auf sein wieder-
holtes Angebot, durch einen gemeinschaftlichen Zusammentritt 
die Grenzfragen zu erörtern 5 8 ) . Nach dem persönlichen 
Schreiben des Fürsten wollte Adalbert nun doch ein Zusammen-
treffen, das denn auch im Laufe des Monats Mai stattfand. Hier 
war Thomas seitens der Regierung anwesend, während Offizial 
Eckard und Geistl. Rat Herbert auf Vorschlag des Vikariats den 
Bischof vertraten. 
In der Zwischenzeit hatte Bischof Adalbert bei seinem Kol-
legen, dem Fürstbischof von Würzburg und Bamberg, seine 
Klagen vorgebracht und sich über die Errichtung des Kon-
sistoriums und das Vorgehen der Regierung bei Pfarreiver-
gebungen beschwert. Er bat um Rat und fragte, ob es zweck-
dienlich sei, sich auf eine besondere Abmachung einzulassen. 
Ihm erscheine dies nicht nur bedenklich, sondern auch nicht 
zulässig 59). Die Antwort des Würzburger Kirchenfürsten atmete 
einen vernünftigen, gemäßigten und den Umständen angepaßten 
Geist. Er gab von der eigenen, noch schlimmeren Lage aus 
das als Rat, was er selber zu tun gesonnen sei. Das päpst-
liche Konkordat könne nicht alles entscheiden und übrigens noch 
lange ausbleiben, so daß er entschlossen sei, sich in eine provi-
sorische Unterhandlung einzulassen, um zu keinem Mißtrauen 
bei dem an sich ungleichen Kampfe Anlaß zu geben. Bezeich-
nend für die viel diplomatischere Einstellung des Würzburger 
Prälaten war seine Bemerkung, daß er versuchen wolle, mehr 
mit den Argumenten einer nüchternen Politik und damit der 
landesherrlichen Ansichten zu streiten, als mit jenen, welche 
das ius canonicum an die Hand gebe 6 0 ) . V o n dieser rea-
listischeren Haltung konnte der starre Adalbert nur zu seinem 
Vorteil Kenntnis nehmen. Auf sein kurz zuvor geäußertes Vor-
haben, den Gegenstand bei dem höchsten kaiserlichen Gericht, 
BT) B. Rep. F. Anhang 1 3 5 . 
в 8 ) Siehe S. 141. 
Б
») Reininger, S. 340, 341. 
0 0 ) B. Rep. F. Nachlaß Richter. 
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dem Reichshofrat zu Wien, klagbar anzubringen 61), hat er denn 
auch verzichtet. 
Der Niederschlag der Verhandlungen findet sich in den „pri-
vaten Gedanken" der beiden Gesprächspartner, nach einer 
mündlichen Unterredung, von beiden Seiten zu Papier gebracht. 
Thomas beanspruchte für seinen Herrn folgendes: wo kein 
Patronat besteht, wird ein bischöfliches Kollationsdekret aus-
gefertigt, in diesem aber die landesherrliche Genehmigung wört-
lich ausgedrückt; hat der Landesherr in einem bestimmten 
Falle das Patronatsrecht, so kann er die unmittelbare Bestallung 
des betreffenden Geistlichen ausüben; dieser hat sich aber mit 
seinem Bestallungsdekrete beim Bischof zu melden, der die 
bischöfliche Kollation vornimmt. Dieser an sich klare Standpunkt 
bedurfte einer näheren Erläuterung, in welchen Fällen der 
Fürst ein Patronatsrecht geltend machen könnte. Der langen 
Thomasschen Rede kurzer Sinn war dabei : 1. Alle Patronats-
pfarreien, welche bisher dem Domkapitel und den Propsteien 
zustanden, sind nun als fürstliche Patronale zu betrachten. 
2. Alle Pfarreien, welche früher einmal Patronatspfarreien waren 
und nachher von den Fürstäbten und Fürstbischöfen erworben 
wurden, sind nun wieder als fürstliche Patronale anzusehen. 
3. Alle Pfarreien, die aus ehemaligen bischöflichen Gütern ge-
stiftet worden sind und 4. Pfarreien, die jetzt ganz oder größten-
teils von dem gerade säkularisierten Fonds dotiert werden, 
fallen ebenfalls unter das landesherrliche Patronat. Als Beweis-
führung galt die Voraussetzung, der Landesherr sei jetzt der 
Besitzer aller säkularisierten, somit auch der vorher erworbenen 
Stiftsgüter und -rechte 6 2) . Auf die Realrechte und nicht auf die 
persönlichen Prärogative eines Landesherrn gründete Thomas 
also konsequent die Rechte des Fürsten. Wenn er schließlich be-
hauptet, daß in seinem Vorschlag keineswegs jener strenge 
Maßstab zu finden sei, der sonst von den Territorialherrschaften 
angelegt würde, so mögen ihm wohl die im Nachfolgenden dar-
gelegten Verhältnisse vorgeschwebt haben. 
Besonders Arnoldi hatte sich nämlich eingehend nach der 
Lage in den anderen Ländern erkundigt, und aus diesen ge-
sammelten Unterlagen ist auch für uns ersichtlich, wie oft von 
01) B. Rep. F. Bistumsakten 24. 
β ! !) В. Rep. F. Anhang 1 3 5 . 
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den damaligen Landesherren, in wesentlich rücksichtsloser Weise, 
einseitige Bestimmungen erlassen wurden 6 3 ) . In Bayern sowie 
in den neu hinzu erworbenen Ländern besetzte der Kurfürst jede 
vakante katholische Pfarrei nach Gutdünken und ohne Einver-
nehmen mit dem Bischof. Wollte dieser einen anderen bestellen, 
so nahm man davon keine Notiz, denn der Kandidat erhielt 
dann keine Temporalia, „d.i. nichts zu essen und zu trinken". 
Eine im August 1803 ergangene Verordnung des Fürsten 
Friedrich Wilhelm von Nassau stimmt ungefähr mit dem Vor-
haben der Fuldaer Regierung überein, ebenso wie der Inhalt 
eines kurfürstlich-fränkischen Reskripts an das Bamberger Vi-
kariat. In letzterem wurde noch zusätzlich darauf hingewiesen, 
daß die früheren Patronale den Bischöfen als regierenden 
Fürsten zugekommen seien, und folgerte man, daß im allge-
meinen dem Landesherrn das Patronatsrecht zustehe bis der 
Beweis erbracht worden sei, daß eine Pfarrei seit ihrer Ent-
stehung von dem Bischof als solchem frei vergeben worden sei. 
Durch diese Theorie war ein freies bischöfliches Vergebungsrecht 
praktisch doch wieder ausgeschlossen, und es leuchtet ein, daß 
der zweite Punkt von Thomas an sich die selbe Praxis ermög-
lichte. Thomas wurde jedoch in der Formulierung seiner Er-
läuterung zu dem zweiten Punkt ganz klar von dem am 1 2. Mai 
1803, also kurz vorher, aus Karlsruhe gesandten Schreiben des 
badenschen Geh. Rates Mayer an Arnoldi inspiriert 6 4 ) . Es springt 
ins Auge, daß dort in Baden die Beweislast dem Fürsten selbst 
zufiel, und daß man nur die Hoffnung hegte, daß eine Ver-
mutung bereits für den ursprünglichen Patronatcharakter der 
Pfarrei — und damit jetzt für ein landesherrliches Patronat — 
spreche, ohne jedoch sicher zu sein, damit genügend Anspruchs-
rechte zu besitzen. Genau so drückte sich auch Thomas aus, 
wodurch solche Pfarreien viel vorsichtiger beansprucht wurden 
als vielfach anderswo. Es bedeutet, daß die oranische Regierung 
hier verhältnismäßig behutsam vorgehen wollte. 
Die „privaten Gesinnungen" der beiden bischöflichen Kom-
missare, welche als Antwort an Thomas zurückgeschickt wurden, 
"З) Die hierunter folgenden Angaben sind der B. Rep. F. Bistums­
akten 23 entnommen. 
0 4 ) Die Erläuterung in B. Rep. F. Anhang I 35; das badensche 
Schreiben in B. Rep. F. Bistumsakten 23. 
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richteten sich selbstverständlich vor allem gegen den auch bei 
der gemäßigten Interpretationsformulierung einschneidenden 
zweiten Punkt. Es wurde darauf hingewiesen, daß in den 
früheren Akten von einer solchen Patronatserwerbung durch 
den Bischof oder Abt nichts zu finden sei, und wenn diese schon 
stattgefunden habe, etwa erloschene Patronale nicht wieder 
zurückgefordert werden könnten. Auch wurde gegen den dritten 
Punkt vorgebracht, daß diese Stiftungsgelder längst von der 
eben säkularisierten Gütermasse abgetrennt seien. Im übrigen 
konnte man sich über den Vorschlag des Regierungskommissars 
einigen 6 5 ) . Auch die geistliche Obrigkeit erkannte also ohne 
weiteres die landesherrlichen Ansprüche auf die Patronale des 
bisherigen Domkapitels und der Propsteien sowie das Präsen-
tationsrecht für die jetzt aus säkularisiertem Fonds dotierten 
Pfarreien als berechtigt an. 
Die genannten Meinungsverschiedenheiten erwiesen sich 
jedoch als zu groß, als daß die beiden Parteien zu einer Über-
einstimmung nach diesen Grundsätzen gelangten. Die Zahl der 
Pfarreien, die v o m Vikariat als landesherrliche Patronale an-
erkannt 'werden konnten, betrug etwa ein Drittel, womit die 
Regierung sich offenbar nicht abfinden wollte. Ohne Schwierig-
keiten fand zwar im Sommer 1803 die Pfarrerernennung auf 
dem Florenberg und Johannisberg statt. Der Florenberger Bene-
diktinerpfarrer wünschte eine Pension, während es andrerseits 
genügend Benediktiner gab, besonders aus der niedrigen Pen-
sionsklasse, die aktiv an der Seelsorge teilnehmen und zugleich 
die meist höheren Pfarr- oder Kaplaneinnahmen genießen 
wollten. P. Magnus Bott vom Johannisberg siedelte als Pfarrer 
nach dem Florenberg um, und der seitherige Kaplan zu 
Schondra, P. Sturmius Hodes, kam auf den Johannisberg. Der 
Bischof hatte in einem persönlichen Schreiben an den Fürsten 
dieses Aufrücken genehmigt, da er das staatliche Patronatsrecht 
über die beiden Pfarreien anerkannte; er vollzog die Kollation 
und übertrug die damit verknüpfte geistliche Jurisdiktion. Ob-
wohl für Schondra keine Patronatsrechte herkömmlich seien, 
billigte er schließlich die von der G. C. C. erfolgte Ernennung 
eines anderen Benediktiners zum dortigen Pfarrer. Der Bischof 
β
6) B. Rep. F. Anhang I 35. 
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schloß von dieser Bereitwilligkeit ein Präjudiz gegen seine 
Rechte aus und sprach sich weiter für einen gedeihlichen Gang 
der schwebenden Verhandlungen aus 6 6) . 
Das aber war eine eitele Hoffnung, denn im Laufe des Jahres 
wurden noch mehrere Pfarrstellen vakant, die durch das Fehlen 
der geplanten Übereinkunft keinen neuen Hirten erhielten. Beide 
Seiten verzichteten also auf eine einseitige Ernennung. So war 
Hünfeld ein Jahr lang ohne Pfarrer 67), und im Frühjahr 1 804 
harrten auch Ulmbach und Schwarzbach auf einen neuen Seel-
sorger. Unter dem Zwang der Verhältnisse wurden sich die 
Kommissare über einen Entwurf von Thomas einig, der von dem 
Grundgedanken ausging, bis zu einem allgemeinen Konkordate 
provisorisch die Pfarrbesetzung abwechselnd vorzunehmen. Ge-
gebenenfalls könnten dann kanonische Hindernisse bzw. landes-
herrliche Erinnerungen geltend gemacht 'werden. Sowohl bei 
einer bischöflichen als einer landesherrlichen Benennung 68) ge-
schehe die institutio apostolica et spiritualis von Seiten des 
Bischofs und die institutio in temporalia von seilen des Landes-
regenten. Es erwachse aus diesem Abkommen kein Präjudiz 
gegen den einen oder den anderen Teil. Auf Anregung des 
Vikariats kam man noch überein, daß im Falle einer Pfarrei-
vergebung notwendige Versetzungen zu gleicher Zeit möglich 
sein müßten 6 9) . Als das Vikariat sich zur Gutheißung dieser 
Vereinbarung an den Bischof wandte, wies es ihn zur Be-
schwichtigung eventueller Gewissensbedenken darauf hin, daß 
der Inhalt keineswegs von längerer Gültigkeit sein werde und 
daß die Nachsuchung eines Schutzmandats der höchsten Reichs-
gerichte noch von keinem der übrigen deutschen Bischöfe, die 
sich bis jetzt mit Protesten begnügten, unternommen worden 
sei. Adalbert billigte darauf eine Abmachung, die unterm 
««) St. M. 9 7 e K A 8 : 5 1 1 . 
e 1) Hier hatte April ΙΘ03 der Dechant und Stadtpfarrer Brack seine 
Stelle niedergelegt und war zur evangelischen Konfession übergetreten. 
Schon ein halbes Jahr vorher, als Brack eich wenig mehr um die Pfarrei 
kümmerte, hatte der Kooperator Hack auf Anordnung des Vikariats die 
Pfarrei versehen. Brack erhielt vom Prinzen von Oranien die Erlaubnis, 
seine Pension in Nassau verzehren zu dürfen. (St. M. 97b 109). 
e8) Im Zusammenhang mit anderen Unterlagen stellt sich heraus, daß 
absichtlich von Benennung, als noch Sanktionierung bedürftig, und nicht 
von Ernennung die Rede war. 
β») B. Rep. F. Anhang I 35. 
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13. April 1804 v o m Fürsten in Berlin und unterm 2. Mai vom 
Fürstbischof urkundlich besiegelt wurde 7 0 ) . 
Seit dieser Zeit haben Kirche und Staat in Fulda hinsichtlich 
der Pfarrbesetzungen einträchtig zusammengearbeitet. Der 
Landesherr machte den Anfang mit der Benennung eines Pfarrers 
zu Hünfeld, der Bischof wählte den Kandidaten für Ulmbach 
aus, wogegen der Schwarzbacher Pfarrer wieder vom Fürsten 
benannt wurde. Bezüglich der Form der Installation verfügte die 
Regierung einseitig, ohne daß von kirchlicher Seite Bedenken 
erhoben wurden 7 1 ) . Einflüsse einer entsprechenden Verordnung 
des mit dem Erbprinzen verwandten Nassauer Fürsten sind hier 
spürbar 7 2 ) . Schildern wir kurz den Verlauf einer solchen In-
stallation, wie sie uns besonders in den Berichten der ver-
schiedenen Dechanten und Amtsvögte überliefert ist: Die von 
dem betreffenden Amt eingeladenen Kirchenvorsteher, Heiligen-
pfleger, Lehrer, Schultheißen und übrigen Vorstände der ein-
gepfarrten Gemeinden traten an der Spitze der Beamten und 
mit den übrigen Pfarrkindern in die Kirche, w o der Landdechant 
dem Pfarrer die Kirchenschlüssel überreichte, ihm das Taber-
nakel, den Taufstein, wie auch die Kanzel und den Beichtstuhl, 
als Symbole der geistlichen Gewalt, feierlich anvertraute. Pfarrer 
und Gemeinde erhielten dabei vom Dechanten gute Ermah-
nungen. Danach versammelten sich die Geladenen alle im 
Pfarrhaus, w o der Amtsvogt in Gegenwart des Landdechanten 
die Einsetzung in die ,,Temporallen" vornahm. Dazu übergab 
er dem Pfarrer den Schlüssel zur Pfarr- und Kirchenrepositur 
und äußerte sein Vertrauen zum neuen Pfarrer als Erzieher 
der Parochianen und besonders als Sittenlehrer der Jugend. V o n 
diesem Augenblick an erhielt der Pfarrer den Genuß aller Pfarr-
einkünfte. Alle Berichte erwähnen das gute Einvernehmen 
zwischen Beamten und Dechanten, und begeistert berichtete 
Dechant Zwenger dem Vikariat anläßlich der Installationsfeier 
in Ulmbach, daß der geistliche Akt in der Kirche durch die 
70) ebenda. 
71) ebenda. 
та) Vgl. nämlich B. Rep. F. Bistumsakten 23, Abschrift der Ediktal-
Verordnung von Friedrich Wilhelm, Fürsten zu Nassau, mitunterzeichnet 
von Frh. von Gagern. 
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unter Aufsicht des Konsistoriums stehende Veranstaltung nicht 
herabgewürdigt, sondern vielmehr erhöht worden sei 7 3 ) . 
Daß bis zum Ende der oranischen Herrschaft beiderseits guter 
Wille bestehen blieb, wird ersichtlich aus den Beschwerden, die 
Offizial Eckard im Juli 1Θ05 an Thomas richtete wegen der 
Verleihung eines regelrechten Kollaturbriefs an einen neuernann­
ten Kaplan, •während doch laut Vereinbarung erstens die Kaplan-
vakaturen nicht in die Alternative einbezogen und nur der 
Regierung zu melden seien, und zweitens sogar bei Pfarr-
benennungen von einer landesherrlichen Kollation nicht die 
Rede sein könne. Die für die Pfarrer von der Regierung aus-
gefertigten Dekrete würden daher auch fälschlich „Kollatur-
briefe" genannt, so schloß das Vikariat 7 4 ) . Die Sache kam erst 
im Februar 1 8 0 6 in der G. C. C. zur Behandlung, die aber die 
genannten Bedenken als begründet betrachtete. V o n Berlin aus 
bat der Fürst um Gutachten wegen der neuen Form des An-
stellungsdekrets der Pfarrer. Es wurden ihm Formulare von 
seiner Regierung zugeschickt, deren Form er billigte und nach 
denen er künftig die Anstellungsdekrete für die Pfarrer aus-
fertigen lassen wollte, wie er persönlich versicherte 7 5 ) . 
Obwohl der Fürst grundsätzlich bereitwillig gesinnt war, 
konnte er doch eigenmächtig den Wortlaut bestimmen. Ganz 
anders war die Lage in Johannisberg im Rheingau, das zum 
Vikariat Aschaffenburg des Regensburger Kurerzkanzlers von 
Dalberg gehörte. Hier wurde im Sommer 1 805 die Pfarrei von 
der oranischen Regierung einem Fuldaer Benediktiner über-
geben, der sich mit einem v o m G. R. verfaßten „Instrument" 
ganz ordnungsgemäß beim Vikariat präsentierte. Es kenn-
zeichnet die viel größere Unabhängigkeit der kurerzkanzlerischen 
Kirchenbehörden, daß man dort zu verstehen gab, für diesmal 
habe man kein Bedenken gehabt, die Pfarrkommende aus-
fertigen zu lassen, künftig sollte die oranische Regierung sich 
aber des von allen fürstlichen Häusern bei Pfarrernennungen ge-
7a) B. Rep. F. Anhang I 35. Siehe auch z.B. die Akten in B. Rep. F. 
Pfarr-Repositur Bremen über eine etwas später stattfindende Installation. 
Für einen Bericht eines Amtvogtes: St. M. 97b 109. 
M) St. M. 97i XXXVI Θ. 
7 Б) Siehe auch K. H. A. 36 : 33b, wo sich die in den Marburger Akten 
fehlenden Formulare befinden, welche in eine landesherrliche und eine 
bischöfliche Benennung unterschieden waren. 
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brauchten Präsentationsformular bedienen 7 6 ) . Wilhelm Friedrich 
konnte sich glücklich preisen, in seiner unmittelbaren Nähe auf 
ein Vikariat angewiesen zu sein, dessen Mitglieder durch so viele, 
besonders auch materielle Bande mit ihm verknüpft waren. 
Da die Hälfte der Pfarreibesetzungen von der Regierung aus-
ging, wird es nicht wundernehmen, daß die Bewerber sowohl bei 
dem Fürsten oder der G. C. C. als beim Vikariat vorsprachen. 
Sie werden kaum gewußt haben, welcher von beiden Stellen im 
einzelnen Falle die Benennung zustand. So wurde ein gutes Ver-
hältnis zu Regierungskreisen für viele Geistliche ein Herzens-
anliegen, und konnte der Fürst auf ihm ergebene geistliche 
Diener rechnen. Ihrerseits wollte die Regierung denn auch gern 
eine Übersicht über die auf eine Seelsorgstelle reflektierenden 
Weltgeistlichen und Benediktiner, mit einer Charakteristik ihrer 
Lebensführung, Kenntnisse und Fähigkeiten, zur Verfügung 
haben T7). Das Konsistorium brachte mit Mühe und Not im Laufe 
des Jahres 1 8 0 4 eine solche Liste zustande und kam dabei zu 
der vorsichtig gestellten Forderung, ihm einen näheren Einblick 
in die Erziehung der jungen Kleriker zu gönnen und seine An-
wesenheit bei dem Pfarrexamen zu gestatten, da dies in dem 
landesherrlichen Recht der Oberaufsicht liege 7 8 ) . Die G. С. C. 
erklärte sich einverstanden; das Konsistorium teilte daraufhin 
dem Vikariat mit, S. Hoheit erwarte vom Vikariate nicht nur 
am Ende jedes Jahres eine Konduitenliste der Seminarzöglinge, 
sondern verlange auch die Teilnahme eines geistlichen Kon-
sistorialmitglieds sowohl an den jährlichen Seminarprüfungen, 
einschließlich der Weihe-examina, als auch an dem Synodal-
examen der übrigen Geistlichen. 
Das Vikariat antwortete unterm I 6. Juli 1 Θ04 in einem diplo­
matischen, fast ironisch anmutenden Schreiben, in dem es seine 
besondere Freude darüber zu erkennen gab, wie sehr der Landes-
herr „für die wissenschaftliche und sittliche Kultur des Clerus" 
besorgt sei; es könne das landesherrliche Verlangen befriedigen, 
mit Ausnahme der Anwesenheit bei den Synodalprüfungen, 
wozu sich die Pfarrer und Kapläne alle drei Jahre stellen müßten. 
Es handle sich da besonders um die Facultas administrandi 
«) St. M. 97b 138. 
T7) B. Rep. F. Nachlaß Richter. 
«) St. M. 97b 117. 
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sacramenti, einen Gegenstand interner Art, der zur ungeteilten 
Gewalt des bischöflichen Hirtenamts gehöre 7 9 ) . Auch bei diesem 
staatlichen Verlangen wollte das Vikariat also der Regierung ein 
gutes Stück Weges entgegenkommen und gab durch seine Ein-
willigung in einen großen Teil der Forderungen einen Beweis 
seines guten Willens. Ein Teil der Konsistorialräte, unter ihnen 
Gößmann, hatte Verständnis für die partielle Ablehnung und 
vertrat gutachtlich die Meinung, man solle gegenüber dem vom 
Vikariat ,,aus allzugroßer Besorglichkeit" erforderten Vorbehalt 
Nachsicht üben. Das schärfste Staatskirchentum fand aber seinen 
Vertreter in Konsistorialrat Motz; er behauptete, das Interesse 
des Bischofs erstrecke sich nur auf das geistliche Wohl seiner 
Diözese, während dem weltlichen Regenten das zeitliche eben-
sowohl als das geistliche Wohl zu Herzen gehe, und ihm dazu die 
Pflicht zur Aufsicht über alle kirchlichen Handlungen obliege. 
Die G. C. C. berichtete zwar nach dem vorgeschlagenen Konzept 
von Thomas, daß sie die Bedenken als unbegründet betrachte, 
aber aus ihrem Schreiben läßt sich doch auf einen Verzicht 
schließen. Nur behielt sie sich eine weitere Anordnung vor, da 
sie durch diese Einschränkung keine hinreichende Kenntnisse 
über die Kandidaten habe 8 0 ) . Durch diese von beiden Seiten 
entgegenkommende Haltung verhütete man weitere Kollisionen. 
Staat und Kirche hatten sich in der für beide äußerst wichtigen 
Frage der Heranbildung der Geistlichkeit in einer befriedigenden 
Lösung, und hinsichtlich der Prüfung der Seelsorger in einem 
vorläufigen Status quo gefunden. 
A m Anfang bemerkten wir bereits, daß auch die finanzielle 
Seite einer Pfarrbesetzung für den Landesherrn ins Gewicht fiel. 
Die Regierung wollte vakante Pfarrstellen möglichst mit pen-
sionierten Benediktinern oder anderen der Staatskasse zur Last 
fallenden Geistlichen — man denke an die pensionierten Gym-
nasiallehrer und Stiftsherren — besetzen. Das Vikariat suchte 
dagegen immer einen Weltgeistlichen zu befördern, damit auch 
dem jüngeren Weltklerus durch Aufrücken eine Chance geboten 
würde. Es wollte daher die von alten Benediktinern aus eigener 
Entschließung ihren jungen Mitbrüdern angebotenen Pfarrstellen 
•">) St. M. 97e 1108. 
8°) ebenda. 
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nicht zu der Alternativbesetzung rechnen 8 1 ) . Durch eine bischöf-
liche Pfarreibesetzung konnte letzten Endes ein Anreiz zum Ein-
tritt ins Seminar gegeben werden — es wurde ja dort öfters 
ein Stipendiatenplatz frei — , während bei einer landesherrlichen 
Benennung vor allem das Staatsärar gut wegkam. 
Wie auch der Fürst persönlich die finanziellen Verhältnisse 
der Pfarrgemeinden bei einer Ernennung untersuchte, geht aus 
seinen kleinlichen, auf Geldersparung zielenden Einzelbe-
merkungen hervor 8 2 ) . Er konnte sich darüber ein Urteil bilden, 
weil eine Kompetenztabelle, d.h. eine Liste sämtlicher Pfarr-
einkünfte aller fuldaischen Pfarreien, zu Berlin in seinem 
Besitz war. Dem Befehle Wilhelm Friedrichs gemäß war näm-
lich bereits Ende 1 803 von der G. C. C. an das Konsistorium 
der Auftrag ergangen, die Einkünfte der einzelnen Pfarreien zu 
verzeichnen; erst zwei Jahre später aber war der viel Zeit be-
anspruchende Auftrag erledigt worden 8 3 ) . Der Fürst, den wir 
als einen sparsamen Haushalter bezeichnen können, hatte auch 
in Sachen der Pfarrbesetzungen die Möglichkeit, sich als solchen 
zu bewähren. 
B. Die Frage der Aufsicht über das Kirchenvermögen 
Bereits einige Monate vor der Errichtung des Konsistoriums 
wurde das Vikariat von der G. C. C. aufgefordert, in eine andere 
Stelle umzusiedeln, da die neue landesherrliche Kirchenbehörde 
am füglichsten in dem bisherigen Raum des Vikariats unter-
gebracht werden könnte. Das bischöfliche Organ war hierüber 
selbstverständlich höchst empört und berichtete in scharfen 
Worten seinem Bischof über die drohenden Veränderungen, die 
„immer weiter vorwärts" rückten. Der Beweggrund hierzu sei 
nur das Machtgefühl, und es sei eine „Art der Erniedrigung, die 
man vor dem Angesichte des Publikums gegen das Vikariat 
durchblicken" lasse. Immerhin kam auch das Vikariat selbst zu 
der Überzeugung, daß zu dem von ihm vorgeschlagenen Zu-
sammenbleiben der beiden Organe im gleichen Hause der Raum 
nicht ausreiche. So wurde man sich darüber einig, daß das 
bischöfliche Vikariat in einen Teil des Seminars, das im früheren 
81) B. Rep. F. Pfarr-Repositur Florenberg; ebenda Blankenau. 
8!!) St. M. 97І XXXVI 9. 
M ) St. M. 97i XXXVI I. 
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Konventsgebäude untergebracht worden war, verlegt werden 
sollte 8 4 ) . Neue Schwierigkeiten ergaben sich jedoch, als im 
Jahre 1804 einige Leute im Auftrage des Vikariats damit an-
fingen, das Vikariatsarchiv in das Seminar zu bringen. Auf seine 
Vorstellung erhielt das Vikariat von der G. С. C. zur Antwort, 
daß die Akten über „die Kirchen- und Pfarreygerechtsamen, 
deren Zehnten und sonstige Gefälle" der Konsistorialregistratur 
gehörten. Um Streitigkeiten vorzubeugen, erhielt Eugen Thomas 
von der G. C. C. den Auftrag, die Angelegenheit unter Zu-
ziehung eines Vikariats- und eines Konsistorialmitglieds zu 
regeln 8 5 ) . 
Die Lösung, auf die man sich nach monatelangen Verhand-
lungen einigte, ist bezeichnend für den Geist der Zugeständnisse, 
von dem G. C. C. und Vikariat beseelt waren. ,,Ιη der betrübten 
Lage unserer Zeiten" wollte es der Bischof geschehen lassen, 
daß die Vikariatsrepositur aufgeteilt würde. So kamen alte 
Kirchenrechnungen als eine „Communsache" in die Konsistorial-
repositur. Das Gleiche galt von den Rechnungen der Stipendien 
und milden Stiftungen, aber das Vikariat behielt sich ausdrück-
lich zu allen Zeiten das Recht der Einsichtnahme vor. Weiter 
löste man mehrere Streitfragen wegen der noch laufenden An-
fertigung von Duplikaten. Da die Streitfälle über die Testamenta 
clericorum nach der oranischen Regierung von dem Konsisto-
rium behandelt werden sollten, wollte das Vikariat sich gegen 
diese Anordnung verwahren, „wenn vielleicht bey einem etwa 
vorkommenden Konkordate eine andere Bestimmung erfolgen 
dörffte". Es ist aus den Verhandlungsakten deutlich zu ersehen, 
daß die kirchliche Obrigkeit sich im Hinblick auf ein künftiges 
Konkordat in keinerlei Weise binden wollte. Auf Vorschlag des 
Offizials Eckard bezog man sich dabei auf eine Anzahl Para-
graphen aus dem 5. Artikel des Westfälischen Friedens, um die 
Ansprüche der oranischen Regierung auf die Jurisdiktion „quoad 
bona et reditus Ecclesiae" zu verneinen. Nach dem Westfälischen 
Frieden hätte man zwar das Anrecht auf eine Menge alter 
Kirchenakten, aber bei Verweigerung der Auslieferung wolle 
man darum „keinen Aufenthalt verursachen" 8 6 ) . 
в
4) В. R e p . F. Bietumeakten 4 6 . 
8 Б ) В. Rep. F. Bistumaakten 4 3 ; St. M. 9 7 e 1 9 1 3 . 
"β) В. R e p . F. Biatumeakten 4 3 . 
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Damit hatte die Kirche im oranischen Fulda theoretisch die 
von der landesherrlichen Regierung vertretenen Ansichten über 
die Kirchengüter zum Teil verworfen. Aus dem Thomasschen 
Entwurf erfuhren wir bereits, daß Kirchenbauten, Friedhöfe, die 
Besoldung der Geistlichkeit und die Kirchen- und Pfarrvisita-
tionen von dem Staate zu den Angelegenheiten gezählt wurden, 
über die das Konsistorium ein Mitbestimmungsrecht habe. Dabei 
ging man noch nicht einmal so weit, wie in mehreren anderen 
Ländern, die die Verwaltung alles Kirchenvermögens „als einzig 
zum Ressort der landesfürstlichen Stellen gehörig" betrachteten. 
Die oränische Regierung machte einen wesentlichen Unterschied 
zwischen dem Eigentum der Patronatspfarreien und dem übrigen 
Kirchengut 8 7 ) . Immerhin sollte die landesherrliche Oberaufsicht 
auch hier wirksam werden. Deshalb forderte ein Landesherrliches 
Regulaüv-Rescripl, das Kirchenrechnungswesen beireffend jährliche 
Einsendung der Kirchenrechnungen an die Regierung 8 8 ) . Darin 
sollten alle Ausgaben, sowohl für die Paramente und das 
Kirchenmobiliar als für die verbrauchten gottesdienstlichen 
Materialien wie Meßwein, Wachs, Hostien, ö l usw. spezifiziert 
aufgeführt sein. So konnte Wilhelm Friedrich sich eine genaue 
Vorstellung von den Vermögensverhältnissen sämtlicher Kirchen 
und Kapellen in seinem Lande erwerben. Weiter sollte keine 
über zehn Gulden hinausgehende Bauausgabe ohne zuvor ein-
geholte Genehmigung des Konsistoriums vorgenommen werden. 
Diese landesherrliche Aufsicht über den materiellen Bereich des 
Kirchenlebens nannte man „Kirchenpolizei". Berichte über 
Schäden an Kirchengebäuden und Kirchhöfen sollten die Pfarrer 
unmittelbar an das Konsistorium einschicken. Sei eine Ver-
änderung in oder an der Kirche selbst nötig, wie Versetzung 
eines Altars oder der Kanzel, Erweiterung der Kirche, oder 
seien Paramente anzuschaffen, so hatte der Pfarrer seinen Be-
richt dem bischöflichen Vikariate zu erstatten, welches dann mit 
dem Konsistorium in Verbindung treten sollte 8 9 ) . 
Das Vikariat stellte die „ausschließende Kirchenpolizei" des 
Konsistoriums in Abrede. Es verbat sich anfänglich die unmittel-
baren Berichte an das Konsistorium über den baulichen Zustand 
87) Siehe S. 93; Ebert, S. Θ7. 
8 8 ) Ein Exemplar in der B. Rep. F. Nachlaß Richter. 
8e) B. Rep. F. Handgeachriebene Konsiatorialverordnungen. 
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der Kirchen, erklärte sich aber mit einer kumulativen Behand-
lung durch das Vikariat und über letzteres durch das Konsisto-
rium einverstanden. Es hatte also kein Bedenken, mit dem 
Konsistorium zusammenzuarbeiten, wollte sich aber gegen die 
Meinung verwahren, daß ihm nichts als eine Äußerung über die 
Notwendigkeit der zu bewilligenden Summen zukomme 9 0 ) . Der 
Erbprinz verfügte nun, daß die Pfarrer ihre Kirchenrechnungen 
an das Konsistorium einsenden sollten, das für Weitergabe an 
das Vikariat und die fürstliche Rentkammer Sorge tragen würde. 
Zugleich sollten summarische Übersichten der Rechnungen un-
mittelbar an Konsistorium und Vikariat gehen. Das Vikariat 
wollte es dabei bewenden lassen, daß die Pfarrer dem Kon-
sistorium die Kirchenrechnungen zusandten, forderte aber seiner-
seits von ihnen ein vollständiges zweites Exemplar. Bezeichnend 
für die Tatsache, daß hier vor allem eine Kompetenzfrage aus-
gefochten wurde, ist die darauffolgende Konsistorialverfügung 
an alle Pfarrer, daß ,,S. Hoheit unser gnädigster Fürst und Herr 
zu verfügen gnädigst geruhet haben, daß in Zukunft für das 
bischöfliche Vikariat . . . ein vollständiges Exemplar dieser 
Rechnungen gefertiget" werden sollte ^1) . 
In der Praxis ging die Behandlung der Fragen bezüglich der 
Kirchenvermögen reibungslos vor sich. Nirgendwo stoßen wir 
auf Differenzen. Das Vikariat faßte öfters einen Beschluß, vor-
behaltlich der Genehmigung des Konsistoriums, dessen Mit-
verfügungsrecht es also praktisch anerkannte. Umgekehrt waren 
die landesherrlichen Behörden so taktvoll, an den Landesherrn 
gerichtete Ansuchen mit dem Vikariat zu erörtern. Nennen -wir 
das Gesuch der Gemeinden Ürzell, Kiesberg und Ulrichshöfe, 
worin man um Erlaubnis bat einen eigenen Gottesdienst in der 
Schloßkapelle zu Ürzell abzuhalten, und worüber sie einmal 
mündlich mit dem Erbprinzen gesprochen hätten. Einstimmig 
wurde es von Vikariat und Konsistorium abgewiesen, weil 
,,solche Nebengottesdienste mehrere Gebrechen mit sich 
führten" 9 2 ) . Das Vikariat brauchte einerseits gelegentlich den 
weltlichen Arm, was z.B. aus der Tatsache hervorgehe, daß es 
den Pfarrer zu Burghaun beauftragte, seine Pfarrgemeinde zu 
00) ebenda. 
01) ebenda. 
««) St. M. 97b 129; K. H. A. 36 : 33b. 
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den nötigen Reparaturen anzuhalten und im Weigerungsfalle das 
fürstliche Oberamt um Exekution zu ersuchen 9 3) . Andrerseits 
mußte das Konsistorium mehrfach sein Unvermögen zur richtigen 
Entscheidung eingestehen, womit es unbewußt die Fragwürdig-
keit der ihm vom Staatskirchentum zugesprochenen „Kirchen-
polizei" bekundete. Das war der Fall, als der Pfarrer von Buttlar 
an das Konsistorium über den Diebstahl von zwei Kelchen, zwei 
Chorröcken und einer Anzahl Alben berichtete. Es bat beim 
Vikariat um Aufschluß darüber, welche Kirchengeräte zum 
öffentlichen Gottesdienste erforderlich seien 9 4) . Vergleichen wir 
hiermit die damaligen Zustände in anderen deutschen Ländern, 
so erscheinen beide Parteien in Fulda gemäßigt 9 5) . Die vorzüg-
liche Zusammenarbeit zeigte sich weiter, als die fürstliche Ober-
rechenkammer festgestellt hatte, daß das Öl für das sog. Ewige 
Licht einen beträchtlichen Posten in den Kirchenrechnungen aus-
mache und als „kein wesentlicher Bestandtheil des Gottes-
dienstes" zur Ersparung wegfallen könne. Das Vikariat hielt den 
kirchlichen Brauch des ewigen Lichts ebenfalls für nicht essen-
tiell und gestand zu, daß in ganz armen von ihm anzupreisenden 
Kirchen das Brennen außer dem Gottesdienste unterbleibe 9G). 
Weil die jährlichen Pfarrvisitationen im Hinblick auf die 
materiellen Verhältnisse der Pfarreien als eine Staatsangelegen-
heit betrachtet wurden, erhielten die Landdechanten nicht nur 
vom Vikariat, sondern auch vom Konsistorium ihre An-
weisungen. Sie sollten ihr aufmerksames Auge darauf richten, 
daß der Kirchhof und die Kirche „vor muthwilliger Beschädi-
gung und gegen das Eindringen des Viehes" gehörig geschützt 
seien, und nachprüfen, ob die Eintragungen in die Kirchenbücher 
mit leserlicher Hand geschrieben worden seien, und ob die 
Pfarrer ein Verzeichnis der Verfügungen und Reskripte 
führten 9 7) . Hierin wich der oranische Standpunkt also von dem 
preußischen Landrecht ab, das auf jeden Gebrauch des landes-
herrlichen ius circa sacra hinsichtlich der Visitation verzichtete 
und diese ohne Einschränkung in die Hände des Bischofs 
яя) В. Rep. F. Pfarr-Repositur Burghaun. 
a 4 ) B. Rep. F. Nachlaß Richter. 
n5) Vgl.Brück, S. 206 ff. 
в«) В. Rep. F. L 5. 
э 7 ) В. Rep. F. Handgeschriebene Konsistorialverordnungen. 
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legte 9 8 ) . Was wir über die Bedeutung des Pfarrers für den Staat 
bemerkten, findet seine Bestätigung in der Schlußanweisung an 
die Fuldaer Dechanten. Sie sollten nämlich auch kontrollieren, 
ob die Pfarrer nicht durch ein unanständiges, unkluges und un-
bescheidenes Betragen ihren Gemeinden Anstoß gäben; ob der 
jeweilige Pfarrer „in seinen Religionsvorträgen beflissen sei, 
seinen Untergebenen den Sinn wahrer Vaterlandsliebe einzu-
flößen, Achtung gegen die höchste Landesobrigkeit, Gehorsam 
gegen die Gesetze des Staates einzupflanzen und gute sittliche 
Ordnung in allen Wegen zu befördern" " ) . 
C. Die FastenverorJnungen 
Dem Oberhirten bietet seit der altchristlichen Zeit die be-
vorstehende Fastenzeit immer eine willkommene Gelegenheit, 
seinem Kirchenvolk zeitgemäße Mahnungen zu geben. U m die 
Jahrhundertwende der von uns dargestellten Periode ließ man 
auf einen weitschweifigen Fastenhirtenbrief, der zunächst die Ver-
werflichkeit des Lasters und dann den Segen des tugendhaften 
Lebens darlegte, außerdem die Fastenverordnungen folgen. 
Bischof Adalbert hat in der Zeit, wo ihm nach seinen eigenen 
Worten nur noch die Sorge für das geistliche Wohl seiner 
Gläubigen vorbehalten war, noch einmal selbst den Fastenbrief 
verfaßt. Ganz in der Mentalität der damaligen Zeit handelte er 
von der Tugend. Im Zeitalter des natürlichen Tugendkultus er-
hält dieser Hirtenbrief dadurch besonderen Wert, daß darauf 
hingewiesen wurde, daß man nicht nur aus natürlich guten 
Gründen die Tugend üben sollte, „denn das wäre nur ein ge-
schminkter Eigennutz, ja oft verlarvte Laster", sondern daß 
Liebe und Gehorsam gegenüber Gott die Grundlagen seien 1 0 0 ) . 
D a ß der junge, vielversprechende Kaplan Pfaff seit 1 8 0 4 die 
Hirtenbriefe für seinen Bischof verfaßte, ist aus dem Inhalt kaum 
zu ersehen 1 0 1 ) . Die drei unter dem Oranierregime verfaßten 
Briefe atmen denselben moralisierenden Geist. Der von 1804 
stellt, weil die Ausschweifungen „der Unzucht oder Wohllust" 
88) Löhr, S. I 24 Fußnote 2. 
D1>) B. Rep. F. ebenda. 
1°°) Der Text dieser Fastenbriefe im Priesterseminar Fulda; vgl. Fuchs 
in F. G. Bl. XVII (1923). S. 29, 30. 
101) Den Gegenstand und Inhalt scheint er denn auch immer selbst an-
gegeben zu haben, vgl. Pfaff, Trauerrede, S. 36. 
170 
immer mehr um sich griffen und ihre Häßlichkeit in den Augen 
vieler Christen zu verlieren schienen, die ,,standesmäßige Keusch-
heit" als Ideal hin. 1 805 handelt es sich um die Flucht vor den 
Gefahren und Gelegenheiten zur Sünde, während im darauf 
folgenden Jahre insofern ein modernerer Ton durchklingt, als 
der Fastenbrief in einer, übrigens durchaus moralisierenden, Auf-
munterung den „weisen Gebrauch der Widerwärtigkeiten" be-
sonders in der Fastenzeit als erstrebenswert darlegt. Ausgangs-
punkt dazu war der wegen der allgemeinen Teuerung und Not-
durft schon seit einiger Zeit erlaubte Teildispens v o m Fasten-
gesetz. Bischof Adalbert war 1 795 zum erstenmal dazu über-
gegangen 1 0 2 ) . 
Es waren nun gerade die Fastenverordnungen, auf welche die 
Regierung seit 1804 ihre Aufmerksamkeit richtete. Dem alles 
ausspähenden Auge des Geheimen Konferenzrats Arnoldi war 
es aufgefallen, daß die betreffenden Bestimmungen ohne landes-
herrliche Vorkenntnis in Druck gegeben worden waren. In einem 
Schreiben an seinen Herrn stellte er fest, daß dies zwar nur 
geistliche Sachen betreffe, aber daß eine derartige im Würz-
burgischen ergangene bischöfliche Verordnung mit der landes-
herrlichen Bewilligung versehen worden sei 1 0 3 ) . Diese Be-
merkung fiel bei Wilhelm Friedrich auf guten Boden. In seinem 
Rückschreiben bezog er sich auf das Jus circa sacra majestaticum, 
mit dem jene einseitige Bekanntmachung nicht im Einklang 
stehe 1 0 4 ) . Das daraufhin an das Vikariat gerichtete G. C. C.-
Schreiben stützte sich auf das Argument, eine solche Fasten-
verordnung habe zugleich ,,auf die Polizei und das Commerz" 
Bezug. Die Kommission führte zur Entschuldigung des Ge-
schehenen an, daß die Fastenverordnungen in Fulda weniger 
einschränkend als in anderen Diözesen und bereits fast tradi-
tionell seien, weshalb sie nicht beim Fürsten zur Genehmigung 
vorgelegt worden seien 1 0 5 ) . 
Dieser Briefwechsel macht uns wieder einmal bewußt, wie weit 
1 0 ! !) Fuchs , ebenda . Es w u r d e n v o n S o n n t a g bie D o n n e r s t a g a u c h des 
A b e n d e F le i schspe i sen ges tat te t ; j e d o c h sol l te m a n dabei , ,die S c h r a n k e n 
e iner g e r i n g e n Fastenkol lat ion*' in keinerlei W e i s e übertreten . V g l . 
B. Rep . F. Fas ten 1. 
1 0 3 ) K. H. A . 3 6 : 3 2 b . 
1 0 4 ) St. M. 9 7 b 2 4 ; vgl . S. 143 ff. über das Plazetrecht . 
i«5) ebenda . 
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eine an sich rein kirchliche Maßnahme auf das Alltagsleben ein-
wirkt. Es ist klar, daß ein Fastengebot seine wirtschaftlichen 
Folgen hat und daß ein Verzicht auf jede öffentliche Tanz-
veranstaltung und Geselligkeitsform dem sozialen Leben ein 
eigenes Gepräge verleiht. Der katholische Lebensstil wirkt sich 
eben bis in die kleinsten Bezirke des profanen Lebens aus und 
läßt die Verquickung von Kirche und Staat, von Religion und 
Leben, vom Katholiken und Staatsbürger wieder einmal un-
schwer erkennen. Es kam dem Fürsten auch in dieser Frage vor 
allem auf die Anwendung des Plazetrechts an. Die G. C. C. aber 
hatte bis jetzt mit Zufriedenheit nur auf den Inhalt der 
zu Aufklärungszeiten an sich verhaßten Fastengesetzgebung 
geachtet, die anderswo oft als der Wirtschaft und Volksgesund-
heit schädlich empfunden wurde. So erhielt das Fastenmandat 
von 1807 des Bischofs von Augsburg die Genehmigung der 
Württembergischen Regierung nur mit der Einschränkung, daß 
die Erlaubnis Fleisch zu essen auch auf die Samstage ausgedehnt 
werde 1 0 6 ) . 
Bischof Adalbert hatte Recht, als er feststellte, durch Bekannt-
machung einer Fastenverordnung halte er sich innerhalb der 
Grenzen der wesentlichen bischöflichen Rechte. Weniger klar ist 
dagegen seine Bemerkung, daß dadurch „weder die Polizei noch 
das Commerz im mindesten beeinträchtigt worden" seien und 
im vorliegenden Falle das jus circa sacra nicht die mindeste 
Anwendung finden könne 1 0 7 ) . Erkennt man prinzipiell, wie die 
damalige fuldische Kirchenbehörde, das betreffende Recht nach 
den kirchenpolitischen Grundsätzen vieler Rechtsgelehrten an, 
so läßt sich praktisch kaum eine Grenze der Anwendbarheit 
sichern. Daß die weltlichen Regierungen für fast alle kirchlichen 
Maßnahmen ein Plazet beanspruchten, ist nicht in letzter Linie 
l o e ) Brück, S. 2 I 3 ; vgl. Schneider, S. 4 über das Fasten in der Fuldaer 
Diözese: „Man hört hierüber alle Jahre bei der Erscheinung der bischöf-
lichen gedruckten Fastenverordnung die Erinnerung, daß dieses Fasten 
nicht allein nicht mehr streng, sondern eigentlich gar kein Fasten sey. 
Das ist gut, weil der heutige, arbeitsame Mensch täglich durch den, auch 
bis in diese Klasse eingreifenden Luxus, mehrere Bedürfnisse nöthig hat." 
107) B. Rep. F. Fasten 2. Wegen der obengenannten, noch immer fort-
währenden großen Teuerung und allgemeinen Not wir sind in der Ära 
der Koalitionakriege wurden die Teildispense während der ganzen 
Oranierzeit beibehalten. B. Rep. F. Fasten I. 
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auf die Einsicht zurückzuführen, daß das staatliche Leben stark 
von der kirchlichen Lebenspraxis bedingt wird. 
Vikariat und Bischof verlangten übrigens anläßlich dieses 
Streitfalles um so mehr nach dem heißersehnten Konkordate, 
und Adalbert entschied sich, deswegen keinen öffentlichen 
Protest zu erheben, weil „die Gelegenheit nicht fehlet, die jen-
seitige Verirrung zu einer anderen Zeit sehr begreiflich zu 
machen" 1 0 8 ) . Dieses vikariatliche Stillschweigen veranlaßte die 
G. C. C. zu der Vermutung, ohne Genehmigung würden von 
kirchlicher Seite keine weiteren Schritte unternommen werden. 
Daher bat die Kommission auch den Fürsten, er möge von 
seinem Vorhaben seine Forderung zur Genehmigung öffent-
lich bekanntzumachen, absehen. Es dürfte dies, nach ihrem 
Urteil, bei dem gemeinen katholischen Volke eine Sensation 
erregen und sei überdies wenig wirkungsvoll 1 0 9 ) . Im Wochen-
blatt ist denn auch nichts derartiges erschienen. 
Es ist aber vor allem der Haltung des stets zu Zugeständ-
nissen neigenden Vikariats zu verdanken, daß diese Frage sich 
in den folgenden Jahren reibungslos löste. Nachdem nämlich der 
Bischof im Januar 1 805 den ihm vorgelegten Hirtenbrief und 
die Fastenvorschriften genehmigt hatte, wandte das Vikariat sich 
zur Approbation an die G. C. C. Thomas nahm an dem Aus-
druck „sinnliche Vorstellungen" für Schauspiele Anstoß; das 
wäre ein Affront gegen die landesherrliche Bewilligung von 
Aufführungen. Auch das Verbot „lärmender Lustbarkeiten und 
Schwärmereien" kam ihm verfehlt vor, da deren Verhinderung 
der weltlichen Polizei obliege. Arnoldi verlangte, daß die zu-
sätzlichen Worte „mit landesherrlicher Genehmigung" auf der 
Verordnung vermerkt würden. In diesem Sinne wurde dem 
Vikariat geschrieben, das die entsprechenden kleinen Ver-
änderungen vornahm 1 1 0 ) . 1806 wurde die ungeänderte Fasten-
verordnung nebst Hirtenbrief dem G. R. übersandt, der keine 
Bedenken hegte i11). So hatte wieder eine prinzipielle Meinungs-
verschiedenheit durch die entgegenkommende Haltung der geist-
lichen Behörde ihre praktische Lösung gefunden. 
108) ebenda. 
10e) St. M. 97b 24. 
a l 0 ) St. M. ebenda; B. Rep. F. Fasten I. 
1 U ) B. Rep. F. Fasten 1. 
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D. Das Kirchengebei für die fürstliche Familie 
Auseinandersetzungen über die staatliche Machtbefugnis ent-
standen damals öfters über die auf Wunsch der Regierungen 
öffentlich verrichteten Kirchengebete. Darunter nahmen die 
Gebete für den Fürsten und seine Angehörigen eine hervor-
ragende Stelle ein. So hatte im Juli 1 Θ03 die fürstlich-leiningische 
Regierung allen katholischen Welt- und Ordensgeistlichen eine 
Anzahl lateinische Gebete, zum Beten und Singen in der Messe, 
geschickt. Das erzbischöfliche Vikariat protestierte hiergegen, 
und es entstand daraus eine umständliche Korrespondenz 1 1 2 ) . 
Der führende juristische Berater des Erzkanzlers, Johann Richard 
von Roth, nahm in seinen PrivalgeJanl(en dazu eindeutig Stellung, 
als er, der doch gewiß nicht eines überspitzten kirchlichen Stand-
punkts bezichtigt werden kann, behauptete, daß die weltliche 
Gewalt in rebus liturgicis der katholischen Religion nichts vor-
schreiben könne. Die Regierung könne nur von einem Ordinariat 
verlangen, daß dieses ein öffentliches Gebet für den Fürsten 
vorschreibe, und das betreffende Gesuch könne nicht abge-
schlagen •werden 1 1 3 ) . 
Die Praxis war jedoch meist anders. D a ß auch der Kaiser-
Sakristan sich viel mehr erlaubte und 1788 während des Türken-
krieges die Einfügung der Kollekte aus der Missa tempore belli 
für alle Messen anordnete und zum selben Zweck zwei sonn-
tägliche Betstunden vor dem Allerheiligsten vorschrieb, wird 
noch am wenigstens wundernehmen 1 1 4 ) . Aber sogar der evan-
gelische Landgraf von Hessen ging sehr weit mit seiner Ver-
ordnung v o m März 1 803 , daß der Palmsonntag als allgemeiner 
Büß- und Bettag zu begehen sei; zugleich bestimmte er den 
Bußtext, über den gepredigt werden sollte ^ 5 ) . Dasselbe tat die 
nassauische Regierung, welche an die Pfarrer den Befehl erließ, 
in den Kirchen Sieg- und Dankfeste zu feiern, und ebenfalls den 
112) Das Gebiet des Fürsten von Leiningen gehörte zu der Erzdiözese 
Mainz, stand also unter der bischöflichen Gewalt des Kurerzkanzlers; siehe 
weiter Brück, S. 455, 456. 
"3) Roth, S. 120. 
n-1) Rösch, Das Kirchenrecht, Bd. 4 (1904) S. 249 ff. Fußnote. 
11B) Roth, S. 94; man soll nicht nur, wie Brück, diesen verfehlten Um-
stand an den Pranger stellen, sondern auch bedenken, daß z.B. im fürst-
bischöflichen Fulda der FüMtbischof dasselbe für die Proteetanten tat. Mit 
Kirchenfeindlichkeit usw. hat dies nichts zu tun. Siehe S. 2 I 7 dieser Arbeit. 
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Predigttext vorschrieb. In mehreren Ländern sollte am Kar-
freitag und Karsamstag statt des Römischen Kaisers der Landes-
herr in der Liturgie erwähnt werden 1 1 6 ) . 
Im kaum säkularisierten Fulda wandte sich die G. C. C. be-
reits Anfang Dezember 1 802 an das Vikariat um ein Gutachten, 
durch welches Formular der neue Landesherr mit seiner Familie 
am besten in das öffentliche Kirchengebet eingeschlossen werden 
könne. Das Vikariat verfaßte darauf ein langes, schwülstiges 
Gebet; Gott wurde flehentlich angerufen, das Bild seiner Welt-
regierung dem Geiste des geliebten Landesfürsten stets in vollem 
Glänze vorschweben zu lassen, damit dieser ein weiser, gerechter 
und wohltätiger Regent sein könne. Das teuerste Leben des ge-
liebten Landesvaters möchte der Herrgott vor Krankheit, und 
seine geheiligte Person vor jedem Unfälle schützen, damit er 
nicht dem Drucke seiner Vatersorgen erliege. A m Ende wurde 
der Wunsch ausgesprochen, es möchten Fürst und Volk durch 
das schöne Band der Eintracht zu einer Familie vereinigt werden. 
Oas Vikariat erhoffte mit diesem Text Beifall zu finden und 
wollte das Gebet in den sonntäglichen Gottesdiensten verrichten 
lassen, da dann die christliche Gemeinde am zahlreichsten ver-
sammelt war i 1 7 ) . 
Die G. C. C. fand den Inhalt ganz passend und zweckgemäß. 
Auch der Erbprinz konnte sich damit einverstanden erklären. 
Das Vikariat gab den Text in Druck und wies sämtliche Seel-
sorger an, das Gebet bei dem Sonntagsgottesdienste, jedesmal 
nach der Predigt, mit ihrer Pfarrgemeinde zu verrichten. Das 
Regierungskollegium erhielt von der G. C. C. die Anweisung, 
die nötigen Verfügungen zu treffen, daß der selbe Text auch von 
den protestantischen Pfarrern jedesmal nach der Sonntags-
predigt gebetet würde 1 1 8 ) . Nach der damals allgemein herrschen-
den evangelischen Kirchenauffassung war ja der Landesherr zu 
einer solchen Maßnahme ohne weiteres berechtigt. 
Ein in dieser Hinsicht korrektes Verhalten der neuen Re-
gierung wurde also v o m Vikariat mit größter Begeisterung unter-
stützt, und die ganze Angelegenheit gab Anlaß zu einem harmo-
nischen Zusammengehen der staatlichen und kirchlichen Be-
l l e ) Brück, S. 454, 455. 
и?) St. M. 97i ХХХ Ш 8. 
1 1 β) ebenda. 
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hörden. Diese Anteilnahme an den Angelegenheiten des Fürsten-
hauses hat die ganze Oranierzeit hindurch angedauert, am Ende 
freilich nur infolge der entgegenkommenden Haltung des Vika-
riats gegenüber einem die Dinge überspitzenden Konsistorium. 
Als der Vater des Erbprinzen, der letzte Statthalter der hol-
ländischen Republik, im April 1Θ06 zu Braunschweig starb, 
verordnete sein Sohn ein umständliches Trauerzeremoniell. Be-
reits ein Jahr zuvor hatte man von Dillenburg Nachricht ein-
gezogen über die Nassauer Observanz hinsichtlich der Landes-
trauer beim Ableben fürstlicher Personen H9). Persönlich gab 
Wilhelm Friedrich am 16. April 1806 von Braunschweig aus 
seinem G. R. Befehl zu einstündigem Trauergeläute mit allen 
Glocken in sämtlichen protestantischen und katholischen Kirchen. 
Es sollte weiter die Kirchenmusik, sowie überhaupt alle Musik, 
vorläufig verstummen. Die Räte der Regierungskollegien, wie 
die Professoren des Lyceums, hatten durch das Tragen einer 
bestimmten Kleidung, für deren Anschaffung sie nachher ein 
Trauergeld erhielten, ihre Trauer zu bekunden 1 2 0 ) . Der Fürst 
beabsichtigte zweifellos, durch diese Vorschriften seine Unter-
tanen der fürstlichen Familie enger anzuschließen, denn es war 
an und für sich eine sonderbare Situation, daß sowohl in Fulda 
als auch in Corvey, Dortmund und Weingarten das öffentliche 
Leben einen Monat lang im Zeichen der Trauer stand für einen 
Verstorbenen, den man nur dem Namen nach kannte. Vielleicht 
sollte auch durch diese unter dem unmittelbaren Eindruck des 
Todes getroffene Verfügung der Mißklang zwischen Vater und 
Sohn versteckt werden. Wie dem auch sei, das Fuldaer bischöf-
liche Vikariat schrieb seine Korrespondenz eine Zeit lang auf 
Papier mit Trauerrand, und es wurde auch schwarz statt rot 
gesiegelt. Von irgendwelchen Bedenken gegen diese vom 
Fürsten inspirierte und vom Konsistorium erlassene Verfügung 
läßt sich aus den Akten nichts ermitteln. 
Nicht ganz einen Monat nach Beendigung der Trauer bekam 
das fürstliche Ehepaar Hoffnung auf ein neues freudiges Familien-
ereignis. Die Landesfürstin war nämlich, wie das Konsistorium 
es so erhaben ausdrückte, „mit fürstlicher Leibesfrucht ge-
segnet". Das Kollegium tat dies in einem Schreiben allen Pfarrern 
11D) St. M. 97b 243. 
i20) St. M. 97b 244; vgl. B. Rep. F. G 6. 
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und Predigern kund und wies darauf hin, daß das fürstliche 
Verlangen dahin gehe, daß in sämtlichen katholischen und pro-
testantischen Kirchen bei den gewöhnlichen öffentlichen Für-
bitten für die Landesherrschaft auch dieses erfreulichen U m -
standes Erwähnung geschehe. So erließ das Konsistorium den 
Befehl, dem Ende ΙΘ02 vom Vikariat verfaßten Gebet einen 
wörtlich formulierten Passus einzufügen. Darin hieß es u.a. : daß 
der Herrgott ihr Gesundheit, Kraft, Mut und Stärke verleihe, 
damit sie unter seiner väterlichen Leitung, von allen üblen Zu-
fällen bewahrt, sich dem Zeitpunkt nahe, wo sie, nach Gottes 
weiser und gütiger Vorsehung nach einer glücklich überstandenen 
Niederkunft, „den edlen Fürstenstamm zur allgemeinen Freude 
mit einem neuen Sprößlinge beschenken" möge 1 2 1 ) . 
A l s das Vikariat dies erfuhr, gab es seinerseits sofort allen 
Pfarrern bekannt, daß die vom Konsistorium erfolgte Anordnung 
selbstverständlich durch seine Hände hätte geschehen sollen. 
Darauf beauftragte das Vikariat selbst zur Wahrung seiner 
Gerechtsame den Pfarrern, das betreffende Gebet in den Kirchen 
zu verrichten. Unter Verzicht auf einen förmlichen Protest be-
trachtete das Vikariat den Konsistorialerlaß zwar als ungültig, 
war aber großzügig genug, den Regierungswunsch praktisch ein-
zuwilligen. Dasselbe Nebeneinandergehen ergab sich, als die 
Fürstin zu Berlin eine Totgeburt hatte. Die Pfarrer erhielten vom 
Vikariat den Auftrag, am nächsten Sonntag nach Bekannt-
machung ein Gebet um baldige Wiederherstellung der Prinzessin 
anzufügen. Aber unter dem selben 5. September 1806 ver-
ordnete auch ein Zirkular des Konsistoriums, alle Pfarrer hätten 
ihren Pfarrkindern von dem traurigen Ereignis zu unter-
richten 1 2 2 ) . 
E. Die neue Rechtsstellung der Geistlichkeit 
Nach dem kanonischen Recht genießt der Kleriker das Privi-
legium fori, so daß er ausschließlich unter geistlicher Gerichts-
barkeit steht. Verbrechen, Pflichtverletzungen aller Art und 
zivilrechtliche Streitigkeiten gehören vor den geistlichen Richter. 
Wenn jemand einen Prozeß gegen einen Kleriker anstrengen 
will, so soll er sich an dessen bischöfliche Obrigkeit wenden. 
1 2 1) B. Rep. F. G la. 
^ ) ebenda. 
12 177 
Dieser privilegierte Gerichtsstand soll für alles, was sich auf die 
Person und das Vermögen des Klerikers bezieht, seine Geltung 
haben. Der Kleriker selbst kann sogar nicht auf diese besondere 
Rechtsstellung verzichten 1 2 3 ) . Selbstverständlich hatte man im 
fürstbischöflichen Fulda nach diesen, in der modernen Zeit 
dauernd durchbrochenen kanonischen Regeln gehandelt, und so 
bildete nun auch in dieser Hinsicht die Säkularisation einen Bruch 
mit der Vergangenheit und einen ersten Schritt zur vollständigen 
Gleichstellung der Geistlichkeit mit jedem beliebigen Bürger in 
dem von der Kirche völlig getrennten Staat. 
Der Standpunkt der oranischen Regierung und ihr ent-
sprechendes Benehmen stützte sich nämlich auf die territoria-
listische Überzeugung, daß in einem Territorium in allen bürger-
lichen Verhältnissen der Untertanen, sie seien dinglich oder 
personell, auch ohne Rücksicht auf den Stand der Subjekte nur 
eine Quelle der Gerichtsbarkeit, d.i. jene des Landesregenten, 
existiere 1 2 4 ) . Doch war die praktische Konsequenz für den geist-
lichen Stand noch verhältnismäßig günstig. Im ersten Para-
graphen der Konsistorialverordnung 1 2 5 ) wurde das Konsistorium 
angewiesen, sich jeder Gerichtsbarkeit über Geistliche in Per-
sonalsachen zu enthalten. Der Thomassche Entwurf hatte dies 
weiter ausgearbeitet und stellte in seinem Par. 1 5 fest, daß nicht 
nur für die Weltgeistlichen, sondern auch für alle in den Pen-
sionsstand versetzten Domkapitulare und übrigen Benediktiner-
mönche des vormaligen Konvents die Gerichtsbarkeit beim 
Bischof läge. In zivilrechtlichen Fällen gelte diese Jurisdiktion 
zwar nur in persönlichen Sachen. Aber auch zum Bestrafungs-
recht gegen geistliche Personen sei das Ordinariat befugt; wenn 
sich die Handlung zugleich auf den Staat bezöge, so sei allerdings 
auch das Strafrecht des Landesregenten heranzuziehen, sowie 
hinsichtlich größerer Kriminalverbrechen die auszuübende 
landesherrliche peinliche Gerichtsbarkeit sich von selbst ver-
stehe 1 2 6 ) . In Realsachen, auch wenn über Entrichtung von A b -
123) Decretalium epistolarum Cregorii IX, II. Tit., II De foro competenti 
Cap. 2, 4 und 12 in: Corpus Iuris Canonici Cregorii XII!, ed. Boehmer, Halae 
Magdeburgicae MDCCXLVH. Vgl. die Artikel 120 und 123 des heute 
geltenden Cod. J. C. 
i24) St. M 97e 962. 
^
5 ) Siehe Anhang. 
1 2 в ) В. Rep. F. Bistumaakten 23. 
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gaben der Gemeinden an Pfarrer sowie über zu leistende 
Reparaturen an Kirchen und Pfarrhäusern Klagen entstehen 
sollten, müßten diese von den betreffenden Justizämtern ver-
handelt werden 1 2 7 ) . Daraufhin hätte das Konsistorium die end-
gültige Entscheidung zu treffen. 
Diese Gerichtsbarkeitsfrage, deren Erledigung man sich 
beiderseits von dem zu erwartenden Konkordat versprach, war 
vom Vikariat gerade „in Hinsicht der nirgends begränzten Er-
kenntniß über Realsachen" als Gegenstand seines allgemeinen 
Protestes gegen die Konsistorialverordnung gewählt worden 1 2 8 ) . 
Anfang Januar 1803 hatte der Kurerzkanzler von Dalberg be-
reits seinen Standpunkt bekanntgegeben und hatte betont, daß 
das Privilegium fori clericalis nirgends ausdrücklich aufgehoben 
worden sei und Kaiser und Reich alles ahnden würden, was dem 
Rechte und Herkommen entgegenstehe 1 2 9 ) . Auch Jiese Gerichts-
barkeitsänderung ließ sich schwerlich mit dem Par. 60 des 
R. D. H. vereinbaren 1 3 0 ) . Übrigens scheint das Fuldaer Vikariat 
sich ins Unvermeidliche gefügt, dabei jedoch überall förmlich 
einen Anlaß zu irgendwelcher Präjudiz vermieden zu haben. 
So wurde bei einer Streitfrage über Reparaturen zwischen Pfarrer 
Magnus Bott v o m Johannisberg und seiner Gemeinde ersterem 
v o m Vikariat die Weisung gegeben, er dürfe sich mit der nötigen 
Aufklärung an das Justizamt wenden, sich aber nicht in einen 
förmlichen Prozeß beim Amt einlassen, da dieser bei seinem 
forum, dem Vikariat, anhängig gemacht werden müsse 1 3 1 ) . 
A l s Bischof Adalbert sich über die Verletzung des Privilegium 
fori bei seinem Würzburger Kollegen beschwerte, erhielt er die 
zutreffende Antwort, daß man von den Würzburger Verhält-
nissen her diese Überlassung der Personalklagen noch für einen 
Gewinn ansehe, der dem dortigen Bischof nicht zuteil würde 1 3 2 ) . 
Dort waren nämlich der privilegierte Gerichtsstand und die Per-
sonalimmunität geistlicher Personen ganz aufgehoben 1 3 3 ) . Auch 
12T) Konsistorialverordnung, Par. 3. 
^
8 ) St. M. 97І XXXI ; vgl. S. 42. 
"» ) Beaulieu I, S. 330. 
1 3 0 ) Vgl. S. 41 und Bucholtz, S. 15-17 und 34. Für die zu unserem 
Thema wichtigen Bestimmungen des R. D. H. siehe Anhang. 
^
31) В. Rep. F. Pfarr-Repositur Johannisberg. 
1 3 2 ) Der Brief Adalberts in: Reininger, S. 340, 341. Die Antwort des 
Würzburger Bischofs in B. Rep. F. Nachlaß Richter. 
1 а з ) Reininger, S. 353. 
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war man in Fulda nicht so weit gegangen wie in Bayern, w o 
für die „weltlichen Angelegenheiten der Geistlichen" einschließ-
lich der Erbschaftsangelegenheiten und der „bürgerlichen Ver-
brechen" die weltlichen Gerichte als zuständig erklärt wur-
den 1 3 4 ) . Praktisch hat man sich in der oranischen Verwaltung 
an die einmal gegebenen Richtlinien gehalten. Als z.B. der Dom-
kapitular von Weiden den Pater Edmund Thomas, der in landes-
herrlichem Dienst die Aufsicht über das alte Konventsgebäude 
führte, geschlagen hatte oder ihm jedenfalls zu schlagen gedroht 
hatte, drängte die G. C. C. beim Fürstbischof auf eine schleunige 
Untersuchung und Bestrafung, „weil nämlich der Fall ein Ver-
gehen eines Geistlichen betrifft, welches, so lange es nicht als 
peinlich behandelt wird, vom geistlichen Richter untersucht und 
geahndet werden muß". Nur bat sie sich baldige Information 
aus 1 3 5 ) . 
Man kann hierin die unschädliche Form des r e c u r s u s a b 
a b u s u erblicken. Dies war die aus dem mittelalterlichen 
Frankreich stammende Rekursmöglichkeit, die jedem Kleriker 
oder Laien, der sich durch die Rechtsprechung eines geistlichen 
Gerichts ins Unrecht gesetzt fühlte, anheimstellte, die Hilfe des 
Monarchen oder eines von ihm anerkannten staatlichen Organs 
anzurufen 1 3 6 ) . Napoleon legte sie in den sog. organischen 
Artikeln des Konkordats von 1 Θ01 fest, und in Bayern hat man 
mittels dieses landesherrlichen Schutzes gegen „Mißbrauch" der 
geistlichen Gewalt häufig in das Disziplinarrecht des Bischofs 
über seine untergebenen Geistlichen eingegriffen. So wurde dort 
ein Ordinariat aufgefordert, einen sittenlosen Vikar auf seinem 
Platze ungestört zu belassen, während die Regierung in anderen 
Disziplinarfällen der Untersuchung beiwohnen 'wollte 1 3 7 ) . In 
diesen Rahmen paßt die Klageschrift des Paters Dickert an den 
Landesfürsten, in der er ihn bat, seine Professoren — Dickert 
war dem neuen Lyceum verpflichtet — gegen die „anmaßlichen 
Untersuchungen" des Vikariats zu sichern. Wegen angeblich ver-
M*) Sicherer, S. 34. 
1 3 Б ) St. M. 97e KA 12 : 3 8 . Da der Beleidigte nicht auf einer recht­
lichen Untersuchung bestand, griff die Regierung auch später nicht mehr 
ein. Der Bischof verurteilte den Domkapitular zur Abbitte in Gegenwart 
zweier Zeugen und zu 20 Rthl für die Stadtarmenkasse. 
1 3 β ) Vgl. Martens, S. 143; Sägmüller, Dat Verhällnh, S. 35. 
«7) Ebert, S. 37. 
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dächtiger Beziehungen zu der Ehefrau des früheren Konvents-
kochs war er vom Vikariat unter Androhung der Suspension 
aufgefordert worden, binnen sechs Wochen seine Wohnung bei 
diesem Koch zu verlassen. Unter dem Vorwand, über Wohnungs-
fragen habe nicht der Bischof zu entscheiden, der damit un-
mittelbar in die Hoheitsrechte des regierenden Fürsten eingreifen 
•würde, war er beim Fürsten vorstellig geworden. „Überzeugt, 
daß niemand ungehört verurtheilt werden könne", wollte das 
Konsistorium nun dem Pater Dickert die Aussagen der Zeugen 
des Vikariats von sich aus bekanntgeben, damit der Professor 
sich dagegen standhaft verantworten könne. Der Fürst war aber 
so vernünftig, sich darauf nicht einzulassen, und Dickert wurde 
empfohlen, eine neue Wohnung zu mieten 1 3 8 ) . Daß jemals das 
Rekursrecht in Theorie oder Praxis geltend gemacht wurde, 
läßt sich auch weiter aus den Akten nicht ermitteln. 
Mag die oranische Regierung also in den positiven Bestim-
mungen der Konsistorialverordnung und des Konkordatsent-
wurfs sowie in ihrem praktischen Verhalten in ziemlich günstigem 
Licht erscheinen, so ist dies, wie wir bereits gestreift haben, nur 
als ein berechnendes Entgegenkommen zu betrachten und muß 
diese Regierungsnorm somit nur als vorläufig angesehen werden. 
So spricht Thomas von der Gerichtsbarkeit über katholische 
Geistliche in Personalsachen als: „dem Konsistorialgerichte noch 
nicht übergeben"; man habe diese Überlassung an das Vikariat 
nur als eine vom Landesherrn übertragene Gerichtsbefugnis an-
zusehen, wie solches auch bei einzelnen Fällen der bischöflichen 
Behörde zu erkennen gegeben worden sei 1 3 9 ) . Besonders 
Arnoldi erachtete die gänzliche Aufhebung der Gerichtsbarkeit 
des Vikariats über die Geistlichkeit in allen Fällen, die nicht die 
Dogmen und die Amtsführung, sondern weltliche Gegenstände 
betrafen, für wünschenswert. Gerade aus diesem Grunde hielt er 
das Auflösen des Konsistoriums in eine ganz weltliche Re-
gierungsstelle für untaktisch und verfehlt 1 4 0 ) . Die Stimmen für 
die Beibehaltung dieses teilweisen Privilegium fori scheinen näm-
lich unter der Fuldaer Geistlichkeit ziemlich bedeutend gewesen 
zu sein. Thomas stellte fest, „daß in Rücksicht der allgemeinen 
138) St. M. 97e KA 12 :44. 
13D) St. M. 97e 962. 
"
0) K. H. A. 36: 32b; eiehe S. 42. 
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Grundsätze (hierüber) die katholische Geistlichkeit immer mehr 
auf die Seite des bischöflichen Vikariats" lenke 1 4 1 ) . Sowohl das 
Staatskirchentum als die aus Reaktion dagegen entstandenen 
Bewegungen, die auf die Trennung von Kirche und Staat ab-
zielten, haben immerhin in dem Europa des 1 9. Jahrhunderts 
eine völlige Beseitigung des Privilegium fori bewirkt. Übergeht 
z.B. das Konkordat mit Bayern im Jahre 1817 die beanspruchte 
Strafgerichtsbarkeit des Staates über den Klerus, so wurde den 
Staatsgerichten in Artikel 1 2 erlaubt, über die rein zivilen An-
gelegenheiten abzuurteilen 1 4 2 ) . D a ß die Kirche dennoch bis auf 
den heutigen Tag auf die Beibehaltung und Erneuerung des 
Privilegium fori großes Gewicht legt, beweisen die Artikel im 
neuen C. J. C. vom Jahre 1918. 
Eine Schwierigkeit, die in diesem Zusammenhang überall in 
Deutschland zu gegenseitigen Protesten und gerichtlichen Klagen 
Anlaß gab, bildeten die N а с h 1 a ßangelegenheiten der ver-
storbenen Geistlichen. In Bayern wurde „die bisher übliche Be-
stätigung der Testamente durch die bischöflichen Ordinariate" 
als eine überflüssige Förmlichkeit und „aus einer Art weltlicher 
Gerichtsbarkeit hervorgehende Befugniß" aufgehoben i 4 3 ) . Das 
Frankfurter Generalvikariat lehnte die von dem Syndicus Seeger 
verlangte Aussetzung des Gebrauches seines altherkömmlichen 
Rechts ab. Als der Syndicus, der das Vikariatssiegel auf den 
Testamenten einfach abreißen ließ, darauf ein gemeinsames Vor-
gehen u.a. mit Hessen-Darmstadt und Nassau-Usingen in der 
Sache veranlaßte, verwarf der Reichshofrat im Jahre 1 8 0 6 seinen 
Einspruch. Frankfurt rüstete sich alsdann zu einer Beschwerde 
beim Reichstag I4 4) . 
Gerade wegen ihrer nach der Säkularisation in Starkenburg 
vorgenommenen Beurkundung der Testamente katholischer 
Geistlicher erkundigte sich die hessische Regierung zu Darmstadt 
bei der oranischen zu Fulda. Sie habe bei dem erzbischöflichen 
Vikariat zu Aschaffenburg den stärksten Widerspruch gefunden 
und sei mit ihm in einem Rechtsstreit beim Reichshofrat ver-
wickelt worden. Aus dem von Thomas verfaßten Antwort-
1
« ) St. M. ebenda. 
«
2 ) Vgl. Martens, S. 6 I. 
143) Sicherer, S. 34. 
144) Gerhard, S. 196, 197. Über den Reichshofrat S. 312. 
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schreiben, mit dem Wilhelm Friedrich sich zu Berlin einver-
standen erklärte, ersehen wir den oranischen Standpunkt. Diese 
Obsignationen seien als sachlich zu betrachten und daher weder 
dem Vikariate seither überlassen, noch, wie z.B. die Personal-
sachen, absichtlich aus Händen gegeben. Aufschlußreich ist die 
weitere Bemerkung, daß auch alle Gerichtssachen, die sich auf 
die Sustentation, auf Emolumente und Benutzungen durch geist-
liche Personen bezögen, seit der neuen Organisation „ohne 
Widerrede" durch die Zivilgerechte behandelt worden seien. 
Aus diesen Benutzungen erwüchsen nun gewöhnlicherweise die 
Nachlässe. Schließlich wird die von der Regierung bis jetzt 
beobachtete Norm mitgeteilt: die Beurkundung werde vom be-
treffenden Justizamt vorgenommen, und es sei gestattet, daß 
auch die Erben ihre Siegel anbrächten. Die Entsiegelung könne 
ebenfalls mit Zuziehung der Erbnehmer geschehen 1 4 5 ) . 
V o n der Mitwirkung der Kirchenbehörde wird, weil als nicht 
berechtigt angesehen, also nicht einmal gesprochen. Man scheint 
in dieser Frage nebeneinander her gehandelt zu haben, ohne den 
gegensätzlichen Standpunkt zu einem Konfliktstoff werden zu 
lassen. Denn kurz darauf, im Mai 1805, erging vom Vikariat 
an die Dechanten der Auftrag, bei ihren Visitationen die Pfarrer 
darüber zu belehren, wie sie sich als bestellter Testamentsvoll-
strecker oder als nächster Nachbar bei dem Todesfall eines 
Pfarrers zu verhalten hätten. Sie sollten das Ableben sofort dem 
Vikariat berichten und die Obsignation der Effekten sogleich 
vornehmen. Sollte das einschlägige Oberamt auch eine Kon-
signation der Effekten treffen wollen, so könne von Seiten der 
Erbnehmer nichts dagegen eingewendet werden 1 4 6 ) . Beiderseits 
bestand man also auf seinem Standpunkt, aber von Kollisionen 
oder von einem Reichsgerichtsstreit, wie in Hessen-Darmstadt, 
ist nirgends die Rede. Die Praxis des Alltagslebens war wieder 
einmal gemäßigter als der Zusammenprall der oft schnurstracks 
entgegengesetzten Theorien. 
F. Kirchenstrafen 
Als der Fürstbischof seinen Hirtenstab noch gleichzeitig als 
Zepter führte, fungierte das damalige Konsistorium als bloße 
1 4 δ ) St. M. 97e 962. 
14
«) В. Rep. F. Nachlaß Richter. 
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Gerichtsbehörde für sittliche Delikte. Seit den 70er Jahren des 
1 8. Jahrhunderts behandelte es alle Vergehen gegen das sechste 
Gebot. Es war eine von der geistlichen Regierung getrennte 
Behörde. Die verhängten Strafgelder flössen in die fürstliche 
Schatulle; von einem Teil dieser Gelder wurden die von dem 
Konsistorium benötigten Büromaterialien bezahlt 1 4 7 ) . Die neue 
oranische Regierung nahm nun die Bestrafung aller fleischlichen 
Vergehen — ausgenommen diejenigen, die unter die peinliche 
Gerichtsbarkeit fielen — ohne Unterschied der Konfession des 
Delinquenten für ihr Konsistorium in Anspruch. Zwecks Kosten-
ersparung sollten die Untersuchungen und die gewöhnlich damit 
verknüpften Alimentationsfeststellungen bei den fürstlichen 
Justizämtern bis zum Spruche vorbehandelt, alsdann aber sollten 
die Akten zur Entscheidung an das Konsistorium eingeschickt 
werden i 4 8 ) . Mit der Trennung des Konsistoriums v o m Vikariate 
sei dieser Gegenstand der Zuständigkeit des Vikariats entzogen; 
wohl aber müßten die Seelsorger angehalten werden, nach wie 
vor ein wachsames Augenmerk zu haben und ihre Berichte an 
das Konsistorium zu geben 1 4 9 ) . 
Das Konsistorium informierte demgemäß einige Wochen nach 
seiner Errichtung das Vikariat, was der Landesherr besonders 
hinsichtlich vorehelicher Schwangerschaften verfügt habe. Jeder 
Pfarrer sollte sich bei solchen Fällen an das zuständige Justiz-
amt wenden, diesem die vorkommenden Schwängerungen und 
anticípalos concubitus zur Untersuchung anzeigen und ebenfalls 
dem Konsistorium einen Bericht darüber erstatten 1 5 0 ) . Es darf 
nicht wundernehmen, daß bei einer Trennung der Gewalten die 
Bestrafung solcher Vergehungen, welche sich gegen die öffent-
liche Moral und das damit zusammenhängende Staatswohl 
richteten, ein gewichtiges Anliegen eines besorgten Staates 
wurde. Das Vikariat hat denn auch gegen dieses neue Ver-
fahren nicht protestiert und es offenbar als eine Folge der ge-
änderten Verhältnisse hingenommen. Anders war jedoch seine 
Stellungnahme zu der Art und Weise, wie die Konsistorialräte 
14T) B. Rep. F. Bietumsakten 23 ; vgl. auch Enneking, S. 161, 162. 
148) Siehe Paragraph 14 der Koneistorialverordnung im Anhang. 
140) Thomas ¡ n «einem vom Fürsten genehmigten Entwurf zu einer 
Kompetenzabgrenzung zwischen Staat und Kirche. B. Rep. F. Bistums-
akten 23. 
150) B. Rep. F. Handgeschriebene Konsistorialverordnungen. 
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die Bestrafung in Formkationsfällen vornahmen. Das Konsisto-
rium verhängte nämlich dieselben kirchlichen Strafen, wie sie 
vorher von seinem gleichnamigen kirchlichen Vorgänger ge-
geben wurden, so das getrennte Knien in der Christenlehre, 
und wies dann die Pfarrer durch die Ämter zur Vollziehung an. 
Das Vikariat bat nun das Konsistorium um Einführung anderer 
Strafen, da die Geistlichkeit zum Büttel der weltlichen Gerichte 
herabgewürdigt 'würde 151). 
Als Konsistorialreferent Schlereth das betreffende Gesuch ab-
lehnte, hob er dabei besonders hervor, daß man seitens der 
Regierung die Unzweckmäßigkeit der Kirchenbuße bei fleisch-
lichen Vergehen schon längst eingesehen habe, auf diese hier und 
da bereits verzichtet habe und in der Folge wohl gänzlich davon 
abgehen 'werde 1 5 2 ) . Mit dieser Darlegung entsprach er ganz dem 
Geist der Aufklärung, der die Kirchenbuße als „einen Rest des 
Papsttums, ein Zeichen priesterlicher Herrschsucht und eine 
Kränkung der Menschenwürde" betrachtete. Tatsächlich war sie 
mit vielen Nachteilen belastet. Einmal gab die mit ihr ver-
bundene öffentliche Beschämung öfters Anlaß zu Abtreibung 
und Kindesmord, zum anderen verleitete die einseitige An-
wendung der öffentlichen Buße auf sexuelle Vergehen sehr leicht 
zu dem Urteil, die Sünde gegen das sechste Gebot sei die einzige 
Sünde. Auch bedeutete sie gewissermaßen eine Sonderstrafe für 
die Armen, weil die Möglichkeit der Umwandlung in eine Geld-
strafe bestand. Daher zeigte sich allgemein die Tendenz, durch 
andere Maßnahmen, wie schwerere Bestrafung der verführenden 
Männer und Erhöhung der Alimente, dem übel zu steuern 1 5 3 ) . 
Auch die oranische Regierung beriet sich, wie mit obigen 
Worten bereits angekündigt wurde, über eine Verbesserung der 
Konsistorialpraxis und plante, mit dem bischöflichen Vikariat 
sowie dem Hof- und Oberpolizeigericht darüber Verbindung 
aufzunehmen. Einerseits wollte man den zu Fulda wegen des 
Militärs schon häufig in die Erscheinung tretenden fleischlichen 
Vergehen steuern, andrerseits aber keineswegs zum Kindesmord 
Anlaß geben. Man versprach sich deshalb mehr von einer zweck-
mäßigen Sittenpolizei, einer sonntäglichen Sittenschule für das 
1B1) B. Rep. F. Nachlaß Richter. 
I 5 2) ebenda. 
163) Härtung, Das Croßherzoglum Sachsen, S. 124 ff; Bachmann, S. I I 5 ff. 
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Militär, schärferem Vorgehen gegen Personen höherer Stände, 
getrennten Schlafgelegenheiten für Knechte und Mägde usw. i 5 4 ) . 
Nun gab die im Fuldaischen bestehende Einschränkung der Ver-
ehelichungen, wie die G. С. C. selber einsah, leicht Anlaß zu 
fleischlichen Vergehungen. Die Erwägung, daß nur großen mili-
tärischen Staaten eine wachsende Bevölkerung nützlich sei, hatte 
in fürstbischöflicher Zeit zu dieser Gesetzgebung geführt 1 5 5 ) . 
Obschon das Fürstentum durch die neue Organisation einen 
deutlicheren Militärcharakter bekommen hatte, sprach sich ein 
Gutachten doch nicht für eine Lockerung dieser Gesetze aus; 
nur sei bei vorkommenden Einzelfällen der Dispens schneller 
zu erteilen 1 5 6 ) . 
Ein Gesetzentwurf über Kindesmord lag nach mehrjähriger 
Erörterung fast ganz fertig vor, als durch den Regierungs-
umbruch die Ausführung verhindert 'wurde. In vorläufigen 
Einzelverfügungen zeigte das Konsistorium schon klar seinen 
Standpunkt; so wurde den protestantischen Schwängerern und 
Geschwängerten nicht mehr während des Prozesses das Abend-
mahl verwehrt und wurde denjenigen unehelich geschwängerten 
Weibspersonen, die in der Entbindungsanstalt gebaren, die 
Konsistorialstrafe ganz erlassen 1 5 7 ) . In einem Schreiben erklärte 
das Konsistorium dem Vikariat nochmals, künftig von allen 
Kirchenstrafen absehen zu wollen. Immerhin hegte es die A b -
sicht, zwischenzeitlich noch nach Zweckdienlichkeit die her-
kömmlichen Strafen anzuwenden ^ 5 8 ) . 
Während das Vikariat der Meinung war, daß das Konsisto-
rium nur Zivi/strafen verhängen könne, daß aber eventuelle von 
dieser Seite nützlich erachtete Kirchenstrafen kirchlicherseits 
gerne vollzogen würden, vertrat das Konsistorium die Auf-
fassung, daß es bei Fornikationsfällen, als „weltlichen" Ver-
brechen, auch in der Kirche zu vollziehende Strafen auferlegen 
könne. Damit machte es offensichtlich den Fehler, die Frage 
1 И ) St. M. 97i XXXVII 1¡ В. Rep. F. Handgeschriebene Konsistorial-
verordnungen. 
1 Γ , δ) Enneking, S. 157; von den Bedingungen für die Eheschließung war 
der Nachweis eines bestimmten Vermögens die wichtigste. 
1ва) St. M. 97c 443. 
1 β 1 ) B. Rep. F. Handgeschriebene Konsistorialverordnungen und St. M. 
97І XXXIX 2. 
1 3 8 ) B. Rep. F. Nachlaß Richter. 
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nach der Eigenschaft des Vergehens mit jener nach der 
Eigenschaft der Strafe zu verwechseln. Nach einem ausführlichen 
Briefwechsel gab es das Vikariat auf, seinen Gegner eines 
Besseren zu belehren, wahrscheinlich auch, weil gerade der auf-
geklärte Standpunkt des Konsistoriums die praktische Anwen-
dung dieser Strafmethode zu einer sehr seltenen machte i 5 9 ) . 
Übrigens schien das Vikariat selbst die Kirchenbußen als weniger 
angebracht zu betrachten. Komp, der offenbar anderer Meinung 
war, fragte daher, ob vor oder nach geschehener Konsistorial-
bestrafung fleischlicher Vergehen nicht auch eine geistliche Be-
strafung erfolgen könne, und warum man beim Vikariat mit den 
nötigen Kirchenbußen zögere 1 6 0 ) . Staat und Kirche konnten 
allerdings in dieser durch die neuen Verhältnisse aufgeworfenen 
Frage nicht zu einer prinzipiellen Übereinstimmung gelangen. 
C. Die Pfarrbücher 
Eine grundsätzliche Frage, mit praktischen Folgen für die 
Zusammenarbeit zwischen Staat und Kirche, stellte die Führung 
der Pfarrbücher da. Es leuchtet ein, daß die von den Pfarrern 
vorgenommene Pfarrbuchführung damals eine Tätigkeit war, 
die für Kirche und Staat gleich große Bedeutung hatte. War 
doch ein Standesamt, die Schöpfung des auf Trennung von 
Kirche und Staat abzielenden revolutionären Frankreich, in 
Fulda noch völlig unbekannt. Der Staat war somit auf die von 
den Pfarrern geführten Pfarrbücher als Personenstandsregister 
angewiesen, in welchen die Taufen, Eheschließungen und Be-
erdigungen beurkundet wurden. Das Recht der Minder- oder 
Großjährigkeit, die Ehe- und Erbrechte, Güterübergaben, Aus-
zugsbestimmungen, und weiter auch die Militärkonskriptionen, 
die Ausstellung der Geburtsurkunden und dergleichen mehr 
stützten sich alle auf die von den Pfarrern erteilten Angaben. 
So darf es denn auch nicht wundern, daß die Zuverlässigkeit 
der Pfarrbücher ein wichtiges Staatsanliegen war. 
Dies müssen wir uns vor Augen halten, wenn wir Kenntnis 
davon nehmen, daß die G.C.C, sich Ende 1803 wegen mangeln-
der Konskriptionsangaben an das Konsistorium richtete, damit 
diese Behörde sich, allenfalls nach vorhergehender Rücksprache 
150) ebenda. 
l e o ) B. Rep. F. Pfarrbücher 2. 
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mit dem Vikariat, zu einem Gutachten über die Einführung neuer 
Pfarrbücher beraten sollte i 6 1 ) . Das Konsistorium unterbreitete 
dem Vikariat sofort dieses Gesuch und legte ein Muster der von 
der G. C. C. empfohlenen, sowohl in den katholischen als pro-
testantischen Teilen der oranien-nassauischen Landen seit 1 796 
eingeführten Pfarrbücher bei. Das Vikariat erkannte die Mangel-
haftigkeit der seitherigen Führung der Bücher an, überging aber 
das Dillenburger Muster und schickte einen eigenen Neuentwurf 
zurück. Wegen Krankheit einzelner Konsistorialmitglieder blieb 
die Sache das ganze Jahr hindurch unbearbeitet liegen, bis im 
Frühjahr 1805 der G. С. C. ein Gutachten überreicht werden 
konnte. Konsistorialrat Bausch hatte ursprünglich auf unver-
änderter Übernahme der oranien-nassauischen Formulare be-
standen, weil er sie in Hadamar durch eigene Erfahrung auch 
für katholische Pfarrer brauchbar befunden hatte. Man hatte 
sich aber schließlich auf eine von Gößmann vorgeschlagene 
Fassung dieser Formulare geeinigt, welche tatsächlich übersicht-
licher aussahen als die bis jetzt in Fulda verwendeten 1 6 2 ) . 
War die Regierung berechtigt, eine Veränderung der Pfarr-
bücher zu verlangen? Das Konsistorium bejahte die Frage: 
Kirche und Staat hätten beide dazu ein Recht, denn beiden ge-
reiche eine Verbesserung zum Vorteil. Die G. C. C. legte dem 
Fürsten alles bis in Einzelheiten vor, und es kennzeichnet wieder 
die pedantische Einmischungssucht und die Pfennigfuchserei des 
Erbprinzen, wenn er eine etwas andere Einteilung der Formulare 
anordnete, um damit Papier einzusparen. Der Konsistorialvor-
schlag, die Verordnung vor dem Druck dem bischöflichen Vi -
kariate vorzulegen und in der Verordnung die gehaltene Rück-
sprache zu erwähnen, fand seinen Beifall 1 6 3 ) . Damit stand das 
Vikariat vor einer vollendeten Tatsache, und es lohnt sich die 
Voten der einzelnen Vikariatsmitglieder näher zu betrachten. 
Wir können sie in zwei entgegengesetzte Meinungsgruppen 
aufteilen. Es gab einerseits die gemäßigten, auf die Praxis des 
Alltagslebens eingestellten Urteile des Seminarregens Komp und 
des bischöflichen Kaplans Pfaff. Mit nur ganz kleinen Ab-
1<n) Nahezu samtliche Aktenstücke über die Pfarrbucherfrage befinden 
sich in B. Rep. F. Pfarrbucher 2. Nur wo ich mich auf andere Akten stutze, 
ist dies in den Fußnoten aufgeführt worden. 
1 β 2 ) B. Rep. F. Pfarrbucher 1. 
l e 1 ) ebenda. 
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änderungen könnten die neuen Bücher eingeführt werden, so 
legten sie dar. Obwohl die Bücher an sich geistlicher Art seien, 
könnten ruhig auch bürgerliche Notizen aufgenommen werden. 
Es schade nichts, wenn auch von der weltlichen Obrigkeit etwas 
Gutes in Vorschlag käme, und warum solle durch Widersetz-
lichkeit die Spannung zwischen weltlicher und geistlicher Macht 
noch vergrößert werden? Außerdem könne jetzt der Staat die 
Druckkosten zahlen und die Kirchen kämen also billig zu den 
wünschenswerten neuen Pfarrbüchern. Eine doppelte Matrikel-
führung, die herkömmliche für die Kirche und die neue für den 
Staat, sei viel zu kostspielig. Nur müsse die Anordnung der geist-
lichen Behörde überlassen oder wenigstens die Drucklegung mit 
der bischöflichen Gutheißung versehen werden. 
Die andere Partei stand diesem nach dem Dillenburger Muster 
hergestellten Pfarrbuch ganz ablehnend gegenüber, und hier 
fand sich die Mehrheit des Vikariats. Sie betonte mehr das 
Prinzip und wies auf den geistlichen und kirchlichen Charakter 
der betreffenden Bücher hin. Ihr Zweck sei einzig und allein, die 
Verwaltung der religiösen Handlungen bei geistlichen Behörden 
danach revidieren zu können; der Gebrauch durch die Zivil-
behörden sei nur ein erfreuliches Zugeständnis und nach der 
Meinung eines Teils des Vikariats nicht einmal ein zufälliger 
Zweck. Bei dem neuen Plan habe man es nur mit Staatsbüchern 
zu tun. Auch die deutsche Sprache sei nach diesen Meinungen 
verfehlt. Latein sei noch immer über die ganze Welt verständlich 
und kürzer als das von den protestantischen Ländern als kirch-
liche Sprache bevorzugte Deutsch. Überdies kämen die Fürsten 
so noch leichter in die Versuchung, die lateinische Liturgie als 
Gegenstand „äußerer Kirchendisciplin" in die deutsche umzu-
ändern. Und Dechant Zwenger, den wir bei den Pfarrei-
besetzungen noch so begeistert über das Zusammenwirken 
zwischen Kirche und Staat sahen, berührte jetzt einen empfind-
lichen Punkt. Die Kritik an der lückenhaften Konskription ziele 
seiner Meinung nach darauf ab, den Schultheißen die Aufstellung 
der Musterungstabellen zu ersparen und die katholischen Pfarrer 
„mit abholden Schwarzaugen zu beleuchten". 
Diese Vorstellungsweise mag falsch gewesen sein, immerhin 
muß man zugeben, daß der überspannte Eifer der oranischen 
Regierung zahllose alte Zustände aus der fürstbischöflichen Zeit 
durch neue Maßnahmen grundlegend zu ändern suchte. D a ß 
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dies als eine Desavouierung der früheren Regierung, ihrer Be-
amten und auch der katholischen Religion angesehen wurde, 
haben Wilhelm Friedrichs Regierungsmitglieder nicht nur nicht 
zu verhindern gesucht; sie wollten sogar regelrecht als Herkules 
im Augiasställe erscheinen. So läßt sich auch manches Nein auf 
an sich begründete Neuerungen psychologisch recht gut ver-
stehen. Auch in diesem Pfarrbücherstreit dürfte eine begreifliche 
Empfindsamkeit mitgeschwungen haben. Bischof Adalbert war 
von diesem Gefühl gewiß durchdrungen, als er Anfang 1806 
etwas bitter bemerkte, daß für den G. R. „die Idee von dem 
Glücke, welches dadurch dem Untertan zufließen würde, zu groß 
und der Gedanke, für die dreifachen Religionsverwandten ein 
gleichförmiges Werk zu schaffen, welches der Toleranz zur Ehre 
gereichen wollte, zu gefällig" sei, als daß er von seinem Plan 
abgehen könne. Die weltliche Macht scheine die Vorzüge ihrer 
Reformen auf Kosten des kirchlichen Ansehens herausstellen zu 
wollen. Sie gebe es vor, viele Verbesserungen nach Gottes Vor-
sehung gebracht zu haben, die früher den Augen der Geistlich-
keit entgangen seien. Deswegen gehe ihm als früherem Herrscher 
diese Sache der Pfarrbücher auch ganz nahe. 
Vom Vikariat war in der Zwischenzeit absichtlich eine Ver-
besserung der Seelenstandsregister vorgeschrieben worden, und 
zur Kontrolle beauftragte man die Kirchendiener, eigene Ver-
zeichnisse anzufertigen, die ebenfalls von den Landdechanten bei 
den Visitationen überprüft werden sollten. Aber eine ganz neue 
Anlage würde, nach Adalberts Worten, das kirchliche Ansehen 
und die Glaubwürdigkeit der bisher geführten Pfarrbücher kom-
promittieren. Nun hatte sich der G. R., nach einem sich auf 
die meisten Vikariatsvoten stützenden Ablehnungsschreiben des 
Fürstbischofs, Anfang November 1805 wieder einmal an das 
Vikariat gerichtet und nochmals zum Ausdruck gebracht, etwaige 
Erinnerungen gegen die Regierungsformulare schnellstens er-
halten zu dürfen. Blieben diese aus und beharre der Bischof also 
auf seiner Haltung, so würde die Regierung ohne bischöfliche 
Zustimmung vorgehen, wobei es dann natürlich dem Vikariat 
unbenommen bleibe, seinerseits die alten Pfarr- und Kirchen-
bücher nach der seitherigen Einrichtung fortführen zu lassen. 
Das war eine Drohung, die sich angesichts der praktisch auch 
in den Staatsdienst hineingezogenen Pfarrer verstehen läßt, und 
deren Ausführung die durch die Säkularisation entstandene Lage 
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in ihre folgerichtige Entwicklung getrieben hätte. Denn der 
oranischen Regierungspolitik wohnten oft trotz ihrer staats-
kirchlichen Begriffe die Keime eines liberalen, auf Trennung 
von Staat und Kirche abzielenden Kurses inne. 
Endlich erschien es dem Bischof zwecklos, noch länger Wider-
stand zu leisten; so schlug er einen Zusammentritt von Kom-
missaren vor, wie bei der Pfarrbesetzungsfrage. Der G. R. 
hielt jedoch das Heranziehen von Kommissaren für überflüssig 
und bat nur um etwaige Verbesserungsvorschläge. Einer so doch 
wieder einseitig von der Regierung zu erwartenden Verordnung 
konnte der Bischof schwerlich beipflichten, und so blieben von 
der Kirche aus die alten Pfarrbücher im Gebrauch. Für die 
oranische Regierung waren die Tage schon gezählt, so daß von 
ihrer Seite die Dillenburger Listen nicht eingeführt wurden. 
Übrigens hatte sie ihr Ziel insofern erreicht, als bereits im Mai 
1806, also noch während des Briefwechsels zwischen Kirche und 
Staat, sämtlichen Pfarrern ein Formular zugeschickt wurde, nach 
welchem jeder jährlich eine Geburts-, Kopulations- und Toten-
Liste anzufertigen hätte. Darauf konnte sie sich dann bei ihren 
Verwaltungsmaßnahmen stützen. Ein gleich gerichtetes Ersuchen 
erhielt auch der Fuldaer Rabbiner 1 6 4 ) . Damit hatte sich diese 
das gegenseitige Verhältnis störende Angelegenheit praktisch 
gelöst. Sie hat uns noch mehr davon überzeugt, wie mühsam und 
unter welchen Ressentiments man im säkularisierten Fulda um 
die richtige Abgrenzung der so plötzlich getrennten Mächte rang. 
III. Staat und Kirche in guter Zusammenwirkung 
A. Das Seminar 
Aus der konzentrierten Überspannung der staatlichen Gewalt 
ergab sich automatisch die Beanspruchung der staatlichen Auf-
sicht über die Erziehung des geistlichen Nachwuchses. Sie wurde 
mit dem Hinweis auf den Einfluß der Geistlichkeit auf das Ge-
meinwohl des Staates begründet. Vom Gesichtspunkte aus, daß 
das Klerikalseminar „ein Bildungshaus für künftige Staats-
beamte" und erst in zweiter Linie ein „Attribut der Kirche" sei, 
sprach sich die kurfürstliche Regierung Bayerns das erste Recht 
auf Anstellung der Vorsteher, Studienplan, Hausordnung usw. 
IM) Priesterseminar Fulda. 
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zu 165). Nur zu bekannt sind die österreichischen General-
seminarien, die Lieblingsschöpfung des Sakristan-Kaisers. In 
diesen an die Stelle der bischöflichen Seminarien gesetzten An-
stalten sollte eine offizielle Theologie, wie sie dem Staatsober-
haupte und dessen Tendenzen zusagte, gelehrt werden 1 6 6 ) . Der 
bekannte josephinische Kanonist Pehem hat diese tiefgreifende 
staatliche Beeinflussung der klerikalen Bildung zu rechtfertigen 
versucht und sie auf das landesherrliche Advokatierecht zurück-
geführt; so leitete er daraus u.a. das Recht ab, Wissen und 
Qualitäten vorzuschreiben, die die Kandidaten der höheren 
Weihen besitzen sollten. 
Ganz anders war der Standpunkt des preußischen allgemeinen 
Landrechts, wo zwar der Staat, wegen der Bedeutung des Geist-
lichen für Volk und Staat, eine genaue Prüfung der Kenntnisse 
und des Lebenswandels der Kandidaten forderte, jedoch Maß 
und Art des erforderten theologischen Fachwissens sowie die 
ganze Prüfungsordnung dem Ermessen der Kirchen anheim-
stellte 1 6 7 ) . Es ist diese Haltung ein sprechender Beweis für die 
verhältnismäßig große Freiheit, die das territorialistische und 
kollegialistische Staatskirchentum, im Vergleich zu der klein-
lichen Allregiererei in innerkirchlichen Sachen grundsätzlich und 
oft auch praktisch der Kirche geboten hat. 
Betrachten wir jetzt in diesem zeitgeschichtlichen Rahmen den 
Standpunkt und die Haltung der oranischen Regierung. Der 
Thomassche Entwurf rechnet die Seminarangelegenheiten zu 
den kirchlichen Sachen, wo außer dem Schutz- und Schirmrecht 
auch die landesherrliche Gerichtsbarkeit und weltliche Staats-
gewalt wirksam seien. Zwar bleibe das Seminar unter der Auf-
sicht und Direktion des Vikariats, doch solle nicht nur jährlich 
über den Zustand der inneren Verfassung und über die wirt-
schaftliche Lage dem Erbprinzen zu etwa nötiger Erinnerung 
berichtet, sondern ihm auch immer erwünschte Auskunft erteilt 
werden 1 6 8 ) . Von diesem Standpunkt aus forderte Arnoldi im 
April 1 804 vom Vikariat eine vollständige Übersicht über die 
finanzielle Lage sowie die innere Beschaffenheit des Seminars. 
1 β Β ) Reininger, S. 3 I I ff. 
1 Θ (
·) Martens, S. 1Θ7. 
1 0 7 ) Lòhr, S. 59, 60. 
1 β 8 ) В. Rep. F. Bistumeakten 23. 
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Dazu rechnete er auch die theologischen Vorlesungen und 
Übungen 1 6 ü ) . Das Vikariat erhob gegen die Forderung kein 
Bedenken und übersandte dem Geheimen Kabinettschef ent-
sprechende Berichte. Sie wurden nach einigen Monaten ohne 
irgendwelche Bemerkung remittiert, und damit hatte das Seminar 
der landesherrlichen Einmischung einen nur geringen Zoll be-
zahlt. 
Die oranische Regierung hat sich also, so dürfen wir fest-
stellen, mit der Bildung der Geistlichkeit nicht unmittelbar be-
schäftigt. Dem bei der Frage der Pfarrbesetzungen bereits 
erwähnten Wunsch des Konsistoriums, es möchte ein geistliches 
Konsistorialmitglied bei den Prüfungen anwesend sein, war das 
Vikariat entgegengekommen 1 7 0 ) ; ob er aber auch praktisch ver-
wirklicht wurde, entzieht sich unserer Kenntnis. V o n Schwierig-
keiten in dieser Hinsicht ist jedenfalls nirgendwo in den Akten 
die Rede. Die verhältnismäßig passive Rolle der Fuldaer landes-
herrlichen Stellen bei der in diesem Zeitalter überall stark unter 
Kontrolle genommenen Klerikerausbildung erscheint allerdings 
großzügiger als sie in Wirklichkeit war; vergessen wir nicht, daß 
der eigentliche Unterricht am Gymnasium und an der Universi-
tät in der unmittelbaren staatlichen Einflußsphäre stattfand. 
Das Seminar war nur ein Konvikt, in dem die jungen Leute 
wohnten und wo sie nur zusätzlich zur Vertiefung der Vor-
lesungen v o m Regens oder andren im Konvikt wohnenden 
Geistlichen noch Repetitionen in den verschiedenen Fächern und 
praktische Übungen erhielten. Wie aber die Regierung das 
höhere Schulwesen lenkte, werden wir noch darlegen. Hier sei 
vorausbemerkt, daß sie durch die Umänderung der beiden 
bestehenden Anstalten in ein reduziertes Gymnasium und ein 
Lyceum, welche letztere Anstalt auch jeder künftige Geistliche 
des Fürstentums obligatorisch besuchte, ein völlig im Staats-
geiste stehendes höheres Unterrichtswesen schuf. Die Mentalität 
der heranwachsenden Geistlichkeit konnte durch diese pflicht-
mäßige Propädeutik genügend beeinflußt werden. Die theo-
logischen Vorlesungen wurden durch die Aufhebung der Uni-
versität zunächst wenig geändert, da die bisherigen Universi-
tätsprofessoren der früheren theologischen Fakultät im Auftrage 
1 β 9) B. Rep. F. Anbang I 4. 
"0) Siehe S. 163, 164. 
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des Fürstbischofs ihre Lehrtätigkeit weiter ausübten 1 7 1 ) . Dies 
geschah im selben Gebäude, in das auch das Seminar verlegt 
worden war, nämlich im alten Benediktinerkonvent. 
Das Seminar, damals auch „Pflanzschule der Kleresei" ge-
nannt, zählte in der Oranierzeit 6-8 geistliche Alumnen, die sich 
am Domgottesdienst beteiligten. Der letzte Jahrgang hatte schon 
die Priesterweihe empfangen und so las immer ein Alumnus 
um 7 Uhr die Messe bei den Englischen Fräulein. Es konnte ein 
theologischer Kandidat nur dann in das Alumnat treten, wenn 
ein Alumnatsbenefizium frei wurde 1 7 2 ) . Über die Aufnahme-
prüfung sollte sowohl dem Landesherrn als dem Bischof be-
richtet werden, damit beide Behörden darüber im Bilde seien, 
was für Kandidaten den geistlichen Stand erstrebten. Diejenigen 
Alumnen aber, die sich zugleich einer Lehrstelle widmen wollten, 
sollten in dieser Eigenschaft vom Landesherrn nur angenommen 
werden, nachdem die geistliche Behörde keine Hindernisse zur 
Annahme ad clerum gefunden habe 1 7 3 ) . Die Aufnahme neuer 
Kandidaten verlief in der Praxis offenbar reibungslos, und 
Vikariat und Regierung standen in ständiger guter Verbindung 
über die materiellen Verhältnisse der Alumnen 1 7 4 ) . Diese ver-
blieben in den Erholungsstunden unter sich und sollten mit den 
anderen Konviktoren keine Bekanntschaft zu machen suchen. 
1 8 0 4 waren es nur noch drei an der Zahl, während im vorher-
gehenden Jahre noch 24 Studenten, teils Gymnasiasten, teils 
Theologen, das Konvikt bewohnten. Die schon jahrelang zurück-
gehende Anzahl in- und ausländischer Konviktoren wurde teils 
auf die Errichtung auswärtiger Seminarien und Erziehungs-
anstalten, teils auf die Verteuerung der Lebensmittel zurück-
geführt 1 7 5 ) . Es war ursprünglich die Absicht des Landesherrn, 
die sechs Alumnen, die im Corveyer Seminar in der Ausbildung 
waren, im Fuldaer Seminar unterzubringen. Das Vikariat hatte 
nichts dagegen einzuwenden, aber es ist nichts daraus ge-
worden i 7 6 ) . 
Zu dem Unterhalt des Seminars trugen nach der Säkularisation 
1 7 1 ) Vgl. Richter, Der Plan der Errichtung einer $alA. Univenilät, in: F.G.B1. 
XV (1921), S. 51 und König, Auch eine Jugend, S. 236, 237. 
1") B. Rep. F. Anhang I 3. 
«
3 ) B. Rep. F. Bietumsakten 23. 
i" ) Vgl. z.B. K. H. A. 34 : 9 und St. M. 97b 161. 
1 7 δ ) В. Rep. F. Anhang 1 3. 
"«) K. H. A. 34 : 9. 
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der Landesherr und der Alumnats- und Schulfonds bei, während 
schließlich der Fürstbischof auf fünf Jahre mit einem jährlichen 
Betrag von 1 1 00 Gulden beitrug 1 7 7 ) . Es lag in der Absicht des 
Erbprinzen, die Einkünfte des aufgelösten Kollegiatstiftes Fulda 
nachher dem Seminarium zuzuwenden 1 7 8 ) . Dieses Vorhaben 
weist daraufhin, daß die oranische Regierung den unter Par. 35 
des R.D.H. genannten Begriff „Domkirche" derart interpretierte, 
wie es heutzutage in Deutschland kirchlicherseits in Sachen der 
finanziellen Staatsverpflichtung gegenüber den Kirchen noch ge-
schieht. Unter „Domkirche" das hatte bereits das juristische 
Empfinden der oranischen Regierung begriffen — seien die 
Bischofsstühle mit der Diözesanverwaltung, also auch die Semi-
nare, zu verstehen, und somit sei ein Teil der Einnahmen der 
säkularisierten Stifter, Abteien und Klöster dem Seminar zu-
zuwenden 1 7 9 ) . Das Seminar wurde damit in gewissem Sinne 
von der landesherrlichen Bewilligung abhängig. Auch die gene-
röse Geste des Erbprinzen, an seinem Geburtstag und dem 
seiner Gemahlin, sowie am Bonifatiusfest, am Anfang des Schul-
jahres und am Kirchweihfest jedesmal einen Eimer Wein aus 
dem fürstlichen Keller dem Seminar zur Verfügung zu stellen, 
sollte die Bindung zwischen letzterem und dem Fürsten zum 
Ausdruck bringen 1 8 0 ) . Es gab im gleichen Zeitalter anderweitig 
viele Beispiele von bedeutend lästigeren landesherrlichen In-
teressen für den geistlichen Nachwuchs I 
B. Die Kirchiveihfeste 
Im katholischen Fuldaer Lande war eigentlich nie ein einheit-
liches und überall zu gleicher Zeit begangenes Volksfest auf-
gekommen. Es wurde vielmehr das ganze Jahr hindurch der 
Kirchweihfesttag der einzelnen Gemeinden örtlich gefeiert, und 
bei jedem Fest zog die ganze Nachbarschaft nach dem be-
treffenden Ort. Die Roheit der Bevölkerung hatte aber leider 
den immer wiederkehrenden Übelstand zur Folge, daß der 
morgens mit einem Festhochamt angefangene Festtag durch 
1T7) B. Rep. F. Bistumaakten 6. 
178) St. M. 98c. 
1 7 β ) Vgl. Müssener, Die finanziellen Ansprüche, S. 18, 19. Über die finan-
ziellen Folgen dee R. D. H. überhaupt, siehe S, 83 (f. 
180) B. Rep. F. Anhang 1 4. 
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Zechgelage, Ausschweifungen und Schlägereien entweiht wurde, 
was sich durch die herkömmlichen sogenannten Nachkirmessen 
noch tagelang fortsetzte. Um diesen Mißstand sowie die damit 
verbundene Verschwendung zu beheben, erließ der Fürst am 
1 3. April 1 804 eine nach einigen Wochen auch im Intelligenz-
blatt veröffentlichte Verordnung, nach der „alle Kirchenweihen 
im ganzen Fürstentume sowohl in Hinsicht des Kirchenfestes als 
der übrigen Lustbarkeiten auf einen und den nämlichen Tag, 
und zwar auf den ersten Sonntag nach Allerheiligen" gefeiert 
•werden sollten. Zusätzlich verfügte er, daß nur noch bis zum 
Dienstag einschließlich nachgefeiert werden dürfte 1 8 1 ) . 
Es leuchtet ein, daß die weltliche Regierung sich in dieser 
Formulierung auf das eigentliche Kirchengebiet begeben hatte, 
wenn auch an das Vikariat das Ersuchen erging, von sich aus 
allen Pfarrern wegen der Verlegung der Kirchweihfeste die 
nötigen Richtlinien zu geben. Bischof Adalbert war der Ansicht, 
daß es immerhin nicht in der Absicht der Regierung läge, die 
Kirchenliturgie zu bestimmen und erbat eine eindeutige Vikariats-
erklärung. In ihrem Antwortschreiben wies die G. С. С. darauf 
hin, daß die Verfügung nur das allgemeine Wohl der Unter-
tanen, die Abstellung der Mißbräuche und die Verbesserung der 
Moralität, keineswegs aber das Eingreifen in die „innere Kirchen-
feyerlichkeit" zum Zweck hätte. Dieser Bemerkung, die zu 
trennen suchte, was kaum zu trennen war, wurde noch hinzu-
gefügt, daß die nämlichen gesetzlichen Bestimmungen in anderen 
ehemals geistlichen Staaten schon längst erschienen seien 1 8 2 ) . 
Dies traf nun zu. Der Speierer Fürstbischof August von 
Limburg-Stirum (1770-1797) hatte die Kirchweihfeste in seinen 
Hochstiftspfarreien auf den ersten Sonntag nach Martini ver-
legt, um „ärgerlichen Schwelgereyen und Ausschweif ungen" 
Schranken zu setzen 1 8 3 ) . Auch in anderen geistlichen Gebieten 
war die Verlegung auf einen selben Tag erfolgt; so in Köln im 
März 1 770 1 8 4 ) . Im Würzburgischen erfolgte die Zusammen-
legung 1 764 und machte dort viel böses Blut, nicht nur bei den 
Wirten, sondern auch bei ihren Gästen 1 8 5 ) . 
l81) B. Rep. F. К 9; F. Intell. Bl. vom 9. Mai 1804. 
a 8 2 ) B. Rep. F. К 9. 
«
3 ) Rößler, S. 94. 
184) Merlile, Die katholische Beurteilung, S. 4 1. 
183) Merkle, ¡yurzburg im Zeitalter der Aufklarung, S. Ι Θ4. 
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Fuldaer Bischof und Vikariat gaben sich mit der Regierungs-
begründung zufrieden. Das Vikariat vertrat die Meinung, daß 
von der liturgischen Bestimmung, den Jahrestag an dem Tag der 
jeweiligen Kirchweihe zu halten, abgewichen werden dürfe. 
Sonst könne man sich leicht den Vorwurf zuziehen, als wolle 
man dem beabsichtigten Staatswohl entgegenarbeiten. Dieser 
Vorwurf sei tatsächlich oft angewandt worden, um die katho-
lischen Kirchenvorsteher in der Öffentlichkeit mißliebig zu 
machen. Man versprach sich von einer Einwilligung in das 
landesherrliche Verlangen „die so ersprießliche Concordia inter 
sacerdotium et imperium". Auch der Bischof wollte durch eine 
entgegenkommende Haltung zu erkennen geben, daß er gesinnt 
sei, das Staatswohl wie immer möglich zu fördern. Das Vikariat 
erließ daher am 25. Mai 1Θ04 ein Zirkular an sämtliche 
Seelsorger, in dem zu lesen war, daß der Bischof sich auch 
seinerseits bewogen gefunden habe, die sämtlichen Kirchweih-
feste auf den Sonntag nach Allerheiligen zu verlegen, wohin 
zugleich auch die Ablässe verlegt würden 1 9 6 ) . 
Damit wurde auch von seilen der kirchlichen Obrigkeit die bis 
heute in der Diözese Fulda noch geltende Kirchweihfeier fest-
gesetzt. Es ist also verfehlt, diese Maßnahme als eine kirchen-
feindliche, einseitige Verfügung zu bezeichnen. Wir können uns 
hier dem Kirchenhistoriker Brück, der in diesen und zahllosen 
anderen Aufklärungsreformen eine „kirchenfeindliche" Tendenz 
der „Staatsliturgiker" erblickte, wieder einmal nicht an-
schließen l8 7). In diesem Fuldaer Fall standen Staat und Kirche 
hinter der bei der Bevölkerung freilich wenig beliebten Zu-
sammenfassung der Kirchweihen. Durch das verständnisvoll ent-
gegenkommende Verhalten der Kirchenbehörden wurde eine 
landesherrliche Initiative kirchlicherseits übernommen, wodurch 
sie allein Erfolg erzielen konnte. Denn obwohl mehrere Amts-
vögte die Pfarrer in ihrem Amtsgebiet bereits vor dem bischöf-
lichen Dekret ersucht hatten, die einseitige fürstliche Verordnung 
von den Kanzeln bekannt zu geben, wandte sich eine Anzahl 
Geistliche an das Vikariat um dessen Standpunkt, der ja erst 
am 25. Mai bekannt wurde, zu erfahren. 
Die betreffenden Vögte zeigten dabei übrigens weniger Ver-
18
«) B. Rep. F. К 9. 
1B7) Brück, S. 446 ff. 
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ständnis für die Kompetenzgebiete von Staat und Kirche als 
die höchsten Regierungskreise. Auch das Oberfinanzkollegium 
ging fehl, als es das Konsistorium bat, die landesherrliche Ver-
ordnung von den Kanzeln verkündigen zu lassen. Es erhielt denn 
auch die zurechtweisende Antwort, daß die Publikation über das 
Vikariat geleitet worden sei 1 8 8 ) . Die Sucht der Beamtenschaft, 
bei der Regierung einen guten Ruf zu bekommen, wird, wie wir 
früher bereits bemerkten, auch nicht ganz an diesem eifrigen 
Verfahren schuldlos sein. Es braucht ja nicht zu verwundern, daß 
die niedrigen Beamten und das Volk, an die nur theoretisch in 
kirchliche und weltliche Gesetze unterscheidbaren Vorschriften 
des Fürstbischofs gewöhnt, sich bei der Schwerfälligkeit des 
Beamtenapparates auf die neue Sachlage nach der Säkularisation 
kaum umstellen konnten. Eine scharfe Trennung war nur für die 
kirchlichen Behörden eine Gewissensfrage, während dagegen 
auch mancher Pfarrer von der prinzipiellen Auseinandersetzung 
und Aufgabenteilung zwischen Konsistorium und Vikariat keine 
klare Vorstellung gehabt haben mag. 
D a ß die Beschneidung der Kirmesfeiern von der Bevölkerung 
freudig begrüßt wurde, läßt sich schwerlich denken. Wieder ein-
mal rüttelte man an einer beliebten Volksgewohnheit, und auch 
in anderen ähnlichen Fällen hatte die schlichte Bevölkerung nur 
wenig Verständnis dafür aufbringen können, daß sie gegen sich 
selbst in Schutz genommen wurde. Direkte Belege für eine all-
gemeine Verstimmung sind jedoch in der Oranierzeit nicht auf-
zufinden. Wie immerhin die Verfügung ihre Auswirkung nicht 
verfehlt hat, geht aus einer Bittschrift der Handwerker der Stadt 
Fulda hervor, die lange nach der oranischen Regierungszeit, im 
Januar 1 θ 1 1, bei dem Departementpräfekten der kurerzkanzle-
rischen Regierung eingereicht wurde. Sie geht dahin, daß alles 
wieder auf den alten Zustand zurückgeführt werden möchte, da 
der Prinz von Oranien „auf den Vortrag einer übel verstandenen 
Finanzspekulation diese unvordenkliche Erwerbart der Bürger" 
— man zielte auf den lebhaften Verkauf an den vielen Kirch-
weihtagen — abgeschafft hätte 1 8 9 ) . Dabei hatte diese Be-
völkerungsschicht in der Oranierzeit jedenfalls noch den Vorteil 
eines besseren Geschäfts gehabt durch die großzügige Lebens-
i88) B. Rep. F. К 9. 
1 β 0 ) St. M. 98c 326; vgl. Stadtarchiv Fulda XVII a 6. 
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führung der neuen Residenz, die vielen neuen Beamten und das 
erweiterte Militär. 
Die von der Regierung übereilt vorgenommene Änderung 
hatte ihre auch vom Vikariat nicht vorhergesehene Rückwirkung 
im religiösen Bereich für die Kirchgänger und Kirchendiener der 
Filialkirchen. Die ausführliche Klagekorrespondenz über das 
nunmehr häufige Fehlen eines Gottesdienstes in den Filialkirchen 
beweist, daß noch ein Teil der Bevölkerung die Neureglung als 
unangenehm empfand 1 9 0 ) . Es steht dahin, ob die hierunter 
folgende endgültige Vikariatsentscheidung befriedigte und ob 
man sich mit der neuen Lage abfand. 
A m 24. Februar 1806 wurde nämlich vom Vikariat mit höch-
ster Genehmigung des Landesherrn verfügt 1 9 1 ) , daß jene Filial-
kirchen, die mit der Mutterkirche den sonntäglichen Gottesdienst 
wechselweise feierten, dies auch bei dem jährlichen Kirchweih-
fest halten sollten. Das bedeutete also, daß die Bevölkerung der 
Filialorte mindestens jedes zweite Jahr beim Kirchweihfest 
irgendwo anders zur Kirche gehen sollte, und daß, wenn sie als 
Auftakt zum weltlichen Fest sich nach altherkömmlicher Weise 
in der eigenen Filialkirche zusammenfinden konnte, sich die Um-
wohnenden der Mutterkirche wieder gezwungen sahen, das Fest 
außerhalb ihres Ortes kirchlich zu begehen. Jene Filialen, die bis 
dahin außer an ihrem hergebrachten Kirchweihfest keinen Gottes-
dienst in ihrer eigenen Kirche abhielten, bekamen künftig, wenn 
nämlich die Kirche für die ganze Pfarrgemeinde groß genug war, 
an einem beliebigen Sonn- oder Feiertag ihren jährlichen Gottes-
dienst. Konnte sie nur die Bewohner des Filialorts fassen, dann 
war der Gottesdienst am Kirchweihdienstag. Damit erhielten die 
Eingepfarrten der Filialkirchen jedenfalls eine Leistung für ihr 
Geld, denn in den ersten Jahren der Neureglung waren sie an-
gehalten worden, ihren Pfarrern und Küstern die Kirmesgefälle 
zu entrichten, auch wenn in dem Ort selbst die Feier nicht ge-
halten wurde. 
C. Die Kindtaufen 
Ganz unter dem Einfluß des kalten, sachlichen Aufklärungs-
geistes warf man die Frage auf, ob die Taufe der neugeborenen 
Kinder nicht besser in den Häusern gespendet würde, weil so-
100) B. Rep. F. К 9. 
1 8 1) ebenda. 
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wohl der Gang mit dem Kleinen nach der Kirche als auch die 
Kälte des Taufwassers dem Kinde nachteilig seien. Wenn auch 
bei den mangelhaften Verkehrsmitteln der armen Bevölkerung 
der Taufgang zumindest mit größter Vorsicht stattfinden mußte, 
so läßt sich doch schwerlich einsehen, daß die Kirche plötzlich 
einen alten Kirchenritus wegen dieser übertriebenen Sorge um 
das leibliche Wohl völlig abändern sollte. Gab es damals doch 
auch Leute, die die Christmette als die beste Möglichkeit zur 
Erkältung verschrieen und welche die Nüchternheit vor der 
Kommunion in Winterzeit, als eine zu große Anstrengung, ab-
schaffen wollten. Aber lag dies nicht auf der gleichen Linie mit 
dem Anstreben des Zugeständnisses, den Hut in der Kirche aus 
Gesundheitsrücksichten aufbehalten zu dürfen oder mit der 
völligen Abstellung des Gottesdienstes bei schlechter Witte-
rung? 192). 
Dem vom bischöflichen Generalvikar Wessenberg in Konstanz 
gestellten Taufproblem der Konferenz vom Jahre 1 804 gab er 
selber eine Lösung. In einem Hirtenbrief vom 20. April 1Θ06 
wies er die Seelsorger an, dem kalten Wasser etwas warmes bei­
zumischen und zu diesem Zweck immer ein Quantum Taufwasser 
in dem Pfarrhause an einem temperierten Orte aufzubewahren. 
Auch wurden die Seelsorger ermahnt, bei rauher Witterung, vor­
züglich an den Filialen und in entfernten Höfen auf Wunsch der 
Eltern im Geburtshause des Kindes zu taufen 1 9 3 ) . 
Auch in Fulda war noch unter der weltlichen Regierung des 
Bischofs Adalbert diese Sache zur Sprache gekommen, und, bei 
Ablehnung allzu weitgehender Zugeständnisse, doch nach dem 
damaligen Fuldaer Rituale bereits gestattet worden, zur Winter-
zeit mit lauwarmem Wasser zu taufen und auch bei gefährlichen 
Fällen die Taufhandlung in den Häusern vorzunehmen. Dies 
konnte das bischöfliche Vikariat denn auch zur offenbaren Zu-
friedenheit der oranischen Regierungsstellen berichten, als das 
Konsistorium auf Veranlassung des Medizinal- und Sanitäts-
kollegiums sich Ende 1805 bei der kirchlichen Behörde über 
diesen Gegenstand erkundigte 1 9 4 ) . 
Gerade in derselben Zeit legte die fürstliche Regierung zu 
1 β 2 ) Vgl. Brunschwig, La Crise Je l'Etal, S. 8 1 . 
1 9 3 ) Rösch, Das religiose Leben, S. WO. 
«4) B. Rep. F. Τ 5. 
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Höxter einen Entwurf zu einer Trauerverordnung vor, worin 
auch mehrere Bestimmungen wegen Kindtaufen enthalten waren. 
Der Fürst forderte von seinem G. R. ein Gutachten, ob nicht 
für seine sämtlichen Besitzungen der Entwurf zum Gesetz 
zu erheben sei. Da das höchste Regierungskollegium eine 
Reglung über die Taufe als „in die Kirchendisziplin ein-
schlagend" bezeichnete, hielt es, bevor es die Sache untersuchte, 
Rücksprache mit dem Vikariat. Der Entwurf zeigte eine verhält-
nismäßig strenge Tendenz, weil darin vorgeschlagen wurde, daß 
an den Orten, wo Kirchen vorhanden waren, der Taufakt jedes-
mal und ohne Rücksichtnahme auf Personen in der Kirche voll-
zogen werden sollte. Nur bei Schwächlichkeit des Kindes, 
heftiger Kälte oder wenn gegen Bezahlung von zwei Reichstalern 
an die Kirchenkasse von der Regierung Dispens erteilt würde, 
könne man davon abgehen 1 9 5 ) . 
Das Vikariat begrüßte die vorgeschlagene Regelung und wies 
darauf hin, daß nach Vorschrift des Fuldaer Rituals der Taufakt 
außer in Notfällen in den Kirchen vorgenommen werden sollte; 
die Ammen hätten aber die Notfälle zu bescheinigen und da 
diese Bescheinigungen zu rasch abgegeben würden, sei man ver-
anlaßt worden, die Haustaufen außer den eigentlichen Notfällen 
nur gegen die Bezahlung einer Geldsumme für emeritierte 
Priester zuzulassen. Durch eine Taxe von zwei Reichstalern, die 
eine Erhöhung darstelle, würde eine Anzahl auf Bequemlichkeit 
bedachter Eltern sich eher den Vorschriften fügen, und so dürfte 
„der löbliche Zweck der alten Kirchendisziplin am nächsten 
wieder erreicht werden", übrigens scheint der Erbprinz sich 
früher einmal mißbilligend über eine solche Abgabe geäußert zu 
haben, und auch das Vikariat bemerkte jetzt, daß es erbaulicher 
wäre, wenn dem Mißbrauch der nicht notwendigen Haustaufen 
auf eine andere Weise begegnet werden könnte. Zu der Frage, 
inwiefern die Regierung die Dispensation zu erteilen habe, nahm 
das Vikariat keine Stellung 1 ! ) 6 ) . 
Für uns geben die betreffenden Aktenstücke genügend 
Material zu der Feststellung, daß bei der kirchlichen Behörde 
eine ziemlich weitherzige Haltung zu der Frage des Taufortes 
bestand und Differenzen mit den landesherrlichen Stellen sich 
MS) B. Rep. F. В 3. 
1 0 6) ebenda. 
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nicht ergaben. D a ß der strenge Höxterische Entwurf bei dem 
Landesherrn und seinem Rat eine gute Aufnahme erhielt, ist 
nicht gerade wahrscheinlich, entzieht sich aber unserer Kenntnis. 
Jedenfalls kam es nicht zu irgendwelcher weiteren Reglung. 
D. Feierlage und ¡Vallfahrten 
„Gestern hatten wir hier in Fulda einen Festtag und Samstag 
haben wir wieder einen; das macht zwei in einer Woche und 
ist zu viel, wodurch man furchtbar viel Zeit verliert. Besonders 
im Sommer ist dies von nachteiligem Einfluß für die Landleute." 
So äußerte sich der Erbprinz in seiner, übrigens französisch ge-
führten Korrespondenz mit seinem Vater 1 9 7 ) . Diese Worte kenn-
zeichnen den eifrigen, auf höchstmöglichen Wohlstand der Be-
völkerung bedachten Landesvater. Sie sind symptomatisch für 
die Politik, die er während seiner kurzen Regierung hinsichtlich 
der Belebung der Arbeitsamkeit betrieb ^ 8 ) . 
Aus diesem Gedanken heraus läßt sich die Besorgnis der 
G. C. C. verstehen, als sie erfuhr, daß mehrere Ortschaften die 
unter Fürstbischof von Bibra schon abgeschafften Feiertage noch 
hielten, und daß weiterhin nach mehreren weit entfernten, teils 
aus-, teils inländischen Orten gewallfahrtet wurde. Im Juli 1 8 0 4 
zog daher das Konsistorium beim Vikariat und den Land-
dechanten Erkundigungen über die geltenden Verfügungen und 
die Praxis in dieser Hinsicht ein. 
Wie im Laufe der 70er Jahre des 1 8. Jahrhunderts in allen 
katholischen Staaten eine Reduzierung der Feiertage vorgenom-
men worden war, so hatte auch Fürstbischof Heinrich von Bibra 
durch das Dekret von 1 770 u.a. die Apostelfeste, ausgenommen 
das von Peter und Paul, und ferner die Feste von Maria Heim-
suchung und Maria Opferung abgeschafft. Sein Nachfolger 
Adalbert III. hielt dieses Dekret, trotz aller Proteste, aufrecht, 
und man hatte während seiner Regierung die betreffenden Fest-
tage nur im stillen weiter gefeiert. Das Hochstift Fulda, von 
altersher wegen seiner vielen Wallfahrten bekannt, sah sich in 
den gleichen 70er Jahren um seine beliebten Wallfahrten nach 
Walldürn, auf den Maria-Ehrenberg bei Motten und auf den 
Gehilfersberg bei Rasdorf gebracht. Zu Anfang war Adalbert 
κ»
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noch weiter gegangen und hatte außerdem alle feierlichen und 
öffentlichen Wallfahrten, die über die Grenzen des Landes hin-
ausgingen, verboten. Nach einiger Zeit aber wurde den Eichs-
feldern, denen sich viele Stiftsuntertanen im geheimen an-
schlossen, der von Bischof Heinrich verbotene feierliche Durch-
zug mit Kreuz und Fahnen nach Walldürn wieder gestattet. Der 
Fürstbischof wollte dieser Wallfahrt nicht entgegentreten und 
stellte auch den öffentlichen Wallfahrtsgottesdienst auf den 
Maria-Ehrenberg wieder her 1"). 
Nach den Berichten der Landdechanten an das Konsisto-
rium 2 0 0 ) wurden am Anfang der Oranierzeit mehrere der ab-
geschafften Feiertage an einigen Orten noch gehalten, z.B. 
der dritte Oster-, Pfingst- und Weihnachtstag, wogegen eindring-
liche Vorstellungen bei dem Volke fruchtlos blieben 2 0 1 ) . Die 
Feier bestand darin, daß die Pfarrkinder morgens der Pfarr-
messe beiwohnten, in sonntäglicher Kleidung erschienen, sich 
von öffentlicher Arbeit enthielten, aber den Tag vielfach mit 
Schwelgen in den Wirtshäusern entweihten. Dann gab es eine 
Anzahl sogenannter Verlobter Tage, die sich auf ein von den 
Voreltern gemachtes Gelübde gründeten, als sie damals von 
einer Not, Gefahr oder Katastrophe betroffen worden waren. 
Solche Tage waren dem Seelsorger willkommener Anlaß, die 
Pfarrkinder zu den tatsächlich auch stark besuchten Beichtstühlen 
und den Hochämtern mit Predigt heranzuziehen, wenn auch 
andrerseits meistens ein ganzer Tag unter Vernachlässung der 
Berufsarbeit verbracht wurde. So waren St. Sebastian, Rochus 
und Wendelin, wie in den Bamberger und Würzburger Ort-
schaften, auch im Fuldischen die beliebten Pest- bzw. Vieh-
Heiligen, deren Tag man mit Genehmigung des Vikariats häufig 
als verlobte Tage feierte. 
Besonders in den Landdekanaten Schondra und Haimbach 
bestand dabei örtlich die merkwürdige Gepflogenheit, das Vieh 
mit den Menschen bis Mittag oder mindestens bis zum beendeten 
Gottesdienst fasten zu lassen 2 0 2 ) . Der Dechant von Schondra 
1Bt
») Enneking, S. 180. 181. 
200) B. Rep. F. F 3. 
2 0 1) In der Stadt Fulda wurde an diesen Tagen normal gearbeitet. 
202) J j m gich z u entschuldigen berief sich der Dechant von Hünfeld 
auch auf die Niniviten, worüber Theodoretus (Bischof im 6. Jahrhundert) 
sagte, daß sie fasteten ,,ut innoxiorum animalium clamore et balatu 
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betrachtete dies nicht als einen Aberglauben, sondern als eine 
Nachahmung der ninivitischen Bußgeschichte, wodurch Gott als 
alleiniger Oberherr über Menschen und Vieh vom Volke an-
erkannt und um Abwendung fernerer Viehseuchen im Geiste 
der Buße gebeten wurde 2 0 3 ) . Der Dechant von Eiterfeld da-
gegen war offensichtlich weniger biblisch. Er sprach die Hoff-
nung aus, daß sich jeder Pfarrer bestrebe, derartige Mißbräuche 
in Predigten und Christenlehre zu geißeln, damit sie nach und 
nach ausgerottet würden. In Lütter hatten an verlobten Tagen 
die Pferde Arbeitsruhe. Das Vikariat nahm hierzu deutlich 
Stellung, als es der G. C. C. schrieb, es sei weit entfernt, jene 
Mißbräuche zu begünstigen, und es sprach weiter von „bisweilen 
wohl auch mit einer Art von Aberglauben verbundenen An-
dächteleien" 2 0 4 ) . Dieses Urteil erstreckte sich auch auf manche 
Wallfahrten. 
Was die Wallfahrten anbelangt, welche im Lande selbst nach 
oft stundenweit entfernten Kirchen und Kapellen angetreten 
wurden, konnte das Vikariat noch mitteilen, daß es unlängst 
mehrere derselben abgestellt habe; man müsse weiter Bedacht 
darauf nehmen, auch die noch übrigen, insofern fast unvermeid-
liche Unordnungen damit verbunden seien, eingehen zu lassen. 
Es wurde in der Fuldaer Diözese tatsächlich noch stark gewall-
fahrtet 2 0 5 ) . Vom Dekanat Hünfeld aus gingen hin und wieder 
einzelne Waller nach Walldürn, Maria Dettelberg und Maria 
Weiher, was nach den Pfarrern leicht abgestellt werden könnte, 
wenn das schon längst ergangene Verbot für Auslandwallfahrten 
von den Kanzeln unter Strafandrohung erneuert würde. Der 
Dechant von Geisa, der zu nüchtern urteilte, um sich an der 
allgemeinen Wallfahrtsverleumdung der Aufklärer zu beteiligen, 
moveantur homines, et impiue ad lacrimas et poenitentiam excitetur, qui-
bus mise rico rdiam Dei impetrat". 
203) Der Dechant von Schondra berichtete: „auf Wendelinus werfen in 
Schondra die Dümmeren vor dem Morgengottesdienst dem Vieh kein 
Futter vor". Dasselbe war der Fall in Oberleichtersbach. In Wartmanns-
roth fasteten Menschen und Vieh am St. Antoniustage, und niemand ent-
zündete vor beendigtem Gottesdienst Feuer. Der Pfarrer von Dippach 
teilte mit, der „Mißbrauch", daß das Vieh fasten müßte, herrsche noch 
vor. Auch in Untererthal wurde am Sebastianstag das Vieh bis Mittag 
nicht gefuttert. 
2 M ) B. Rep. F. F 3. 
205) [ ) ¡ e folgenden Angaben wurden teils B. Rep. F. W 2, teils B. Rep. F. 
F 3 entnommen. 
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stellte dennoch mit tiefem Mißvergnügen fest, daß immer noch 
manche Leute Wallfahrten nach Walldürn, Vierzehnheiligen usw. 
unternahmen. Er betrachte diese frommen Reisen für junge 
Leute ohnehin als gefährlich, während die Eltern dabei ihr Haus-
wesen versäumten. Der Pfarrer von Oberleichtersbach berichtete, 
daß an Christi Himmelfahrt von dort nach Züntersbach und am 
zweiten Pfingsttage auf den Volkersberg gewallfahrtet und da-
durch wegen unvermeidlicher Mißstände alles andere als die 
gebotene Heiligung dieser Festtage bewirkt würde. Der Pfarrer 
von Dippach schlug vor, alle Wallfahrten auch innerhalb des 
Fuldaer Gebietes, außer denen in der Bittwoche und am Fron-
leichnamstag, zu verbieten . 
Ganz derselben Meinung war Dompfarrer Isidor Schleichert, 
als er feststellte, daß aus seiner Pfarrei zu gewissen Zeiten 
„frömmelnde Caravanen mit ihren Opfern und Gelübden" an 
mehrere weit entfernte Orte wallfahrteten. Diese Wallgänge 
seien nachteilig für „Religion, Moralität, Polizei und selbst die 
Finanzien". Er werde aber verleumdet, wenn er sich hiergegen 
richte. Sollte man alle Wallfahrten verbieten, so würde die schul-
und christenlehrpflichtige Jugend nicht mehr so häufig vom 
Unterricht abgehalten. 
Als die G. C. C. durch das Konsistorium eingehend über die 
Fuldaer Gepflogenheiten bezüglich Feiertage und Wallfahrten in-
formiert worden war, erkundigte sie sich nach einem Gutachten 
seitens des Vikariats und fragte, ob nicht vielleicht den Unter-
tanen auch das private Wallfahren nach Walldürn, Dettelberg 
und allen ausländischen Orten strengstens untersagt und ebenso 
die an entfernte inländische Orte gehenden und zu schädlichen 
Unordnungen Anlaß gebenden Prozessionen abgestellt werden 
könnten. Es sei weiter angebracht, sämtlichen Hirten eine Vor-
schrift zu erteilen, nach der sie dem Volke hierüber richtige 
Begriffe beibringen möchten 2 0 G). Bischof Adalbert, der zwar 
vermutete, daß die angedeuteten Mißbräuche etwas übertrieben 
seien, hielt dennoch sein Vikariat an, die Seelsorger zu ernst-
hafter Mitwirkung bei den vorgeschlagenen Maßnahmen aufzu-
fordern. Es müsse dem Vikariat daran gelegen sein, daß die 
katholische Religion in ihrer Reinheit erhalten bleibe 2 0 7 ) . 
^
00) В. Rep. F. F 3. 
*«) ebenda. 
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V o n irgendwelcher Verstimmung an höchster kirchlicher Stelle 
fehlt also jede Spur. Die Kirche teilte im Gegenteil völlig den 
Regierungsstandpunkt und war davon überzeugt, daß manche 
Pfarrer und Kapläne weniger klug und eifrig in der Belehrung 
der Pfarrkinder zu Werke gegangen seien. Das Vikariat betonte 
in seinem Rückschreiben an die G. C. C , neben der geistigen 
Offensive gegen die Fortsetzung törichter Gewohnheiten sei es 
nötig, daß zugleich von der allgemeinen Landespolizei den 
hiesigen Untertanen auch das Privatwallfahren streng verboten 
und den Eichsfeldern Wallfahrern der feierliche Zug durch das 
Fürstentum Fulda untersagt würde. Man würde weiter seinerseits 
das Nötige wegen der Einstellung der mit unvermeidlichen Un-
ordnungen verknüpften Prozessionen nach entfernteren inlän-
dischen Orten an die betreffenden Pfarrer ergehen lassen 2 0 8 ) . 
Wenn uns diese ganze Vorgeschichte nun bekannt ist, werden 
wir die einschlägige, obigen Wünschen entsprechende G. C. C.-
Verordnung vom 1 6. Febr. 1 805 2 0 9 ) nicht, wie öfters geschah, 
als eine kirchenfeindliche Maßnahme derjenigen, die dem 
Katholizismus verständnislos gegenüberstanden, betrachten. Wir 
müssen in ihr das konkrete Zusammenwirken zwischen Kirche 
und Staat erblicken und wollen jetzt nur noch feststellen, aus 
welchen Gründen auch die kirchliche Obrigkeit zur angedeuteten 
Stellungnahme kam. In den obigen Aussagen der Pfarrer war 
bereits Aufschlußreiches zu hören. Überdies geben die von allen 
Pfarrern eingesandten Berichte über die verlobten Tage und 
Wallfahrten in ihren Pfarreien, welche vom Vikariat im März 
1 805 angefordert wurden, eine Einsicht in die beim bischöflichen 
Verwaltungsorgan mit Recht bestehende Besorgnis um das 
richtige Glaubensbewußtsein der Bevölkerung 2 1 0 ) . 
Da gab es in erster Linie die Häufung der Wallfahrten, 'wo-
durch viele ihren Gehalt verloren und nicht mehr eine feierliche 
gemeinsame Kundgebung darstellten, sondern öfters in einen 
unwürdigen Aufzug von alten Weibern, Studenten und Schul-
kindern ausarteten. Dann waren da in vielen andren Fällen die 
2 0 8) ebenda. 
2 0 e) Für den Wortlaut siehe Anhang. 
s™) B. Rep. F. W 2 lieferte das Material für die beiden folgenden Ab-
sätze. 
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Gefahren der Wirtshäuser, wodurch zahlreiche Pfarrer nach A b -
lauf des Wallfahrtgottesdienstes nicht einmal ein Viertel der 
Wallfahrer nach Hause begleiten konnten 2 1 1 ) . Die meisten 
blieben in dem anderen Ort hängen, und verzehrten dort ihr 
Geld in Trinkgelagen, die oft in Schlägereien zwischen den 
Männern der verschiedenen Dörfer ausarteten. Weiterhin waren 
es der Müßiggang und die Arbeitsscheu, die sich bei Wallfahrten 
und Prozessionen an verlobten Tagen eindeutig zeigten, und die 
leicht zum „andächtigen Unfug" Anlaß gaben. 
Neben der Beseitigung dieser Mißstände strebte man auch ein 
positives Ziel an. Man wollte, indem man dem Auslaufen der 
Pfarrangehörigen in fremde Kirchen vorzubeugen suchte, der 
Pfarrkirche ihre alte Stellung als Mittelpunkt der Seelsorge und 
der Kultgemeinschaft wieder zurückgeben. Geriet doch der 
Pfarrgottesdienst und damit auch die normale, über andere 
Gegenstände als nur Sonderandachten handelnde Sonntags-
predigt und die Christenlehre wegen der sonntäglichen Wall-
fahrten in Nachteil. Und es war ganz im Sinne der katholischen 
Aufklärung, diese den Kern der Religionspraxis berührenden 
Bestandteile hervorzuheben 212). Daher schlug der Vikariats-
referent in dieser Sache, Leonhard Pfaff, nach Heranziehung 
obiger Berichte vor, in dreißig Fällen Prozessionen nach weit 
entfernten Orten besonders darum abzustellen, weil sie an Sonn-
oder Feiertagen gehalten wurden. Dompfarrer Isidor Schleichert, 
eifriger Leser und Bewunderer der wessenbergischen Theologisch-
Pral(iischen Monatschrifl, empfahl, die Morgen- und Abendprozes-
sionen ganz eingehen zu lassen und sie durch eine Messe mit 
Allerheiligen-Litanei und eine Mai-Betstunde zu ersetzen. 
Zusammenfassend läßt sich also feststellen, daß die führende 
Geistlichkeit im Einklang mit den katholischen aufgeklärten 
Ideen aus pastoralen Erwägungen einer drastischen Ein-
schränkung der Wallfahrten das Wort redete. Sie fand bei ihrem 
Streben die Unterstützung der oranischen Regierung, die sich 
hauptsächlich von ökonomisch-sozialen Erwägungen führen ließ. 
211) Im Mai 1805 mußte das Vikariat die Pfarrer sogar anhalten, ihre 
Prozessionen ganz nach Hause zurückzubegleiten und nicht bis abends 
spät beim Pfarrer des Wallfahrtsortes zu verweilen. Auch sollten die 
Geistlichen, des guten Beispiels wegen, mit ihren Pfarrkindern der Predigt 
und dem Hochamt beiwohnen. 
2 1 2) Schnabel IV, S. 11, 12. 
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Überhaupt nahmen die kirchlichen Behörden, wie wir noch mehr-
mals sehen werden, Bedacht darauf, in der religiösen Praxis der 
Flut von zuziehenden Protestanten so wenig wie möglich Anstoß 
zu geben. So befürwortete Pfaff, bevor noch von Regierungs-
seite die Frage aufgeworfen wurde, die Abstellung einer ganzen 
Menge von Wallfahrten, da sie „der Absicht unserer Kirche gar 
nicht entsprechen" und da für die zahlreichen Protestanten „der-
gleichen höchst mangelhafte religiöse Übungen nothwendig ver-
ächtlich werden müßten". Der Dompfarrer war denn auch als 
aufgeklärter Pfarrer in seinen tiefsten Gefühlen verletzt, als er 
erfuhr, daß eine Gesellschaft von angesehenen Finanzräten pro-
testantischer Konfession sich für die Belassung des dummen 
katholischen Pöbels bei seinem abgöttischen Wallfahren ausge-
sprochen hätten, da ja solche die Finanzen des Staates ver-
mehrten 2 1 3 ) . Es war dies übrigens offenbar nicht die Ansicht der 
oranischen Regierung, die den Wohlstand der eigenen Be-
völkerung dadurch gefährdet sah. 
Die ins Aufklärungszeitalter passende Geringschätzung der 
vielen Wallfahrten war allerdings nicht Gedankengut aller 
Pfarrer und selbstverständlich nicht des einfachen Kirchenvolks. 
Pfarrer Nitsch aus Hosenfeld betonte z.B., daß das gemeine 
Volk, aller Unterweisung ungeachtet, das Wesentliche von dem 
Zufälligen nicht unterscheiden könne und bei Aufhebung der 
Prozessionen sogleich auf die Unterdrückung der katholischen 
Religion, „die es so befürchtet", schließen würde 2 1 4 ) . Er emp-
fahl daher, die Prozessionen „wenigstens in den jetzigen Zeiten" 
noch bestehen zu lassen. Diese aufschlußreiche Bemerkung läßt 
vermuten, auf welche Quelle die in der Literatur übliche Kritik 
an der oranischen Regierungspolitik in dieser Hinsicht zurück-
geht. 
Das gleiche Schicksal wurde der Reduktion der Feier- und 
verlobten Tage zuteil. Die Regierung war diesbezüglich nicht 
maßregelnd vorgegangen und erhielt nun vom Vikariat die Zu-
sicherung, es sei bestrebt, so viel wie möglich die verlobten Tage 
auf einen Sonntag zu verlegen, während die Regierung es selbst 
in der Hand habe, durch Zapfverbot für die Wirte die von der 
Kirche als Wochentage betrachteten Feiertage zu Arbeitstagen 
г«) в. Rep. F. W 2. 
an) ebenda. 
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zu machen 2 1 5 ) . Als das Vikariat Anfang 1806 dementsprechend 
eine Anzahl verlobte Tage in Ortschaften, wo an solchen Tagen 
nicht gearbeitet wurde, auf den Sonntag verlegte, bekam es 
damit bei der Bevölkerung gewiß keinen Stein ins Brett. An 
anderen Orten wurde zwar der verlobte Tag beibehalten, aber 
unter der Bedingung, daß die Bevölkerung gleich nach be-
endigtem Gottesdienste an die Arbeit ginge 2 1 6 ) . 
Aus mehreren Pfarrberichten läßt sich schließen, wie es 
der Bevölkerung zumute war 2 1 7 ) . Der Pfarrer von Hauswurz 
war der Meinung, daß eine Verlegung nicht ohne großes Auf-
sehen bei den Eingepfarrten geschehen könne; in der dermaligen 
Zeit, w o das Christentum täglich abnehme, sei sie nicht vorzu-
nehmen. Seine Pfarrkinder würden dies als einen Angriff auf die 
katholische Religion betrachten. Landdechant Mohr von Eiter-
feld wies darauf hin, daß bei den zu erwartenden Widersprüchen 
gerade ,,in jetzigen Zeiten" nur wenige Pfarrer — die anderen 
hätten Angst, die Anhänglichkeit ihrer Eingepfarrten zu verlieren 
— den Mut aufbringen würden, sich diesen entgegenzusetzen. 
Der Pfarrer von Obereschenbach befürchtete, daß, wenn nach 
der Verlegung an einem alten verlobten Tag ein Unwetter mit 
Feldschäden entstünde, die Bauern der hohen kirchlichen Obrig-
keit die Schuld zuschieben würden, wie es auch zur Zeit der 
abgesetzten Feiertage unter Fürstbischof von Bibra geschehen 
sei. Aus anderen Berichten spricht gleichfalls die Sorge, daß viele 
kleine Seelen mit der Verlegung der Tage in ihrer Gewissensruhe 
gestört und in ihren religiösen Gefühlen gekränkt würden. 
Es kommt noch hinzu, daß die Pfarrer teilweise der Über-
zeugung waren, die Arbeitsversäumnis sei gar nicht so schlimm; 
die Leute, so meinte der Pfarrer von Geisa, seien mit ihrer Feld-
arbeit seit Einsetzung der verlobten Tage ebenso gut fertig ge-
worden wie vorher, und der Pfarrer von Kämmerzell schrieb 
zynisch: Fulda hätte früher noch mehr Feiertage und gerade 
damals an allem Überfluß gehabt; wenn nun mit den verlobten 
Tagen sogar der Sonntag verbannt würde, so würde die Armut 
damit noch nicht behoben sein. Anderswo machte man noch die 
ï 1 5 ) В. Rep. F. F 3. 
2 1 G ) В. Rep. F. W 2; vgl. Vierbach, S. 2 2 2 ; dieeer stellt fest, daß die 
allenthalben durchgeführten Reduktionen der Feiertage auf religiöse, 
moralische, soziale und wirtschaftliche Gründe zurückgehen. 
2 1 1) Die Stimmung der Bevölkerung in B. Rep. F. W 2. 
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Bemerkung, daß die Bauern im Notfall im Sommer sowieso auch 
an den verlobten Tagen arbeiteten und daß besonders im Winter 
diese Tage vom weiblichen Personal zur Instandsetzung ihrer 
Kleidung nützlich verwendet würden 2 1 8 ) . 
Auch bei diesen vom Vikariat ausschließlich vorgeschriebenen 
Maßnahmen richtete sich die Verstimmung des Volkes gegen die 
neue Regierung, welche eine solche Unterstützung ihrer wirt-
schaftlichen Gesichtspunkte zwar begrüßte, aber letzten Endes 
für diese Kirchenmaßnahmen doch keine Verantwortung trug. 
E. Das Recht zur Pfarrumschreibung 
Der überaus betriebsame Dompfarrer, Pater Isidor Schleichert, 
dessen spitzer Feder eine Unzahl ebenso gediegener wie weit-
schweifiger Auseinandersetzungen über oft kleinliche Angelegen-
heiten entsprossen, hatte sich in der Oranierzeit schon fünfmal 
beim Vikariat über die Verletzung seiner Pfarrechte beschwert 
und mit einem kaum ernst zu nehmenden Eifer seinen Stand-
punkt verteidigt. Es handelte sich dabei um die Frage, wer die 
in der Hauptwache Gestorbenen zu beerdigen habe, weil dieses 
dem Schloß gegenüberstehende Gebäude an der Grenze 
zwischen Stadt- und Dompfarrei gelegen war. Außerdem war 
die neuprojektierte Wilhelmstraße, die auf fürstlichen Befehl 
unter der „Beobachtung edler Simplizität" angelegt werden 
sollte 219) — sie trägt noch jetzt in ihrem Namen die Erinnerung 
an die oranische Zeit — soweit im Aufbau fortgeschritten, daß 
es einer genauen Pfarrumschreibung für die Neubauten bedurfte. 
Als das Vikariat dem Pfarrer keinen genügenden Aufschluß 
gegeben hatte, wandte er sich unter Bezug auf einen von ihm 
eingeholten Rat bei einem G. C.-Kommissar und auf Art. 3 der 
Konsistorialverordnung zuletzt an das Konsistorium 2 2 0 ) . 
Um sich ein Urteil über die Pfarrzugehörigkeit der Haupt-
wache bilden zu können, erbat dieses Kollegium vom Vikariat 
2 1 8 ) e b e n d a . 
2 1 9 ) Jestädt, A n h a n g zum Kataster. D e r Ver fas ser kritisiert die Bautät ig-
keit des Fürsten . Er preist die Stadt g lück l i ch , d a ß der Plan e iner zwe i t en 
projekt ier ten H ä u s e r g r u p p e auf d e m Michae l sberge , auf d e m Gelände 
be iderse i ts der S traße oberhalb des Paulus tores , n icht m e h r ausgeführt 
w o r d e n sei , d e n n es w ä r e dadurch ein reizvol les Städtebi ld ver loren-
g e g a n g e n . 
2 2 0 ) B. R e p . F. Fulda, A l l g e m e i n 1 2 . 
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die erforderlichen Unterlagen. Die Antwort erging sich in aus-
führlichen bis ins Mittelalter reichenden Beweisführungen, denen 
aber eine für uns wichtige grundsätzliche Stellungnahme zu der 
Pfarrumschreibungsfrage voranging. Es zeigt sich darin ein der 
Landesregierung weitgehend entgegenkommender Standpunkt, 
denn nur in Fällen, w o die Pfarrgrenzen eindeutig festlägen, 
beanspruchte das Vikariat die Entscheidung in einer Klage. In 
Zweifelsfällen oder bei der Umschreibung neuer Pfarreien oder 
anläßlich der Aufteilung bestehender größerer in mehrere kleine 
sei die Regelung eine gemeinschaftliche Sache von Fürst und 
Bischof 221). 
Die Konsistorialräte konnten sich im großen und ganzen 
diesem Standpunkt anschließen, obwohl mehrere die Meinung 
vertraten, daß für eine Entscheidung nur der Landesherr, wenn 
auch nach vorheriger Rücksprache mit dem Bischof, zuständig 
sei. Bloß Rupfer war der Ansicht, daß dem Landesherrn aus-
schließlich ex jure territoriali das Recht zustehe, die Pfarrgrenzen 
zu bestimmen 2 2 2 ) . Diese Bemerkung des Benediktiners entsprach 
der in den meisten Ländern üblichen Auffassung. Nach dem 
preußischen Landrecht gehörten alle Streitigkeiten, sowohl in 
Hinsicht auf die Entschädigungen als auf die Pfarrgrenzen nicht 
vor den Bischof, sondern ausschließlich vor den weltlichen 
Richter 223). 
Der Erbprinz trug kein Bedenken, das „simultaneum" anzu-
erkennen und wies darauf hin, daß das Vikariat sich selbst für 
eine gemeinsame Bestimmung ausgesprochen habe. Bereits im 
Jahre 1 803 hatte er ja in der von Thomas entworfenen Bestim-
mung der Grenzlinien zwischen Kirche und Staat den Passus 
gutgeheißen, nach dem keine Aufteilung, Union, Errichtung oder 
Verminderung der Pfarreien ohne landesfürstliche Genehmigung 
vorgenommen werden konnte 224). I m übrigen wolle er jetzt die 
Frage, wem das Recht zustehe, nicht weiter erörtern. In A b -
weichung von dem Vikariatsgutachten, das sich für eine Auf-
teilung der linken und rechten Seite der Wilhelmstraße zwischen 
Stadt- und Dompfarrei aussprach, schien es dem Fürsten schließ-
lich am natürlichsten zu sein, wenn die neue Straße der Dom-
s21) ebenda. 
S22) ebenda. 
м з ) Löhr, S. 131. 
22
'
1) B. Rep. F. Bistumsakten 23. 
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pfarrei einverleibt würde. Auf diese fürstliche Äußerung hin er-
hielt ein Landfeldmesser von dem G. R. den Auftrag, nach 
Rücksprache mit den beiden Pfarrern, einen Lageplan zu 
zeichnen 2 2 5 ) . 
Inzwischen ließen sich die vom Fürsten nach Fulda berufenen 
Staatsbeamten in der neugeschaffenen Wilhelmstraße nieder, 
und obwohl sich gerade unter ihnen eine ganze Menge Nicht-
katholiken befand, war doch eine baldige Entscheidung über die 
Pfarrzugehörigkeit der Katholiken höchst erwünscht. Anfang 
1806 wurden auf Antrag des Konsistoriums, bis eine ander-
weitige Bestimmung getroffen würde, die Pfarrechte nach obigem 
Vikariatsgutachten geregelt. Das Konsistorium war so taktvoll, 
diesen Entschluß den Pfarrern durch das Vikariat zugehen zu 
lassen 2 2 6 ) . Ein Zusammenstoß war also dadurch vermieden 
worden, daß bei einer entgegenkommenden Haltung des Vika-
riats die Regierung auf eine theoretische Auseinandersetzung 
verzichtete und auch bei der praktischen Lösung ihrerseits dem 
Vikariat entgegenkam. 
22Б) В. R e p . F. Fulda, A l l g e m e i n I 2 . 
M«) ebenda. 
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KAPITEL IV 
DIE A N D E R S G L Ä U B I G E N UND I H R 
V E R H Ä L T N I S ZU DEN KATHOLIKEN 
I. Die Protestanten 
Das Hochstift Fulda war ein katholisches Land . Als der 
niederländische im Geiste des Kalvinismus erzogene Erbpr inz 
die Regierung seines neuen Fürs tentums antrat , w u ß t e er, d a ß 
seine Unter tanen den Geist des Katholizismus a tmeten und d a ß 
die gesellschaftlichen Verhältnisse, Gepflogenheiten und die 
Lebensgesta l tung als Ausdrucksformen einer tiefgläubigen Wel t -
anschauung ein rein katholisches Gepräge trugen. Gewiß ha t te 
die Reformat ion die Fuldaer Gegend nicht unberühr t gelassen. 
U m die Mitte des 16. Jahrhunder t s war ein größerer Teil der 
Stadt- und Stiftsbevölkerung zu der neuen Lehre übergegangen. 
Unter d e m jugendlichen A b t Balthasar von Dernbach (1570-
1 606) setzte j edoch eine scharfe Gegenreformat ion ein, die be -
sonders von den vom A b t e herbeigezogenen Jesuiten erfolg-
reich durchgeführt wurde . Zu Anfang des 1 7. Jah rhunder t s war 
die katholische Religion in der Stadt wiederhergestell t . Im 30-
jährigen Kriege versuchte der Landgraf Wilhelm von Hessen das 
Stift mit Gewal t zu protestantisieren, aber der Versuch scheiterte 
an d e m Widers tand der Bevölkerung und der Kürze seiner Herr -
schaft daselbst . Sei tdem sind bis zur Säkularisation die ganz 
wenigen protestantischen Einwohner ohne eigene Pfarrgemeinde 
geblieben und infolgedessen nach den damaligen Rechtsgrund-
sätzen zu der katholischen Stadt- bezw. Dompfarre i eingepfarrt 
gewesen i) . Im weiteren Fuldaer Land erhielten sich dagegen 
1) Hattendorff, S. 5-32. Auf S. 38 bemerkt der Autor, daß aus den 
Akten nicht ersichtlich sei, wie die Protestanten kirchlich betreut wurden, 
obwohl die Stolgebühren an den katholischen Stadtpfarrer gingen. Für 
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neun protestantische Pfarreien, von denen die meisten aus ritter-
schaftlichen Acquisitionen bestanden, die erst nach dem West-
fälischen Frieden zurückgekauft worden waren 2 ) . Die von 
Burghaun und Langenschwarz gehörten zur Jurisdiktion der 
geistlichen Regierung, während die anderen sieben, die von 
Fischbach, Dermbach, Geroda, Hettenhausen, Neihardshausen, 
Neukirchen und Sannerz unmittelbar der weltlichen Regierung 
des Fürstbistums unterstellt waren. Mit einer Gesamtzahl von 
7072 Einwohnern machten die Protestanten noch nicht θ Prozent 
der Bevölkerung aus 3) . 
Selbstverständlich beabsichtigte der neue Fürst schon zu Be-
ginn seiner Regierung, für den Hof mit dem zugehörigen Personal, 
für das neuherangezogene Militär, sowie die schon vorhandenen 
oder noch zuziehenden neuen protestantischen Beamten und 
ihre Familien einen r e f o r m i e r t e n G o t t e s d i e n s t 
z u e r r i c h t e n . Noch vor dem feierlichen Einzug in die 
Hauptstadt bat der Erbprinz seinen Vater, die Wahl eines re-
formierten Predigers zu genehmigen. Da es keinen einzigen im 
Fuldaer Lande gab — die neun evangelischen Pfarrer waren 
Lutheraner — suchte er um die Freigabe des Hilfspredigers 
Langenscheidt von Freiendiez an, der ihm von den Nassauer 
Predigern am meisten gefallen hatte 4 ) . A m 1. Dezember wurde 
darauf dessen Anstellungsdekret zu Oranienstein ausgefertigt. 
Das Schriftstück Amtspflichten und Competenz Verzeichnis für 
den Prediger, aufgestellt von einem Diezer Regierungsvertrauten 
und vom Erbprinzen fast ohne Abänderung genehmigt 5), er-
möglicht uns einen Einblick in dasjenige, was der Fürst sich von 
der neuen reformierten Gemeinde versprach. Der Prediger sollte 
an allen Sonn- und hohen Festtagen morgens und abends Gottes-
dienst abhalten. Sobald eine auch nur geringe Anzahl unterrichts-
fähiger Jugend vorhanden sein werde, sollte er viermal in der 
Woche eine Stunde mit ihr katechesieren und sie auf das Kon-
die Stolgebühren siehe S. 224 ff. dieser Arbeit. Auch ich konnte aus den 
Marburger Akten der oranischen Zeit nichts über den früheren Zustand 
erfahren. 
2) St. M. 97i II 2Θ. 
3 ) Enneking, S. I 62. 
4 ) K. H. A. 19 I Ville 19. 
6) Eine Abschrift befindet sich in der B. Rep. F. Fulda, Stadtpfarrei 69. 
Wie wenig der Entwurf abgeändert wurde geht hervor aus St. M. 97e KA 
θ : 184. 
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firmationsbekenntnis vorbereiten. Die Konfirmation hatte näm-
lich im Alter von 14 Jahren zu erfolgen und mußte „öffentlich 
und zur allgemeinen Erbauung mit größtmöglichster Feierlich-
keit" geschehen. Als Leitfaden beim öffentlichen Unterricht 
blieb der Heidelberger Katechismus beibehalten, bis der Fürst 
ein anderes Buch verordnen werde. Jedoch seien alle diejenigen 
Fragen in diesem Buche zu übergehen, „welche die Unter-
scheidungslehren der anderen christlichen Religionsparteien ver-
handeln". Es sollte denn auch erste Forderung an den Prediger 
sein, daß er „weder durch Kontroversen auf der Kanzel, noch 
durch unzeitiges Eifern für Religion, sei es im Lehrvortrage, auf 
der Kanzel und in Catechisationen oder im Umgange und ge-
meinen Leben, schlechterdings keinen Anstoß den anderen 
christlichen Religionspartheien" gebe, sondern daß die Eintracht 
als Gepräge des wahren Christentums erhalten bleibe. Schließlich 
wurden in Zweifelfällen und bei Schwierigkeiten das protestan-
tische Konsistorium oder die Regierung oder nach Erfordernis 
der Fürst selber als Entscheidungsstellen bezeichnet. 
Aus dieser Instruktion gehen vor allem zwei grundlegende 
Tatsachen hervor: einmal scheute der Fürst nichts so sehr, als 
daß durch die Einführung des Kalvinismus Zwietracht und Hader 
gesät würden und zum anderen betrachtete er landesherrliche 
Behörden und sich selber als höchste kirchliche Instanz. Auf den 
ersten Umstand — auch die Mutter des Fürsten hatte sich sorgen-
voll in diese Richtung geäußert 6) — kommen wir noch zurück. 
Die zweite Feststellung steht mit unserer Auseinandersetzung 
bezüglich Wilhelm Friedrichs Auffassung über die landesherr-
lichen Befugnisse im protestant-kirchlichen Bereich im Einklang. 
Aus diesem Gedanken heraus konnte der Erbprinz für die Stadt 
Fulda selbst die grundlegenden Maßnahmen treffen. Aber auch 
die andren Protestanten im Lande, Angehörige der Augsburgi-
schen Konfession, wurden im kirchlichen Wirkungsbereich der 
unmittelbaren landesherrlichen Oberhoheit unterstellt. Hatte, wie 
sich aus der obigen Instruktion ergibt, der Erbprinz sich zunächst 
ein selbständiges Konsistorium für protestantische Angelegen-
*') ,, . . . Ce que j'espère ausai, c'est que cet homme aura le bon esprit 
de ne pas prêcher controverse et en général de ne rien dire d'offensant 
dans ses discours contre le Pays et ses habitans en vous voulant faire des 
compiimene". (Κ. H. Α. 18 400 С III). 
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heiten gedacht, so beruhte der Entwurf Bibras auf einem ge-
mischten Organ. Das nach diesem Plan gegründete Konsisto-
rium zählte denn auch gleich zu Anfang zwei Protestanten: den 
einheimischen lutherischen Pfarrer Lasch aus Dermbach, der 
seither von der fürstbischöflichen Regierung bei protestantischen 
Religionsangelegenheiten befragt worden war, und den Dillen-
burger Kanzlei-Assessor Nemnich. Einige Jahre später „sehnte" 
die G. C. C. sich nach der Anstellung eines weiteren „gelehrten 
und aufgeklärten protestantischen Geistlichen", besonders wegen 
der vorkommenden „protestantischen geistlichen Angelegen-
heiten" 7) . 
Befassen wir uns mit den auf das protestantische Kirchen-
wesen sich beziehenden Konsistorialbestimmungen, so wird auch 
hieraus eindeutig die von landesherrlichen Kreisen vertretene 
Auffassung ersichtlich. Das K o n s i s t o r i u m wurde als u n-
m i t t e l b a r e A u f s i c h t s b e h ö r d e angewiesen, das die 
Geistlichen protestantischer Konfession als ihr Forum in persön-
lichen Fällen anzuerkennen hatten. Die nach protestantischen 
Grundsätzen erforderlichen Dispense bei Verehelichungen be-
hielt der Fürst seiner unmittelbaren Entscheidung vor. Wenn 
über dogmatische Punkte und über die „innere Disciplin" der 
protestantischen Kirche, sowie über Ehescheidungen bei den 
Protestanten Fragen entstünden, so waren diese vor das Kon-
sistorium zu bringen. Die katholischen Konsistorialmitglieder 
hatten sich jedoch bei solchen Anlässen der Abstimmung zu ent-
halten. Bei dem Konsistorium lag schließlich ohne Unterschied 
der Religion die Entscheidung über alle fleischlichen Vergehen, 
ausschließlich der zur peinlichen Gerichtsbarkeit gehörenden. 
Falls es Protestanten betreffen würde, sollte die Vorbereitung 
von den geistlichen Untergerichten geschehen 8) . 
Aus den bei der geringen Zahl von Protestanten nur vereinzelt 
in den Akten erscheinenden Fällen geht hervor, daß die Praxis 
reibungslos nach obigen Bestimmungen vor sich ging. Es gab ja 
auch überhaupt keine Stelle, die wie bei den Katholiken ein 
Ό St. M. 97i XXXI; St. M. 97i XXI 9. 
8) Geistliche Untergerichte setzten sich aus dem derzeitigen Oberamt­
mann, dem Amtsvogte und dem betreffenden Pfarrer zusammen. 1 Θ03 war 
für Burghaun und Langenschwarz, die ja bis jetzt der katholischen Re-
gierung unterstellt gewesen waren, zur Gleichgestaltung noch ein geist-
liches Untergericht gegründet worden. 
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Zeichen des Protestes über eventuelle Kränkungen hätte geben 
können. Für die ursprüngliche Bevölkerung hatte sich die 
Lage übrigens nur gebessert. Denn in fürstbischöflicher Zeit 
stand sie auch unter Staatsaufsicht, aber sogar unter katholischer. 
Inwieweit vorher Freiheit in innerkirchlichen Angelegenheiten 
bestand, ist aus der Literatur nicht ersichtlich 9 ) . Immerhin steht 
fest, daß die fürstbischöfliche Regierung jedem Pfarrer den 
Bibeltext vorschrieb, nach dem er bei den vorkommenden Buß-
und Bettagen seine Predigt einzuleiten hatte Ю). In der Oranier-
zeit sind nur wenige landesherrliche, auf die praktische Religions­
übung der lutherischen Pfarrer einwirkende Maßnahmen erfolgt. 
D a ß protestantische „innenkirchliche" Angelegenheiten tatsäch-
lich zu dem Verfügungsbereich der weltlichen Regierung ge-
rechnet wurden, geht z.B. auch aus einer Bemerkung des Kon-
sistoriums hervor. Dies empfahl nämlich wichtige Anliegen als 
„eine allerdings nöthige Abänderung der Liturgie und Ein-
führung eines neuen Gesangbuchs" aufzuschieben, bis noch ein 
protestantischer Geistlicher als Konsistorialrat ernannt worden 
sei 11). 
Übrigens strebte die kirchliche Tätigkeit des Landesfürsten in 
diesem Zeitalter auch bei den Protestanten das öffentliche Wohl 
an, war also vor allem eine weltlich-politische, während die 
aus der Reformationszeit stammende religiös-theologische Be-
trachtungsweise der landesherrlichen Aufgaben in den Hinter-
grund getreten war 1 2 ) . Pfarrer Lasch machte seine Kirchen- und 
Schulvisitationen gemäß einem von katholischen Konsistorial-
mitgliedern verfaßten Entwurf, nach dem regelmäßig der ört-
liche Pfarrer in Anwesenheit des Kirchenvisitators die Gemeinde 
ohne Unterschied des Alters in katechetischen Kenntnissen 
prüfen sollte. Mit dem weltlichen Ortsbeamten zog der Visitator 
bei dem Prediger Erkundigungen ein wegen des Glaubens und 
Wandels aller Gemeindeglieder und bei den Vorstehern und 
Ältesten der Gemeinde wegen des Benehmens der Lehrer und 
der Amtsführung des Predigers. Vor allen Dingen hatte er aber 
e) Die sonst zuverlässige Arbeit Ennekings hat sich fast überhaupt 
nicht mit den Protestanten befaßt. Es machte ja erst die Säkularisation 
das Verhältnis zu ihnen zu einem aktuellen Problem. 
10) St. M. 97b 235. 
» ) St. M. 97І XXI 9. 
1 2 ) Drews, S. 126. 
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genau aus direkt staatlichen Interessen zu prüfen, ob die Kirchen-
bücher sich in gehöriger Ordnung befänden 1 3) . 
Ende 1803 erging an sämtliche protestantischen Pfarrer ein 
Zirkular, in dem der Fürst, in Erwägung, daß die Ehe im dritten 
Grade der Verwandtschaft weder in jure divino noch im all-
gemeinen protestantischen Kirchenrecht verboten sei, diese Ehen 
bei seinen protestantischen Untertanen erlaubte 1 4) . Als der Fürst 
zu der Überzeugung kam, daß die geistlichen Untergerichte bei 
der neuen Organisation überflüssig seien, wurden sie zur Kosten-
ersparung aufgehoben. Die Instruktion und die damit ver-
bundenen Alimentationsklagen bei fleischlichen Vergehungen 
könnten „ebenso füglich von den Beamten allein, wenn sie auch 
gleich katholischer Religion seyn sollten, besorgt werden", in-
dem die innerkirchliche Entscheidung doch immer dem Kon-
sistorium — d.h. den protestantischen Mitgliedern — vorbe-
halten bleibe 1 5) . Es war dies eine Maßnahme, die durchaus in 
den Rahmen anderer Bestimmungen, in diesen Fällen aber den 
Katholiken gegenüber, hineinpaßte. Übereilte Äußerungen in der 
Literatur, die auf einen Antipapismus des oranischen Regimes 
schließen, finden hier wieder einmal eine Entkräftung. Denn man 
handelte den Protestanten gegenüber genau so rationell, oft ohne 
jedes psychologische Einfühlungsvermögen, wie gegenüber den 
Katholiken. 
Folgendes kann noch als ein weiterer Beleg dafür dienen, daß 
der Fürst Konsistorialentscheidungen in protestantischen Ange-
legenheiten nicht nur als eine aus der staatlichen Landeshoheit 
hervorgehende Befugnis ansah, sondern auch als Maßnahmen 
einer kirchlichen Behörde, deren Haupt er kraft der dem evange-
lischen Landesherrn zugefallenen kirchlichen Oberhoheit war. 
Im Oktober 1 803 fragte das Konsistorium beim Fürsten an, ob 
auch katholische Mitglieder — wie es nicht weniger unter voriger 
Staatsverfassung bei der weltlichen Regierung herkömmlich ge-
wesen sei — in protestantischen Ehescheidungsfällen oder 
Schwängerungssachen oder Gegenständen der „Kirchendisciplin" 
(z.B. bei Pfarr-Mutationen) nach protestantischen Grundsätzen 
unter bestimmten Umständen mitzustimmen berechtigt seien. Der 
l3) St. M. 97i XXI 9. 
») St. M. 97b 37. 
'"O St. M. 97e 2105. 
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Fürst antwortete, daß er bezüglich der schwierigen Fälle, z.B. 
bei geteilter Meinung der protestantischen Räte, unmittelbare 
Anzeigen an ihn selbst verlange, damit er die rechtliche Erledi-
gung bestimmen könne. Auch konnte die G.C.C, ohne Schwierig-
keit verfügen, den evangelischen Pfarrern sei bekannt zu machen, 
daß „die bei den Protestanten seither üblich gewesene sehr un-
zweckmäßige Strafe des Ausschlusses unehelicher Schwängerer 
und der Geschwängerten von dem Abendmahle während des 
Processes" fernerhin nicht mehr stattfinden sollte 16). 
Diese Maßnahmen der oranischen Regierung hinsichtlich ihrer 
protestantischen Untertanen lösten keine Rückwirkung auf die 
katholische Bevölkerung aus. Anders verhielt sich die Sache bei 
der G r ü n d u n g der n e u e n r e f o r m i e r t e n G e -
m e i n d e in der R e s i d e n z s t a d t . Das Vikariat hatte 
Stellung zu nehmen, als die G. C. C. in ihrem Schreiben vom 
20. Januar 1803 bat, das in der Universität sich befindende 
Marianische Oratorium für den protestantischen Gottesdienst 
zur Verfügung zu stellen. Die Kapelle in der Kaserne, dem bis-
herigen Seminarium, sei dazu zu klein 17). Die Regierung hatte 
sich vorher durch eine Verhandlung zwischen v. Bibra einerseits 
und Offizial Eckard andrerseits einer wohlwollenden Haltung 
versichert. Eckard war wohl der Überzeugung, daß nach dem 
R. D. H. ls) oranischerseits nicht auf dem Oratorium bestanden 
werden könne; aber er empfahl, einen Antrag auf ein Simulta-
neum zu stellen. Dies würde vielleicht so unangenehm erscheinen, 
daß man das Oratorium doch ganz den Reformierten überließe. 
Schließlich hatte der Offizial dem Freiherrn von Bibra anver-
traut, der Bischof habe, wie es wörtlich heißt, ,,die Gesinnungen 
eines hartnäckigen Widerstands, wenn es nicht auf Hauptsachen 
ankommt, ziemlich abgekühlt" 19). Die G. C. C , die ein Simul-
taneum als zu gehässig empfand, steuerte also auf eine völlige 
Überlassung des Oratoriums los. 
In seinem Gutachten an den Bischof erwog zwar das Vikariat, 
l e ) B. Rep. F. Handgeschriebene Konsistorialverordnungen; St. M. 97i 
XXXI. 
1T) B. Rep. F. Gymnasium 2. 
18) Hier kam natürlich Par. 63 in Frage; siehe Anhang. Vgl. Roth, 
S. 77 u. 80. 
19) St. M. 97b 229. 
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daß sich dem Gewissen eines orthodoxen Katholiken der Zweifel 
aufdränge, ob es ihm erlaubt sei, freiwillig ein konsekriertes 
Kirchengebäude „einer mit ihm in Widerspruch stehenden Reli-
gionspartei" zu überlassen. Aber es bot dann eine Anzahl Argu-
mente zu einem für die Regierung günstigen Bescheid. Daher 
antwortete der Bischof, daß man nicht hindern könne, daß ent-
weder eine Kirche für den reformierten Gottesdienst neuerbaut 
oder eine säkularisierte Klosterkirche 2 0) dafür bestimmt werde. 
Die Beseitigung dieser nichtkatholischen öffentlichen Religions-
übung sei auf keine Weise zu erzielen und die Überlassung des 
Oratoriums erscheine noch am wenigsten nachteilig. Als ein 
„Merkmal der besonderen Achtung für die Person Seiner Hoheit 
und das Haus Oranien" möchte seine Zustimmung offiziell mit-
geteilt werden 2 1 ) . Das Vikariat und auf dessen Veranlassung 
auch der Bischof gaben also aus dieser Überzeugung nach, daß 
man zwar diese Kirche an sich verweigern könne, aber damit 
eine andere Kirche gefährdet wäre und — es lohnt sich dies 
nochmals hervorzuheben — man suchte in nicht prinzipiellen 
Fällen der Regierung möchlichst entgegenzukommen. 
Inzwischen hatte sich, noch ehe dem Erbprinzen Meldung von 
der Sache gemacht worden war, das Gerücht der künftigen 
Zweckbestimmung des Oratoriums in der Stadt herumge-
sprochen, und ein Ausschuß der sich bedroht fühlenden Mit-
glieder der Marianischen Sodalitäten erhob bei der G. С. C. in 
scharfen Worten schriftlichen Protest gegen das landesherrliche 
Vorhaben. Aber auch dieser Protest war nicht grundsätzlich 
gehalten, denn man schlug die Severikirche als reformiertes 
Gotteshaus vor 2 2 ) . Das Vikariat wurde gleich davon in Kenntnis 
gesetzt und sah sich anscheinend 'wegen seiner Nachgiebigkeit 
in Verlegenheit gebracht. Es mußte feststellen, den starken 
Widerstand der Bürgerschaft nicht vorausgesehen zu haben. 
Ohne das Vertrauen des Volks zu verlieren, so schrieb es der 
G. C. C., könne es nicht wagen sich mit Zumutungen an den 
katholischen Bürger- und Bauernstand zu wenden. Es empfahl 
daher, S. Hoheit möchte persönlich die gnädigste Versicherung 
20) Man dachte an die Michaelsberger, Frauenberger, Kapuziner- oder 
auch Spitalskirche. 
21) B. Rep. F. Gymnasium 2. 
" ) St. M. 97b 229. 
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geben, der Bürgersodalität alle möglichen Gnaden zufließen zu 
lassen 2 3 ) . Die G. C. C , in der Meinung, daß ein Teil der Geist-
lichkeit die erwähnte Vorstellung veranlaßt habe, hatte einst-
weilen dem geistlichen Vorsteher der Bürgersodalität Johann 
Leonhard Pfaff, bald einem der wichtigsten Vikariatsmitglieder, 
den Antrag gemacht, die Sodalen zu beschwichtigen. Es zeigte 
sich nämlich, daß diese Behörde sich in sofern etwas vorzuwerfen 
hatte, als sich herausstellte, daß der Fürst selbst die frühere 
Seminarkapelle als geeignet genug beurteilte. Letzten Endes 
schloß Wilhelm Friedrich sich doch dem G. C. C.-Plan an und 
hieß darauf auch das Konzept des „persönlichen" Beruhigungs-
briefes gut 2 4 ) . 
Das fürstliche Schreiben an die Bürgersodalität bediente sich 
wieder des gebräuchlichen überheblichen Jargons, um „rück-
ständige" Katholiken eines besseren, d.h. eines aufgeklärten 
Katholizismus zu belehren. Es sprach die Erwartung aus, daß 
die treue Bürgerschaft „das Wesentliche in der Religion von 
dem Zufälligen zu unterscheiden und nach geläuterten Religions-
begriffen zu ermessen wissen werde". Erwähnt wird „der wahre 
Geist der Andacht und Frömmigkeit, dessen Verbreitung man 
allerdings zu wünschen Ursache habe". Eine merkwürdige theo-
logische Belehrung des katholischen Volkes durch den kalvi-
nistischen Landesherrn! Schließlich gab der Fürst die Ver-
sicherung, die erforderlichen Kosten zum Umzug der beiden 
Sodalitäten in eine andere Kirche würden von der Kameralkasse 
bestritten werden 2 5 ) . 
Die Einrichtung der katholischen Kirche zum reformierten 
Bethaus 'war durch dies alles etwas in Verzug geraten, aber 
der erste feierliche protestantische Gottesdienst in der Stadt 
Fulda konnte doch am Palmsonntag 1803 gehalten werden. 
Die vorherigen Amtshandlungen waren nach Angabe der 
Kirchenbücher bis dahin meistens in der Wohnung Langen-
scheidts oder in den Wohnungen der betreffenden Gemeinde-
glieder verrichtet worden. Die 1806 auf 343 Seelen ange-
wachsene Gemeinde setzte sich aus einem bunten Gemisch von 
23) В. Rep. F. ebenda. 
2 4 ) St. M. ebenda. 
2 B ) B. Rep. F. ebenda. 
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Leuten aus aller möglichen Herren Ländern zusammen ; es waren 
Nassauer, Oberhessen, Holländer, Sachsen, Schlesier, sogar Eng-
länder darunter. Der Soldatenstand war besonders stark ver-
treten 2 6) . Der Fürst, der fast jeden Sonntag mit Regenschirm, 
schwarzem Frack und rundem Hut wie ein Bürgerkönig avant 
la lettre zum Gottesdienst ging, schrieb Anfang 1806 seiner 
Schwester, wie er erbaut würde von der Anzahl Protestanten, 
die sich am Abendmahl beteiligten. Es seien dabei aber kaum 
„Honoratiores" gewesen 2 7) . Die aus dem Nassauischen heran-
gezogenen protestantischen Regierungsmitglieder waren wohl 
nicht so kirchlich. Die Akzidenzien waren nach der Dillenburger 
Kirchenordnung festgesetzt, was zu der Annahme berechtigt, 
daß diese Kirchenordnung überhaupt während der oranischen 
Zeit in Fulda galt 2 9 ) . 
Überblickt man die Fuldaer p r o t e s t a n t i s c h e K i r c h e n -
v e r w a l t u n g , dann erkennt man darin nichts von dem nach 
reformierter Überzeugung geforderten synodalen Aufbau der 
Kirche als eines neben dem Staate selbständigen Körpers. Dies 
hätte ja schwerlich in die territorialistischen Auffassungen des 
Landesherrn gepaßt. Sogar im alten reformierten Dillenburg 
hatte bereits der Großvater des Erbprinzen zwar die Ein-
richtungen der Gemeindeältesten, der Konvente und Synoden 
der Geistlichen weiter bestehen lassen, sich aber die oberste 
Entscheidung vorbehalten und das Oberkonsistorium dort so 
eingerichtet, daß eine Unterscheidung von der Verwaltung der 
kirchlichen Angelegenheiten in lutherischen Kirchen kaum fest-
zustellen war 2 i )). Weiterhin hatten die bereits vor der Gemeinde-
gründung in Fulda wohnenden Protestanten fast sämtlich der 
lutherischen Konfession angehört. Auch unter den neu überge-
siedelten Beamten und Soldaten mag sich eine Anzahl Luthe-
raner befunden haben. Zieht man schließlich in Erwägung, wie 
gerade der Aufklärungsgeist, der in Fuldaer Regierungskreisen 
einen üppigen Nährboden fand, sich zu einer alle Gegensätze 
überwindenden allgemeinchristlichen Religion bekannte, so läßt 
sich verstehen, wie der seit einem Jahre in Fulda wohnhafte 
2n) Hattendorff, passim. 
2 7) K. H. A. 19 I Villa 76. 
2 β ) Hattendorff, S. 53. 
2 B ) Schlosser, S. 48. 
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Gymnasialdirektor Gierig am 29. April 1 806 seinen Vorschlag 
„zur kirchlichen Vereinigung beyder protestantischen Ge-
meinden in Fulda" einreichen konnte 3 0 ) . 
Zu dieser U n i o n müßte, so führt Gierig aus, untersucht 
werden, wie bei der öffentlichen Gottesverehrung etwas mehr 
Feierlichkeit, die besonders in Fulda im Hinblick auf die Katho-
liken nicht ohne Nutzen sein dürfte, einzuführen sei. In einem 
weiteren Plan meint er einige Monate später, daß wohl nur sehr 
wenige Reformierte, wenigstens in Deutschland, noch an eine 
unbedingte Gnadenwahl glauben. Der ganze Unterschied gegen-
über den Protestanten betreffe lediglich das Abendmahl, wor-
über „sich Christus und seine Apostel nie deutlich und bestimmt 
erklärt haben" und welcher Lehrsatz nach Aussage der beiden 
Parteien auf die Religion keinen Einfluß habe. Er schlägt dann 
eine Formel vor, die beim Abendmahl nach der Vereinigung 
anzuwenden sei. Dieser Plan Gierigs entsprach ganz den Unions-
gedanken, die um die Jahrhundertwende von den hervor-
ragendsten Theologen bis zu den unbedeutendsten Laien ver-
treten wurden. So hatten genau drei Jahre zuvor der Göttinger 
Kirchenhistoriker Planck und der berühmte Schleiermacher in 
ihren Schriften die Notwendigkeit einer Union befürwortet 3 1 ) . 
Auch im teils protestantischen Gremium des Fuldaer Konsisto-
riums war man allgemein von der Geringfügigkeit der Unter-
schiede zwischen Augsburg und Genf überzeugt. Man hatte dort 
früher schon betont, daß bereits der Westfälische Friede Luthe-
raner und Kalvinisten den Katholiken gegenüber als eine 
Kategorie aufgefaßt hätte, und der Benediktiner Rupfer sprach 
von einem Unterschied „bloß in einigen unbedeutenden specu-
lativen Vorstellungsarten" 3 2 ) . Gierigs Vorschlag erschien aber 
in einer Zeit, wo die Regierung des Oraniers ihre letzten Tage 
zählte und fand dadurch keine Beachtung mehr. Als Gedanken-
niederschlag ist er immerhin bezeichnend. 
Obwohl es also vorläufig nicht zu einer Union kam, verlor die 
neugegründete Gemeinde bald ihr eigentümlich reformiertes Ge-
präge. Al s Vikar Stift, der im Juni 1806 dem Langenscheidt 
provisorisch nachgefolgt war, Ende 1 806 wieder abzog, schlug 
30) St. M. 97ІХІ 1. 
31)HermeImk I, S. 309,310. 
3 2) B. Rep. F. Fulda, Stadtpfarrei 69. 
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das Konsistorium denn auch mangels eines reformierten Kandi-
daten einen lutherischen Prediger vor, unter Voraussetzung, daß 
dieser sich bei der Spendung des Abendmahls nach den Wün-
schen der Empfänger richten werde. Es ist begreiflich, daß die 
Einführung der Union, zu welcher man in Hessen 1818 nach 
dem Vorgang Preußens beschlossen hatte, in der Stadt Fulda auf 
keinerlei Widerstand stieß, während mehrere Landgemeinden 
sich dagegen sträubten 3 3 ) . 
Die neue evangelische Gemeinde stellte die Fuldaer Katho-
liken jedoch auch noch vor weitere Probleme als die Überlassung 
eines Kirchengebäudes. Hatte der reformierte Pfarrer, so fragte 
man sich, die Pfarrjurisdiktion über alle protestantischen Be-
wohner der Stadt und damit Anspruch auf alle S t о 1 g e -
b ü h г e η 3 4 ) , oder sollte hier zwischen den alten und neuhinzu­
gekommenen Protestanten unterschieden werden? Oder sollte 
man, weil die neu errichtete Gemeinde eine reformierte war, 
einen Unterschied zwischen Lutheranern und Kalvinisten in dem 
Sinne machen, daß die Lutheraner der Stadt nach wie vor die 
Pfarrhandlungen von dem katholischen Stadtpfarrer vornehmen 
lassen sollten? Oder konnte vielleicht der reformierte Pfarrer 
ohne weiteres alle Pfarrhandlungen übernehmen, wenn er nur 
die Stolgebühren bei den Lutheranern dem Stadtpfarrer ent-
richtete? 
Nach dem bis dahin fast überall geltenden landeskirchlichen 
Prinzip hatten die protestantischen Einwohner der Stadt Fulda, 
weil sie nur das privatum religionis exercitium besaßen, bis zur 
Säkularisation ihre Stolgebühren teils dem katholischen Garni-
sonspfarrer, so weit sie zum Militär zählten, teils dem Dom-
pfarrer, insofern sie dem Hofe angehörten, teils dem Stadt-
pfarrer zu entrichten. Dies bedeutete, daß die auch wegen ihrer 
bürgerlichen Konsequenzen wichtigen Handlungen von anders-
gläubigen Pfarrern vorgenommen wurden. So wurden auch noch 
nach der Säkularisation in den bayerischen Entschädigungs-
landen Schwaben und Franken die noch nicht zu einer Gemeinde 
vereinigten Untertanen der drei christlichen Konfessionen zur 
33) Hattendorff, S. 54; Fulda gehörte seit 1816 zu Hessen. 
34) Unter Stolgebühren versteht man die Gelder, die dem Pfarrer bei 
Taufe, Trauung und Beerdigung verabreicht werden. 
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gewöhnlichen Ortspfarrei gerechnet und zur Entrichtung der 
Stolgebühren an diese Stelle angehalten. Ähnliches wurde vor-
läufig für die evangelischen Einwohner in den neu erworbenen 
katholischen Landesteilen Württembergs verordnet 3 5 ) . In Fulda 
war nun der Hof als annexum des ehemaligen Stifts an den Erb-
prinzen zur freien Disposition übergegangen und es konnte also 
der Dompfarrer Isidor Schleichert keine Klage erheben. Anders 
verhielt sich jedoch die jetzige Lage für den Stadtpfarrer, durch 
dessen Beschwerden gegen Langenscheidt die Frage aufgeworfen 
wurde. Er berief sich auf den Westfälischen Frieden (W. F.) und 
den R. D . H., nach denen an einem ganz katholischen Orte eine 
eigene protestantische Pfarrei gegründet werden könne, aller-
dings ohne Beeinträchtigung der hergebrachten Rechte 3 6 ) . Roth, 
dessen Privatgedanken vom Fuldaer Vikariate durchweg über-
nommen wurden, bejahte auch das Recht protestantischer 
Landesherren, protestantische Pfarreien zu errichten, „den 
Rechten und Pfarrgebühren des dortigen katholischen Pfarrers 
jedoch, wie sich von selbst versteht, unnachteilig" 3 7 ) . 
Bevor die G. C. C. zu einer Entscheidung in dieser Angelegen-
heit kam, wurde sie wie gewöhnlich von dem Konsistorium be-
raten. Da gab es aber soviel unterschiedliche Meinungen, daß 
alle Vota der einzelnen Mitglieder dem Fürsten vorgelegt werden 
mußten. Es ist interessant zu verzeichnen, in welcher Weise die 
Konsistorialräte sich mit dem Problem, die althergebrachten und 
reichsgesetzlich geschützten Rechte mit den neuen, auf religiöser 
Parität basierenden Verhältnissen in Einklang zu bringen, aus-
einandersetzten 3 8 ) . Neben Versuchen, die meisten Stolgebühren 
und Handlungen dem katholischen Pfarrer zu erhalten, kommt 
die modernere Meinung zum Ausdruck, unter den heutigen Um-
ständen gehöre jeder Protestant zur reformierten Gemeinde; die 
dem Stadtpfarrer entgehenden Gebühren ließen sich durch eine 
Abfindung ausgleichen. Behalten wir dabei im Auge, daß es 
auch noch andere Ansichten gab, wie z.B. die des Protestanten 
Schenk, nach denen noch alle Stolgebühren der Lutheraner, wer 
auch die Handlungen vornehme, dem Stadtpfarrer abzuliefern 
35) B. Rep. F. Fulda, Stadtpfarrei 69. Vgl. Rieker, S. 306, 33Θ-340. 
3 G) B. Rep. F. ebenda. 
3 7 ) Roth, S. Θ3. 
3 8 ) B. Rep. F. ebenda. 
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seien, so wird die im folgenden erwähnte Meinung des Vikariats 
als ziemlich gemäßigt erscheinen. 
Die G. C. C. erließ auf landesherrlichen Befehl am 7. August 
1805 die Verfügung, daß alle in Fulda und den Vorstädten 
lebenden Protestanten zu „der hier errichteten protestantischen 
Pfarrey" — mit Absicht wird also der allgemeine Ausdruck 
„protestantisch" angewendet — gehörten und von ihnen die 
Stolgebühren allein an den protestantischen Pfarrer gezahlt 
werden sollten 3 9 ) . Bei Mischehen sei der Grundsatz ubi sponsa, 
ibi copula zu befolgen. Der Stadtpfarrer könnte nur dann Ent-
schädigung fordern, wenn durch diese Verfügung seine Stol-
gebühren einschließlich der Anniversarien die bei seiner provi-
sorischen Sustentationsbestimmung vorgeschlagene Summe von 
297 Gulden nicht mehr erreichten 4 0 ) . 
Diese billige Lösung war das Werk von Eugen Thomas. Seiner 
Feder entstammen die einzelnen Punkte, die v o m Erbprinzen 
genehmigt wurden. Charakteristisch für dessen Bestreben, die 
Verhältnisse in Fulda denen in anderen Ländern anzupassen 
ist sein Wunsch, man möge in Würzburg Erkundigungen ein-
ziehen, w o ebenfalls eine protestantische Pfarrei errichtet worden 
sei 4 1 ) . Man kann nicht behaupten, daß Wilhelm Friedrich in 
dieser Frage ebenso durchgreifend handelte wie sein königlicher 
Schwager in Berlin. Dieser empfand den P f a r r z w a n g stets 
als unerträglich und hatte ihn darum durch mehrere Verfügungen 
abgeschafft, mußte sich nachher aber wundern über den Wider-
spruch, den diese Maßnahmen hervorriefen 4 2 ) . Die umsichtigere 
Haltung des Erbprinzen ergibt sich aus einem Dekret der G.C.C, 
vom Ende 1 804 . Es solle wegen der von lutherischen Gemeinde-
gliedern aus Schlotzau an den katholischen Pfarrer in Michels-
rombach errichteten Stolgebühren bei dem bisherigen Zustand 
sein Verbleiben haben. Selbstverständlich könnten sie ihre frei-
willigen Abgaben an ihren protestantischen Pfarrer in Langen-
schwarz fortsetzen 4 3 ) . Hier sollte also der Pfarrzwang an den 
3e) So hatte der Füret auch schon einige Monate vorher bemerkt, daß 
auf jeden Fall die etwaigen protestantischen Bewohner der Wilhelmstraße, 
des neuen Beamtenviertela, von dem Pfarrsprengel dea Dom- und Stadt-
pfarrere völlig eximiert bleiben müßten. В. Rep. F. Fulda, Allgemein 12. 
*>) B. Rep. F. Fulda, Stadtpfarrei 69. 
« ) St. M. 97І XXXVI 2. 
««) Wendland, S. 167, 16Θ. 
*
s) St. M. 97i XXXVIII 5. 
2 2 6 
Ort und nicht an die Person gebunden, bestehen bleiben. Ob-
wohl der G. R. sich später für die Regelung aussprach, daß die 
betreffenden kirchlichen Handlungen vom Pfarrer des selben 
Glaubensbekenntnisses verrichtet würden 4 4 ) , so hat man hier 
praktisch die ganze Oranierzeit hindurch nach dem alten Prinzip 
verfahren. 
Inzwischen führte die Verfügung für die Stadt Fulda, in der 
also ein modernerer Gesichtspunkt angewandt 'wurde, zu grund-
sätzlichen und oft weitschweifigen Auseinandersetzungen im 
Vikariate. Sie sind bezeichnend für die auch hier in die Erschei-
nung tretenden verschiedenen Auffassungen hinsichtlich der 
kirchenpolitischen Fragen im allgemeinen. Das Feuer der drauf-
gängerischen, kompromißlosen Geistlichen wird gedämpft von 
ihren gemäßigteren, sich mit den neuen Verhältnissen abfinden-
den Kollegen 4 5 ) . A l s Vertreter der Bedingungslosen müssen wir 
den Dechanten Zwenger, uns bereits bekannt wegen seiner ab-
lehnenden Haltung in der Kirchweihfestfrage, und den Seminar-
regens Komp nennen. Obwohl letzterer nicht die Nachteile eines 
Protestes verkennt, hält er es für eine Gewissenspflicht, zu ver-
suchen, diese Verfügung rückgängig zu machen. Es sei ein Ein-
bruch in das Diözesanrecht, wenn durch Begründung einer pro-
testantischen Pfarrei nicht nur diese ganze Pfarrei, sondern auch 
die einzelnen protestantischen Pfarrkinder nicht ferner der 
bischöflichen Gerichtsbarkeit überlassen würden. Und wie, wenn 
einmal in der Hauptstadt begonnen, dieses Beispiel eine Nach-
ahmung in den Landstädten fände? Selbst wenn einmal wieder 
eine katholische Regierungsveränderung einträte, wäre dadurch 
der katholische Charakter der fuldischen Diözese unwiderruflich 
verschwunden. Zwenger, der sich mit Komp einverstanden er-
klärt, hebt als einziges wichtige Argument hervor, daß der Fürst 
zur Einführung seiner Religion berechtigt sei, eine dritte, „davon 
wesentlich verschiedene" aber nicht einführen könne. Eine ge-
richtliche Beschwerde darüber, daß er Lutheranern einen re-
formierten Pfarrer vorschreibe, sei angebracht. Weiterhin verliert 
auch er sich in düstere Prophezeiungen: durch landesherrliche 
Begünstigung der vom Bischof und Vikariat „etwa nachsichtlich 
44) St. M. 97i XXXVI l l 1 / ^ 
4 Б ) Nachfolgendes ist einer Mappe Pfaffe, die eich in der B. Rep. F. 
Fulda, Stadtpfarrei 68 befindet, entnommen. 
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zugelassenen" protestantischen Kirche würden in 30-40 Jahren 
die Reformierten und Lutheraner zwei Drittel der Einwohner 
ausmachen. 
V o n seinem größeren Wirklichkeitssinn zeugt Offizial Eckard, 
wenn er betont, daß dem Stadtpfarrer eine sonst noch fruchtlose 
Jurisdiktion nur Verdrießlichkeiten eintragen werde, und wie der 
Protestant, über dessen Gewissen der Pfarrer nach den Grund-
sätzen des W. F. nichts vermöge, die Stimme eines katholischen 
Seelsorgers nicht anhören werde. Dem Vikariatssekretär Welle ist 
gleichfalls kein Rechtsgrund bekannt, durch welchen das landes-
herrliche Vorhaben angefochten werden könnte. Der bischöf-
liche Kaplan Pfaff, der auch hier wiederum besonnen urteilt, 
sieht die bisherige Religionsübung des Landes auf keine Weise 
aufgehoben oder gekränkt, also sei das Innoxium des W. F. und 
R. D. H. erfüllt. Zwar gäbe es bedenkliche und in manchem 
Betracht nachteilige Folgen, aber die seien immer mit dem ius 
reformandi verknüpft. Werde damit, so legt er sich als weitere 
Frage vor, die jurisdictio dioecesana des Bischofs nicht ge-
schmälert? Auch er erblickt hierin also den eigentlichen Streit-
punkt. Obwohl z.B. nach Roth diese Frage mit ja beantwortet 
werden könnte, müsse er zu seinem Bedauern sehr daran 
zweifeln, ob die meisten Räte der Reichsgerichte dies auch tun 
würden. „Übrigens", sagt er noch, „wenn man einem Landes-
herrn freie Religionsübung zugesteht, dann müssen die recht-
mäßig von ihm angestellten Pfarrer auch Jurisdiktion haben". 
Erwähnen wir schließlich den Standpunkt Weldens. Seine 
Stellungnahme überragt alle andren durch die klare Erkenntnis, 
daß bei seinen Mitreferenten ein grundsätzlicher Standpunkt 
fehlt. Er weiß das Relative, Zeitgebundene vom Absoluten zu 
trennen und kommt dadurch zu einem großzügigen Urteil. 
Andersgläubige könnten nicht unter die rein geistliche Juris-
diktion des katholischen Bischofs fallen, so führt er aus. Damit 
sei eigentlich die ganze Frage gelöst. Zwar gäbe es auf Grund 
bürgerlicher Abkommen immerhin die Möglichkeit einer Juris-
diktion, — und ein Anspruch darauf sei hier sicherlich be-
rechtigt — , aber gerade weil die Begründung bloß bürgerlich 
sei, könnte und sollte, wenn das Wohl der Kirche das erfordere, 
des Gewissens und der Religion unbeschadet, Nachgiebigkeit in 
dieser Sache gezeigt werden. Vernunft und Politik rieten 
Toleranz. Die Idee, einen Teil der protestantischen Gemeinde 
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unter den katholischen Pfarrer zu stellen, nennt er „abenteuer-
lich", und einen Protest würde man als Sportelsucht hinstellen. 
Sein Gutachten läßt sich also folgendermaßen zusammenfassen: 
davon abgesehen, daß ein Protest falsch ausgelegt würde, ist 
man auch prinzipiell nicht zu einem solchen gezwungen. Weiden 
wollte also dem Hinnehmen der neuen Situation den Makel der 
bloßen Opportunität nehmen. Damit war er seiner Zeit voraus, 
und erst die Zukunft sollte seine Auffassung bestätigen 4 6 ) . 
Bischof Adalbert konnte, den allgemeinen Tenor der meisten 
Voten übersehend und unter Pfaffs Einfluß, kaum anders als 
nachgiebig dekretieren. Zwar bedauerte er, daß er sich umsonst 
nach einem „standhaften" Vikariatsgutachten umgesehen habe, 
aber im Hinblick auf das, was seine Vorgänger bereits in 
Burghaun erlaubten und auf die toleranten Maßnahmen seiner 
Amtsbrüder in der Mainzer und in den fränkisch-bayerischen 
Diözesen, verzichtete er auf das Erheben einer Klage. Wohl sei 
aber der Stadtpfarrer anzuhalten, Protest einzulegen wegen der 
Trauung eines katholischen Pfarrkindes durch einen akatho-
lischen Geistlichen im Falle einer Mischehe. Ob sich der Pfarrer 
dieser vom Vikariat Anfang 1806 erteilten Aufgabe entledigt 
hat, ist aus den Akten nicht ersichtlich. Die einzig praktische 
Schwierigkeit blieb also nur die des Verfahrens bei Mischehen. 
Zum richtigen Verständnis der Haltung der oranischen Re-
gierung, und zwar besonders ihrer katholischen Mitglieder in 
dieser Frage müssen wir hervorheben, daß damals von rö-
mischer Seite zur M i s c h e h e n f r a g e noch nicht so ein-
deutig Stellung genommen war, wie dies heutzutage der Fall ist. 
Bei der Beurteilung der damaligen Verhältnisse ist die katho-
lische Literatur nur zu ungeschichtlich von den moderneren Richt-
linien Roms ausgegangen. Aber noch in den zwanziger Jahren 
des 1 9. Jahrhunderts waren eine gemäßigte gallikanische Auf-
fassung und eine laxe Praxis bei den deutschen Theologen fast 
allgemein verbreitet und wurden stillschweigend von der Kirche 
geduldet. Erst in der Zeit des „Kölner Ereignisses" setzte sich 
in der Kirche eine strengere Auffassung durch, die in der Gesetz-
4n) Vgl. für die Aufhebung dea Pfarrzwanges: Freieen, Der kalholische 
und protestantische Pfarrzwang. 
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gebung des heutigen Kirchenrechts ihren Niederschlag findet 4 7) . 
Die Dinge stehen hier gewissermaßen in umgekehrtem Verhält-
nis zu der Entwicklung des Pfarrzwangs Andersgläubiger. 
Wurde dieser damals im Gegensatz zu heute vielfach noch als 
selbstverständlich angesehen, so war man in Sachen der Misch-
ehen am Ende des 1 Θ. Jahrhunderts in verschiedenen Diözesen 
so weit gegangen, daß man sich auf die Forderung beschränkte, 
die beiden eheschließenden Partner sollten getauft sein 4 8) . 
Mischehen wurden eingegangen ohne päpstlichen oder bischöf-
lichen Dispens und darüber hinaus ohne Zusicherung der katho-
lischen Erziehung sämtlicher Kinder, die vielmehr nach dem 
Geschlechte dem Bekenntnis des Vaters oder der Mutter zu-
geführt zu werden pflegten 4 9) . 
Bis zur Säkularisation war die Frage in Fulda nicht von großer 
Bedeutung gewesen; sie wurde es erst, als allmählich die neue, 
durchgängig protestantische Beamtenschaft nebst einem kon-
fessionell buntgefärbten Militär die Bevölkerungszusammen-
setzung der Stadt einschneidend beeinflußte. Bis dahin war fast 
nur für die übrigens ziemlich einheitlich protestantischen Ort-
schaften von einer Regelung der Mischehen die Rede gewesen. 
Eheverträge von Personen verschiedenen Bekenntnisses durften 
von den Ämtern nicht bestätigt werden, bevor von der geist-
lichen Regierung Erlaubnis erfolgt war 5 0) . Dabei lag für 
Burghaun ein Religionsvertrag von 1 768 — also aus der Zeit des 
toleranten Fürstbischofs Heinrich von Bibra — vor, nach dem 
die Kinder männlichen Geschlechts in der Religion des Vaters, 
die weiblichen Geschlechts in der Religion der Mutter getauft 
und bis zu eigenen Entscheidungsjahren erzogen werden sollten. 
Als nun ein Burghauner Protestant vor seiner mit einer Katho-
likin einzugehenden Ehe die Erziehung seiner Kinder in seiner 
Religion sicherzustellen suchte, wurde er von der G. С. C. am 
9. März 1 803 auf den obigen Vertrag verwiesen, wonach er sich 
an das Vikariat zu wenden hatte 5 1) . Die oranische Regierung 
47) Vgl. dazu z.B. die strenge Beurteilung Brücke, S. 221 ff. und die 
ganz andere Stellungnahme Merkles in der Theologischen Quartalechrift 
109 (193Θ), S. 60-108. 
4 8 ) Hermelink I, S. 394. 
4 ! ) ) Merkle, ebenda, S. 75. 
eo) St. M 97a 47. 
« ) ebenda. 
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ließ also, w o Regelungen vorlagen, alles beim alten und zeigte 
hier nicht das Bestreben, die Protestanten einseitig zu be-
günstigen. Das Konsistorium erließ Mitte 1 8 0 4 eine Anordnung, 
die auf dem Standpunkt Sr. Hoheit Bezug nahm und worin es 
hieß, daß „noch zur Zeit und bis ein anderes verfügt wird nach 
Anleitung des zwischen Fulda und Eisenach 1 764 errichteten 
Rezesses" die Knaben in der Religion des Vaters und die 
Mädchen in der Religion der Mutter getauft und erzogen werden 
sollten, sofern bei den Eheverträgen hierüber nichts anderes be-
stimmt worden sei 5 2 ) . Auch am Ende ihrer Herrschaft, als eine 
Neureglung noch im Konzept stecken geblieben war, hielt sie 
sich streng an die geltende Observanz, mochten sich auch die 
protestantischen Supplikanten von ihrem fürstlichen Glaubens-
genossen eine nicht gesetzlich begründete Unterstützung ver-
sprechen 5 3 ) . 
Allgemeingültigkeit für das ganze Fürstentum hatten diese 
Rezesse jedoch nicht gehabt. Als von Arnoldi sich hierüber bei 
der G. C. C. erkundigte, erfuhr er, daß in Fulda zwar kein Ge-
setz, aber doch die Observanz bestehe, daß wenn Ehegatten 
nichts ausdrücklich bestimmten, die Söhne dem Vater, die 
Töchter der Mutter im Glaubensbekenntnis folgten. Im Corvey-
ischen, so berichtet von Arnoldi weiter, habe er selber verordnet, 
daß wenn Ehegatten nicht etwas anderes festsetzten, die Kinder 
ohne Unterschied dem Vater folgen sollten, daß sie aber nach 
Erreichung der Unterscheidungsjahre selbst wählen könnten 5 4 ) . 
Der Fürst überließ die Frage seiner G. C. C., die das Konsisto-
rium mit der Anfertigung eines Gesetzentwurfes beauftragte. 
Darin 5 5) wurde betont, daß es nach wie vor dem freien 
Willen der in Religion unterschiedenen Ehepartner überlassen 
bleibe, die Kindererziehung in einem Ehepakt festzusetzen. Der 
allgemeine Grundsatz, der nur ohne vorherige Abmachung 
gelten sollte, ging dahin, daß sämtliche Kinder in der Religion 
des Vaters getauft und erzogen würden. Als Termin eines hin-
länglichen Unterscheidungsvermögens wurde das Erreichen des 
Б 2) В. Rep. F. Nachlaß Richter; Kopp, S. 377 erwähnt diesen Rezeß 
und bemerkt, daß er wegen des Ortes Fischbach abgeschlossen worden sei. 
S3) St. M. 97b 52. 
Β 4) Κ. Η. Α. 36 : 66. 
Β 5) Der Entwurf und sein Schicksal im St. M. 100 1904. 
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18. Lebensjahres vorgeschlagen. Sollte aber ein Jüngling oder 
Mädchen schon bei der Konfirmation Bedenken machen oder 
sogar den Wunsch äußern, in einer anderen Religion konfirmiert 
zu werden, so sollte die Konfirmation so lange verschoben 
werden, bis die betreffende Person 1 8 Jahre alt geworden sei. 
Es folgt dann noch eine Menge von Einzelbestimmungen. 
Der Entwurf wurde bis auf eine kleine technische Abänderung 
vom Fürsten genehmigt. Dies brachte die G. С. C. in Schwierig­
keiten. Sie hätte, wie Thomas es ausdrückte, in einem öffent-
lichen Landesgesetze lieber alles sorgfältig zu vermeiden, was 
die Aufmerksamkeit der katholischen Geistlichkeit erregen und 
zu Folgerungen einer angeblichen Glaubensbedrückung bringen 
könnte. Daher wollte die Kommission, wie auch dem Fürsten 
vorgeschlagen worden war, die für besondere Fälle geltenden 
Bestimmungen in Wegfall kommen lassen. Nur Schenk sah 
einen Nachteil für die Protestanten wegen der bei diesen viel 
später gehaltenen Konfirmation. Dies veranlaßt ihn zu erwägen, 
ob man mit dem Fürstbischof wegen Bestimmung des Mindest-
alters für die Konfirmation in Verbindung treten solle, wie dies 
in Corvey erfolgreich geschehen sei. Das alles war Grund genug, 
die ganze Schwierigkeit nochmals dem Fürsten zu unterbreiten, 
der im Juni 1805 die Bedenken dem Konsistorium zur noch-
maligen reiflichen Erwägung zugehen ließ. Auch sollte das Kon-
sistorium mit dem Vikariat über das Konfirmationsalter ver-
handeln 5 6) . 
Man kann nicht umhin festzustellen, daß dieser vom Fürsten 
im großen und ganzen genehmigte Entwurf, wäre er einmal 
Gesetz geworden, den Katholiken insofern nachteilig gewesen 
sei, daß dann in Fulda der selbe Umstand eingetreten wäre wie 
einige Jahrzehnte später in der Rheinprovinz. Eine wachsende 
protestantische Beamtenschaft konnte die Erziehung all ihrer 
Kinder nach ihrer Religion als gesichert ansehen. Andrerseits 
soll nicht verkannt werden, auf welche Schwierigkeiten innerhalb 
der Familie durchweg die bis dahin übliche Observanz hinsicht-
lich der Teilung nach dem Geschlecht stoßen mußte. Gerade 
Β β) St. M. 100 1904; vgl. in diesem Zusammenhang Bib ras Bemerkung: 
„Die Konfirmation ist bei uns Katholiken ein Sakrament; allein die Art, 
solche zu administrieren, verdient in mancherlei Rucksichten eine zweck­
mäßigere Einrichtung". Aus dem Journal, angeführt bei Braubach, Die 
¡(irchliche Aufklarung, S. 1 4 . 
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deswegen hatte auch in Fulda meistens eine der beiden Parteien 
auf ihr Recht verzichtet. Man soll dies wenigstens mitbeachten, 
wenn man diesen Fuldischen Vorschlag, der in dieser Hinsicht 
mit dem berüchtigten preußischen Organisationsedikt vom 
21. November 1803 übereinstimmt, richtig bewerten will. 
Übrigens gab es im Vergleich mit Preußen doch diesen großen 
Unterschied, daß dort kein Ehegatte den andern zu Ab-
weichungen von dieser gesetzlichen Vorschrift in einem Ehe-
vertrag verpflichten durfte 5 7). Auch Nassau und Baden ließen 
die Kinder immer der Religion des Vaters folgen. Bayern da-
gegen überließ in seinem Religionsedikt von I 803 die Bestim-
mung der religiösen Erziehung den Eltern und ordnete bei Nicht-
vorliegen eines Ehevertrags die Sonderung der Kinder nach dem 
Geschlecht an 5 8). 
Obwohl unter oranischer Herrschaft nichts mehr aus diesen 
Vorbereitungen wurde, waren sie doch, möglicherweise durch 
die angesetzte Rücksprache, in bischöflichen Kreisen durchge-
sickert. Regens Komp spricht über eine „projektirte gesetzliche 
Bestimmung" der religiösen Erziehung von Kindern gemischter 
Ehe und hält sie im Grunde für eine Benachteilung der Katho-
liken. Wenn man das Entstehen einer ausführlichen protestan-
tischen Pfarrei verhindern könnte, so wäre seines Erachtens 
dieser Nachteil am besten zu vereiteln. Bischof Adalbert war der 
Meinung, daß die Mischehen, nach den Reichsgesetzen erlaubt, 
bei den jetzigen veränderten Verhältnissen nicht weiter ver-
hindert werden könnten. Über die Kindererziehung sprach er 
sich nicht aus 5 9) . Es sei in diesem Zusammenhang darauf hin-
gewiesen, wie Roth in seinen Privatgedankert dem Landesherrn 
das Recht zuspricht, durch Edikte zu bestimmen, in welcher 
Religion die Kinder aus gemischten Ehen bis zu ihrem Dis-
kretionsjahre erzogen werden sollten, wenn nur beiden Reli-
gionsteilen gleiche Rechte zugestanden würden. Er nennt das 
kurbadische Edikt, worin diktiert wird, die Kinder in der Reli-
gion des Vaters zu erziehen, sehr gerecht 6 0). Bedenken wir, wie 
oft das Vikariat bei seinen Argumentationen auf diesen Juristen 
zurückgriff, so kann man ruhig annehmen, daß die Regierung, 
57) Brück, S. 224; siehe auch Wendland, S. 169. 
58) Veit II, S. 83; Sicherer, S. 27. 
50) B. Rep. F. Fulda, Stadtpfarrei 6Θ. 
«o) Roth, S. 87. 
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wie sie auch selbst erwartete, gegen das Prinzip des Entwurfs — 
von den oben angedeuteten Kleinigkeiten abgesehen — keinen 
allgemeinen Protest des Vikariats zu befürchten hatte. 
Für ein friedliches Zusammenwohnen der verschiedenen Kon-
fessionen gab es noch zwei starke Reibungsflächen: die von 
beiden Seiten an verschiedenen Tagen gehaltenen F e i e r -
bezw. B ü ß - u n d B e t t a g e und die bis jetzt unterschied-
lich vorgenommenen B e e r d i g u n g e n . Wir werden sehen, 
daß der erste Streitpunkt noch in der Sphäre der bürgerlichen 
Gesetzgebung seine Lösung fand. Der zweite griff jedoch, ähn-
lich wie die oben erörterten Fragen der Kindererziehung und 
Konfirmation, tief ins innerkirchliche Leben hinein. 
Es versteht sich, daß sich die protestantischen Einwohner an 
verschiedenen Orten von der geänderten Staatsstruktur eine 
größere Freiheit versprachen, indem sie nunmehr von einem 
gewissen Zwang zur Mitfeier der katholischen F e s t t a g e 
durch Einstellung der Arbeit befreit zu werden hofften. Ein 
dahingehendes Gesuch wurde zum Beispiel von den reformierten, 
zur Pfarrei Bremen eingepfarrten Bewohnern von Lenders ein-
gereicht 6 1 ) . Die katholischen Nachbarn brachten dagegen an, 
daß sie durch eine etwaige Erlaubnis nicht nur in ihrer Feiertags-
ruhe geärgert, sondern auch in ihrer Feldarbeit benachteilt 
würden. So seien im ganzen Oberamt Fischberg auch die Katho-
liken gehalten, die protestantischen Feier- und Bußtage mitzu-
feiern. Pfarrer Lasch gab in dieser Frage ein ausführliches und 
wie gewöhnlich logisch und nüchtern abgefaßtes Gutachten. Ein 
Arbeitsverbot habe es nie gegeben, nur hätten die Lendersschen 
Protestanten die katholischen Feiertage hergebrachtermaßen mit-
gehalten. Wenn sie sich hierzu nicht ferner verstehen wollten, 
könnten sie dazu nicht genötigt werden, da einerseits die katho-
lische Kirche in einem anderen Ort läge, also zu weit entfernt 
sei, als daß die Arbeit der Reformierten störend wirken könnte, 
anderseits aber dort die Katholiken die von den Reformierten 
e l ) An der hessischen Grenze gelegen. Früher hatte eich bereits ein 
Fürstabt darüber beschwert, daß Hessen sich Episkopalrechte, und für 
die hessische Pfarrei Ochsen Parochialrechte, anmaße. Eis gab dort wohl 
keine eigene reformierte Pfarrei, im ganzen Fürstentum keinen reformier-
ten Pfarrer. Siehe für diese Lenderssche (Collision: В. Rep. F. Pfarr-Repo-
situr Bremen. 
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gefeierten hessischen Bußtage nicht mithielten. In dem Sinne 
wurde dann auch v o m G. R. entschieden. 
Folgerichtig urteilte das Konsistorium, als es die protestan-
tischen Einwohner ru Burghaun wegen des gesetzwidrigen 
Arbeitens am Allerheiligentage 1 Θ05 ernstlichst vom fürstlichen 
Justizamt rügen ließ 6 2 ) . In diesem Falle gab es nämlich einen 
vom damaligen Fürstbischof und der evangelischen Gemeinde 
abgeschlossenen Rezeß, an beiden Festtagen des HI. Bonifatius 
und Allerheiligen sich aller Feld- und geräuschvollen Hausarbeit 
zu enthalten 0 3 ) . Trotzdem mußte der katholische Pfarrer in 
Burghaun sich im Juni 1806 darüber beschweren, daß ausge-
rechnet durch Mistfahren „auf gemeinschaftliche Verabredung" 
der feiertägliche Gottesdienst am Bonifatiustag beeinträchtigt 
worden sei 6 4 ) . Einige Tage vorher hatte sich die evangelische 
Gemeinde an den Fürsten persönlich gewandt in einem 
Schreiben, in dem sie den Rezeß leugnete und um Abhilfe all 
ihrer Beschwerden und den ungekränkten Genuß ihrer „im 
jetzigen glücklichen Zeitalter blühenden Religionsfreiheit" bat. 
Nach Vorschlag des Konsistoriums wurden die betreffenden Ge-
meindemitglieder wegen ihres eigenmächtigen Verfahrens mit 
einer Geldstrafe belegt. Die Resolution über das Beschwerde-
schreiben behielt sich der G. R. noch vor 0 5 ) . Suchte der Fürst 
also vielleicht nach einem gütlichen Abkommen — die Pfarrer 
seien zu besserer gegenseitiger Eintracht zu ermahnen 6 6) — , 
so war er keineswegs gesonnen, den eigenmächtigen Suppli-
kanten ohne weiteres die geforderte, in das Prinzip der ora-
nischen Kirchenpolitik passende Freiheit zu erteilen. An eine 
für das ganze Fürstentum geltende Regelung, wie sie z.B. in 
Nassau-Usingen Ende 1 803 erfolgte 6 7 ) , hat die Regierung offen-
n!!) B. Rep. F. S 7a. 
«3) St. M. 97b 219. 
<") B. Rep. F. ebenda. 
"
Б) St. M. ebenda. 
β β ) Der G. R. berichtete dem Konsistorium, dem Vernehmen nach be­
stehe kein gutes Verhältnis zwischen den beiden Pfarrern. Im Dez. ΙΘ05, 
also nach dem Allerheiligenfeiertag, hatte jedoch der lutherische Pfarrer 
dem Vikariate bezeugt, sein katholischer Kollege Böhm sei „ein gefälliger 
und verträglicher Priester der Liebe und des Friedens gegen unsere Reli-
gionsgesellschaft", B. Rep. F. Pfarr-Repositur Burghaun. Die Ursache lag 
also bei der widerwilligen protestantischen Gemeinde. 
CT) Diese von Roth, S. 92, als gerecht bezeichnete Verordnung sah 
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bar nicht gedacht. Wahrscheinlich versprach man sich, besonders 
für die Stadt Fulda, mehr von der vielgerühmten und immer 
wieder empfohlenen Toleranz. 
Zu einem trotz aller verhüllenden Worte deutlich erkennbaren 
Streit zwischen Kirche und Staat kam es wegen des von der 
G. C. C. verlangten einheitlichen Verfahrens bei B e e r d i -
g u n g e n . A m 27. Juli 1803 wurde das Konsistorium beauf-
tragt, um der „Vereinigung der Gemüter zwischen Katholiken 
und Protestanten" willen sich mit dem Vikariat dahin zu be-
nehmen, daß künftig auf den Kirchhöfen keine besonderen 
Begräbnisplätze für die Protestanten mehr geduldet, sondern 
diese gleich den Katholiken jedesmal in der Reihe begraben 
würden 6 8 ) . Konsistorialrat Schlereth, der diese Aufgabe über-
nahm, war klug genug, um unter Hinweis auf „andere katho-
lischen Diözesen" diese „einschlägigen liberaleren Grundsätze" 
akzeptabel zu machen. Damit zielte er natürlich u.a. auf die 
bekannte Verordnung Josephs II. in Österreich v o m 16. März 
1 782, in der katholischen Pfarrern erlaubt wurde, Akatholiken 
auf Verlangen in deutscher Sprache nach dem Diözesanritual zu 
begraben; Katholiken und Protestanten wurden weiter nach 
diesem Erlaß auf demselben Friedhof beerdigt und erforder-
lichenfalls wurde die katholische Kirchenglocke geläutet 6 9 ) . 
Schlereth beendet sein Gesuch mit der Bitte, gleichzeitig mit dem 
entsprechenden Erlaß den Seelsorgern „in Rücksicht der da-
maligen Staatsverfassung ein kluges und vorsichtiges Benehmen 
anzuraten". 
Obwohl Offizial Eckard überzeugt war, daß die Beerdigung 
protestantischer Christen auf einem geweihten Friedhof der 
kanonischen Bestimmung contra haereticos nicht widerspreche, 
entwarf er ein Antwortschreiben, das v o m Bischof darauf ge-
nehmigt wurde und in dem für das ganze Land die Beerdigung 
ohne Unterschied der Religion erlaubt wurde. Nur in der Resi-
denzstadt Fulda selbst sei dies aus Platzmangel nicht möglich; 
dort möchte die Stadtregierung eine getrennte protestantische 
Ruhestätte bewilligen. Unterm 2. Sept. 1803 ging dann eine 
eine Arbeitsentkaltung am Karfreitag und Fronleichnamstage vor; an den 
sonstigen Feiertagen des anderen Religionsteils durfte gearbeitet werden, 
jedoch ohne Störung der Gottesdienste. 
ÖS) Die Aktenstücke über diese Angelegenheit in B. Rep. F. В 3. 
0!>) Rösch, Das KirchenrccIU, Bd. 84 (1904) S. 249 Fußnote. 
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Zirkularverfügung durch die Landdechanten an alle Seelsorger 
der Diözese, daß vom Bischof auf Wunsch der G. С. C. und 
auch um den Grundgesätzen des W. F. nach der jüngst erfolgten 
Staatsveränderung zu entsprechen, „gnädigst erlaubt" wurde, 
die Beerdigung im obigen Sinne vorzunehmen. Es wurde weiter 
dekretiert, daß ein protestantischer Leichenkondukt in solch 
einem Falle vom Pfarrer mit Gehrock, jedoch ohne Stola, und 
unter dem Gesänge eines Liedes zu begleiten sei, wonach die 
Beerdigung mit Weglassung der übrigen Kirchenzeremonien er-
folgen sollte 7 0 ) . Also eine durchaus tolerante Lösung seitens der 
geistlichen Behörde. 
Erst im Sommer des Jahres 1 Θ04 forderte die G. C. C. den 
Wortlaut dieser Verfügung an und antwortete in einem von 
großer Empfindlichkeit in Sachen ihrer Kompetenz bestimmten 
Brief, in dem sie ihr Befremden darüber äußerte, daß das 
Vikariat „als eine dem Landesherrn unterworfene Behörde" eine 
solche „das Innere der Kirche und Religion gar nicht be-
treffende" Verordnung als bischöfliche Verfügung bekannt ge-
macht habe. Wollte sie zwar für diesmal es hierbei bewenden 
lassen, so verbäte sie sich für die Zukunft ein solches Benehmen. 
Bezeichnend ist denn auch die unterm 9. August I 8 0 4 von der 
G. C. C. erlassene Verordnung, in der den Pfarrern und Toten-
gräbern die ungetrennte Beerdigung in der Grabreihe, als v o m 
Fürsten verfügt, bekannt gegeben wurde 7 1 ) . Rückantwortlich 
wies das Vikariat u.a. auf den Unterschied zwischen dem katho-
lischen und protestantischen Kirchenrecht hin: nach dem ersteren 
seien Friedhöfe res religiosae. Weiter hätten die Geistlichen be-
reits aus dem Inhalt des Zirkulars schließen können, daß der 
Fürst die Haupttriebfeder gewesen sei, während eine nähere 
Angabe des zu beachtenden Ritus doch wohl Sache des Vikariats 
wäre. Es leuchtet ein, daß die fürstliche Regierung diese Argu-
mente als wenig stichhaltig betrachten mußte; das ganze 
Schreiben wollte absichtlich dem eigentlichen Kern der Sache, 
dem Verhältnis der beiden Gewalten, ausweichen und begnügte 
sich mit der Mitteilung, daß man die positiven Normen der 
katholischen Kirchenverfassung beibehalten müsse. 
10) Es betrifft hier also kein direkt in das kirchliche Gebiet eingreifen-
des Regierungsdekret, wie z.B. Fuchs, S. 15 1 behauptet. 
T1) St. M. 97b 9. 
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IL Die Frage der Toleranz 
Im Vorhergehenden handelten wir bereits mehrfach über das 
Verhältnis zwischen den Angehörigen der verschiedenen Kon-
fessionen. Wenn wir jetzt das Problem der Toleranz im Ful-
dischen aufführen, so erscheint es uns wünschenswert, zuerst die 
allgemeine Stellungnahme des Staates gegenüber den Kirchen-
gesellschaften zu erörtern. Das fürstbischöfliche Fulda war ein 
katholischer Glaubensstaat gewesen, der nur an bestimmten 
Orten den lutherischen Staatsangehörigen Bekenntnis- und 
Kultusfreiheit gewährte. Das säkularisierte Fürstentum dagegen 
war ein überkonfessioneller Staat, der es sich absichtlich ver-
sagte, eine bestimmte Kirche als herrschende zu erklären. Ob-
wohl es wahrscheinlich aus taktischen Gründen nirgends in 
Worten zum Ausdruck kam, entsprach man doch inhaltlich ge-
sehen dem Wunsche Bibras und hatte sich auf den Standpunkt 
gestellt, daß die verschiedenen Religionen gleichen Schutz des 
Landesherrn genießen sollten und daß ungeachtet des Glaubens-
bekenntnisses jeder Untertan zu den bürgerlichen und mili-
tärischen Diensten Zutritt haben sollte 7 2) . 
Es war damit ein weiterer Schritt auf dem Wege vom mittel-
alterlichen Glaubensstaat hin zum modernen paritätischen Staat 
getan, auf dem Wege also der immer mehr fortschreitenden 
Trennung der staatlichen und kirchlichen Gewalt. Das End-
stadium war damit durchaus noch nicht erreicht. Man war noch 
weit vom modernen, rein paritätischen Rechtsstaat entfernt, in 
dem den Staatsmitgliedern volle Religionsfreiheit und politische 
Gleichstellung zukommt, in dem folgerichtig auch die Konfes-
sionslosigkeit geduldet wird und die Kirche völlig vom Staate 
getrennt ist. 
Das neusäkularisierte Fulda dürfte man mit dem Namen 
„christlicher Staat" 73) bezeichnen. Er stützte sich auf ein 
72) K. H. A. 19 1 XV 2 v. Bibra: „Il pourait convenir encore, que puis-
que par la sécularisation l'Etat devient séculier et que l'Empire admettant 
les 3 Religions, le Souverein commence par déclarer, qu'il n'existait dans 
l'Etat aucune religion dominante, que les différents cultes seraient égale-
ment la sollicitude du Prince, qu'elles trouveraient une protection égale et 
que sans egards à leur religion tout sujet serait admisible aux charges 
civiles et militaires." 
73) Siehe für die Bezeichnung der Staaten in ihrem Verhältnis zu der 
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Christentum, das sich als eine Zusammenfassung der Fundamen-
talsätze, vor allem der Moral, darstellt, welche dem römisch-
katholischen und protestantischen (lutherischen und reformierten) 
Bekenntnisse gemeinsam sind. Es erblickte seine Aufgabe darin, 
die den christlichen Hauptbekenntnissen gemeinsamen Institu-
tionen aufrechtzuerhalten, sie zu schützen und ihnen staatliche 
oder bürgerliche Kraft zu verleihen. Der Auftrag an die katho-
lischen und protestantischen Pfarrer, die dem Zivilstandsregister 
gleichkommenden Pfarrbücher 7 4) zu führen, die staatliche 
Durchführung des Taufzwanges 7 5) und der Pflichtbesuch der 
Christenlehre 7 6) sind wesentliche Merkmale für den Charakter 
des christlichen Staates. Es wurde von der oranischen Regierung 
vorausgesetzt, daß der Ehepartner oder Gestorbene sich zu einer 
der drei Religionsparteien bekannt hatte. Es war für den Staat 
von größtem Interesse, daß jeder Staatsbürger zur „Stütze der 
Sittlichkeit und bürgerlichen Tugend" eine bestimmte Religion 
habe. Gewissensfreiheit im Sinne der Religionslosigkeit erkannte 
er nicht an. Nur sollte jeder nach eigener Überzeugung be-
stimmen, in welcher Kirche er seine Religion äußerlich betätigen 
wolle 7 7 ) . Ein Stück des landeskirchlichen Systems war also noch 
übrig geblieben. Diese öffentliche Anerkennung und der öffent-
liche Schutz der katholischen Kirche als eine der Landeskirchen 
hatte ja als Gegenstück die staatliche Kontrolle und Bevor-
mundung. 
In der Auffassung, der Staat solle nicht mehr für die Religion 
seiner Mitglieder sorgen, sondern für ihre Wohlfahrt, war der 
Gedanke der Toleranz rechtlich begründet. Die „innere Reli-
gion" sollte außerhalb der Sphäre der höchsten Staatsgewalt 
liegen, und katholische und protestantische Kirche wurden recht-
lich gleichgestellt 7 8 ) . Die Ausweitung der territorialen Gebiete 
mit konfessionell gemischter Bevölkerung war eine der wichtig-
Kirche: Martens, Kirche und Staat, und Böckenhoff, Katholische Kirche und 
moderner Staat. 
74) Siehe S. 187 ff. 
TS) Wie ich unten auch noch feetstellen werde, genossen nur die Ge-
tauften die volle politische Rechtsfähigkeit, wogegen die Juden von den 
staatsbürgerlichen Rechten und Pflichten ausgeschlossen blieben. Siehe 
S. 255 ff. 
™) Siehe S. 275, 276. 
" ) Vgl. Ebert, S. 18, 19. 
τ
8) Siehe Westerburg, S. 2-4. 
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sten Folgen der Säkularisation und hatte ebenfalls überall in 
Deutschland die Duldsamkeit und paritätisch gerechte Behand-
lung gegenüber den anerkannten und privilegierten Religions-
formen gefördert. Es war dies nicht nur im Sinne der nackten 
Staatsräson geschehen, sondern teils auch aus der höheren Er-
kenntnis der „natürlichen" oder „vernünftigen" Menschheits-
religion, der das Christentum unter allen Religionen am nächsten 
komme. Dieser halb deistische, halb allgemeinchristliche, über 
jede konfessionelle Differenzierung sich erhaben fühlende Geist 
der Toleranz sollte die Regierungen beherrschen, sie sowohl vor 
jeder aufrichtigen Glaubensüberzeugung Halt machen lassen, als 
auch sie zur Pflege der Religionen mit Offenbarungsanspruch um 
ihrer relativen Wahrheit willen anhalten 7 9) . 
Unter den gemeinsamen Zügen des Staatskirchentums ist 
außer der unbedingten Gewalt des Staates über die Kirche und 
der Behandlung der Kirche als eines Instituts zur Volkserziehung 
auch die Toleranz der Religionen genannt; worden 8 0). Sie be-
ruhe, so führt der Autor aus, auf ihrer gleichmäßigen Unter-
werfung unter den Staat, indem sie auf die unbegrenzte Reli-
gionsfreiheit des „Fanatismus" oder „Mystizismus" verzichte. 
Mit Recht kann man nach dieser Norm die oranische Regierung 
auch im dritten Punkte der Toleranz die Vertreterin eines Staats-
kirchentums nennen. Der Par. 7 der Konsistorialverordnung be-
schäftigt sich mit dem Geist des Friedens und der Eintracht 
zwischen den „verschiedenen Religionsverwandten, besonders 
der Geistlichkeit". Die „Grundsätze der christlichen Religion" 
sollten dabei als Leitfaden gelten. Der Fürst wiederholt dann die 
schon früher gegebene Versicherung, er werde zwar die katho-
lische Religion „in ihrer Wesenheit" schützen, „dahingegen aber 
dem unter der Maske der Religion so oft verkappten Fanatismus 
keinen Spielraum gestatten, und jeden Ausbruch von Intoleranz, 
er komme von katholischer oder protestantischer Seite, ernst-
lichst zu ahnden wissen". 
Auch im wiederholt genannten Entwurf des Regierungsrats 
Thomas wird nach einer fast gleichlautenden Versicherung der 
landesherrlichen Huld und Gnade der katholischen Religion 
gegenüber dem Vikariat zugemutet, „alle verderblichen Fana-
7B) Vgl. Hermelink I, S. Ι Ι Θ. 
β
0) eodem, S. 145. 
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tismen auf immer zu verbannen. Insonderheit die Geistlichkeit 
sollte nach den Grundsätzen einer reinen Sittenlehre in ihrem 
Benehmen mit Liebe und Sanftmut als Muster vorangehen 8 1) . 
Wir sahen schon, wie der Pfarrer Langenscheidt zu Vorsicht und 
Takt aufgefordert wurde. Voller Stolz berichtete er denn auch 
im Sommer 1 Θ04 an den Erbprinzen, daß er durch Behutsam-
keit in Lehre und Wandel mancherlei Schwierigkeiten bei der 
Gründung der protestantischen Gemeinde beseitigt habe, so daß 
sein Nachfolger ,,bei ähnlicher Vorsicht und Verträglichkeit mit 
anderen Religionsverwandten" Gutes wirken würde 8 2). Mehr-
mals wurde in Einzelfällen auf ein gegenseitiges gutes Verständ-
nis gedrängt, so in dem konfessionell gemischten Burghaun. Dort 
ermahnte der G. R. die beiden Pfarrer zum besseren gegen-
seitigen Einvernehmen und machte ihnen zur Pflicht, auch unter 
ihren Kirchengemeinden größere Einheit zu bewirken 8 3) . 
Es läßt sich nicht leugnen, daß der Erbprinz sich auch per-
sönlich bemüht hat, im Geiste einer bewußten Großzügigkeit mit 
den Katholiken zu verkehren. Unmittelbar nach der Säkulari-
sation ließ er sich als Paten bei einem katholischen Täufling ein-
tragen 8 4). Seiner Mutter schrieb er, er trage Sorge dafür, daß 
man ihm keinen Vorwurf machen könne, weshalb er besonders 
darauf achte, daß die Gottesdienste keineswegs durch die Neu-
organisation des Fürstentums unterbrochen und beeinträchtigt 
würden 8 5) . Es hat ihn denn auch geärgert, daß das Verhältnis 
zum Fürstbischof Adalbert voller Schwierigkeiten war. Als ihm 
von fürstbischöflicher Seite wegen der Umorganisation des 
Unterrichtswesens Unterdrückung der Katholiken vorgeworfen 
wurde, ließ er durch seinen Anwalt in dieser Sache das gute 
Verhältnis zum Weingartner Prälaten und „das wahrhaft 
freundschaftliche Verhältnis" zum Fürstbischof von Corvey her-
ausstreichen. Dieser letztere wüßte denn auch „eine wahre Reli-
giosität mit einer vorurteilsfreien einsichtsvollen Beurteilung für 
81) B. Rep. F. Bistumsakten 23. 
<«) St. M. 9 7 e K A 8 : ΙΘ4. 
8 3 ) St. M. 97b 219. 
M) St. Μ. ΚΑΘ : 183. 
8 Б) Κ. Η. Α. 19 1 Villa 3 8 : ,, . . . que même l'Eveque comme Abbé, ne 
8*оррове point il n'y aura aucune récrimination, ayant particulièrement 
soin que le culte ne soye nullement interrompu ou gêné par cea arrange-
mens." 
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das Wohl des Ganzen so geistreich zu verbinden" 8 G). Auch 
konnten wir schon darauf hinweisen 8 7 ) , daß die Burghauner 
Protestanten höhere Anforderungen stellten als dem Landes-
herrn lieb war. Obwohl die protestantische Gemeinde in früheren 
Zeiten nicht nach dem Normaljahr behandelt worden sei, hätte 
der Fürst, so führte sein Anwalt aus, nicht die erbetene „völlige 
Wiederherstellung ihrer Rechte" bewirkt, weil dies als eine Vor-
liebe und Begünstigung der protestantischen Untertanen ange-
sehen worden wäre 8 8 ) . 
Wilhelm Friedrich hätte mit seinen Toleranzbestrebungen in 
mehreren anderen Ländern mehr Aufsehen erregen können 
als in seinem neuen Fuldaer Gebiet. Die Toleranz war dort schon 
kein leerer Begriff mehr. Besonders in der Zeit des aufgeklärten 
Bischofs Heinrich von Bibra (1 758-1 789) war als eine der guten 
Seiten der Aufklärung die größere bürgerliche Toleranz hervor-
gehoben und in die Praxis übergeführt worden. Wie so oft ver-
band sie sich auch hier mit Versuchen, einen dogmatischen 
Kompromiß zu erreichen. Der sog. „Fuldaer Plan" von 1 781 war 
ein in Druck gegebener Wiedervereinigungsversuch sechs pro-
testantischer und sechs katholischer Theologen, unter denen der 
Fuldaer Benediktiner Peter Böhm der führende Katholik war. 
Den der Unionsgesellschaft angehörenden Mönchen verbot Papst 
Pius VI. jedoch jede weitere Beteiligung, und damit war der für 
das Fuldaer Klima allerdings bezeichnende Plan zum Scheitern 
verurteilt 8 9 ) . 
Aber auch Bischof Adalbert war von der Auffassung seiner 
geistlich-fürstlichen Amtsbrüder erfüllt, welche den Protestanten 
erlaubten, sich in ihren Territorien ansässig zu machen, ihnen 
höhere Ämter verliehen, sie sogar an ihren Hof zogen und 
Kontroverspredigten verboten. Er dekretierte gleich zu Anfang 
seiner Regierung, daß die Geistlichen sich aller persönlichen und 
unpassenden Ausfälle gegen Andersgläubige enthalten, also 
Toleranz üben sollten 9 0 ) . V o n seinem höheren Hofpersonal ge-
hörten Oberhofmarschall Freiherr von und zu der Tann, Hof-
marschall Freiherr von Redwitz und Oberstallmeister Freiherr 
8e) B. Rep. F. Gymnasium 1. 
<") Siehe S. 235. 
88) B. Rep. F. ebenda. 
8e) F. G. Bl. X (191 I), S. I lt.; Hannay. S. 5. 
8°) Enneking. S. 178; Brück, S. 20. 
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von Egloffstein der protestantischen Konfession an 9 1 ) . Das 
Vikariat hatte wahrscheinlich recht, als es etwas verstimmt über 
obiges Beerdigungsgesuch als angebliches Beispiel der Toleranz 
betonte, daß vor der Staatsveränderung „seit vielen Jahren keine 
Spuhre irgend eines Mißverständnisses zwischen beyden Reli-
gionspartheien" bekannt sei. Zur Ehre der Fuldaer könne gesagt 
werden, so führte Offizial Eckard etwas früher aus, daß sie die 
Grundsätze der Duldung nach ihrem echten Sinne zu schätzen 
wüßten 9 2 ) . Ein Musterbeispiel dürfen wir z.B. darin sehen, daß 
in Dermbach am Dienstag nach Michaelstag und im Filialorte 
Unteralba am Dienstag darauf Protestanten und Katholiken das 
Kirchweihfest miteinander feierten 9 3 ) . Über das spätere Fuldaer 
Departement des Großherzogtums Frankfurt sagte Winkopp, daß 
dort der Geist christlicher Duldung seit geraumer Zeit heimisch 
gewesen sei 9 4 ) . Schließlich bemerkt Joseph Schneider in seiner 
Topographie noch, daß aus der Toleranz der Fuldaer sich ein 
günstiger Schluß auf ihre „intellektuelle und moralische Kultur" 
ziehen lasse 9 5 ) . 
D a ß im Laufe der oranischen Regierungsjahre doch hinsicht-
lich eines harmonischen Zusammenlebens zwischen Katholiken 
und Protestanten noch manches zu wünschen übrig blieb, geht 
aus zahllosen Randbemerkungen in den Aktenstücken hervor. 
Es handelte sich dabei besonders um die Stadt Fulda selbst 9 6 ) , 
w o es der katholischen Bevölkerung auch nicht gerade leicht 
gemacht wurde! Der Erbprinz hatte zielbewußt eine große An-
zahl protestantische, meist aus Nassau stammende Beamte 
und Hofdiener in die neue Residenzstadt gezogen. Holländische 
Schützlinge konnte er natürlich wegen Sprachschwierigkeiten 
schwerlich anstellen, und so war seine ganze Beamtenschaft 
deutsch 9 7 ) . Dennoch wurde sie von ihren fuldischen Kollegen 
e l ) Hattendorff, S. 137. 
в
2) В. Rep. F. В 3. 
в а ) В. Rep. F. К 9. 
м) Winkopp, S. 100. 
9 8 ) Schneider, S. 60. 
9 0 ) Vgl. z.B.: ,, . . . daß man vielleicht keiner Ermahnungen (zur Tole-
ranz) wenigstens auf dem platten Lande benöthiget seyn wird. In den 
Stätten kann die Wachsamkeit der Polizey und die Klugheit der Pfarrer 
manches Unangenehme verhuthen." (B. Rep. F. В 3). 
β 7 ) Κ. Η. Α. 19 1 Villa 38. Der Erbprinz an seine Mutter : mais ici 
a Fuld« cela n'est pas encore possible n 'ayant pas du tout de protestans 
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nicht mit den freundlichsten Augen betrachtet und bildete in-
folgedessen eine Art von „Fremdenkolonie", wie man unter der 
eingesessenen Fuldaer Bevölkerung die bald größtenteils in der 
Wilhelmstraße wohnenden neuen Beamten nannte. Es scheint 
in diesem Kreis zum guten Ton gehört zu haben, sich über die 
Fuldaer Art lustig zu machen und seine „rücksichtslose Derbheit" 
soll nach einigen Jahrzehnten beinahe zum Sprichwort geworden 
sein 9 8 ) . Besonders der hochmütige Arnoldi war ein Meister in 
verächtlichen Bemerkungen über das Fuldaer Land. Wenn Eugen 
Thomas in seinen Aufzeichnungen seinen protestantischen 
Fürsten tolerant nennt, „ungeachtet ihm auch deshalb von einer 
oder anderen Seite Einflößungen geschehen sein mögen" " ) , so 
scheint uns mit den Urhebern der bösen Einflüsterungen vor 
allem Arnoldi gemeint. 
Dieser Chef des Geheimen Kabinetts äußerte sich gegenüber 
Bausch, der sich nach Arnoldis eigenen Worten wegen seiner 
Talente so rühmend unter seinen Glaubensgenossen auszeichne, 
daß letzterer sehr nützlich sein könne in einem Lande, „in 
welchem der Mönchsgeist fast noch eben so sehr, als in dem 
finsteren Zeitalter der herrschende ist, Bigotterie und Immoralität 
gleich stark und in einem hohen Grade allgemein sind, der 
Clerus höchst unwissend und in der stärksten Sklaverei ist". Der 
Pfarrer Bausch bemerkte seinerseits, es sei ihm nur zu bekannt, 
wie „finster" es im Fuldischen aussehe und welchen Grundsätzen 
der dortige Klerus noch huldige 1°°). 
Natürlich war man sich in altfuldischen Kreisen solcher 
hors M. de Tann et ceux qui sont venus avec moi, mais par la suite le 
nombre en augmentera, le système d'administration ayant toujours été de 
les éloigner d'ici, ce qui naturellement est opposé au désir d'augmenter 
le bien être de la ville en attirant des Etrangers pour une liberté civile 
raisonnable et liberté du culte pour Іез trois Religions de l'Empire . . ." 
und etwas weiter: „Quand a С. de Lynden et d'Yvoy je me crois obligé 
d'avoir soin d'eux de l'une ou l'autre manière si mon père ne s'en charge 
pas, mais je ne suis nullement d'intention de les placer de manière a ce 
qu'ils puissent donner un mécontentement fondé aux gens d'ici et comme 
ils n'entendent pas suffissamment la langue du paie pour être dans quel-
que college, ce devroit toujours être au moyen de quelque titre ou charge 
extraordinaire . . ." 
»
e) Zwengere Buchonia 16Θ0, Nr 3; 1881, Nr 12 u. 13; vgl. Stramberg, 
S. 138. 
0 9 ) F. G. Bl. IX (1910). S. 18. 
wo) St. M. 97i XXX 3. 
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Haltung bewußt, und eine Vikariatsstimme hatte nicht ganz un-
recht, als sie den „Professor der Geschichte des Hauses Nassau 
und der Reformation der nassauischen Länder" des Geistes des 
„Intolerantismus" bezichtigte 10 :1). Arnoldi war der Prototyp des 
aufgeklärten Menschen, der auf fast intolerante Weise alles, was 
er als die Sünde des „Fanatismus", „Mystizismus" und der In-
toleranz ansah, auszurotten suchte. Ähnlich verhielt es sich mit 
der Schrift des vom Fürsten nach Fulda berufenen Professors 
Petri mit dem Titel Erinnerung an den unzertrennlichen Zusammenhang 
ächter Duldsamkeit mit dem ivahren Christenthum. Diese an alle „ver-
ständigen Christen" gerichtete Predigt, die einmal in Anwesen-
heit des Fürsten gehalten worden war, redete von „Glaubens-
wüthlingen" und enthielt Stellen, wie z.B. über den alleinselig-
machenden Kirchenglauben, die von offenkundiger Unwissenheit 
zeugten. Das Revisionsdepartement hatte denn auch Bedenken, 
den Druck dieser Predigt zu gestatten, und Petri arbeitete eine 
Anzahl Stellen um 1 0 2 ) . Eine letzte Frage: Führten die unter der 
Fahne der Toleranz von der Regierung vorgeschlagenen Pfarr-
bücher nicht gerade zur Beschuldigung einer antikatholischen 
Haltung? юз). 
Von den Gegensätzen zwischen der altfuldischen und nassau-
oranischen Partei fanden wir bei unseren Forschungen ziemlich 
wenig. Das -weist daraufhin, daß meistens nur im Verborgenen 
gemurrt und geklagt wurde. Ein vielsagender Zwischenfall war 
der angebliche Versuch zur Vergiftung der Familie Arnoldi, der 
den Erbprinzen natürlich peinlich berührte. Die Justiznach-
forschungen blieben, soweit aus den Akten ersichtlich ist, ohne 
Erfolg 1 0 4 ) . Zu wirklichen Ausbrüchen ist es übrigens nicht ge-
kommen und es war mehr ein kleines, ab und zu schwach auf-
loderndes Feuer, das unter diesen Umständen im oranischen 
Fulda nur schwelte. Die Regungen religiöser Intoleranz verstiegen 
sich selten ins Leidenschaftliche 1 0 5 ) . Wir betonten, wie die Ent-
rüstung der Sodalen über den Gebrauch ihrer Kirche als pro-
testantisches Gotteshaus nicht prinzipieller Art war. König, der 
in dieser Hinsicht sicher zuverlässig ist, bezeugt, daß diese Über-
101) B. Rep. F. Bistumsakten 24. 
w2) St. M. 97c 260. 
103) Siehe S. 1 90. 
104) K. H. A. 19 1 Villa 41. 
lor>) König, Sfah'onen, S. 2 I. 
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nähme der Sodalitätskirche keine Bitterkeit erregte 106). Auch 
scheinen die gesellschaftlichen Beziehungen zwischen Katholiken 
und Protestanten in den einfachen Kreisen nicht schlecht ge-
wesen zu sein ^ 7 ) . Versöhnend wirkte der aus einer französischen 
Familie stammende Clemens Wenzeslaus Coudray, der zum Hof-
architekten ernannt wurde. Sein katholisches Glaubensbekennt-
nis kam ihm bei den Altfuldaern zustatten, während er durch 
seinen mehr kosmopolitischen Standpunkt und seine aufkläre-
rischen Neigungen — I 09 war er Mitbegründer der Freimaurer-
loge — bei der neuen Beamtenschaft als einer der ihrigen galt. 
So waren seine Bemühungen, die scharfen Kanten beider Par-
teien abzuschleifen, oft erfolgreich l t ) 8 ) . 
Ein ausgesprochener Hitzkopf scheint allerdings der junge 
Stadtkaplan Kalb gewesen zu sein. Noch bevor der Landesherr 
seine „entrée joyeuse" gemacht hatte, äußerte er bereits sein 
Mißvergnügen über die erbprinzliche Patenschaft bei einem von 
ihm zu taufenden Kinde, indem er den Vater fragte, ob er nicht 
wisse, daß man einen Protestanten nicht zum Gevatter nehmen 
dürfe 1 0 9 ) . Es ist derselbe Geistliche, den König erwähnt, wenn 
er schreibt, daß nur hier und da die Kanzel gegen Luther und 
seine Lehre benutzt würde. Kalbs scharfe Predigten seien aber 
„von der Behörde" gemäßigt worden 1 1 0 ) . Auch wurde eine 
kleine Druckschrift verbreitet, die ein ausgedehntes Gespräch 
zwischen Luther und Petrus enthielt, wobei der Reformator 
natürlich nicht so beredt wie einst in Worms erschien m ) . Noch 
jetzt weiß der Volksmund zu erzählen, daß damals ein altes 
Frauchen den Frauenberg hinauf gegangen sei und dort den 
Kreuzweg gebetet habe. Da sei der Fürst von Oranien gekommen 
l o e ) König, Auch eine Jugend, S. 161. 
10T) ebenda. 
108) Zwengers Buchonia 1880, Nr 3. Ebenda Nr 2: „Als es galt das 
Schloß Fasanerie ausschmücken zu lassen wegen des Besuchs der preußi-
schen Majestäten wandte der Prinz sich deshalb an den Tapezierer Rumpf 
in Frankfurt am Main. Dieser empfahl seinen Vetter und Günstling 
Coudray. Auf dem Schlosse Johannisberg im Rheingau hat er sich dem 
Erbprinzen und seiner Gemahlin vorgestellt. Durch sein lebhaftes und doch 
bescheidenes Auftreten interessierte die Prinzessin sich für ihn und das 
Resultat war, daß Coudray zum Hofarchitekten ernannt und ihm ein Ur-
laub von einem Jahre zu einer Studienreise nach Italien bewilligt wurde." 
w») B. Rep. F. F 10; St. M. KA 8 : 183. 
110) König. Auch eine Jugend, S. I 60. 
ш ) ebenda. 
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und habe das Frauchen darauf hingewiesen, daß es ja die Steine 
anbete 1 1 2 ) . Mag die Geschichte auch eine reine Erfindung sein, 
daß sie überhaupt in Umlauf kam, weist doch auf eine Spannung 
in religiosis hin. 
In einem früheren Kapitel sprachen wir bereits von der 
A n g s t vor U n t e r d r ü c k u n g d e r k a t h o l i s c h e n 
R e l i g i o n , die beim schlichten Volke lebendig war. Fast 
beschwörend hatte Pfaff seinem neuen Landesherrn bei dessen 
Einzug zugedichtet: 
„Und Du, Grund alles Glück's, heil'ge Religion, 
Wirst, zum Trotze der Bösen, 
Ungekränket durch Ihn (den Fürsten) bestehen" 1 1 3 ) . 
Die Besorgnis wurde vertieft durch Maßnahmen, die sogar im 
Einverständnis mit dem Vikariat, das ja zu der katholischen 
Aufklärung hinneigte, getroffen wurden. Aber besonders durch 
die Neuorganisation des Schulwesens hatte die oranische Herr-
schaft eine allgemeine Empörung auch unter der höheren Geist-
lichkeit und in Vikariatskreisen ausgelöst. Man kam zu bitteren 
Äußerungen wie: „der Katholizismus ist die Zielscheibe, gegen 
welche im verborgenen hier gearbeitet wird" und „das Refor-
mieren ist zeither hier ganz an der Tagesordnung gewesen" H4) . 
Eine überaus empfindliche Stimmung führte zu entrüsteten Dar-
legungen wegen an sich unwichtiger Angelegenheiten. So schrieb 
Bischof Adalbert z.B. anläßlich einer wiederholten Aufforderung 
des mit Raumnot kämpfenden Finanzkollegiums, das einen an-
stoßenden Teil des Seminars zu beschlagnahmen gedachte: es 
habe das Ansehen, als wolle man mittels gewisser Projekte ihn 
auf die Seite schieben, in der Meinung vielleicht, daß für Recht 
und Billigkeit kein Schutz mehr geltend sei 1 1 5 ) . 
Man kann diese sich allmählich zuspitzenden Verhältnisse 
nicht nur auf einzelne Maßnahmen zurückführen. Im Hinter-
1 1 2 ) D ie G e s c h i c h t e ist mir v o n e i n e m Engl i schen Fräule in erzählt 
w o r d e n : sie habe dies als Kind in der Chris tenlehre gehört . Natür l i ch hät te 
das F r a u c h e n , so endet die Gesch ichte , n o c h ganz v o r n e h m g e a n t w o r t e t : 
, ,Herr , ich g laube Ihr se id n icht recht gesche i t" . 
1 1 3 ) A u s der Feetode Pfaffs, w o v o n ein E x e m p l a r in der Landesbib l io -
thek Fulda. 
"·«) B. Rep . F. B i s tumsakten 2 4 . 
1 1 5 ) В. Rep. F. S e m i n a r 14. 
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grund steht der Umwandlungsprozeß des Fuldaer Landes in all 
seinen gesellschaftlichen Formen. Der Übergang von einer Re-
gierung, die fast nur aus Geistlichen bestand, in eine rein staat-
liche mit zahllosen Protestanten; die fortschreitende Wandlung 
der Kirchenbehörde von einer privilegierten, feudal-aristokra-
tischen Obrigkeit in eine bürgerliche, die zum Teil der weltlichen 
Herrschaft unterworfen wurde; der Übertritt von der geruh-
samen Kleinstadtatmosphäre, die von vielen kirchlichen Ge-
bräuchen und katholischen Sitten bestimmt war, in ein luxuriöses, 
vom weltlich gesinnten Hofleben beeinflußtes Lebensklima, das 
alles konnte nicht reibungslos vor sich gehen. Wo alles im Um-
bruch begriffen ist, können Spannungen nicht ausbleiben. Die 
Lebensverhältnisse im Adels- und Bauernstande, in den ver-
schiedenen Zweigen von Handel und Gewerbe, in dem Bereich 
der Wissenschaft und vor allem in dem der Religion waren 
derartigen Änderungen unterworfen, daß besonders die ein-
fachen Leuten das Gefühl hatten, jeden festen Boden unter 
den Füßen zu verlieren. Es war so, wie König schrieb; „Schnell 
ist der Fürstenhut von der Inful getrennt. Aber welche 
Verhängnisse und Verwandlungen finden durch diesen Bruch 
einen Eingang in die Gegenwart und in die nachkommenden 
Jahrhunderte?" l i e ) . 
Wenn man die Haltung der Fuldaer Kirchenbehörde im Echo 
zeitgenössischer Stimmen betrachtet, so fällt ihr prinzipiell tole-
rantes Benehmen auf. Obwohl schweren Herzens, wurde doch 
meist nüchtern festgestellt, daß das Eindringen protestantischer 
Bürger für die Katholiken nun einmal immer mit Nachteilen ver-
bunden sei i17). Es ging ja im Grunde nicht nur um den Zuwachs 
der Protestanten, als vielmehr um die grundsätzliche konfessio-
nelle Neutralisierung des Staates, welche diesen Zuwachs zur 
Folge hatte. Die bürgerliche Toleranz forderte eine entsprechen-
de Haltung von Bevölkerung und Geistlichkeit. Sie hatte den 
Nachteil, daß die Angst vor dem Verlust des katholischen 
Charakters der nationalen Kulturentwicklung nur allzu begründet 
war. Daneben war die Besorgnis berechtigt um das Seelenheil 
derjenigen Katholiken, die durch die bürgerliche Toleranz ver-
führt werden könnten, auch einer dogmatischen Toleranz das Wort 
l l e ) König, Siûiionen, S. 7; vgl. auch Schäfer, S. 19-28. 
117) Siehe S. 227 ff. 
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zu reden. Letztere träte dann in der Form eines Kompromisses 
zwischen Katholizismus und Protestantismus oder sogar eines 
ungeschminkten Indifferentismus in die Erscheinung. Deswegen 
betrachtete das Volk im Breisgau das Toleranzedikt geradezu 
als Aufforderung, von der katholischen Kirche abzufallen, und 
schon der Name Toleranz hatte einen üblen Klang1 1 8) . 
Andrerseits konnte der neue Zustand zur Vertiefung der 
eigenen Religion und zur Verinnerlichung des Glaubens führen; 
die Kirchengeschichte der Paritätsstaaten im 19. und 20. Jahr-
hundert hat es bewiesen. Die teilweise oder ganze Säkularisierung 
des Staates bedeutete ja nicht ausschließlich Verlust für die 
Kirche. Wir sahen bereits, daß die Anwesenheit von vielen 
Protestanten aus den höheren Kreisen das Vikariat veranlaßte, 
bei der Gestaltung des katholischen religiösen Lebens den all-
zuviel ins Äußerliche gehenden, sentimental gefärbten Ver-
brämungen zu steuern. 
Der bürgerlichen Toleranz, sofern sie den Protestanten das 
Recht zusprach, sich frei niederzulassen und eine Religionsge-
meinde zu gründen, hat das Vikariat sich grundsätzlich nie 
widersetzt und das, während die gemilderte katholische Theorie 
über die Rechte der Andersgläubigen dennoch auf die Be-
wahrung der Glaubenseinheit in katholischen Ländern großes 
Gewicht legte und das Bestreben, die Toleranz zu Ungunsten 
der Glaubenseinheit einzuführen oder zu erweitern, ablehnte. 
Der Hl. Stuhl beschwerte sich 1 Θ03 darüber bei dem damaligen 
bayerischen Kurfürsten, und 1819 drückte Pius VII. sein Miß-
fallen darüber aus, daß durch die bayerische Staatsverfassung 
den Protestanten völlige Gleichstellung mit den Katholiken ge-
währt worden sei i19). Wegen der Bildung einer protestantischen 
Pfarrgemeinde in München wandte die kirchliche Behörde in 
Freising sich an den Metropoliten und an den Papst, um sich 
Verhaltungsanweisungen über die schwierige Lage zu er-
bitten 120). Wenn man sich in Fulda auch der Nachteile bewußt 
war, so hat man dort doch prinzipiell die Konsequenzen aus den 
neuen Verhältnissen gezogen. Der Standpunkt Roths, daß die 
118) Merkle, Die katholische Beurteilung, S. 55. 
110) Hergenröther, S. 658; Martens, S. 64. · 
120) Ebert, S. 25. Diese Beispiele lassen sich mit vielen anderen ver-
mehren. 
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Duldung anderer Konfessionen auch in sonst ganz katholischen 
Orten keine Kränkung der bisherigen Religionsübung, also nach 
dem R. D. H. gestattet sei, und daß das Recht, eine andere 
Religion einzuführen, im Geiste des R. D. H. sei, dürfte das 
Fuldaer Vikariat mit zu seinem modernen Standpunkt bewogen 
haben 121). 
Zwei Punkte dürften hier noch hervorgehoben werden, weil 
sie mit der Frage der Toleranz engstens verknüpft sind. 
E r s t e n s die A n s t e l l u n g p r o t e s t a n t i s c h e r B e -
a m t e r in dem jetzt neutralen, in Wirklichkeit noch katholisch 
gefärbten Staat. Die diesbezüglichen Schwierigkeiten mit den 
neuen Professoren behandeln wir im letzten Kapitel. Ein be-
zeichnendes Beispiel außerhalb der Unterrichtswelt ist aber die 
Ernennung eines fürstlichen Gesandten am kaiserlichen Hofe und 
beim Reichshofrat zu Wien. Als der nassauische Schenk sich 
im Auftrag des Erbprinzen erkundigt, ob vielleicht der bisherige 
Weingartner Agent nicht alles behandeln könne, kommt die 
G. C. C. zum Gutachten, daß die protestantischen Mitglieder es 
für bedenklich halten, einen Gesamtagenten katholischer Reli-
gion zu bestellen. Die Verschiedenheit der katholischen und 
protestantischen Grundsätze in Fragen der Grenzen der Metro-
politan- und Diözesangewalt mache die Anstellung eines evange-
lischen Agenten ratsam und nötig. Diese Diskriminierung 
katholischer Bewerber konnte der aufgeklärte von Bibra nicht 
ertragen: die Religion tue hier nichts zur Sache, da ein katho-
lischer Agent die landesherrliche Gerechtsame ebensogut wie 
ein protestantischer wahren würde, „und öfters noch strenger, 
wie wir in Bayern das Beyspiel sehen" 1 2 2 ) . Wilhelm Friedrich, 
der sich hierauf die Entscheidung vorbehielt, ernannte ein halbes 
Jahr später den protestantischen sachsenweimarischen Reichs-
regenten Merk zu Wien zum Vertreter seiner Interessen 1 2 3 ) . 
Der protestantische preußische Staatsminister Graf von Görtz 
wurde zum Fuldaer und Corveyer Gesandten im Reichs-
fürstenrat zu Regensburg ernannt, während dem bisherigen 
dortigen fuldischen Gesandten zu verstehen gegeben wurde, daß 
121) Roth. S. 73, 80. 
1!re) St. M. 97b 262. 
123) St. M. 97c 69. 
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er nicht angestellt werden könne, weil er nach der Besitz-
übernahme die Partei des Fürstbischofs ergriffen habe 1 2 4 ) . Da 
andere protestantische Fürsten neusäkularisierter Länder ebenso 
handelten, entstand eine protestantische Mehrheit im Fürsten-
kollegium, wogegen der Wiener Hof protestierte. Preußen, das 
von den übrigen Reichsständen „ein ebenso tolerantes Ver-
halten" erwartete als es selbst angeblich zeigte, wies diesen 
Protest mit der Behauptung zurück, ein katholischer Gesandter 
sei nicht notwendig, denn die preußische Regierung nehme bei 
der Auswahl von Diplomaten überhaupt niemals Rücksicht auf 
das Bekenntnis, sondern nur auf die Fähigkeiten. So habe Graf 
von Görtz schon einmal längere Zeit unbeanstandet das katho-
lische Bayern vertreten, eine Tatsache, die einer allgemeinen 
Toleranz der drei christlichen Religionen entspreche 1 2 5 ) . 
Der Wert solcher Versicherungen scheint uns, nachdem wir in 
Fulda hinter die Kulissen schauen konnten, ziemlich fragwürdig. 
Ehrlicher wäre es gewesen, wenn man einfach gesagt hätte, man 
könne in die meisten katholischen Diplomaten kein Vertrauen 
setzen. V o n ihrem Standpunkt aus hätten die Regierungen dann 
vollkommen recht gehabt. D a ß dauernd auf die bayerischen 
Zustände hingewiesen wurde, betont nur die ganz spezielle 
Ergebenheit der dortigen katholischen Beamtenschaft dem 
Staatskirchentum gegenüber. Es ist immer eine heikle Sache für 
einen Regenten, die Gesandten des abgesetzten Vorgängers zu 
übernehmen; wiederholt hatten diese Herren ganz unzweideutig 
ihren früheren Fürsten in Abwicklungsangelegenheiten die Treue 
gehalten. Aber auch bei den inneren höheren Beamtenstellen tat 
sich das Problem auf. Was die Fuldaer Katholiken ihrem neuen 
Landesherrn zum Vorwurf machten, war im Grunde dasselbe, 
womit die Katholiken in vielen anderen paritätischen Staaten 
sich auseinanderzusetzen hatten und oft noch haben. Es handelt 
sich um die Zurücksetzung bei der Besetzung der öffentlichen 
Ämter. Die Frage ist zwangsläufig mit dem Begriff des sog. 
neutralen Staates verknüpft. Sie erhob sich im 1 9. Jahrhundert 
sowohl in den protestantischen Ländern, wo die Katholiken bis 
dahin eine höchstens nur tolerierte Minderheit bildeten, als auch 
in den bis jetzt katholischen Ländern, wo durch dieselbe Cha-
124) St. M. 97c 690. 
12B) Heigel II, S. 469, 470. 
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rakterwandlung des Staates die Protestanten nun die gleichen 
bürgerlichen Rechte erlangten. 
Es scheint uns abwegig, diese Zurücksetzung, wie viele Fuldaer 
es taten, dem reinen „Religionshaß" oder, moderner gesagt, 
dem Kampf gegen ,.Ultramontanismus" zuzuschreiben. Sie 
wurde damals von der öfters nur allzubegründeten Angst be-
dingt, daß mancher gläubige Katholik sich dem staatlichen All-
gemeinwohl nach den Begriffen des Territorialismus und Staats-
kirchentums nicht bedingungslos fügen würde. Es ging nach 
oranischer Auffassung ja nicht gegen den Katholizismus oder 
gegen die Katholiken als solche, sondern nur gegen diejenigen, 
die sich mit den moderneren Verhältnissen nicht abfinden 
wollten. Dadurch, daß es viele katholische Rechtsgelehrte und 
Staatsmänner gab, die den vom Staate vertretenen Ansichten 
gerne das Wort redeten, wurden mehrere Gutmeinende wie der 
tolerante Erbprinz selbst in ihrer Auffassung bestärkt, daß sie 
nicht dem Katholizismus, sondern nur dem lästigen staatsgefähr-
lichen Wirken der Zeloten entgegenträten. Überdies meinte der 
Fürst, dem Protestantismus durch die Herbeiführung protestan-
tischer Beamter gleiche Entwicklungsmöglichkeiten geben zu 
müssen. Aber im Gegensatz zu dem meistens rücksichtslosen 
Arnoldi versuchte er dabei immer, bei den Katholiken nach 
Kräften keinen Anstoß zu geben. Als Arnoldi einen geeigneten 
protestantischen Advokaten aus Hadamar als Prokurator der 
Kammerkasse für auswärtige Besitzungen empfahl, lehnte der 
Fürst diesen Kandidaten ab, weil er „jetzt einen katholischen 
haben will" 1 2 6 ) . Bei der Verwendung einer bestehenden Stiftung 
für arme Studenten am Gymnasium bestimmte er persönlich, daß 
die Gelder ausschließlich für arme katholische Gymnasiasten zu 
verwenden seien. Auch dies deutet auf seine Rücksichtnahme 
gegenüber dem katholischen Volksteil hin. In solchen unwichtigen 
Fällen konnte er es sich leisten großzügig zu sein. Besonders nach 
der Verstimmung über die Schulreformen wollte er die Katho-
liken nicht unnötig verärgern 1 2 7 ) . 
Äußerst delikat war natürlich die Ernennung eines protestan-
12r
·) K. H. A. 36 : 32d; vgl. auch K. H. A. 36 : 32c. 
t2T) K. H. A. 36 : 33a. Über den Unwillen wegen protestantischer Pro-
fessoren und die erbprinzliche Rücksichtnahme in dieser Hinsicht, siehe 
S. 297. 
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tischen Direktors für das Konsistorium. Eine Stimme in Vikariats-
kreisen sah hierin wieder einen hinterlistigen Reformationsver-
such, da das „vorhin catholisch anscheinende" Konsistorium nun 
auch noch mehr protestantisch würde. Es sei dies sogar gegen 
die badischen Grundsätze geschehen 1 2 8 ) , eine Behauptung, die 
allerdings nicht zutreffend war. Die bedenklichste Forderung der 
sich beschwerenden Katholiken in der Markgrafschaft Baden 
war die der Einsetzung einer katholischen Kommission, welcher 
allein die Verwaltung der jura circa sacra zufallen sollte. Der 
allmächtige markgräfliche Berater in Kirchenangelegenheiten 
Brauer verteidigte dagegen grundsätzlich die These, daß die 
jura circa sacra als Bestandteil der weltlichen Landeshoheits-
rechte in einer nach eigenem Gutdünken bestimmten Form ver-
waltet werden könnten 12i>). 
Als z w e i t e s Gebiet, in dem sich besonders die Toleranz-
gefühle der fuldischen Bevölkerung zu bewähren hatten, nennen 
wir die für das neue Lebensklima bezeichnende E i n f ü h r u n g 
der M a s k e n b ä l l e und T h e a t e r a u f f ü h r u n g e n . 
Im 1Θ. Jahrhundert hatte nahezu jeder Hof den Ehrgeiz, eine 
italienische Oper und eine französische Komödie zu haben. Die 
kleineren Höfe stellten freilich gelegentlich deutsche Schau-
spieler in ihren Dienst, wenn eine französische Truppe zu kost-
spielig oder nicht zu haben war, doch geschah das in der Über-
zeugung, das Zweitbeste zu bekommen 1 3 0 ) . Als seit dem Herbst 
1804 den Winter hindurch dreimal wöchentlich von einer 
Theatergesellschaft unter der Direktion einer Frau Will aus 
Aschaffenburg Vorstellungen im östlichen Saale des Orangerie-
gebäudes gegeben wurden, entschuldigte sich der Erbprinz tat-
sächlich, daß es nur ein deutsches Ensemble sei. Ein Jahr später 
kamen ihm die Aufführungen sogar schlecht vor 1 3 1 ) . 
Für die Fuldaer, die zu fürstbischöflicher Zeit sich mit den 
Schulauffühmngen meist biblischen und ethischen Inhalts zu-
frieden geben mußten, waren diese Theatervorstellungen etwas 
ganz Neues. Ein Teil der höheren Geistlichkeit scheint sich gern 
daran ergötzt zu haben. V o m Generalvikar von Warnsdorff wird 
^
8 ) В. Rep. F. Bietumsakten 24. 
1 2 8 ) Windelband, Siaaf und katholische Kirche, S. 69. 
1 3 0 ) Bruford, S. 85. 
1 3 1 ) Κ. Η. Α. 19 1 Villa 74 und 75. Vgl. Zwengere Buchonia 18Θ0. 
Nr 4. 
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erzählt, daß er zu den eifrigsten Besuchern und Gönnern des 
Theaters gehörte, zu dem er aus dem Propsteihof nur über die 
Straße zu gehen brauchte. Aber der niedere Klerus sah hierin 
wohl eine Gefahr für die Sittlichkeit 1 3 2 ) . Sogar Dompfarrer 
Schleichert klagte in einer schwermütigen Stimmung, daß der 
Geist und die Sitten der neuen Staatsverfassung Gleichgültigkeit 
gegenüber göttlichen Dingen bewirkten, und der Komödien-
besuch sei ein Beweis dafür 1 3 3 ) . So läßt sich auch, als die 
Fastenverordnung über ,,sinnliche Vorstellungen" sprach, die 
Verstimmung der G. C. C. verstehen. „Die weltliche Obrigkeit 
habe", so führte sie aus, nichts anderes als „die in der ganzen 
Welt statthabende Concession ertheilet" 1 3 4 ) . Abgesehen davon, 
daß der einfache Besuch eines weltlichen Theaterspiels in ein-
fachen, gutgläubigen Kreisen oft noch als verpönt angesehen 
wurde, hatte die Anwesenheit einer solchen Theatergruppe noch 
andere Konsequenzen. Anfang Herbst 1 805 mußte die Tochter 
der Schauspieldirektorin, die die Leitung von ihrer Mutter über-
nommen hatte, versichern, sie bestrebe sich ,,im Gegensatz des 
vorigen Jahres, sowohl in Hinsicht des moralischen Wandeins" 
ihrer Schauspieler, als auch durch die genaueste Pünktlichkeit 
der Direktion das Publikum aufs vollkommenste zufriedenzu-
stellen iss) . 
Kotzebues Die Hussiten vor Naumburg im Jahr 1432, das infolge 
der Kotzebuemanie auch in Fulda aufgeführt wurde 1 3 6 ) I hatte 
eine bezeichnende Nachwirkung für einen Teil der Fuldaer 
Jugend ausgelöst. Da zur Darstellung dieses Stückes viele Kinder 
von 4 bis 13 Jahren benötigt wurden, waren alle Eltern „die 
ihren Kindern dieses unschuldige Vergnügen nicht versagen" 
wollten, gebeten worden, ihre Sprößlinge sich an dem Spiel be-
teiligen zu lassen 1 3 7 ) . Dies war aber den Englischen Fräulein zu 
132) König, Auch eine Jugend, S. 159; Zwengere Buchonia 1082, Nr 23. 
133) В. Rep. F. Domkirche 22. 
1 3 4 ) St. M. 97b 24¡ vgl. S. 173. 
135) F. Intell. Bl. vom 4. September I 805. 
130) Vgl. die Erbprinzessin am 13. November 1802 aus Potsdam an 
ihren Gemahl: „Hier j'ai été au spectacle, on a donné une nouvelle pièce 
de Kotzebue qui est très belle: Les Hussites devant Naumbourg. Elle a été 
parfaitement bien donnée et est extrêmement touchante, aussi tout l'audi-
toire était en larmes." (K. H . A . 19 1 (neu A 36) IV 2). 
137) F. Intell. Bl. vom 10. April ! 805 ; vgl. König, Auch eine Jugend, 
S. 156, 157. 
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viel. Sie ließen die Kinder, die zu dem Aufzug gebraucht worden 
waren, deshalb nicht nur in der Schule an einem besonderen 
Ort auf der sogenannten „Komödiantenbank" sitzen, sondern 
belegten sie auch mit körperlicher Strafe 1 3 8 ) . Eine andere selbst-
verständliche Maßnahme des unterrichtenden Personals war es, 
daß den älteren Schülern des Gymnasiums die Teilnahme an 
Maskeraden verboten wurde. Daß diese Maskenbälle zu Unfug 
führten, geht aus einer öffentlichen Erklärung der Veranstalter 
hervor, solchen Unannehmlichkeiten künftig steuern zu wol-
len 139). 
Man geht nicht fehl, wenn man solche Ereignisse für die ge-
spannten Verhältnisse mit verantwortlich macht. Natürlich wollte 
die fürstliche Regierung in rücksichtsvoller Toleranz keinen 
direkten Anlaß zu Beschwerden geben, und so sollte nach einem 
Ersuchen des Fürstbischofs die Polizeikommission vorsorglich 
darüber wachen, daß während der Fastenzeit keine Vorstel-
lungen gegeben würden 1 4 0 ) . Aus derselben Erwägung heraus 
wurden die Hofbälle in der Adventszeit eingestellt 1^). Sicher-
lich fehlte beim Fürsten selbst der gute Wille nicht; damit allein 
ist der Mensch jedoch nicht im Stande, der Umwelt ein fried-
liches und spannungloses Zusammenleben zu gewährleisten. 
III. Die Juden 
Die Judenschaft des Fuldaer Fürstentums zählte zu Anfang 
der oranischen Herrschaft etwa 1350 Seelen und machte also 
anderthalb Prozent der totalen Bevölkerung aus 1 4 2 ) . Die Resi-
denzstadt wies im Jahre 1806 eine Zahl von 237 Köpfen auf, 
die über 44 Familien verteilt waren 1 4 3 ) . 
Im Jahre 1671 hatte eine Judenausweisung großen Stils statt-
gefunden; nur sechs Familien wurden geduldet und durften im 
Lande bleiben. Sie hatten aber wieder schnell zugenommen und 
1 3 β ) St. M. 97i IV 3. 
1 3 9 ) König, Auch eine Jugend, S. 153; F. Intell. Bl. vom 23 . Januar 1805. 
140) K. H. A. 36 : 3 3 b . 
141) K. H. A. 19 1 Villa 73. Der Erbprinz an «eine Schwester: „En bon 
Catholiques nous dansons pas pendant l 'Advent et c'est ce qui m'a em-
pêché d'avoir un bal le jour Anniversaire de la Naissance de Guillaume, 
mais à Berlin il y aura occasion de s'en dédommager". 
142) St. M. 97c 810. 
14¡
») Schneider, S. 40. 
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eine Anzahl Juden aus den benachbarten Gebieten hatte sich im 
Hochstift angesiedelt. Zu Anfang des 1 8. Jahrhunderts trieben 
wieder zahlreiche Juden ihre Geschäfte, besonders den Kram-
handel, mit dem sich die Christen damals weniger abgaben. 
Eine kleine Gruppe unter ihnen entwickelte sich zu wohlhaben-
den Leuten; die Mehrzahl der Fuldaer Juden jedoch konnte sich 
nur mit Mühe und Not am Leben erhalten. Die Juden waren 
nämlich in ihrem Handelsverkehr durch mancherlei Bestim-
mungen beschränkt. Wie in allen anderen Ländern Deutschlands 
hatten sie besondere Steuern zu zahlen, von denen das alljähr-
liche „Schutzgeld" die wichtigste war; nach Zahlung erkannte 
der Staat den Aufenthalt eines solchen „Schutzjuden" zeitlich 
als erlaubt an und gewährte ihm und seiner Familie den be-
hördlichen Schutz 1 4 4 ) . Da mehrere Juden im Anschluß an den 
mittelalterlichen Beruf ihrer Vorfahren Darlehen ausgaben, wo-
bei sie sich öfters einen ärgerlichen Wucher zu Schulden kommen 
ließen, wurden den Geschäften dieser Geldschießer gewisse 
Schranken gesetzt. So wurden noch durch eine Verfügung des 
Fürstbischofs Adalbert Abmachungen, die auf dem Lande nicht 
in Anwesenheit von Christen zustande gekommen seien, als un-
gültig betrachtet 1 І 5 ) . Dennoch waren die Juden wohl in großer 
Zahl zu diesem unbeständigen Beruf eines Handelsmannes und 
Geldschießers gezwungen, weil ihnen wegen der Versagung des 
Bürgerrechts irgendeines Landes die Gewerbtätigkeit kaum mög-
lich war. 
Bis tief in das 18. Jahrhundert hinein wurde die spezielle 
Rechtsstellung der Juden in ganz Deutschland als normal an-
gesehen. Für sie galten eigene Gesetze, die sich in der zweiten 
Hälfte des Jahrhunderts in ihren lokalen Erscheinungsformen 
dem preußischen „Generalprivileg" vom Jahre 1750 an-
schlossen. Neben der Bezahlung des Schutzgeldes mußten sie 
z.B. das Recht auf Eigentum, das Recht, nach einer anderen 
Stadt überzusiedeln und das Sukzessionsrecht ihrer Kinder er-
kaufen. Ihnen wurden Sondersteuern auferlegt, für deren Be-
zahlung sie gemeinsam haften sollten und die als eine Art Er-
niedrigung empfunden werden mußten. Auch wurde, wenn einer 
144) Buchenblätter XI, S. 17, 18; St. M. 97c 210; vgl. für daa Schutz-
geld auch Brunschwig, L'Aufklärung et ¡e Mouvement philosémite, S. 38 . 
1 4 5) St. M. 97c 210. 
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von ihnen ein Verbrechen beging, die ganze Judenschaft für die 
Sühne verantwortlich gemacht. Da sie ohne bürgerliche und poli-
tische Rechte waren, betrachtete man sie auf dem Lande mit-
unter als minderwertige Geschöpfe, auf welche ein Mord verübt 
werden dürfte, ohne daß dies als Attentat anzusehen sei 1 4 6 ) . In 
der Stadt Frankfurt gebot man ihnen im Jahre 1757 schwarze 
Mäntel als Kennzeichen zu tragen und in den achtziger Jahren 
wurde dies aufs neue eingeschärft. Aber auch außerhalb der 
deutschen Landesgrenzen mußten die Juden den Sündenbock 
spielen; noch um die darauffolgende Jahrhundertwende sollten 
im Kirchenstaate die jüdischen Männer einen gelben Hut, die 
jüdischen Frauen einen gelben Schleier tragen 1 4 7 ) . 
Immerhin hatten die Aufklärungsgedanken sich in der zweiten 
Hälfte des 18. Jahrhunderts allmählich auch in einem für die 
Juden günstigen Sinne ausgewirkt. V o m Gedanken ausgehend, 
alle Menschen seien einander im Grunde gleich und ebenbürtig, 
fingen die Regierungen an, die Juden gesetzlich den anderen 
Untertanen gleich zu stellen. So wollte ein österreichisches Edikt 
v o m Jahre 1 782 einer Assimilierung dadurch Vorschub leisten, 
daß z.B. die gemeinsame Haftplicht und mehrere Steuern ab-
geschafft wurden. Auch die Verordnungen für die Juden in 
Schlesien vom Jahre 1790 und die in den neu erworbenen pol-
nischen Provinzen weisen einen großen Fortschritt auf im Ver-
gleich mit der oben erwähnten von 1750 1 4 8 ) . Damit war eine 
Zeit eingeläutet, welche die Juden im ganzen Deutschen Reiche 
zum Staatsbürgertum bringen sollte; die völlige Gleichstellung 
mit den übrigen Einwohnern der einzelnen Länder erfolgte 
jedoch erst im neunzehnten Jahrhundert. 
Auch im oranischen Fürstentum Fulda wurden allenthalben 
Stimmen laut, die eine neue Rechtsstellung der Juden befür-
worteten. Im Oberfinanzkollegium verfaßte der betreffende 
Referent Emmermann eine Relation, in der er den Regierungs-
standpunkt zum Ausdruck zu bringen versuchte 1 4 9 ) . Er geht 
davon aus, daß gewerbetreibende und handelnde Juden ver-
schieden zu behandeln seien; erstere, welche mit Übernahme 
1 4 β ) Brunachwig, La Criae Je l'Elal, S. 101. 
1 4 7 ) Kriegk, S. 9 9 ; Martens, S. I 13. 
1 4 8 ) Brunechwig, ebenda, S. 1 03 ff. 
"«) Die Relation im St. M. 97c 210. 
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aller bürgerlichen Real- und Personallasten bürgerliche und land-
wirtschaftliche Gewerbe treiben sollten, hielt er für nützliche 
Staatsbürger, während die Handelsjuden dagegen als hinderlich 
und schädlich anzusehen seien. Da diese nicht auf einmal zu 
gewerbetreibenden Staatsbürgern umgeschaffen werden könnten, 
dürfte erst mit ihren Kindern der Versuch gemacht werden. Man 
müßte vor allen Dingen die Handelsjuden aussterben lassen, 
indem für vier verstorbene Handelsjuden nur zwei ange-
nommen würden. Weiter sollte man auch fremden jüdischen 
Dienstboten, Schulmeistern und Vorsängern den Eintritt ver-
sagen, wodurch „fremdes Gesindel fortgeschafft" würde. U m 
der „heuschreckartigen" Vermehrung der Juden zu steuern, 
sollte keiner vor dem 25. Jahre ohne die wichtigsten Gründe 
heiraten. Die ganze fuldische Gesetzgebung bedürfe hinsichtlich 
der Juden einer grundlegenden Änderung, wobei besonders auch 
die Polizeigesetze umzuändern seien. So sollten die Juden, wie 
in vielen anderen Ländern, gezwungen werden, Familiennamen 
anzunehmen und auch sollten ihre frühzeitigen Beerdigungen 
verboten werden. 
Diese Stellungnahme, die vom ganzen Oberfinanzkolleg gut-
geheißen wurde, verrät einerseits eine Besorgnis um die Wucher-
praxis der Juden bei ihrem „immer mehr um sich greifenden 
Klein- und Mäckelhandel", zeigt aber andrerseits das Bestreben, 
diese dadurch zu beheben, daß den Gutwollenden unter ihnen 
eine „bürgerliche Verbesserung" ermöglicht würde. Der Jude 
sollte an sein Vaterland gefesselt werden und so von selbst auf-
hören, nur einem persönlichen Vorteil, der dem Gemeinwohl 
schädlich sei, nachzustreben. Das war auch der Leitgedanke des 
in scharfem Tone gehaltenen Schreibens der Polizeidirektion. 
Man müßte erröten, so führte sie aus, die Juden fernerhin als 
„Scharen und Knechte zu betrachten, und sie dem lange siegen-
den Vorurtheile und der Ausgelassenheit des Volks" preiszu-
geben. Weil alles andere ihnen als Erwerbsquelle versagt sei, 
hätten sie ihre Kinder zum „Handel, Wucher, Lug und Betrug 
zeitlich angewöhnen" müssen. Es sei eine wahre Wohltat für den 
Staat, wenn „diese unter die Würde der Menschheit herabge-
setzte Nation in dieselben Rechte wieder eingesetzt und gleich 
allen übrigen Staatsbürgern zu allen Künsten, Professionen und 
Wissenschaften fürohin zugelassen werden könnten". Es sei doch 
25Θ 
kein Verbrechen, verschiedener Meinung oder aus Eltern anderer 
Glaubenslehre geboren zu sein 150). 
Dies sind alles Äußerungen, die den Beweis liefern, daß das 
vom königlich-preußischen Archivar C. W. Dohm 1 781 heraus-
gegebene Werk Über die bürgerliche Verbesserung der Juden nicht 
ohne die gewünschte Wirkung geblieben war. Nach seinen Dar-
legungen sei der Jude noch immer mehr Mensch als Jude und 
würde auch er den Staat lieben, in dem ihm die Möglichkeit 
gegeben sei, nach Achtung und Ansehen zu streben. Nach Dohm 
lieferten die holländischen und englischen Juden den besten 
Beweis für diese Behauptung. Dieses und andere Werke Dohms 
hatten zahlreiche Broschüren ausgelöst, die das Für und Wider 
einander gegenüber stellten. Waren die Regierungen für die vor-
geschlagenen Verbesserungen mehr oder weniger günstig ge-
stimmt, so sträubte sich die Bevölkerung der einzelnen Länder 
meistens dagegen. Man soll in diesem Zusammenhang auch das 
eigenartige Benehmen der Juden selbst nicht außer Betracht 
lassen. Ihre Passivität den von den aufgeklärten Regierungen 
gemachten Vorschlägen gegenüber und der ganz öffentlich ge-
zeigte Widerwille gegen manchen Einbruch auf ihre herkömm-
liche Lebenspraxis haben den Feinden der Juden nur all zu 
leicht das Wort geredet 1 5 1 ) . Es sind in der Geschichte nicht 
ausschließlich die NichtJuden gewesen, die für eine Unter-
drückung der jüdischen Bevölkerung zur Rechenschaft gezogen 
werden können. Der Antisemitismus ist und war ein nicht zu 
entbehrender Faktor im Leben der Juden, der ihnen eben die 
geistige Kraft verliehen hat, trotz aller staatlichen und gesell-
schaftlichen Hemmungen und aus einem gewissen inneren Stolz 
heraus sich durchs Leben zu ringen 1 5 2 ) . 
Die Abneigung der Juden selbst, sich in das gesellschaftliche 
deutsche Leben einzuschalten, zeigt sich im Fuldischen zum Bei-
spiel bei der Lösung des jüdischen Unterrichtswesens. Weil die 
in Fulda tätigen jüdischen Privatlehrer, die meist Ausländer 
waren, neben ihrem Lehrberuf auch in geschickter Weise Leih-
geschäfte führten, war vom Fürstbischof Heinrich von Bibra für 
160) Stadtarchiv Fulda XXIV 20. 
iS1) Brunschwig, L'Aufklärung et le Mouvement philosémile, 5 . 3 8 5 - 4 0 1 . 
1 б 2 ) Vgl. das Urteil des amerikanischen Soziologen Gordon W. Allport 
in seinem The nature of Prejudice, Boston [ 1 9 5 4 ] : „Anti-Semitism is a con­
stant force in the Jew's life . . . " 
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die Juden eine öffentliche Schule mit einem geprüften Lehrer 
angeordnet worden. Diese Maßnahme rief jedoch soviel Unzu-
friedenheit hervor, daß Adalbert zu Anfang seiner Regierung 
den Juden wieder erlaubt hatte, daß ihre Kinder von jüdischen 
Privatlehrern unterrichtet werden dürften. Doch wurde für 
Lesen und Schreiben ein christlicher Lehrer angestellt 1 5 3 ) . Als 
nun der Juden-Schullehrer anderswo hin kam, versuchten die 
Juden von dem ohnehin schlecht besuchten öffentlichen Unter-
richt für immer befreit zu werden. Das war jedoch dem Kon-
sistorialrat Gößmann nicht recht. Durch ein in dünkelhaftem 
Stil gehaltenes Schreiben gab er seinem tiefsten Erstaunen Aus-
druck, daß nicht „diese Menschenklasse mit Freude und Dank 
die Mittel ergreifen würde, wodurch sie aus ihrer bürgerlichen 
Erniedrigung hervorgehen und an der allgemeinen Aufklärung 
und Kultur theilnehmen könnte". Selbstverständlich war es 
diesem aufgeklärten katholischen Priester, für den alles was der 
staatlichen Aufsicht entging „aegyptische Finsterniß" bedeutete, 
nicht gleichgültig „unter welcher Leitung und Bildungsweise die 
Kinder Israels aufwachsen" sollten 1 5 4 ) . 
Im September 1 803 teilte die G. C. C. dem Konsistorium in 
Antwort auf ein von Gößmann verfaßtes Schreiben mit, daß 
der Erbprinz die Abschaffung der jüdischen Privatlehrer und die 
Errichtung einer öffentlichen Lehranstalt für die Juden be-
schlossen hatte. Es sollten ein jüdischer und ein christlicher 
Lehrer angestellt werden, von denen ersterer sowohl unter der 
Aufsicht des Rabbiners als der des Konsistoriums stehen sollte. 
Dem hierauf eingereichten Protest der Judenschaft fehlte die 
Wirkung nicht; unter der Bedingung, daß die wohlhabenden 
Juden auch die Kinder der Armen und die Waisenkinder unter 
Aufsicht des Rabbiners von Privatlehrern unterrichten lassen 
sollten, wurde die Errichtung einer öffentlichen jüdischen Schul-
anstalt vorläufig aufgeschoben 1 5 5 ) . 
Auch die geplante allgemeine Umänderung der Judengesetz-
gebung blieb nur ein frommer Wunsch. Zwar war die oranische 
Regierung durch Einzelmaßnahmen den einheimischen Juden 
entgegengekommen, aber diese haben bei weitem nicht die all-
1B3) Vgl. Enneking, S. 195, Fußnote. 
IM) St. M. 97i XVIII І а. 
^
5 ) St. M. 97e 454. 
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mählich durch den Aufklärungsgeist als ein Problem gefühlte 
Sonderstellung der Juden aufheben können. Ein Rabbiner führte 
die kleine jüdische Gemeinde der Residenzstadt, die ihre Syna-
goge bis zur Säkularisation vom Domkapitel als Lehn hatte 1 5 6 ) . 
Unter dem oranischen Regime war er schon dadurch eng mit 
dem Staat, dem neuen Eigentümer, verknüpft. Auch unterstand 
er in allen „Consistorialfallen" wie Ehescheidungssachen, un-
ehelichen Schwängerungen usw. dem Konsistorium. Natürlich 
betrachtete der Staat den jüdischen Kultus als zu seiner In-
teressensphäre gehörig. So wurde ein Gesuch der Gemeinde zu 
Schondra um Erlaubnis zur Errichtung einer Synagoge abge-
schlagen, nachdem das Oberfinanzkolleg wegen der geringen 
Zahl der Gemeindemitglieder dazu geraten hatte l 5 7 ) . Die Akten 
deuten übrigens auf ein ungetrübtes Verhältnis in religiosis 
zwischen dem Staat und der Judenschaft. 
1 5 Β) St. M. 97
e
 534. 
l r
·
7) K. H. A. 36 : 33b. 
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KAPITEL V 
DAS U N T E R R I C H T S W E S E N 
I. Der Unterricht ein staatliches Anliegen 
Es lag im Wesen der aufgeklärten Staatsform, zu der sich 
auch der Fürst von Fulda theoretisch und praktisch bekannte , 
d a ß er sich besonders der Erziehung und des Unterr ichts an-
nahm. Mit Rousseau, den deutschen Philanthropinisten Basedow, 
Campe , Salzmann und vielen anderen waren die regierenden 
Fürsten in d e m „pädagogischen J a h r h u n d e r t " d a v o n überzeugt, 
d a ß die Erziehung, die mit Schulbildung gleichgesetzt wurde , 
nicht hoch genug geschätzt werden könne . Schulbildung war 
nach der allgemeinen Meinung das beste Mittel zur moralischen 
Verbesserung der Menschheit ; m a n sah darin die Panazee der 
Gesellschaft und erwartete, d a ß j ede neue Schule ein Gefängnis 
weniger bedeu ten werde . Hoffte doch dieses Zeital ter der Er-
ziehung alle menschlichen Mängel und Gebrechen durch Ver-
mehrung der Kenntnisse zu beheben, d e m bezeichnenden A d a -
gium des Markgrafen Karl Friedrich von Baden g e m ä ß : „Ein 
jedes Laster, ein jedes Verbrechen ist Irrtum, ist Torheit , eine 
j ede Tugend ist Weishei t" . A u s dieser optimistischen Zuversicht 
heraus hegte m a n einen „edlen Enthusiasmus" für die Verbesse-
rung des Schulwesens, das m a n mehr auf das Praktische richten 
wollte, damit die Jugend einem ungeahnten Wohls tand ent-
gegengeführt werde . Im Z u s a m m e n h a n g mit dem Allgemein-
bestreben, ihre Unter tanen zu beglücken und zu belehren, sollten 
den Fürsten vor allem die Schulen dazu dienen, die Fortschrit te 
der Neuzeit zu verbrei ten. 
In Fulda, d a s mit berechtigtem Stolz Anspruch darauf erhebt , 
der Sitz der ältesten Gelehrtenschule Deutschlands zu sein, — 
sie wurde um die Mitte des 8. Jah rhunder t s von Sturm, einem 
Schüler des Hl. Bonifatius, gegründet — fand der neue Fürst 
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ein noch ganz mit der Kirche verbundenes Unterrichtswesen vor. 
Nach der Verfassung des Fürstbistums unterstand das gesamte 
niedere und höhere Schulwesen der geistlichen Regierung, deren 
entsprechende Abteilung den Namen „Schulkommission" trug i). 
Dieses Rechtsverhältnis stammte aus mittelalterlichen Zeiten, in 
denen man die Schule wie jede über den Rechtsschutz hinaus-
gehende Kulturaufgabe nicht als Sache der weltlichen Obrigkeit, 
sondern der Kirche ansah. Durch die Reformation wurde in den 
protestantischen Ländern die Schule Staatsangelegenheit, aber 
nur indirekt, durch die Kirche, weil auch diese in den Staat ein-
bezogen wurde. D a ß das Schulwesen kraft seines Ursprungs und 
Wesens noch immer als eine kirchliche Angelegenheit gewertet 
wurde, geht aus dem Westfälischen Frieden hervor, der die 
Schule ausdrücklich als ein „annexum religionis" betrachtete. 
Erst im 18. und 19. Jahrhundert, in Preußen seit Friedrich 
Wilhelm I., wurde das Schulwesen aus einem Zweige der kirch-
lichen Verwaltung allmählich zu einem selbständigen staatlichen 
Verwaltungszweige, jedoch meistens ohne Beeinträchtigung des 
konfessionellen Charakters der Schule. Das sich auf das Natur-
recht stützende Territorialsystem, nach dem die Kirche nur 
noch als eine Gemeinschaft im Staate, freilich als eine vom 
Staate verschiedene Rechtsgemeinschaft begriffen wurde, hat 
denn auch die Schule im Gegensatz zur Kirche als Gegenstand 
der staatlichen Fürsorge bezeichnet 2 ) . So stellte das preußische 
Allgemeine Landrecht von 1 794 fest: die Schulen und Universi-
täten sind Anstalten des Staates 3 ) . Auch in den katholischen 
Ländern deutscher Zunge vollzog sich langsam diese Entwick-
lung, nachdem Maria Theresia von Österreich die Schule als ein 
Politicum bezeichnet und durch Begründung der staatlichen 
Volksschulen der Kirche einen guten Teil ihres Einflusses aus 
der Hand genommen hatte. In einer bayerischen Entschließung 
v o m Jahre 1804 heißt es z.B., daß „nach richtigen Begriffen" 
die bürgerlichen Schulen nicht als eine kirchliche Angelegenheit, 
sondern als „eine wichtige Polizeianstalt" anzusehen seien 4 ) . 
Man muß allerdings die Vorstellung von vornherein ausschließen, 
!) Enneking, S. 193. 
2) Bornhak, S. 181. 
3) Dackweiler, S. 46. 
•*) Sicherer, S. 29. 
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die Schulen hätten in den nach solchen Staatstheorien regierten 
Ländern nichts mehr mit der Kirche zu tun gehabt. In den Schul-
ordnungen hielten die Regierungen an der religiösen Belehrung 
und Erziehung als den Grundlagen des gesamten Volksschul-
unterrichts fest, in welcher Hinsicht natürlich am leichtesten mit 
der kirchlichen Behörde zusammengearbeitet werden konnte. 
Auch zur Beaufsichtigung der Volksschule wurden — wenn auch 
meistens aus Mangel an anderen geeigneten Kräften — Diener 
und Vertreter der Kirche hinzugezogen 5) . Aus der klaren Er-
kenntnis heraus, daß die Pflege der Religiosität die Vorbe-
dingung für die Heranbildung guter Untertanen sei, arbeitete 
der Staat um die Jahrhundertwende der Säkularisation noch in 
hohem Grade mit der Kirche zusammen. Aber die wichtigsten 
Ansätze zu einer völligen, auch praktischen Trennung von Kirche 
und Schule waren wurzelhaft gegeben. 
Dies alles haben wir zu erwägen, wenn wir die Schulpolitik der 
oranischen Regierung näher untersuchen wollen. Der Fürst wurde 
nicht müde, in den vielen von seinen Regierungsbeamten ver-
faßten und von ihm unterzeichneten Verordnungen und Ver-
fügungen auf die Notwendigkeit eines guten Unterrichtswesens 
hinzuweisen. „Von der zweckmäßigen Bildung der Jugend durch 
einen geläuterten Unterricht", so heißt es in der Konsistorial-
verordnung, „hängt das Wohl des Staates vorzüglich ab." Die 
Bemühungen um die Vervollkommnung des Erziehungswesens 
und die Fortschritte der Untertanen in der Kultur werde der 
Landesherr jederzeit mit Wohlgefallen bemerken. Wie aus dem 
weiteren noch erhellen wird, stimmte es mit den Tatsachen über-
ein, als die landesherrliche Verordnung wegen der Errichtung 
des neuen Schullehrerseminars betonte, v o m ersten Augenblick 
seines Regierungsantritts an habe der Fürst seine landesväter-
liche Fürsorge auf das Schulwesen gerichtet. Die Begründung 
war bezeichnend: nur durch zweckmäßig eingerichtete Schulen 
könne eine entsprechende Volksaufklärung verbreitet, die Sitt-
lichkeit gehoben und infolgedessen die Untertanen zu guten 
Bürgern des Staates und zu glücklichen Menschen gebildet 
werden, die in jeder Lage des Lebens vernünftig zu denken 
und rechtschaffen zu handeln wüßten. Da finden wir die 
Elemente des Schulwesens in den vom aufgeklärten Absolutis-
Б) Heppe. S. 15. 
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mus beseelten Fürstenländern zusammen: zweckmäßig und auf-
geklärt sollte der Unterricht sein, d.h. auf das praktische Leben 
zugeschnitten und ohne die Belastung des Auswendiglernens 
nutzloser Gegenstände, unter die oft die dogmatischen Glaubens-
wahrheiten gerechnet wurden. Dagegen sollte die Sittlichkeit ge-
hoben werden ; es wurden die Schullehrer ebenso wie die Pfarrer 
als „Offiziere der Moral" von den Regierungen eingeschätzt. 
Schließlich sollten die Kinder zu guten Bürgern des Staates und 
glücklichen Menschen herangebildet werden, denn der Staat 
hatte sich absichtlich des Bildungswesens angenommen, um die 
Jugend nach seinen aufgeklärten Gedanken hier auf Erden zu 
beglücken und sie als die Bürger von morgen an sich zu binden. 
Alles stand im Einklang mit der Aussprache des Vaters des 
Philanthropinismus: „Der Hauptzweck der Erziehung soll sein, 
die Kinder zu einem gemeinnützigen, patriotischen und glück-
seligen Leben vorzubereiten" c ) . 
Zur Beantwortung der Frage, in welches Verhältnis zur 
Kirche und zum Staat die Schulen unter der neuen oranischen 
Regierung gerieten, diene auch hier als Ausgangspunkt die von 
Bibra verfaßte Konsistorialverordnung. Hiernach wurde das 
ganze Schulwesen, sowohl die Gymnasien als auch die niederen 
Stadt- und Landschulen, ohne Unterschied der Religion der Auf-
sicht des Konsistoriums unterstellt. Inwiefern dem Vikariate da-
mit noch einige Teilrechte eingeräumt wurden, ist nicht ohne 
weiteres ersichtlich. Hatte doch Bibra ursprünglich in seinem 
allgemeinen Entwurf zur Grenzscheide zwischen Kirche und 
Staat die Schulsachen zum „forum mixtum" gerechnet l). Auf-
schluß darüber gibt uns aber der folgende Paragraph der Kon-
sistorialverordnung, in dem den Pfarrern die unmittelbare Auf-
sicht über ihre Pfarrschulen nicht nur unbenommen blieb, 
sondern nachdrücklich anempfohlen wurde. Sie hätten sich 
jedoch — und darauf kommt es uns jetzt an — künftig in Schul-
angelegenheiten lediglich an das Konsistorium zu wenden und 
von dieser Behörde Befehle entgegenzunehmen. Die Anstellung 
der sog. Professoren der höheren Schulen besorgte der Fürst 
selber, die der einfachen Schullehrer wurde dem Konsistorium 
übertragen. Nun waren die Schullehrer in der Regel auch Küster, 
e) Heilmann, S. I 62. 
T) B. Rep. F. Bistumeakten 23. 
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hielten in den Filialkirchen die Nachmittagsandachten, leiteten 
den Chorsang, spielten die Orgel und hielten in vielen Ort-
schaften auch die sonntägliche Christenlehre. Daher wurden die 
katholischen Schullehrer hinsichtlich ihres Kirchendienstes den 
Pfarrern und somit dem bischöflichen Vikariate untergeordnet 
und hatten nach erhaltenem Anstellungsdekrete beim Vikariat 
um dessen Bestätigung nachzusuchen. Aus dieser Unterscheidung 
der Tätigkeiten und der dementsprechenden Kompetenzen geht 
ganz klar hervor, daß im Gegensatz zum kirchlichen Leben der 
Schulbetrieb unmittelbar dem Staat unterstand. So läßt sich auch 
verstehen, daß die Pfarrer in ihrer Eigenschaft als Schulinspek-
toren nach dieser Auffassung nicht Diener der Kirche sondern 
lediglich Hilfsbeamte des Staates waren 8). In dem Thomasschen 
Plan über das Verhältnis zwischen Kirche und Staat wurden die 
Paragraphen der Konsistorialorganisation übernommen und 
nochmals explicite hervorgehoben, daß das Schulwesen in 
keinem Punkte mehr mit dem Vikariat verbunden sei. 
II. Das niedere Schulwesen und die Industrieschulen 
Als die grundlegende Konsistorialverordnung zum Fuldaer 
Schulwesen Stellung nahm, gab sie bekannt, daß „die mit so 
vielem Rechte auch im Ausland gerühmte Schulverordnung von 
1781" unbeschadet eventueller vom Konsistorium einzureichen-
der Änderungen beibehalten würde. Diese so öffentlich vom 
neuen Fürsten anerkannte Allgemeine Verordnung für die niederen 
Schulen war 1781 vom Fürstbischof Heinrich von Bibra erlassen 
worden und galt auch in den Augen der Zeitgenossen als 
vorbildlich. Selbst Heinrich König, den wir schwerlich über-
schwenglicher Lobeserhebungen der Ära des Krummstabs be-
zichtigen können, meinte, die Stadt- und Landschulen des ge-
fürsteten Bistums seien für damalige Verhältnisse und bei einer 
geistlichen Regierung wirklich recht gut bestellt gewesen 9). Kein 
Wunder, daß man sich damals wieder auf das Wort der alten 
Fuldaer Benediktiner berief: Fuldas Ruhm ist seine Schule. Die 
8) Vgl. Bausch in seinem Gutachten: „ . . . da die Kirchendiener auch 
meistens Schullehrer und in dieser Eigenschaft Staatdiener sind . . ." 
B. Rep. F. Bistumsakten 23. 
0) König, Auch eine Jugend, S. 5 1. 
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Verordnung war inspiriert von dem Gedanken des in Österreich 
tätig gewesenen Pädagogen Abt Ignaz von Felbiger. In der Tat 
blühte das Werk Heinrichs auf und trug in den ersten Jahren 
segensreiche Früchte. Noch vor seinem Tode aber verfiel das 
Schulwesen wieder, und es kam seinem Nachfolger Adalbert die 
Aufgabe zu, in den vorgefundenen schönen Rahmen das Bild 
einer guten praktischen Durchführung zu fügen. Noch in jüngster 
Zeit meinte man, ohne sich den damaligen rechtmäßigen 
Wünschen verschließen zu wollen, feststellen zu können, daß das 
gesamte niedere Schulwesen am Vorabend der Säkularisation als 
mittelmäßig bis gut bezeichnet werden könne. Wirklich große 
Mißstände habe es nicht mehr gegeben 1 0 ) . 
Dennoch stoßen wir in der Oranierzeit immer wieder auf die-
selben B e s c h w e r d e n wie unter der letzten fürstbischöf-
lichen Regierung. Die alljährlichen Inspektionsberichte des Schul-
inspektors Wahler, eines im Schuldienste ergrauten Geistlichen, 
sind in dieser Hinsicht aufschlußreich H). Er wies darauf hin, 
daß die Gesetze der Schulverordnung zwar schön und zweck-
mäßig seien, aber nicht genügend befolgt würden. Seine erste 
Klage galt den K i n d e r n und ihren E l t e r n . Es kamen 
in den meisten Orten immer mehrere Kinder, besonders aus den 
ärmeren Schichten, entweder äußerst selten oder doch sehr un-
regelmäßig zur Schule. Dies war wohl verständlich, weil die 
Eltern ihre Kinder lieber in der Landwirtschaft oder bei anderer 
Arbeit einsetzten, als sie noch unter Abgabe ihres schwer ver-
dienten Geldes in die Schule zu schicken. Oft ging die hoffnungs-
volle Fuldaer Jugend müßig umher und trieb ihren Unfug, nicht 
selten bis spät in die Nacht. Derartige Ungezogenheiten wurden 
einmal gerade von Kindern verübt, als die Landesmutter, die 
sich offenbar darüber beschwerte, mit ihrem Wagen ausfuhr 1 2 ) . 
Man kann nicht behaupten, daß von seilen der unteren Behörden 
keine Maßregeln getroffen wurden, -wenn auch die Frage des 
nachlässigen Schulbesuchs sich nicht der unmittelbaren Aufmerk-
samkeit der G. C. C. erfreute. Wahler hatte allen Lehrern die 
Weisung zugehen lassen, öfters außer der Schulzeit auf den 
Straßen nachzusehen 1 3 ) . Als von in- und ausländischen Reisen-
10) Enneking, S. 195. 
") St. M. 97ІХХІ 7-10. 
1 2) St. M. 97i С IV Vh. 
13) ebenda. 
267 
den beim Konsistorium darüber Beschwerde geführt wurde, daß 
die Kinder durch Mitlaufen, Rufen und Singen um Almosen 
bettelten, wurden die Lehrer durch eine Verfügung der Ober-
polizei angewiesen, die ihnen gemeldeten Bettelkinder mit der 
Rute zu strafen. Die Ausführung war offenbar nicht so einfach, 
denn pathetisch berichtete man, wie nach der Bestrafung die 
Eltern oft mit Drohungen in die Wohnungen der Lehrer ein-
gedrungen seien, während diese doch nur versucht hätten, die 
Kinder durch gehörige Züchtigung in „Kinder des Lichtes" um-
zuwandeln! 1 4 ) . Aus einer kurz vor dem Abgang des Fürsten 
ergangenen Verordnung ergibt sich, wie wenig Erfolg bis dahin 
erzielt worden war 1 5 ) . Mit Recht beschwerte sich der Schul-
inspektor in seinem Visitationsbericht vom Jahre 1 806 darüber, 
daß die ärmeren Kinder noch immer größtenteils sehr nachlässig 
zur Schule kämen, weil ihre Eltern bisher ungestraft blieben. 
Seine wiederholten Forderungen, diese Eltern mittels „Gehor-
samslochs" oder Stockschläge zu zwingen, fand aber bei den 
Regierungsbehörden offensichtlich keinen Anklang. 
Eine zweite Klage bezog sich auf die L e h r e r , die zu wenig 
Würde hätten. Es gingen noch immer an mehreren Orten die 
Schullehrer bei Hochzeiten, Taufen und Beerdigungen auf die 
sogenannten „Zechen" und „Tröster", wodurch sie nicht nur 
das Schulhalten oft versäumten, sondern auch dem Trinken 
huldigten. Wahler meinte, durch ein von den Behörden den 
Lehrern dafür bestimmtes Äquivalent könne diesem Gebrechen 
abgeholfen werden, aber man ging auf seinen Vorschlag nicht 
ein. Ohnehin war den Lehrern der Weg in die Schänke ver-
traut. Der Schulmeister von Neuhof, der ganz allein in der 
Pfarrschule 2 1 4 Schüler, die übrigens als „über mittelmäßig" 
galten, unterrichtete, erholte sich fast täglich von den Strapazen 
im Wirtshause und soll sich sehr oft berauscht und Zänkereien 
angefangen haben. Weiter gab es auch Lehrer, die bei öffent-
lichem Tanz aufspielten. Freilich taten sie es zur Verbesserung 
ihrer allzu geringen Besoldung, aber sie schädigten dadurch doch 
ihr Ansehen. V o n zu geringen Kenntnissen hören wir weniger; 
es scheint, daß in dieser Hinsicht die Maßnahmen der fürst-
bischöflichen Regierung günstig gewirkt hatten. Daß die geringe 
" ) ebenda; St. M. 97І IV 7. 
1 5 ) F. Intell. Bl. vom 18. Juni 1806. 
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Besoldung dem Unterricht nachteilig war, sah der Fürst gleich 
im Anfang ein, als er zwei Wochen nach seiner Ankunft seiner 
Mutter brieflich mitteilte, daß in Fulda wie anderswo mehrere 
Schullehrer sehr schlecht bezahlt würden; er überlege sich, die 
Mittel zu finden, ihren Zustand zu verbessern, damit sie sich 
wenigstens richtig ernähren könnten 1 C) . Das an sich schon 
niedrige Gehalt, das — zum Teil in Naturalien — von den 
Gemeinden aufgebracht werden sollte, ging öfters kaum zur 
Hälfte ein. Der Fürst gab nun durch die G. С. C. im Januar 1 8 0 3 
bekannt, er habe sich gnädigst bewogen gefunden, jährlich 
75 Malter Korn zur Verteilung unter die zu gering besoldeten 
Schullehrer, sowie auch noch 2 5 0 Gulden jährlich zu Prämien 
für die verdienstvollsten Lehrkräfte auszusetzen. Die Verteilung 
wurde dem Konsistorium überlassen, das sich an die von Wahler 
ausgefertigten Listen hielt. Erst ab 1804 erhielten die sich aus-
zeichnenden Lehrer, die in drei Klassen — beste, bessere und 
gute — eingeteilt wurden, ihre Prämien. D a sämtliche geistliche 
Lehrer den weltlichen keinen Abbruch tun wollten, verzichteten 
sie darauf 1 7 ) . Gleich im ersten Jahre befanden sich die fünf 
Lehrerinnen der Englischen Fräulein unter den Auserwählten, 
und auch in den folgenden Jahren gehörte eine Anzahl von ihnen, 
im Jahre 1806 zusammen mit den drei Benediktinerinnen der 
Domschule, zu den Glücklichen IS). Mit diesen kleinen, an sich 
schätzenswerten Teilaufbesserungen war dem Schullehrerstand 
natürlich nicht geholfen, wie sich auch aus den oben genannten 
Klagen noch in der letzten Zeit der oranischen Regierung ergibt. 
Eine dritte Klage galt der Aufsicht der S c h u l d e p u -
t i e r t e n und P f a r r e r . Nach der Verordnung von 1 781 
mußten in allen Gemeinden taugliche Männer vom Pfarrer an-
gewiesen und dem betreffenden Justizamt gemeldet werden. Sie 
sollten wöchentlich einmal die Schule besuchen und Schüler und 
Lehrer kontrollieren. Die im Rahmen der verschärften Bestim-
mungen von der fürstbischöflichen Regierung getroffenen Ver-
ordnungen wegen der Schuldeputierten hatten damals schon 
nicht den gewünschten Erfolg und konnten auch unter der neuen 
Regierung die Lage offensichtlich nicht bessern. Das Konsisto-
io) K. H. A. 19 1 Villa 38. 
") St. M. 97i XVIII 14. 
ι») F. Intell. Bl. 1806. 
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rium erließ 1 8 0 4 eine Verordnung, in der die Pfarrer wo nötig 
neue Deputierte auszuwählen und die Ämter dieser und der 
bereits angestellten Deputierten mit allem Nachdruck und unter 
Androhung einer Strafe gegen die saumselig befundenen zu 
ihren Pflichten anzuweisen hatten 1 9 ) . Auch die Pfarrer sollten 
die Schulen ihres Bezirks verordnungsgemäß besuchen. Daher 
wurden die Landdechanten vom Konsistorium beauftragt, bei 
ihrer jährlichen Kirchenvisitation darauf zu achten. Die Pfarrer 
sollten weiter durch Zureden auf der Kanzel und im Umgang 
die Eltern fleißig an ihre Pflicht erinnern, ihre Kinder zur Schule 
zu schicken und „den großen wichtigen Zweck" der Schule zu 
fördern 20). 
Aus all diesen, hauptsächlich schulpolizeiliche Gegenstände 
erörternden Verordnungen und Anweisungen erhellt, daß es der 
geltenden Schulverordnung an einer guten Ausführung in 
mancherlei Hinsicht mangelte. Die immer wiederholten Maß-
nahmen desselben Inhalts weisen daraufhin, daß was Schul-
besuch und Hebung des Lehrerstandes anbelangt unter der 
oranischen Regierung keine Fortschritte erzielt worden sind. 
Die Bevölkerung der Stadt Fulda und ihrer Vorstädte hatte 
übrigens ein verhältnismäßig gut mit Lehrern besetztes Schul-
wesen aufzuweisen. Die städtische Knabenschule mit 207 Knaben 
wurde von zwei weltlichen und einem geistlichen Lehrer besorgt, 
während fünf Englische Fräulein der Stadtmädchenschule von 
326 Mädchen vorstanden. Die vorstädtische Knabenschule oder 
Dompfarrschule mit 238 Schülern wurde von zwei weltlichen 
Lehrern unter Mitwirkung des Dompfarrers betreut. In der 
davon im Jahre 1804 getrennten Mädchenschule mit 239 Schü-
lerinnen gaben die drei erwähnten Lehrerinnen aus dem Bene-
diktinerinnenkloster den Unterricht. Diese Trennung der weib-
lichen Jugend von der männlichen war ganz nach dem Willen 
des Konsistoriums, das darin einen schon längst bestehenden 
Wunsch aller Pädagogen erkannte, erfolgt. Es freute sich auf-
richtig über die neugegründete Nonnenmädchenschule, denn die 
Schüler und Schülerinnen könnten dadurch ihrer Natur und 
Bestimmung entsprechender unterrichtet werden. In mehreren 
anderen Ortschaften waren die Zustände ungünstiger. Zahlreiche 
ι») ebenda 1804. 
^ ) В. Rep. F. Handgeschriebene Koneistorialverordnungen. 
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Schulen hatten bei mehr als hundert Schülern nur einen Lehrer. 
A m schlechtesten war es in dieser Hinsicht um Poppenhausen 
bestellt, w o 276 Schüler von einem einzigen Lehrer unterrichtet 
wurden. Aber auch Großenlüder mit 237, Flieden mit 230 , 
Florenberg mit 200 , Oberbimbach und Margretenhaun mit je 
1 66 und Thulba mit 1 65 Schülern mußten sich mit einem Schul-
meister zufrieden geben. In Eiterfeld stand ein 22-jähriger Kan-
didat 133 Kindern vor. In den Munizipalstadtschulen von 
Brückenau, Geisa, Hammelburg, Herbstein, Hünfeld, und Sal-
münster waren die Verhältnisse wie in der Hauptstadt erfreu-
licher. Dort entfielen auf 2-4 Lehrkräfte durchschnittlich je 
8 0 Schüler 2 1 ) . Auch in allen hier nicht genannten Ortschaften, 
vor allem natürlich in den kleineren, konnten die Lehrer die Zahl 
der Schulpflichtigen bewältigen. Wenn man bedenkt, daß die 
Schüler nach dem Alter in mindestens zwei Gruppen aufgeteilt 
wurden, war die Lage nach den damaligen Maßstäben im all-
gemeinen nicht schlecht zu nennen. Die Lehrer waren vermöge 
der Schulverordnung angewiesen, täglich sechs Stunden Schule 
zu halten, von 8-1 1 und von 1-4 Uhr, aber das Konsistorium 
ließ sich einmal entfallen, daß man einem fleißigen Lehrer wohl 
nicht mehr als fünf Stunden zumuten könne 2 2 ) . 
Erhielten also, wie wir oben sahen, in der Residenzstadt 
mit ihren besonders günstigen Verhältnissen Knaben und 
Mädchen keinen gemeinsamen Unterricht, so war dies bei 
der Fuldaer Jugend der Juden- und Garnisonsschule wohl 
der Fall. Dort war die Zahl der Schüler, welche 1806 bei 
letztgenannter aus 35 katholischen und 20 evangelisch-refor-
mierten, bei ersterer aus 20 jüdischen Kindern bestand, zum 
Absondern nach dem Geschlecht zu gering. Außerdem konnten 
eben wegen der kleinen Zahl die Nachteile der Koedukation 
durch genaue Aufsicht des Lehrers behoben werden 2 3 ) . Über 
die Judenschule handelten wir bereits früher. Wegen der 
G a r n i s o n s s c h u l e erhielt das Konsistorium im Frühjahr 
s l ) Die Zahlen entnehme ich Schneidere Topographie und weiter dem 
St. M. 97i XXI 14 und XVIII 6Θ. Sie sind, wo gegenseitige Kontrolle 
möglich ist, ziemlich verschieden, was auf die unterschiedliche Entstehunge-
zeit der Notizen und auf eine gewisse Nachlässigkeit bei der Aufgabe 
zurückzuführen ist. 
M) Schneider, S. 53; St. M. 97b I I I. 
2 3) Schneider, S. 51 . 
271 
von 1803 von der Militärkommission ein Gutachten, in dem 
darauf hingewiesen wurde, daß die Schule bald von „ver-
schiedenen Religionsverwandten" besucht werde. Es müßten 
daher zwei Lehrer ernannt — der damalige sollte nämlich auch 
versetzt werden — oder die geltende Schulordnung, nach 
welcher der Schullehrer den Religionsunterricht vollständig er-
teilen sollte, abgeändert werden. Da aber eine zweite Lehrkraft 
dem Unterricht und der Kasse nachteilig sei, empfahl die Kom-
mission, einen tauglichen Lehrer — gleich welchen Bekenntnisses 
— zu ernennen. Dieser hätte nebst den vorgeschriebenen welt-
lichen Lehrfächern auch Religionsgegenstände, „jedoch nur in-
sofern solche b loß gemeinschaftlich anerkannte Grundsätze des 
reinen Christenthums und der Sittlichkeit sind", zu lehren. Den 
Unterricht der verschiedenen Glaubenslehrsätze hätte er dem 
Pfarrer einer jeden Konfession zu überlassen. Natürlich sollte er 
„ein besonders geschicktes und von Vorurteilen freies Subjekt" 
sein. Das auf typisch aufklärerischem Boden gewachsene und 
in dem üblichen Jargon verfaßte Gutachten wurde bereits aus 
rein technischen Gründen zurückgewiesen, weil der Garnisons-
lehrer zugleich Kirchendiener und Organist in der Severi- und 
Garnisonskirche war und wegen seiner geforderten Anwesenheit 
bei den religiösen Handlungen katholisch sein mußte 2 4 ) . 
Ohnehin war die oranische Regierung nicht gesonnen, die 
Volksschule zu einem Simultaneum zu gestalten. Dieser Stand-
punkt entsprach der Haltung der meisten deutschen Staaten, die 
den konfessionellen Charakter der Elementarschule beibehielten. 
Eine Ausnahme bildete Nassau, wo sich gerade in dieser Zeit 
das Bestreben breit machte, paritätische Lehranstalten auf der 
Basis eines sog. allgemeinen Religionsunterrichts einzurichten. 
U m so bemerkenswerter ist es, daß die oranische Regierung in 
Höxter wohl die Simultanschule einführte 2 5 ) . Das Fuldaer Kon-
sistorium bemerkte nun einige Monate nach der Ablehnung 
obigen Vorschlags der Militärkommission, daß bei einer sich 
täglich mehrenden Anzahl evangelischer Kinder sich jetzt, die 
Zivilkinder nicht mitgerechnet, bereits eine Anzahl von I 6 schul-
pflichtigen Soldatenkindern nach Unterricht sehnten und daß 
diese sich leicht mit den katholischen Garnisonsschülern ver-
м) St. M. 97І XVIII 72. 
2Б) Brück, S. 434; Schumacher, S. I I. 
272 
einigen ließen. Aber trotzdem wurde ein eigener Lehrer „auch" 
in dieser Rücksicht empfohlen, damit er zugleich Kirchendiener 
und Organist für die evangelische Gemeinde sein könne. Ende 
I 8 0 3 wurde dann auch Christian Schmidt aus Herborn ernannt, 
ein Lehrer mit einer, wie Pfarrer Langenscheidt bezeugte, zu 
jener Stelle notwendig erforderlichen Tugend, nämlich der der 
Friedfertigkeit und Verträglichkeit, die er an dem Pfarrer selbst 
kennen gelernt habe. Einen Teil seines Gehalts sollte er, wegen 
des Unterrichts an der geplanten Judenschule, von der Juden-
schaft beziehen. Wie in mehreren Fällen gab der Staat einen 
Zuschuß, da nach dem Konsistorium ,,die Errichtung einer Schule 
als eine Landesangelegenheit zu betrachten" sei 2 6 ) . Seitdem war 
also die Garnisonsschule in einen katholischen und einen evan-
gelischen Teil, mit je einem eigenen Lehrer, aufgeteilt. Wenn 
man in Erwägung zieht, daß die Zahl der Protestanten am Ende 
der oranischen Regierung nahezu dreihundertundfünfzig betrug 
und dennoch nur zwanzig Schüler die protestantische Schule be-
suchten 2 7 ) , so läßt sich daraus auf die geringe Kinderstärke der 
neuherangezogenen Beamtenschaft schließen. Oder es müßten 
die Kinder der neuen protestantischen Einwohner die Dom- oder 
Stadtpfarrschule besucht haben. 
Der R e l i g i o n s u n t e r r i c h t für die reformierten Kin-
der wurde dem Prediger Langenscheidt seiner Instruktion gemäß 
aufgetragen. In der katholischen Garnisonsschule und in den 
katholischen Schulen überhaupt hatten dagegen die Lehrer ihre 
Schüler auch in der Religionslehre zu unterrichten. Doch stand 
es den Pfarrern und Kaplänen bei ihren vorgeschriebenen 
wöchentlichen Schulbesuchen frei, durch weitere Belehrungen 
den Unterricht zu vertiefen 2 8 ) . In der Konsistorialverordnung 
wurde für den Religionsunterricht und die Aufsicht darüber 
keine Ausnahme gemacht. Es war ja dort lediglich von dem 
Kirchendienst der Lehrer, weil dieser dem Vikariate unterge-
ordnet sei, die Rede. Im Thomasschen Entwurf aber -wurde 
Religions- und Glaubenslehre zu den „inneren geistlichen und 
kirchlichen Vorkommenheiten" gerechnet, über die seitens der 
Diözesangewalt Verordnungen erlassen werden könnten. Ein 
2 β) St. M. 97b III. 
" ) St. M. 97І XVI11 β1/«· 
™) Enneking, S. I 79. 
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grundsätzlich klarer Standpunkt läßt sich aus den Akten weiter 
nicht ermitteln. Wahrscheinlich begnügte die Regierung sich mit 
der Sicherheit, daß die Jugend in der Religion, die ja als ein aus-
gezeichnetes Mittel zur Heranbildung moralisch vollkommener, 
vaterlandstreuer und glücklicher Staatsbürger betrachtet wurde, 
ihren Unterricht genoß. Wahler berichtet denn auch nach seinen 
Visitationen über diesen Unterricht und erklärt 1806, daß die 
Kinder in den Religionsgegenständen meistens „mit guten Be-
griffen" unterrichtet wurden. Daß dieser Berührungspunkt 
zwischen Kirche und Staat nicht zu einem Konflikt führte, ist 
neben dem Mangel an einer klaren Aussage auch dem Umstand 
zu verdanken, daß sich in dem alltäglichen Lauf der Dinge nichts 
änderte. Das Konsistorium enthielt sich irgendwelcher Anwei-
sungen über den Religionsstoff und die Pfarrer und der Inspektor 
waren alle katholische Geistliche, die ihre Aufsicht wie vor der 
Säkularisation führten. Man scheint hier nach den Grundsätzen 
des Allgemeinen Landrechts gehandelt zu haben, das alles, was 
mit Religionsbetätigung zusammenhing, unter die Aufsicht der 
obersten kirchlichen Behörde stellte. Diese sei aber verpflichtet 
ihres Amtes zu walten, weil der Staat es kraft seiner Kirchen-
hoheit verlangte. 
Wegen der Aufsicht über den Unterricht in den protestan-
tischen Schulen hatte das Konsistorium vorgeschlagen, daß auch 
sie, wie die katholischen, alljährlich von Wahler, jedoch in 
Gegenwart des protestantischen Pfarrers, visitiert werden sollten. 
Wahler hätte sich dann aber nicht in die Religionslehre einzu-
mischen. Der Erbprinz entschied jedoch, daß die Visitationen 
der protestantischen Schulen, sowie die der Kirchen, vom pro-
testantischen Pfarrer und Konsistorialrat Lasch vorgenommen 
werden sollten, der dann ebenfalls auf die Religionslehre „ein 
sorgfältiges Augenmerk" zu richten habe. Als später das Kon-
sistorium die Schulvisitationen von dem inzwischen zugezogenen 
Professor Petri vornehmen lassen wollte, widersetzte sich der 
Geheime Rat Schenk mit der Begründung, daß die Trennung 
der Kirchen- von den Schulvisitationen bei den Protestanten un-
gewöhnlich sei. Der Erbprinz teilte diese Meinung Schenks, wes-
halb alles beim alten blieb 29). 
Die Regierung verhielt sich nicht nur bei dem Religionsunter-
*>) St. M. 97i XXI 9. 
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richt auf den katholischen Schulen, sondern auch bezüglich der 
C h r i s t e n l e h r e nach dem preußischen Standpunkt. Für 
die männliche sowohl als die weibliche katholische Jugend, die 
das schulpflichtige Alter überschritten hatte, wurde „in Rück-
sicht der noch nötigen Ausbildung der Religionsbegriffe" sonn-
tags in der Christenlehre getrennter religiöser Fortbildungsunter-
richt gegeben. Dies geschah durch die Pfarrer oder in den Filial-
orten durch die Schullehrer. Wie in anderen Staaten hatte man 
auch in Fulda am Ende des 1 8. Jahrhunderts auf die Pflege und 
den Ausbau des katechetischen Unterrichts ein Auge geworfen. 
Bischof Adalbert hatte zu Anfang seiner Regierung bestimmt, 
daß es keinem erlaubt sei, von der Christenlehre fernzubleiben. 
Die Entlassung, die allein dem Pfarrer zustand, durfte nicht vor 
dem 20. Lebensjahre vorgenommen werden 3 0 ) . Das fürstliche 
Konsistorium teilte 1804 mit, daß die schulfreie Jugend dem 
Herkommen gemäß bis ins 24 . Jahr zur christlichen Lehre und 
bis ans 20. zum Besuch der Wiederholungsschule 31) angewiesen 
war. Wie eifrig mehrere Pfarrer sich um eine große Zuhörer-
schaft bemühten, geht aus dem Verhalten des Pfarrers zu 
Großenlüder hervor, der eine Anzahl von Soldaten, die sich 
in Urlaub befanden, bestrafte, als sie einmal nicht in der 
Christenlehre erschienen. Der Fürst verfügte jedoch in seiner 
G. C. C , daß Soldaten im Urlaub nicht verpflichtet seien zu 
erscheinen 3 2 ) . Damit entschied er über eine innerkirchliche An-
gelegenheit, in der aber nach der vom Staate entwickelten 
Theorie die Staatsgewalt ihre Wirkung zu verbreiten habe, inso-
weit sie auf die „Zivilpolizei" einen Einfluß hatte 3 3 ) . 
Bezeichnend für die praktische Zusammenarbeit zwischen 
Kirche und Staat in diesem Bereich ist der Brief des Dompfarrers 
an das Konsistorium und die Folgen, die er auslöste. Wenn auch 
zum öffentlichen Gottesdienst kein äußerer Zwang statthaben 
dürfe, so führte er aus, so habe sich doch auch der Staat der 
30) ebenda. 
31) Die Tätigkeit der Wiederholungs- oder Sonntagsschulen bestand 
darin, daß sonntags nach der Christenlehre die jungen Burschen vom 
14.-20. Lebensjahre in der Schule vom Lehrer anderthalb Stunden Wieder-
holungsunterricht im Rechnen, Schönschreiben, Briefschreiben, in der 
Geschichte und Landwirtschaft erhielten. Es herrschte in dieser Hinsicht 
natürlich auch eine große Nachlässigkeit. Vgl. Enneking, S. 192. 
¡И) В. Rep. F. С 2. 
3 3 ) В. Rep. F. Bietumsakten 23. Entwurf von Thomas, Par. 2. 
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sonntäglichen katechetischen Lehre vorzüglich anzunehmen. 
Vernachlässigung durch junge Leute könne nicht ohne Be-
strafung übergangen werden. Mit der Begründung, daß die Sache 
des öffentlichen Unterrichts eine den Staat und die Kirche ge-
meinschaftlich angehende Angelegenheit sei, beantragte er 
polizeiliche Beihilfe. Sein Antrag hatte zur Folge, daß sowohl 
den Eltern als auch den jungen Leuten im Mai 1 8 0 4 von der 
Polizeidirektion gedroht wurde, bei Christenlehre- und Schul-
versäumnis in das Zwangsarbeithaus überbracht zu werden 3 4 ) . 
Hier wurde also sowohl von kirchlicher als von staatlicher Seite 
die Ansicht des Thomasschen Entwurfs vertreten, nach der auch 
die Christenlehre zwar — wie der Religionsunterricht — zu den 
innerkirchlichen Sachen gehörte, jedoch durch das landesherr-
liche Schutz- und Schirmrecht vom Staate gefördert werden 
sollte. 
Wie sehr der Erbprinz davon überzeugt war, daß er sich durch 
eine richtige Anleitung des Lehrerstandes um den Elementar-
unterricht verdient machte, erhellt sinnfällig aus seinen Be-
merkungen noch aus dem gleichen Monat, in dem er in Fulda 
eintraf. Seiner Mutter berichtete er nämlich, wie er sich um 
einen Fonds bemühe für die jungen Leute, die sich dem Lehrer-
stand widmen wollten, damit sie die entsprechende Ausbildung 
genießen könnten 3 5 ) . Er hatte v o m Schuldirektor Wahler ein 
Gutachten über die Errichtung eines S c h u l l e h r e r s e m i -
n a r s gefordert und dies wurde unterm 1 0. Jan. 1803 von der 
G. С. С mit der Mitteilung, daß S. Hoheit zu der Gründung 
eines solchen Instituts entschlossen sei, an die fürstliche Schul-
kommission gesandt. Wegen der bevorstehenden Errichtung des 
Konsistoriums, insofern es künftig als Schulbehörde auftreten 
sollte, wurden die Gutachten einstweilen ad acta genommen 3 6 ) . 
Das landesherrliche Vorhaben war eigentlich nur die Fortsetzung 
und neugestaltete Wiederbelebung des Normalunterrichts, wie 
er unter Heinrich von Bibra eingeführt worden war. A b 1775 
waren auf Veranlassung des Fürstbischofs die bereits angestellten 
Lehrer nach Fulda berufen worden, um in jedem Unterrichts-
M) St. M. 97І IV 1. 
ЗБ) Κ. Η. Α. 19 1 Villa З . 
3 0) St. M. 97і XVIII 22. 
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zweig und in der ihm angemessenen Methode die nötige An-
leitung zu empfangen. Gleichzeitig wurde auch der Nachwuchs 
entsprechend herangebildet 3 7 ) . Unter Adalberts Regierung fand 
eine gleiche Einberufung noch nicht hinreichend unterrichteter 
Schulmeister statt, die dann an dem Normalunterricht teilzu-
nehmen hatten. Es scheint, daß noch kurz vor der Säkularisation 
alle zwei Jahre eine Prüfung der Kandidaten gehalten wurde 
und daß die künftigen Lehrer in zweijährigen Unterrichtskursen 
von etwa je neun Monaten ihre Ausbildung erhielten. Als 
„Direktoren" des Normalunterrichts walteten die Inspektoren 
der Landschulen, so von 1793-1797 erst der spätere Konsisto-
rialrat Gößmann und dann sein Nachfolger Wahler 3 8 ) . 
Nachdem erst 1804 das Gutachten über die Errichtung eines 
neuen Normalinstituts Ansatzpunkt zur weiteren Vorbereitung 
wurde, erfolgte durch die landesherrliche Verordnung vom 
1. Februar 1 805 die offizielle Gründung des Schullehrerseminars. 
Die Zahl der Kandidaten, welche frei unterhalten werden sollten, 
stellte sich auf sechs, wovon vier katholischer und zwei pro-
testantischer Religion. Wenn noch der eine oder andere Jüng-
ling dem Unterricht beiwohnen wollte, so könnte das unentgelt-
lich geschehen, nur sollte dieser seinen Unterhalt selbst bestreiten. 
Der Kandidat müßte wenigstens 17 Jahre alt und mit guten 
natürlichen Anlagen und gewissen Vorkenntnissen ausgestattet 
sein. Den Pfarrern wurde es zur Pflicht gemacht die Aufmerk-
samkeit derjenigen Jünglinge, von denen man sich für den 
Lehrerberuf etwas versprechen dürfte, auf die Ausbildungs-
möglichkeit zu lenken. Die Anleitungszeit sollte einstweilen je 
zwei Monate im Winter und im Sommer dauern; sie könnte 
jedoch je nach der Befähigung für die einzelnen Kandidaten 
verlängert werden. In der Zeit zwischen den beiden Kursen sollte 
der künftige Lehrer auf den Schulen praktisch arbeiten. Die 
„Bildung zur Moralität" wurde als ein Haupterfordernis eines 
nützlich wirkenden Lehrers herausgestellt. Den Kandidaten 
müßten daher, nebst einem gründlichen Unterricht in der christ-
lichen Sittenlehre überhaupt, nicht nur die Pflichten ihres Amts 
« ) Flügel, S. 25. 
38) Enneking, S. 193; Flügel S. 43. Sowohl die Angaben Flügels als 
Ennekings sind hier sehr dürftig. Auch Scherg, der für die Zeit vor 
Dalberg sich wohl nur auf Flügel stützte, unterrichtet uns über den 
Normalunterricht vor der Säkularisation nicht genauer. 
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aber auch „die Abwege, wohin Leichtsinn führt, mit dessen 
traurigen Wirkungen und Folgen mit warnender Hand" gezeigt 
werden. Klar und eindeutig wurde hier der tiefste Beweggrund 
dieser Neuerrichtung dargelegt: mittels einer in der Tugend sich 
auszeichnenden Lehrerschaft sollten die ungebildeten Schichten 
der Fuldaer Bevölkerung zu größerem Anstand erzogen werden. 
Auch der Normalunterricht stand im Dienste der sittlichen 
Hebung des Volkes, die das oranische Regime als vordring-
lichste Aufgabe erstrebte und der alles andere untergeordnet 
wurde. 
D a ß sogar ein Drittel der obigen sechs Kandidaten evange-
lischer Religion sein sollte, läßt sich teils darauf zurückführen, 
daß ursprünglich zehn, nämlich acht katholische und zwei 
protestantische Präparanden vorgeschlagen wurden. Zur Ver-
minderung der Kosten war dann vom Konsistorium die Herab-
setzung auf sechs empfohlen worden, womit die G. С. C. sich 
einverstanden erklärte. Bis ein besonderer Fonds dafür ge-
schaffen worden sei, sollten die erforderlichen Kosten aus der 
Landeskasse bestritten werden. Die Zöglinge erhielten ihren 
Unterrichtsraum im neuen Priesterseminar, das auch Unterkunft 
und Verpflegung bot, wogegen dieses für jeden Kandidaten 
20 Kreuzer pro Tag aus der Staatskasse als Vergütung erhielt 3 9 ) . 
Der Staat hatte mit dieser Neugründung dem katholischen 
Religionsteil keinen Anlaß zu Klagen gegeben. D a ß das Vikariat 
sich doch, um auf alles vorbereitet zu sein, über ein Simultaneum 
in diesem Unterrichtszweig näher orientieren ließ, geht aus dem 
Vorhandensein von Aktenstücken gerade aus derselben Zeit 
hervor, die über die Errichtung eines Schullehrerseminars — 
für Protestanten und Katholiken zusammen — in Marburg 
handeln. Hier fühlten sich die Katholiken benachteilt und 
wollten besonders auf den Religionsunterricht achtgeben 4 0 ) . In 
Fulda dagegen wurde die Inspektion über das Lehrerseminar, mit 
der zugleich ein wichtiger Teil des Unterrichts verbunden war, 
dem Dompfarrer Schleichert übertragen. Zu Anfang hatte man 
die Anstellung Wahlers vor, der auch bis 1 802 regelmäßig den 
Normalunterricht erteilt zu haben scheint, aber wegen „schwacher 
Brust" die Doppelaufgaben eines Schulvisitators und Lehrers der 
3 β ) St. Μ. 97Ϊ XVIII 7¡ В. Rep. F. Schullehrer-Seminar I. 
4 0 ) B. Rep. F. ebenda. 
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Präparanden nicht fortführen konnte. Wahler betrachtete einen 
besonderen Direktor für vier Monate im Jahre als zu kostspielig; 
er hatte deshalb den Dompfarrer vorgeschlagen 4 1 ) . Dieser fand 
seine Ernennung „in den dermaligen Zeitumständen für unsere 
Kirche gewiß interessant" und ging offenbar von dem Gedanken 
aus, daß er bei einer Regierung, die ihre Neutralität gegenüber 
der religiösen Überzeugung so oft zugunsten der Protestanten 
bekundete, den Posten dankbar antreten müsse. Das Vikariat 
hatte nichts dagegen einzuwenden, wenn nur das Dompfarramt 
nicht darunter leide. Zwar hätte man dort erwartet, daß er vor 
der Annahme dem Vikariat eine Mitteilung gemacht habe, aber 
er solle jetzt die ihm anvertrauten katholischen Kandidaten ,,in 
den reinen Grundsätzen der geistlichen Glaubens- und Sitten-
lehre" unterrichten und zu „wohlgesitteten" und tüchtigen Reli-
gionslehrern heranbilden 4 2 ) . Noch im gleichen Jahre 1805 be-
gann Schleichert mit einem zuerst zweimonatigen Unterricht, 
wofür er ein Gehalt von 1 20 Gulden aus der Landeskasse bezog. 
Für die Industriestunden wandte die Regierung sich an den 
Fuldaer Gärtner Busch, der aber erst wegen Gehaltschwierig-
keiten und später wegen seines Wegzugs aus der Stadt nicht 
tätig wurde. Der bekannte Fuldaer Musiker und Stadtkantor 
Michael Henkel wurde Musiklehrer am Seminar, während als 
Religionslehrer für die protestantischen Kandidaten der neue 
Gymnasiallehrer Jänecke fungierte4 3) . Im Jahre 1806 ge-
nehmigte der Fürst, daß der Unterricht, um Kohle und Licht zu 
sparen, vom 1. Juli an vier Monate hindurch ununterbrochen 
fortgesetzt wurde. 
Eine nachhaltige Wirkung hat die mit so lauten Tönen ange-
kündigte Anstalt bestimmt nicht ausüben können. Bereits am 
9. Mai 1 808 erhielt Pater Isidor, der keine Kandidaten mehr vor 
sich hatte, von den französischen Behörden seine Entlassung 4 4 ) . 
Die Aufmerksamkeit der oranischen Regierung gegenüber 
« ) Flügel, S. 43 ff.; St. M. 97І XVIII 67. 
4 2 ) B. Rep. F. ebenda. 
4 3 ) St. M. 97І XVIII 72; St. M. 97i XVIII 7; Slaafs- und Adreßbuch, 1806. 
Es war also nicht ganz richtig, wenn in Malkmiu, Hiitorienbüchlein, S. 130 
nach der Aussage eines Kandidaten im Jahre ΙΘ06 Schleichert der einzige 
Lehrer beim Normalunterricht genannt wird, mag er es auch praktisch 
gewesen sein. 
**) Flügel, S. 54. 
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dem Lehrerstand ergibt sich nicht nur aus Geldzuwendungen 
und dem Lehrerseminar. Auch folgende Bestimmung des Fürsten 
ist bezeichnend für sein Interesse, aber ebensosehr für seinen 
Drang, alles bis in die kleinsten Einzelheiten selbst verfügen zu 
wollen. Im Falle der Abänderung der Konsistorialverordnung 
sollte das Konsistorium wegen der B e s e t z u n g der S c h u l -
l e h r e r s t e l l e n in jedem einzelnen Falle bei ihm anfragen. 
Eine solche Regelung war bei der vielfachen Abwesenheit des 
Landesherrn natürlich sehr umständlich, und ihre praktische 
Fehlwirkung dürfte sogar Wilhelm selbst eingesehen haben. Ein 
halbes Jahr später, im Juni 1 804 , dekretierte er nämlich bereits, 
daß nur noch bei der Ernennung der Schullehrer in den Städten 
seine höchste Genehmigung eingeholt werden sollte. Die Be-
setzung der vakanten Stellen auf dem Lande blieb dem Kon-
sistorium überlassen. Die G. C. C. hatte kurz zuvor bemerkt, daß 
manche der Schuldienste zu unbedeutend seien, um den Landes-
herrn dauernd damit zu belästigen 4 5 ) . Nennen wir schließlich 
noch ein Beispiel der landesherrlichen Interessen für das Schul-
wesen: die Regelung nämlich, daß neben den Söhnen der 
Fuldaer Bürger, der den Rittern steuerpflichtigen Untertanen 
und der Zivildienerschaft auch die Söhne der Schullehrer und 
diejenigen, welche sich dem Lehrfach widmeten, vom Wehr-
dienst ausgenommen waren, deutet darauf hin, daß der Lehrer-
stand bei der Regierung einen Stein im Brett hatte. 
Es liegt denn auch gar kein Grund vor, anzunehmen, es hätte 
das Fuldaer Land wegen der Geringschätzung des Berufes mit 
einem Lehrermangel zu kämpfen gehabt. Als sich z.B. der Alt-
Administrateur Sergeant des 2. Infanterie-Regiments Orange-
Nassau um eine Schullehrerstelle bewarb, mußte der Fürst ihm 
aus Berlin mitteilen, daß „noch mehrere inländische und zwar 
qualificirte Schulkandidaten unversorgt se yen". Hinzu kam die 
Meinung des Konsistoriums, daß die Aussichten für seine Familie 
nach seinem Tode weit betrüblicher seien als normal: ihre Auf-
nahme als Ausländer würde bei der Gemeinde weit größeren 
Widersprüchen ausgesetzt sein als die von Einheimischen. Durch 
Befürwortung Tanns wurde ihm aber bald darauf versprochen, er 
solle bei der zweitnächsten Vakatur an die Reihe kommen, und 
*
5) St. M. 97І XXXI. 
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er kam 1804 tatsächlich als katholischer Schullehrer mit einer 
schönen Besoldung nach Hünfeld 4 6 ) . Die Verpflichtung der 
jeweiligen Gemeinde, ihren Lehrer mit seiner Familie für immer 
unterhalten zu müssen, war Ursache, daß in bedürftigen Ge-
meinden der Erzieher ihrer Kinder mit einem Hungergeld zu-
frieden sein mußte. Der Landesherr fühlte sich in dieser Hinsicht 
denn auch veranlaßt, durch eine Verordnung „sowohl aus 
landesväterlicher Vorsorge für die Gemeinden als zum Besten 
des Lehrerstandes" genau zu verfügen, in welchem Maße die 
Bevölkerung den Lehrern oder der hinterlassenen Familie ge-
recht zu werden hatte 4 7 ) . Die 1789 errichtete Witwen- und 
Waisenkasse für Schullehrer war offenbar nicht ausreichend. 
Obwohl man sich seitens der oranischen Regierung anfangs 
nur günstig über das niedere Schulwesen äußerte und die be-
absichtigten Verbesserungen lediglich ausführender und staats-
polizeilicher Art waren, trug sich der Konsistorialrat Gößmann 
schon gleich am Anfang seiner Amtsperiode mit dem Problem 
einer gänzlichen Revision. Ende 1 803 berichtete er der G. С. C , 
man sollte feststellen inwiefern die bestehende Schulordnung „in 
Materie und Form des Unterrichts" eine Abänderung erfahren 
müsse 4 8 ) . Sofort danach erklärte das Konsistorium durch den-
selben Referenten, daß das gesamte vaterländische Schulwesen 
— also auch der Elementarunterricht — einer Revision be-
dürfe 4 9 ) . Die G. C. C. überhörte jedoch solche Wünsche, und 
während das Konsistorium über die bessere Einrichtung des 
Schulwesens in Corvey einen Verordnungsentwurf vorlegen 
konnte 5 0 ) , blieb in Fulda alles beim alten. Da indessen die 
Strafmaßnahmen nur unzureichend durchgeführt wurden, ohne 
daß die höchste Regierungsbehörde Nachdruck gab, könnte man 
vermuten, daß dem Fürsten persönlich eine Totalveränderung 
vorschwebte und deswegen von seiner Regierung nicht allzuviel 
Energie auf die Durchführung der alten Ordnung verwendet 
wurde. 
Den Niederschlag der landesherrlichen Ideen finden wir in 
*") St. M. 9 7 І Х І1І 71. 
4 7 ) St. M. 97i XVIII 70. 
4 S ) St. M. 97i XXI 7. « ) St. M. 97i XVIII 74. 
5 0 ) K. H. A. 36 : 34. Am 4. Juni 1805 legte das Konsistorium den Ent­
wurf vor. 
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einer eigenhändig geschriebenen Betrachtung, die er im Jahre 
1805 dem Papier anvertraute 5 1 ) . Sie kennzeichnet den wirt-
schaftlich eingestellten Fürsten, für den jede Neuorganisation 
vor allem ihre finanziellen Folgen hatte. Da das Schulwesen 
überhaupt nicht auf dem gehörigen Fundament stehe, so führt 
Wilhelm Friedrich aus, und einer gänzlichen Veränderung be-
dürfe, müsse man auf die Mittel sinnen, welche diese ermög-
lichen. Er beabsichtigt dann besonders die Einrichtung „der so 
wohltätigen I n d u s t r i e s c h u l e n " , wozu aber das Lokal 
an den meisten Orten zu klein sei und somit neue Schulen ge-
baut oder die alten umgebaut, die Kenntnisse der Schullehrer 
teils verbessert, ihre Anzahl teils vermehrt werden müßten, ,,ja 
sogar Schullehrerinnen an manchen Orten erforderlich" seien. 
Dabei stellte er eine Berechnung an, wie durch die Disposition 
über den Zinsenbetrag des Anleihenfonds mit vorläufiger Unter-
stützung der Staatskasse nach zwanzig Jahren 8 0 0 0 Gulden flüs-
sig werden könnten. Es müsse zur Ausführung dieser Idee, welche 
die sukzessive allgemeine Durchführung von Industrieschulen be-
absichtigt, ein allgemeiner Hauptplan entworfen werden. 
Die Industrieschulen waren eine Erfindung der industriepäda-
gogischen Bewegung in der zweiten Hälfte des 1 8. Jahrhunderts 
und fanden nach dem Vorbilde des böhmischen Pfarrers Kinder-
mann allenthalben in Deutschland Eingang 5 2 ) . Die Industrie-
pädagogik bedeutete die Anwendung der Erziehungsgrundsätze 
der Philanthropinisten auf die Volksschule. Kindermann nahm 
wahr, daß die Jugend sich dort gerade mit dem, was sie zeit-
lebens am meisten bedürfte und brauchte, am wenigsten be-
schäftigte. Man sah weiter die wirtschaftliche Not in weiten 
Schichten der Bevölkerung, die man nach Rochow nur durch die 
Erziehung des Menschen zur Industrie zu lindern vermöchte. 
Durch einen auf die unmittelbare Praxis eingestellten Unterricht, 
wobei Handarbeiten verrichtet werden sollten, wollte man die 
Schule reizvoller machen, den Gewerbefleiß anregen und die 
Kinder an Tätigkeit gewöhnen. Es wurde dies als ein großer 
pädagogischer Fortschritt empfunden, aber in historischer Sicht 
muß man das Elend der Kinderarbeit z.T. auf diese von den 
Philanthropinisten angeregte Hilfsbereitschaft zurückführen S 3 ) . 
61) K. H. A. 36 :48 . 
52) Vgl. Motsch, Maiern Reuß, und Bendokat, Industriepädagogik. 
Б 3) Vgl. Spranger, S. 15. 
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Auch im fürstbischöflichen Fulda entstand 1790 eine solche 
Schule. Sie nahm aber insofern eine Sonderstellung ein, als sie 
nicht für die ganze schulpflichtige Jugend, sondern nur für die 
Kinder ärmerer Eltern und für dürftige Waisenkinder be-
absichtigt war. Die Schüler beschäftigten sich erst mit Leder-
industrie und nach einiger Zeit mit Wollspinnen. Dem Institute 
war nur ein kurzes Leben beschieden, und somit hatte Fulda bei 
der Säkularisation keine Industrieschule 5 4 ) . 
Der Erbprinz wurde auf diese neuen pädagogischen Ideen und 
ihre praktische Verwirklichung besonders aufmerksam gemacht 
von seiner Mutter, der energischen Gemahlin des Alt-Statthalters 
von Holland, die wegen ihres tapferen Benehmens in den 
dortigen politischen Verwicklungen einen bekannten Namen in 
der holländischen Geschichte errungen hat. Aber auch in der 
Zeit ihrer Verbannung wollte die Prinzessin Wilhelmine nicht 
die Hände in den Schoß legen, und so ließ sie einen gewissen 
Professor Dörr aus Herborn auf ihre Kosten die Industrieschulen 
zu Braunschweig besuchen in der Absicht, im Nassau-Oranischen 
ähnliche Schulen einzurichten. 1 Θ05 wurde denn auch zu Diez 
eine solche Schule eröffnet 5 5 ) . In preisenden Worten hatte der 
Erbprinz sich über ein Buch des Braunschweiger Predigers 
Lachmann seiner Schwester gegenüber geäußert, und noch im 
Jahre 1804 unterbreitete er seinem Konsistorium dessen 
Ideen 5 6 ) . Mit Recht bemerkte dieses, daß eine solche Art von 
Schulen mehr für ein Land geeignet sei, in dem viele Fabriken 
und Manufakturen blühten; es sei der Meinung, daß man die 
Einführung der Handarbeit in die öffentlichen Schulen vorerst 
nur ganz klein beginnen müsse. Dem gegenüber wies der Fürst 
auf den Anfang hin, den man bei der Garnisonsschule mit gutem 
Erfolg gemacht habe 5 T) , und beauftragte das Konsistorium, 
sich mit dem bereits genannten Dörr in Verbindung zu setzen. 
Man hört später nichts mehr davon, aber wir wissen jedenfalls, 
wie Wilhelm Friedrich über eine grundlegende Umwandlung des 
Schulwesens in dieser Richtung dachte. Als er 1804 seiner 
64) Enneking, S. 152-153. 
65) St. M. 97І XVIII 7; Spielmann, S. 592; K. H. A. 18 400 В V: Voller 
Stolz schrieb die Prinzessin ihrer Tochter, wie aie ihre fünfzig Kinder von 
Kopf bis Fuß gekleidet habe, alle in einer grauen Uniform. 
60) K. H. A. 19 1 Villa 74. 
V) St. M. 97i XVIII 7. Die Akten schweigen sich darüber weiter aus. 
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Mutter den Wunsch aussprach, es möchte doch in allen Ländern 
Industrieschulen geben, unterschätzte er im allgemeinen wohl 
die damit verbundenen Kosten und schrieb — bezeichnend für 
seine finanziellen Ansichten — die Unzulänglichkeit der Mittel 
der schlechten Administration und dem allgemein herrschenden 
Schlendrian zu 5 8). Seine oben dargelegten Pläne sollten im 
Keime stecken bleiben; obwohl 1Θ05 konzipiert, sind sie erst im 
Frühjahr 1 Θ06 dem Geheimen Rat Senfft von Pilsach zugeleitet 
worden, weil die Projekte wegen der Kriegsunruhen vorher liegen 
bleiben mußten. Dann aber bemerkte der Fürst, wie ein großer 
Teil der Fuldaer Untertanen sehr zurückgekommen sei. Er möchte 
den ohne ihr Verschulden Verarmten durch verzinsliche Vor-
schüsse unter die Arme greifen und hege zugleich die Absicht, 
eine Verbesserung des Kirchen- und Schulwesens damit zu ver-
binden 5 9) . Was er sich da bezüglich der Kirche gedacht hat, geht 
aus den Akten nicht hervor. Sein arbeitsamer und unruhiger 
Geist glaubte, „bei dem nunmehr wieder hergestellten Frieden" 
sich solchen Plänen zuwenden zu können. Selbst aber erwog er 
bereits einen vorläufigen Aufschub dieses sich auf Jahrzehnte 
hinaus erstreckenden Entwurfes, und wir wissen, wie schnell die 
Stunde des Abschieds schlagen sollte. 
Die geplanten grundlegenden Änderungen gelangten also 
nicht zur Ausführung und das ganze Projekt ist nebst vielen 
anderen Plänen des sich übernehmenden Fürsten also nur als 
ein Zeichen seines Tatendranges zu würdigen. 
III. Die höheren Schulen 
Im Gegensatz zu dem Aufbau des niederen Schulwesens, der 
praktisch unverändert blieb, schuf der neue Fürst in seiner Resi-
5 Я) K. H. A. 19 1 Villa 40 : ,, . . . Je n'ignorois qu'il y avoit une In­
dustrieschule a Brunswic, l'utilité de semblables établissements est trop re-
connue, pour ne pas désirer qu'il d'en établisse dans tous les pais. Les 
depences auxquelles ils entraînent sont moins considérables qu'on ne 
pense et souvent on pourroit suffir a la plus grande partie en employant 
seulement bien les fonds qui existent pour semblables objets, mais le grand 
mal est que souvent l'administration de ceux-ci est negligee et qu'on 
connoit à peine leur étendue et l'emploi qui en a lieu. 11 existe un 
Schlendrian, qui ce suit sans savoir pourquoi et personne ne puisse a y 
porter du changement . . ." 
c!)) K. H. A. 36 : 4Θ. 
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denzstadt die höheren Schulen grundlegend um. Dieses Ziel 
schwebte ihm bereits bei seinem Regierungsantritt vor. Zweifels-
ohne klang da das Bemühen um eine zweckmäßige Erziehung 
und Bildung seiner eigenen Söhne mit hinein G0). Nun erfreute 
sich Fulda in der Geschichte des gelehrten Unterrichts eines 
guten Rufes. Seine Klosterschule war in den Tagen der Karo-
linger ein kultureller Mittelpunkt des alten östlichen Franken-
reiches. Aus dieser Pflanzstätte des Reiches gingen ausge-
zeichnete, um den christlichen Staat und die Wissenschaft hoch-
verdiente Persönlichkeiten hervor. Der leuchtende Stern des 
damaligen Fulda, Hrabanus Maurus, den die Nachwelt als „den 
Praeceptor Germaniae" geehrt hat, ist durch seine Verdienste 
um die Geistesbildung jedem westeuropäischen Kulturhistoriker 
ein Begriff 6 1) . Um die Jahrhundertwende zur Säkularisation aber 
war der alte Ruhm längst verblaßt. Immerhin erschienen dem 
Erbprinzen die bestehenden Unterrichtsanstalten gar nicht so 
schlecht; ja, er gelangte zu dem Zugeständnis, daß im allge-
meinen die Erziehungsinstitute für die Jugend bei den Katholiken 
in mancherlei Hinsicht besser seien als in den protestantischen 
Ländern. So brauche er sie jetzt nur zu verbessern und — das 
sei hier gleich im Anfang betont — den Protestanten den Zutritt 
und Einfluß zu erweitern 6 2) . Bevor wir diese seine Pläne er-
örtern, wollen wir aber erst kurz Bestand und Einrichtung der 
bei der Säkularisation bestehenden Institute aufzeigen. 
Als durch die Aufhebung des Jesuitenordens das von seinen 
Mitgliedern seit 15 72 in Fulda geführte Gymnasium — ein 
Kolleg, mit dem ein Päpstliches Seminar verbunden war — ein-
ging, war an dessen Stelle 1 774 das Hochfürstliche Gymnasium 
getreten, an dem eine Anzahl Exjesuiten als Direktor und Pro-
fessoren unterrichteten 6 3). Nach dem gleichzeitig erfolgten 
Organisationsedikt war die Schule für jene Zöglinge bestimmt, 
die sich später dem gelehrten Stande, also dem Hochschul-
studium widmen wollten. Sie war in vier Jahrgänge gegliedert, 
wozu sich eine einjährige Vorbereitungsschule gesellte. Der Ein-
tritt geschah im 10. oder 1 1. Lebensjahre. Die erste Zeit 
00) K. H. A. 19 1 Villa 38. 
01) Vgl. Paul Lehmann, Zu Hrabans geistiger Bedeutung, in: Sankt Boni-
fatiua, Gedenkgabe zum zwölfhundertaten Todestag I9542 , S. 473-487. 
β2) Κ. Η. Α. 19 1 Villa 39. 
03) Gegenbaur, S. 3 ff. 
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scheinen bestimmte Fachkräfte den Unterricht gegeben zu haben. 
Da aber bald die Einkünfte aus der sog. Jesuitenmasse nicht 
mehr zur Unterhaltung der Schule und Lehrer ausreichten, be-
schränkte sich allmählich die Zahl der Lehrer, welche nun oft 
mehrere Fächer zugleich dozierten. Nach einem Bericht des 
Direktors vom Jahre I 804 lehrte er in allen Klassen den Kate-
chismus, die Kirchen- und die Weltgeschichte. Die übrigen Lehr-
gegenstände wurden in jeder Klasse von ihrem eigenen Professor 
gegeben 6 4 ) . Die Fächer waren aufgeteilt in Wissenschaften, 
Schöne Künste und Sprachen. Zu den ersteren zählten u.a. 
Glaubens- und Sittenlehre, Kirchengeschichte, Naturlehre und 
Naturgeschichte, Erdbeschreibung und Himmelskunde und 
schließlich Weltgeschichte, worunter man nur die alte Ge-
schichte verstand. Auch die zur Religion gehörige Kirchen-
geschichte galt nur für die ersten vier Jahrhunderte der christ-
lichen Zeitrechnung. Die „Schönen Künste" bildeten die Rede-
kunst und die Dichtkunst, beide in lateinischer Sprache unter-
richtet, diese nach Ovid und Vergil, jene nach Cicero. Die 
„Sprachen" waren die Muttersprache, Latein und Griechisch. 
Für die Muttersprache übte man sich in der Rechtschreibung und 
in Sprachregeln, im Schreiben von Briefen und Aufsätzen. Die 
Literatur wurde also nicht gepflegt. Daß die lateinische Sprache 
gründlich studiert wurde, geht aus der Tatsache hervor, daß ihr 
die vier Jahre hindurch wöchentlich 10 Stunden gewidmet 
wurden 6 5 ) . Das Gymnasium zählte 1 8 0 4 etwa 70 Schüler 6 G). 
Als die Exjesuiten allmählich abgingen — es scheinen einige 
Lehrer anderweitig eine Anstellung gefunden zu haben — 
wurden die Professoren meist den jüngeren Klerikern entnom-
men. Dieser Umstand, somit die Obliegenheit, in vielen Fächern 
unterrichten zu müssen, macht es verständlich, daß auch die 
Qualität des Unterrichts leiden mußte. 
Wie sehr das Gymnasium noch die Spuren des jesuitischen 
Bildungswesens trug, zeigt sich zum einen in der Aufführung von 
Komödien und Tragödien. Diese waren in der fürstbischöflichen 
o4) St. M. 97i II 1 1 ; man bediente sich dea vielaagenden Wortes 
,.Schule" für Klasse; nach dem alten Schema bildeten damals die Klassen 
oft ebenso viele nebeneinander bestehende selbständige Schulen. Vgl. 
Paulsen II, S. 154. 
0 Б) В. Rep. F. Gymnasium 1. 
M) St. M. 97i II I I. 
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Zeit die einzige Form des Theaterspiels, die Fulda überhaupt 
kannte 6 7 ) , und dienten zweifellos sowohl zur harmonischen 
Bildung der Zöglinge als zur Anregung einer öffentlichen An-
teilnahme an dem Schulbetrieb. Zum anderen sei auf die eben-
falls noch jetzt in Jesuitenkollegien übliche Verteilung der Preise 
hingewiesen. 1804 fand sie zum letzten Male in ihrer alten 
Pracht und Herrlichkeit statt : Direktor Pfister in der Mitte seiner 
vier Professoren, alle in ihren schwarzen Talaren, standen feier-
lich hinter dem Tisch mit einer langen Reihe zu verteilender 
Bücher. Pauken und Trompeten unterstrichen den von Pfister 
ausgesprochenen Ruhm der einzelnen Schüler und trugen zur 
feierlichen Kundgebung an das zahlreiche Publikum bei 6 8 ) . 
Anschließend an den Gymnasialunterricht gründete Fürstabt 
Adolph von Dalberg 1 734 in Fulda eine Universität, nachdem 
in den beiden Vorjahren Papst und Kaiser die Gründung ge-
nehmigt hatten. Sie besaß vier Fakultäten: die theologische, 
philosophische, juristische und medizinische C 9) . Für die Pro-
fessoren des Rechts und der Medizin war kein besonderer Fonds 
vorhanden; sie wurden aus der Landeskasse bezahlt und waren 
meist Mitglieder der Zivildienerschaft, die das Lehramt nur 
nebenamtlich betrieben. Die Professoren der theologischen und 
philosophischen Fakultät waren Benediktiner und wurden vom 
Kloster unterhalten Ό), U
m
 die Mitte des 1 Θ. Jahrhunderts gab 
es eine dauernde Rivalität zwischen den neu an der Universität 
angestellten und den bereits vorher dem alten Jesuiten-Gym-
nasium verpflichteten Patres-Professoren, die an diesem Vor-
läufer der Universität ihre philosophischen und theologischen 
Kurse gaben. So war die neugegründete Universität schon bald 
ein Tummelplatz im Kampfe zwischen der konservativeren 
Richtung der Jesuiten und der für das Neue aufgeschlossenen, 
öfters zu weit gehenden Richtung der Benediktiner. Erst 
die Aufhebung des Jesuitenordens — man war in Fulda 
unter Heinrich von Bibra bezeichnend schnell mit der Aus-
führung des Aufhebungsdekrets — brachte die endgültige 
Entscheidung zugunsten der Benediktiner, die sich in den 
oí) Vgl. S. 253. 
e8) König, Auch eine Jugend, S. 176. 
09) Für die Universität siehe die Darstellungen von Komp und Leimbach 
und weiter Richter, Die Siu<Jenlenmatril(el. 
τ«) St. M. 97i II 28. 
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80er Jahren ganz klar und offen zu dem großen Königsberger 
Kant bekannten 7;1). Hierin kann man mit einen Grund dafür 
erblicken, daß mehrere führende katholische Geistliche und 
Laien, teilweise im oranischen Regierungsdienst, sich mit den 
aufgeklärten, moralisierenden Tendenzen der fürstlichen Kirchen-
und Schulpolitik einverstanden erklärten, ja sie größtenteils 
selbst entwarfen. 
Zur Zeit der Säkularisation hatte die Universität nur noch 
wenig Bedeutung. Auch vorher lernten die Landeskinder — sie 
bildeten die Mehrzahl der Studenten — nicht viel mehr, als sie 
für das praktische Leben als Geistliche, Ärzte und Beamte nötig 
hatten. Zur weiteren Ausbildung gingen die Juristen gewöhnlich 
nach Salzburg, die Mediziner nach Wien 7 2 ) . In der medizinischen 
Fakultät gab es 1803 sogar keine Studenten mehr. Es waren 
5 Theologen, 1 9 Juristen und an der philosophischen Fakultät 
1 8 Kandidaten der Logik und 1 2 der Physik immatrikuliert 7 3 ) . 
Zum Vergleich sei aber bemerkt, daß damals nirgends die Zahl 
der Studenten beträchtlich war; um 1800 wiesen die größten 
Universitäten nicht mehr als 5 0 0 - 7 0 0 Studenten auf, während 
in Preußen z.B. die Universitäten von Duisburg und Erfurt mit 
38 und 43 Studenten noch unter Fulda blieben. Es gab ja auch 
im deutschen Reich 1 8 katholische und 1 8 protestantische Uni-
versitäten, wozu noch Erfurt und Heidelberg, beide gemischter 
Art, kamen 7 4 ) . Die Sucht der einzelnen Landesherren nach einer 
eignen Universität ist Ursache einer so großen Zersplitterung des 
wissenschaftlichen Betriebs. Professoren gab es in Fulda 18: 
4 Benediktiner in der Theologie, 6 Professoren für Jura — unter 
denen ein Benediktiner für das Kirchenrecht — , 6 Mediziner 
und schließlich 2 Benediktiner in der Philosophie, zu denen sich 
ein Theologieprofessor auch als Philosophielehrer gesellte 7 5 ) . 
Den Auftakt zur Reorganisation bildete die Entscheidung 
über die provisorische S c h l i e ß u n g , also nicht endgültige 
Aufhebung der U n i v e r s i t ä t . Dies geschah einerseits wegen 
71) Komp, S. 86 ff; Enneking, S. Ι Θ2 ff; Haaß, S. 67 ff. 
^ ) Malkmue, Historienbüchlein, S. 24, 25. 
« ) St. M. 97i XI 22. 
T4) Paulsen II, S. 129; Brück, S. 3 Fußnote. 
75) Catalogue Praelectionum in Adolphiana Fuld. Uni ve rai tat e pro 
anno 1803. 
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des kümmerlichen Standes dieser Anstalt, rührte aber anderseits 
aus der das Aufklärungszeitalter bezeichnenden Auffassung her, 
nach der der Zweck der Universitäten rein praktisch sei: sie 
sollten junge Leute für die öffentlichen Dienste in Staat, Kirche 
und Schule vorbereiten. Nicht um Wissenschaft oder geistige 
Bildung, sondern um taugliche Staatsdiener handelte es sich 7 6 ) . 
Für die Erziehung zu den handwerklichen Berufen taugte die 
Universität natürlich nicht. Dieser utilitaristische Standpunkt 
führte zu der Feststellung, daß die Mater Adolphiana nur 
mangelhaften Unterricht an eine Menge von Halbgelehrten 
lieferte, die dem Staate nachher zur Last fielen T7). Tatsache ist, 
daß das Studium unter den Fürstbischöfen sehr begünstigt 
wurde. Kostenlos konnte man die Vorlesungen besuchen, und 
viele Söhne unbemittelter Eltern erhielten aus Stiftungen weitere 
Forthilfe durch Geld und Bücher. Oft fand ein fleißiger Student 
als „Präzeptor" in bürgerlichen Häusern einen kleinen Neben-
erwerb. Es wurde so besonders der Bedarf an Nachwuchs für 
den geistlichen Stand gedeckt 7 8 ) . Aber auch der Erbprinz per-
sönlich war der Meinung, daß die Universität nur wenig Gutes 
hervorbrächte und gar nicht geeignet sei, den Zweck einer der-
artigen Anstalt zu erzielen. Sie wurde am I. Oktober 1803 ge-
schlossen 7 9 ) . 
Kurz darauf und damit im Einklang erschien eine Landesherr-
liche Verordnung, die Einschränkung des Studierens betreffend. Sie paßt 
ganz in den Rahmen der folgenden Verfügungen über die Neu-
gestaltung der Schultypen s o ) . Der Fürst und Arnoldi stellten 
öffentlich fest, daß eine verhältnismäßig zu große Anzahl junger 
Leute, sogar aus dem einfachen Bauern- und Bürgerstand, sich 
den höheren Wissenschaften widmeten. Diese uneingeschränkte 
Studierfreiheit sei nur zu häufig von den nachteiligsten Folgen 
für den Staat und die einzelnen Bürger begleitet. Denn oft 
reichten die Geldmittel nicht aus, und der Staat würde einesteils 
mit halbstudierten und unbrauchbaren Personen belastet. 
7 β ) Vgl. Paulsen II. S. 111. 
" ) St. M. 97i И 28. 
7 8 ) König, Auch «ine JugenJ, S. 109, 1 IO. 
те) Κ. Η. Α. 19 1 Villa 74; Schleicherts Chronik. 
8 0 ) Richter, Die Zeit ¿er oranischtn Herrschaft, S. 156, der diese Maß-
nahme als spezielles Thema herausnahm, bemerkte, wie er von ihr „eigen-
tümlich berührt" wurde. 
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während andernteils dem Ackerbau, den Handwerken und 
Künsten eine beträchtliche Anzahl qualifizierter Personen ent-
zogen sei. Daher durfte, abgesehen von einem einzelnen Dispens-
fall, fortan keiner seine Kinder studieren lassen, wenn diese der 
Militärkonskription unterworfen waren. Wie gewissenhaft diese 
Verordnung befolgt wurde, zeigt uns der Fall eines jungen 
Mannes, der auf Grund seines väterlichen Vermögens um Frei-
gabe von der Konskription und Erlaubnis zum Studieren bat. 
Obwohl der Erbprinz von Berlin aus seine Genehmigung erteilte, 
erschien ihm der angegebene Grund nebst der Empfehlung des 
Gymnasialdirektors zu dürftig, um künftig darauf hin ent-
scheiden zu können. Seine bekannte Kleinigkeitskrämerei for-
derte für die Zukunft einen ausführlicheren Vortrag mit einem 
Übermaß von Unterlagen 8 1 ) . 
Diese beiden Maßnahmen nach der negativen Seite hin waren 
nur als Vorbereitung auf einen das ganze höhere Schulwesen 
umfassenden Plan gedacht. Dazu hatte der Fürst die Beziehungen 
seines finanziellen Beraters Gökingk ausgenützt. Dieser setzte 
sich mit seinem alten und erprobten Freund A u g u s t G o t t -
l i e b M e i ß n e r , Professor an der Prager Universität, in 
Verbindung. Dieser, ein Fünfziger, der als Kind zu Bautzen in 
einer Simultankirche seine Religiosität entwickelt hatte, 1 785 als 
erster protestantischer Professor der Ästhetik und klassischen 
Literatur die vakante Lehrkanzel der Philosophie laut Hofdekret 
Josephs II. erhalten hatte und sein ganzes Leben lang für 
die religiöse Toleranz eingetreten war, war der Auserwählte, 
den der fuldische Landesherr mit der Regelung der höheren 
Schulen betraute. Die Wahl hätte schlechter ausfallen können. 
Meißner verkörperte den Typus eines aufgeklärten, mittel-
mäßigen Vielschreibers, der sich wissenschaftlich und literarisch 
betätigte und u.a. durch seinen Eintritt in den Freimaurerorden 
eine große Reihe Bekanntschaften mit Schriftstellern gemacht 
hatte 8 2 ) . Die Großen des Jahrhunderts -wie Goethe und Schiller, 
die Schlegel und Jean Paul waren nicht gerade begeistert von 
81) St. M. 97i XI 20. 
82) Fürst, August ColtlUh Meißner, passim. Diese Arbeit ist in der Fuldaer 
Lokalliteratur nie benutzt worden. Für die Fuldaer Zeit Meißnera stützt 
sie sich übrigens auf König und den Enkel des Professors, der König 
größtenteils ausschrieb. Vgl. weiter den Aufsatz von Grau in F. G. Bl. VI 
(1907). 
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seinen Leistungen, die kaum das Mittelmaß erreichten. Er war 
einer der beliebtesten und fruchtbarsten Autoren, die aus 
der Schule Wielands hervorgegangen sind, und von seinen 
56 Büchern konnte man den Aesopischen Fabeln noch in unserem 
Jahrhundert in Schulausgaben begegnen. Auch Musiker zählten 
zu seiner Bekanntschaft, und es ist ein Brief Ludwig van 
Beethovens erhalten geblieben, in dem dieser den Text für ein 
geplantes Oratorium erbittet. Um 1780 herum hatte der welt-
lich gesinnte Lebemann Meißner Gökingk bereits kennenge-
lernt, dem er als Leiter des Göttinger Musenalmanachs eine Reihe 
von Kleinigkeiten schickte. Es leuchtet ein, daß Wilhelm 
Friedrich einen solchen Gelehrten gern nach Fulda kommen sah. 
Andererseits half er damit dem in seiner Gesundheit ge-
schwächten und geistig enttäuschten Professor aus der Klemme, 
in die er in Prag geraten war. Trotz der von ihm angestrebten 
Toleranz war der angriffslustige Verfechter seiner Ideale in viele 
Streitigkeiten verwickelt, und man war damals dabei, die jose-
phinischen Freiheiten für Protestanten einzuschränken. Meißner 
scheint daher selbst seine Versetzung bei Gökingk eingeleitet zu 
haben .worauf dieser ihm in der freundlichsten, selbst den stets 
leichtverletzten Meißner vollauf befriedigenden Weise entgegen-
kam. So konnte dann der Fürst am 8. September 1 8 0 4 seiner 
G. C. C. die Ernennung Meißners zum wirklichen Konsistorialrat 
und Direktor des zu errichtenden Lyceums mitteilen 8 3 ) . 
Der vom vormaligen Prager Professor ausgearbeitete Plan be-
absichtigte offenbar, für die neuerworbenen Besitzungen seines 
frischbackenen Fürsten auf eine richtige Universität zu ver-
zichten. Dagegen sollte mit einem Gymnasium als einer Art 
Bürgerschule für einen ausgedehnten Elementarunterricht und 
mit einem Lyceum als einer etwaigen Propädeutik zur Universität 
die Möglichkeit zu einem zweckmäßigen fortgeschrittenen Unter-
richt geschafft werden. Diese Lösung war nicht originell; in 
Dillingen z.B., w o 1803 die Universität gleichfalls aufgehoben 
wurde, war ein neues Gymnasium gegründet worden, an das 
sich eine philosophische Ausbildung unter vier Lehrern mit dem 
Namen Lyceum anschloß 8 4 ) . In Bayern wurden diese zwischen 
Gymnasium und Universität stehenden Anstalten ebenfalls 
83) St. M. 97І II 12. 
« ) Specht, S. 599. 
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Lycéen genannt; auch die Bamberger Universität wurde so zu 
einem Lyceum degradiert 8 5 ) . 
Dem neuen Fuldaer G y m n a s i u m wurde sein humanisti-
sches Kleid entzogen. Es konnte von Schülern mit großer Be-
gabung oder ordentlichen Vorkenntnissen in drei, sonst in 
vier Jahren bei einem Eintrittsalter von 1 1 Jahren durchlaufen 
werden. Der endgültige Lehrplan enthielt einen Kurs von drei 
Jahren, während die Beibehaltung der Vorbereitungsklasse mit 
Vorschlägen zu ihrer Verbesserung v o m Fürsten genehmigt 
wurde. Für Weiterstudierende sollten nach Meißners Plan 
wöchentlich fünf Stunden Latein und erst in der letzten Klasse 
Griechisch gegeben werden. Hierzu wurde der bisherige Gym-
nasiallehrer Habersack bestimmt. Die künftigen Handwerker 
sollten statt dessen als Lehrfach Zeichnen und „kleine mecha-
nische Unterweisungen" erhalten. Den praktischen, modernen 
Zug dieser Schule verrät auch der Unterricht in vaterländischer 
Geschichte, Statistik und „Gesetzkunde in leichter allnützlicher 
Übersicht". Die Religion wurde nicht vernachlässigt: jede Klasse 
erhielt drei Religionsstunden wöchentlich. Das L y c e u m sollte 
nach dem Meißnerschen Plan und der Verfügung des Fürsten 
drei Klassen zählen. Geschichte der Philosophie, Metaphysik, 
Moral und enzyklopädische Wissenschaften sollten von einem 
noch zu ernennenden Lehrer doziert werden; Ästhetik, Poetik, 
Rhetorik und einstweilen die neue Geschichte von Meißner 
selbst; die klassische Literatur und das Hebräische für künftige 
Theologen v o m Dortmunder Gymnasiallehrer Gierig; Physik 
und angewandte Mathematik vom früheren Universitätsprofessor 
Heller; Algebra und reine Mathematik von dessen Kollegen 
Dickert; schließlich Geschichte und Erdkunde von einem eben-
falls noch zu ernennenden Lehrer. Der protestantische Religions-
unterricht an den beiden Anstalten sollte von Gierig, der katho-
lische von einem noch vorzuschlagenden Geistlichen gegeben 
werden. Letzterer hatte auch für alle Studenten am Lyceum 
Kirchen- und Religionsgeschichte vorzutragen. Bezeichnend für 
die ganze Lehrstoffeinteilung ist noch die zusätzliche Zahl von 
Hilfslehrern an beiden Schulen; es gab z.B. einen Schreibmeister, 
Zeichenmeister, einen Lehrer der französischen Sprache und 
85) Braubach, Die katholischen Universitäten, S. 303. 
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einen Tanz- und Fechtmeister. Ins Lyceum sollte der Jüngling 
nicht vor dem sechzehnten Jahre eintreten 8 6 ) . 
Übersehen wir das Programm, wie es 1 805 in großen Zügen 
— ausdrücklich als Probe — durchgeführt wurde, so lassen sich 
mehrere Feststellungen machen. Zunächst war der Unterricht 
jetzt auf das Bürgertum eingestellt: dem Staate sollten nützliche 
Bürger und Diener erzogen werden; deshalb der praktischere 
Zuschnitt und der bewußte Verzicht auf die humanistisch-alt-
sprachliche Bildung. Nach den Ideen der Philanthropisten und 
überhaupt der Pädagogik der Jahrhundertwende rückten die 
Muttersprache und eine moderne Sprache 8 7 ) , das „Allgemein-
wissen" und die körperliche Ausbildung auf Kosten der „Latein-
paukerei" in den Vordergrund. Weiter konnte man vom deut-
schen Schriftsteller Meißner selbstverständlich eine Behandlung 
der deutschen Literatur erwarten, während die für die klas-
sische Kultur angesetzte Zeit mehr für Literaturkenntnis und 
Kultureinsicht als für praktische Sprachübungen verwendet 
wurde. Auch die neue Weltgeschichte und vaterländische Ge-
schichte sind als neue Fächer auf den beiden Schulen zu be-
trachten. Aus einem Gutachten Gierigs ergibt sich noch, daß 
man den Unterricht der exakten Wissenschaften bei der bis-
herigen Einstellung zu dürftig vertreten fand und hierfür jetzt 
auch Bücher zur Verfügung stellen wollte. Zuletzt kommen wir 
zur Schlußfolgerung, daß die einzelnen Fächer sowohl am Gym-
nasium als am Lyceum von bestimmten Dozenten gelehrt 
wurden, sodaß das alte System von einem Lehrer für jede Klasse 
aufgegeben worden war 8 8 ) . 
Der Widerstand eines Teils der nach dem alten Muster aus-
gebildeten geistlichen Lehrerschaft ist begreiflich. In erster Linie 
stand da der bisherige Gymnasialdirektor Pfister. Dieser aus 
Fulda gebürtige Weltgeistliche war 1 802 als noch nicht Vierzig-
jähriger dem vormaligen Exjesuitendirektor nachgefolgt und 
B") Für die G r ü n d u n g s g e s c h i c h t e dea G y m n a s i u m s u n d L y c e u m s stütze 
ich m i c h fast aussch l i eß l i ch auf das äußers t u m f a n g r e i c h e Material im 
St. M. (Siehe Arch iva l i enubers icht ) . W o im Ver lauf der fo lgenden Se i ten 
kein anderes Be legmater ia l aufgeführt wird, s ind diese A k t e n als s o l c h e s 
zu be trachten . 
8 7 ) Eis w u r d e A n f a n g 1 8 0 5 s o g a r über e inen Engl i sch lehrer in Frankfurt 
gedacht , aber dessen Referenzen w a r e n zu schlecht . (K. H . A . 3 6 : 32c ) . 
8 8 ) S i ehe a u c h Gegenbaur . 
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hatte im selben Geiste fortgefahren. Sein wissenschaftlicher 
Horizont hatte sich bei seiner Ausbildung auf Fulda beschränkt 
und er macht den Eindruck eines etwas bornierten Mannes, der 
sich umsonst gegen die drohende Gefahr der Umorganisierung 
seiner Schule mit einem mitleiderregenden Stolz zu verwahren 
suchte. Dies geht z.B. aus dem Benehmen hervor, mit dem er 
denjenigen, die ihm an der Autorität schädigen wollten, ent-
gegentrat. So erschienen Ende 1 804 Gökingk und Meißner im 
Gymnasium, nachdem Pfister bereits von einer für Ostern des 
folgenden Jahres vorgesehenen Änderung unterrichtet worden 
war, und wiederholt hat Meißner Pfister aus seiner Klasse zu 
einer Besprechung mitgenommen. Der Fuldaer Gymnasial-
direktor redete den Professor dann immer lateinisch an, ohne 
jedoch eine andere als deutsche Antwort zu erhalten. Daß die 
Schüler darin eine Bestätigung der schwachen Lateinkenntnisse 
bei Protestanten sahen, typisiert das katholische Empfinden 8 9 ) . 
Der ganze Kurswechsel im Unterricht wurde auch inhaltlich als 
eine Verletzung katholischer Kultur angesehen. Daher äußerte 
Seminarregens Komp sich auch spöttelnd über Meißners dünkel-
.hafte Bemerkung, er sei nach dem deutschen Böotien umge-
zogen 9 0 ) . Für die bisherigen Lehrer war die Beherrschung des 
Lateinischen eines der wichtigsten Kriterien, an denen man den 
Kulturträger erkennen konnte, während für die Lehrer der 
modernen Prägung Vertrautheit mit der vaterländischen Litera-
tur als ein wesentlicher Maßstab galt. Da diese aber hauptsäch-
lich von Protestanten geschaffen worden war, blieb sie bei der 
anderen Richtung außerhalb des Gesichtsfelds. Immerhin wollte 
auch Meißner, daß man sich „richtig und angenehm" im La-
teinischen ausdrücken konnte. Das in den Hintergrund Drängen 
dieser Sprache äußerte sich auch in Kleinigkeiten wie z.B. 
durch das G. C. C.-Schreiben vom Sommer 1804, nach dem 
den armen Studenten zwar weiter erlaubt sein sollte, durch 
wöchentliches Singen auf den Straßen ihre Almosen zu sammeln, 
Pfister aber zugleich empfohlen wurde, diese Schüler zum Singen 
deutscher Lieder statt der lateinischen anzuweisen ϋ ί ) . Der ehe­
malige Rektor, der im Gegensatz zu mehreren anderen nicht 
8 0 ) König, Aach eine Jugend, S. 180. 
O") Grau, S. 144. 
n l) St. M. 97c 95943. 
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einmal als Lehrer beibehalten wurde, hat die ganze weitere 
Oranierzeit nur kopfschüttelnd und verärgert zugesehen und 
gleich zu Anfang der Franzosenherrschaft in einem Büchlein 
seine Galle über die Protestanten ausgeschüttet. Es herrschte 
darin ein „solcher Geist der Unduldsamkeit", daß Generalvikar 
von Warnsdorff bekannt gab, daß dem Fürstbischof wenig mit 
„dergleichen gehässigen und übel gewählten Darstellungen" 
gedient sei ϋ 2 ) . 
In finanzieller Hinsicht wurden die beiden Institute gut unter­
baut. Für einen ausreichenden Fonds -wurden folgende Ein-
nahmen bestimmt: das Gesamteigentum des ehemaligen Kolle-
giatstifts zu Rasdorf; die Ex Jesuitenmasse, insoweit sie schon 
für das Gymnasium verwendet wurde ; der Fonds der seitherigen 
Universität; ein jährlicher Beitrag aus der Landeskasse von 
3 0 0 0 Gulden um die Kosten der durch die Auflösung der Uni-
versität sich ergebenden Pensionen zu bestreiten; schließlich, 
wegen der vor allem anfänglich noch bestehenden Lasten, die 
jährliche Summe von 6 0 0 0 Gulden aus der persönlichen Dispo-
sitionskasse des Fürsten. Die Vorbereitungen zur Eröffnung der 
neuen Schulen hatten jedoch manchen Haken. Die Einrichtung 
des ehemaligen Universitätsgebäudes zum neuen Lyceumsbau 
sowie der im Bibliotheksgebäude befindlichen Hörsäle für das 
Gymnasium kostete mehr Zeit und Geld als ursprünglich vor-
gesehen worden war. Die hohen Forderungen Meißners, der sich 
gern luxuriös bewegte, zur Modernisierung seiner Wohnung 
wurden v o m alles selbst beurteilenden und feststellenden Fürsten 
— er entschied von Berlin aus über das Anbringen von Decken 
usw. — nur zögernd und nicht ganz bewilligt. Auch die Ein-
richtung der anderen Lehrerwohnungen kostete erhebliche 
Summen. Die Reparaturen waren auch dann noch nicht fertig, 
als Anfang Mai 1805 der Unterricht nach der neuen Organi-
sation provisorisch anfing. 
Viel Mühe und Zeit forderte es ebenfalls für die B e -
s e t z u n g aller L e h r e r s t e l l e n die Männer heranzu-
ziehen, die das in oranischen Kreisen verlangte Können und die 
erwünschte Geistesrichtung besaßen. Noch im September 1 Θ04 
wurde der gutmütige G. A. G i e r i g aus Dortmund nach Fulda 
т) St. M. 97c 263. 
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berufen, um hier das Gymnasium zu führen. Er war in der Ober-
lausitz geboren und ein guter Fünfziger, der als ein tüchtiger 
Altphilologe galt, dessen Anmerkungen zu Ovids Metamorphosen 
eine gewisse Verbreitung gefunden hatten 9 3 ) . Im Gegensatz zu 
Meißner war er ein anspruchsloser Mensch, der seine Gymnasial-
direktorstelle mit dem klassischen, hebräischen und Religions-
unterricht am Lyceum verbinden mußte und dessen fromme und 
zugleich vom aufgeklärten Optimismus zeugende schriftstelle-
rische Leistungen geradezu seine Zufriedenheit bekunden э і ) . 
Als dritte protestantische Kraft wurde März 1805 Christian 
Albert W e i ß , aus Taucha bei Leipzig stammend und bisher als 
Privatdozent an der Leipziger Universität tätig, zum Professor 
der Philosophie ernannt. Über seine Leistungen und seine geistige 
Einstellung ließ sich wenig ermitteln; schon durch seine Jugend 
scheint er eine nicht sehr bedeutende Person gewesen zu sein. In 
der wissenschaftlichen Welt wurde er bekannt durch seine 
Schriften Fragmente über Sein, Werden und Handeln und Winlçe über 
eine durchaus praktische Philosophie. Der Fürst hätte lieber für diese 
— zweifellos eng mit Religionsfragen verknüpfte — Lehrstelle 
einen geeigneten katholischen Lehrer gehabt; da er aber wegen 
des herannahenden Termins nicht länger warten wollte, ge-
nehmigte er die Ernennung von Weiß 9 5 ) . Zugleich mit ihm wurde 
der Magister und Vice-Direktor des dortigen Schullehrerseminars 
Friedrich Erdmann P e t r i zu Dresden als Professor der deut-
schen Sprache angestellt. Dieser noch junge und kleine Bon-
vivant, der mit seiner humoristischen Veranlagung ein riesiges 
Gedächtnis verband und für ein lebendiges Konversationslexikon 
angesehen wurde, war eigentlich vor allem Theologe. Als solcher 
wurde er ein Jahr später, unter der französischen Besatzung, 
Pfarrer der neugegründeten evangelischen Gemeinde in der 
Residenzstadt. Wir begegneten ihm bereits als Autor der ziem-
lich intoleranten Schrift über die Toleranz. Er besaß trotz seiner 
protestantischen Herkunft eine gewisse Popularität, wodurch 
diesem zur Disziplin in der Klasse unfähigen Lehrer das Leben 
nicht vergällt wurde. Der Fürst vertraute ihm auch den Unter-
83) Das Gelehrte Teutschland, 2. Bd. 1796, 9. Bd. 1801; vgl. auch 
König, Auch eine Jugend, S. 163. 
M) F. Intel!. Bl. vom 12. März 1806. Sein theologisches Interesse geht 
auch aus seinem Unionsplan hervor. Siehe S. 223. 
03) K. H. A. 36 : 62. Wilhelm Friedrich persönlich an Arnoldi. 
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richt seines zweiten Sohnes, des Prinzen Friedrich an. Mit der 
späteren niederländischen Königsfamilie des Hauses Oranien-
Nassau blieb er auch künftig in fortwährender Verbindung 9 6 ) . 
Die Besetzung der Professur der Geschichte am Lyceum war 
wohl die schwerste Aufgabe, und sie verdient wegen der Beur-
teilung der fürstlichen Schulpolitik eine Erörterung. Der Fürst 
selbst versicherte seinem Geheimen Rate, es läge gleich anfangs 
in seiner Absicht, diese Lehrstelle einem Lehrer katholischer 
Religion zu übertragen. Diese Äußerung ist jedoch cum grano 
salis zu nehmen, denn erst vom Frühjahr 1805 findet man 
Korrespondenz über diese Ernennung und zwar nachdem der 
Fürst seine Besorgnis wegen etwaiger Verstimmung „der Geist-
lichkeit und eines Teils des Publikums durch die Anstellung 
lauter protestantischer Lehrer" zum Ausdruck brachte. Er be-
stimmte daher, daß noch eine Lehrstelle für vakant zu erklären 
sei, die mit einem noch aufzutreibenden brauchbaren Katholiken 
besetzt werden könnte. Diese vakante Stelle dürfe aber den 
ganzen Plan nicht stören, da sie vorerst nur pro forma da sei 9 7 ) . 
Nun scheint man bald die Geschichtsprofessur, die Meißner ja 
zum Teil einstweilen bekleiden sollte, zu einem solchen Goodwill-
erzeuger verwendet zu haben. Das Publikum durfte von den 
Hintergründen natürlich nichts erfahren 9 8 ) . Tatsächlich hat man 
sich eifrig bemüht, aber eine den Anforderungen vollkommen 
entsprechende Person wurde zunächst nicht gefunden. 
Die oranische Regierung stand ja auch vor einer nicht gerade 
einfachen Aufgabe. Durch „Reichs- und Staatengeschichte" 
sollte der Jugend Verständnis für die heutige politische Lage 
beigebracht werden, und zudem sollte dieses Fach nach der 
damaligen Auffassung die Moral mit Beispielen illustrieren und 
vaterländische Gesinnung erwecken. Überdies sollte der Lehrer 
wissenschaftlich und selbstverständlich nach aufgeklärten Be-
griffen ausgebildet sein, ohne andrerseits, besonders in diesem 
Falle, bei den Katholiken im Verdacht der Heterodoxie zu 
^ ) König, Auch eine Jugend, S. І З; Zwengers Buchonia 1881, Nr. 2 4 ; 
Buchenblatter VI, S. 5 1. Im Jahre 1827 führte die deutsche Kanzlei des 
nachmaligen Königs Willem I. der Niederlande mit Petri eine Korrespon-
denz über die Umarbeitung des Lehrbuchs Der Denfyfreund für holländische 
Schulen. K. H. A. 4 1 : 8 8 . 
f") K. H. A. 36 : 62. 
e8) B. Rep. F. Gymnasium 1. 
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stehen. In der obersten Klasse des Gymnasiums wurde die 
„Vaterlands-Geschichte und Vaterlands-Beschaffenheit" zu 
großer Zufriedenheit Meißners vom jungen Benediktiner und 
Mathematiklehrer Schell gegeben, und damit dieser auch als 
etwas Neues fuldische Geschichte lehren könnte, erhielt Lyceums-
professor Heller den Auftrag, ein Handbuch dazu herzu-
stellen " ) . Die Wahl für die Professur am Lyceum fiel endlich 
auf den Weingartner Benediktiner Dominicus Kaiser, der vor-
her schon zu Salzburg Geographie und Geschichte gelehrt hatte. 
Der Fürst entschloß sich, ihn mit der Lehrstelle auf ein Jahr zu 
beauftragen, nach dessen Verlauf er, wie er sich bündig aus-
drückte, beurteilen würde, ob der Kandidat „förmlich anzu-
stellen oder in sein Kloster zurückzuschicken sei". Der Pater ist 
aber nie in Fulda erschienen, denn es wurde ihm zunächst auf 
eignen Wunsch erlaubt, sich noch ein Jahr an einer Universität 
weiter auszubilden, was nachher um ein weiteres Jahr verlängert 
wurde. Die Geschichtsprofessur wurde inzwischen unter die 
anderen Professoren aufgeteilt. 
Insgesamt befanden sich, den Geschichtsprofessor abgerech-
net, den Direktor und Rektor aber mit einbegriffen, am Gym-
nasium und Lyceum vier protestantische und elf katholische 
Lehrer. Die Protestanten hatten aber die wichtigsten Posten inne. 
All diese Anstellungen wurden vom Fürsten eingehend vor-
bereitet. Zum Französischlehrer wählte er einen seitherigen 
Hoflakaien, zum Zeichenmeister wurde vom Konsistorium der 
Maler Ackermann, ein Schüler des berühmten David, empfohlen. 
Der Fürst wollte jedoch zuerst ein Gemälde von dessen Hand 
selbst sehen, und wir hören weiter nichts von einer Ernennung. 
Erwähnenswert ist noch die Anstellung Coudrays zum Professor 
der Baukunst am Lyceum. Von der versöhnenden Wirkung dieses 
späteren Hausfreunds Goethes war in anderem Zusammenhang 
schon die Rede. 
In den ersten Tagen des Novembers 1 805 fand die eigentliche 
Eröffnung des Lyceums statt. Ob der Fürst, wie von Meißner 
gewünscht, selbst anwesend war, ist unbekannt. Jedenfalls 
wurden einige von ihm gestiftete Stipendien bekannt gemacht 
und mit „einer schicklichen Musik" wurde Meißners Geisteskind 
0°) St. M. 97i II 20. 
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aus der Taufe geholt. Es erging die landesherrliche Verordnung, 
daß jeder Untertan in den verschiedenen erbprinzlichen Be-
sitzungen, welcher entweder im weltlichen oder im geistlichen 
Fach an einer Universität studieren wollte, vorher den Lyceums-
Unterricht absolviert haben sollte. Anderenfalls dürfte er keine 
Anstellung und Versorgung in den fürstlichen Staaten zu er-
warten haben. Nur für Schüler, die von einem eigenen Hauslehrer 
unterrichtet worden wären, sei eine Ausnahme möglich, jedoch 
sollten diese Kandidaten vor Besuch einer Universität vom Kon-
sistorium geprüft werden. Diese Forderung war bei den Ein-
wohnern außerhalb des Fürstentums natürlich besonders unbe-
liebt. Die Dortmunder z.B. wurden mit zwingenden negativen 
Gutachten, in denen sie auf das hohe Niveau ihres Gymnasiums 
deuteten, bei dem Fürsten vorstellig. Aber auch für die Kirche 
hatte, wie wir bereits früher ausführten, diese anscheinend die 
Priesterausbildung nicht berührende Verfügung wichtigste Fol-
gen. Lief sie doch auf eine pflichtmäßige staatliche Propädeutik 
vor dem Seminar hinaus. In welchem Geiste die künftigen 
Priester erzogen wurden, dürfte nach obiger Auseinandersetzung 
— über den Religionsunterricht wird noch zu handeln sein — 
einleuchten. 
D a ß die Regierung von der Anstalt eine straffe, moralisierende 
und im Geiste der Toleranz gehaltene Ausbildung erwartete, 
geht aus den Verhaltungsvorschriften für die Lyceisten hervor 1 0 0 ) . 
Al le öffentlichen Vorlesungen sollten unter Strafandrohung be-
sucht werden. Keine zeitraubenden, auf Zechen oder Karten-
spiel abgestellten Zusammenkünfte waren gestattet. Unterschied 
des Alters, des Jahrgangs, der Landsmannschaft oder Religion 
durfte nie zur Beleidigung veranlassen. Mit dem Lyceum wollte 
der Fürst sich eine Staatsdienerschaft — darunter auch den 
Klerus — verschaffen, deren Mitglieder ihr Studium irgendwo 
anders vollenden könnten, durch die in Fulda gelegte Basis aber 
nachher als zuverlässige Kräfte wirksam sein sollten. Grundsätz-
lich hat Wilhelm die Möglichkeit, daß auch seine Söhne die 
Schule besuchen sollten, nicht ausgeschlossen. Weil aber Anfang 
1 Θ05 das Lyceum noch in der Entwicklung begriffen war und er 
1 0 0 ) Verhallungsvorschriften für die Studierenden am FürsiUch Fuldiichen Lyceum 
Fulda 1806, gedruckt mit Müllerschen Schriften. Es befindet sich ein 
Exemplar in der Fuldaer Landesbibliothek. 
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außerdem eine gewisse Schmeichelei seitens der Lehrer fürchtete, 
schickte er den jungen Wilhelm nach Berlin 101). Das Gym-
nasium war in obiger Verordnung für diejenigen Fuldaer Landes-
kinder bestimmt worden, welche keinen eigentlichen akademi-
schen Beruf anstrebten, sondern subalterne Stellen, z.B. bei 
Registraturen und Kanzleien suchten oder sich der Wundarznei-
kunst, der Forstwissenschaft, der Feldmeßkunst u.a. widmen 
•wollten. 
Die Existenz des Lyceums unter oranischer Herrschaft dauerte 
zu kurz, als daß man über die Resultate ein Urteil fällen könnte. 
Alles hatte noch einen zu provisorischen Charakter, und es 
litt zumindest an den normalen Kinderkrankheiten. Immerhin 
hat sich das Lyceum unter anderer Herrschaft als lebensfähig 
erwiesen. Es hat bis 1835 bestanden. Man kann sich des Ein-
drucks nicht erwehren, daß durch einen verfehlten Aufwand 
von zu viel Kräften die ganze Einrichtung in ihrer ursprünglichen 
Form zu großzügig geplant worden ist. Wahrheitsgemäß stellte 
Joseph Schneider in seiner Topographie fest, daß die zeitge-
nössischen Urteile sehr verschieden waren. Kritik kam aber nicht 
nur von bischöflichen oder alten Universitäts- und Gymnasial-
kreisen. Interessant ist in dieser Hinsicht die Verstimmung 
Gierigs über die nach seiner Ansicht mangelhafte Schulverfas-
sung. Er schwört auf den alten Zustand, der fast an allen Gym-
nasien Deutschlands herrsche, wobei jede Klasse ihren eignen 
Lehrer hätte. Die neue Organisation nach den Fächern sei zwar 
auch an einigen anderen Orten eingeführt, man sei aber wie z.B. 
in Marburg, teilweise wieder zur alten zurückgekehrt 1 0 2 ) . Diszi-
plinlosigkeit der Jugend — allerdings auch in fürstbischöflicher 
Zeit ein bekanntes Thema — wurde den neuen Anstaltsvor-
ständen öfters zum Vorwurf gemacht. Die Unzulänglichkeit 
Pétris in dieser Hinsicht war bekannt. Auch dürfte der Mangel 
an Liebe und Verständnis für den Urheber der ganzen Schul-
einrichtung nicht zu einer befruchtenden Beziehung zwischen 
Lehrern und Schülern gereicht haben: als Meißner zu Grabe 
i«1) K. H. A. 19 1 Villa 41. 
102) Vgl. Brück, S. 35Θ: Gutachten der theologischen Fakultät zu 
Landshut Ι θ I 6, wonach „jede Klasse wieder einen einzigen Lehrer'* statt 
der verschiedenen Fachlehrer erhalte, weil dieses für Unterricht und Er-
ziehung ersprießlicher sei. 
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geleitet wurde, war der spätere Freidenker König der einzig 
anwesende Student Ю3). 
Es ist klar, daß der R e l i g i o n s u n t e r r i c h t an den 
neuen Anstalten sowohl für die Regierung als für die Kirche von 
größter Wichtigkeit war und daß, wie Meißner bemerkte, 
„manche Augen, kränkelnde und gesunde", auf diesen Punkt 
hingerichtet waren. Mit den kränkelnden Augen waren natürlich 
Vikariatskreise gemeint, über deren Proteste wir am Schluß des 
Kapitels handeln werden. Wir wollen nicht unbeachtet lassen, 
daß zu den künftigen Hörern der Religionsvorlesungen der ganze 
Priesternachwuchs der Fuldaer Diözese zählte. Als das gesunde 
Auge dürfte Meißner die Regierungsinstanzen und die aufge-
klärte Bevölkerung gemeint haben, denen, wie Meißner selbst, 
die Religion hauptsächlich als „Begründung sittlicher Vollkom-
menheit, verbunden also mit einer leichten, faßlichen Moral" 
wichtig erschien. 
A m neuen Gymnasium waren es die geistlichen Professoren 
Wagner und Schell, die den katholischen Religionsunterricht zu 
versorgen hatten. D a bereits früher v o m Konsistorium die Be-
merkung gefallen war, daß der Diözesankatechismus wegen der 
vielen nötigen Diktatzusätze in dieser Unterrichtsanstalt nicht 
mehr geeignet sei, fragte es Frühjahr 1805 beim Vikariate an, 
ob das von Batz herausgegebene Lehrbuch bei ihm Beifall finden 
könnte 1 0 4 ) . Batz' Lehrbücher entsprachen den Forderungen des 
Zeitgeistes: die Glaubenslehre nahm darin nur einen engen Raum 
ein, während die Sittenlehre, namentlich die Tugendlehre sehr 
ausführlich behandelt wurde 1 0 5 ) . Das Vikariat hatte zwar gegen 
das Buch nichts einzuwenden, wies aber nachdrücklichst darauf 
hin, daß es durch diese Antwort weiter nichts zum Ausdruck 
bringen wolle. Es distanzierte sich also von der neuen Organi-
sation und wollte nur praktisch seinen Einfluß auf die Anstalten 
wo möglich nicht ganz aufgeben. Diese Haltung, zu retten, was 
es noch zu retten gab, die eine tatsächliche Zusammenarbeit in 
Einzelfällen einem prinzipiellen Bruch in allem vorzog, hatte 
das Vikariat ja auch in anderen Streitfällen mit der Regierung 
103) König, Auch eine /щепа, S. I 94. 
1 0 4 ) В. Rep. F. Gymnasium 1. 
1 0 Б ) Kern, S. 57. 
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angenommen. Das bei ihm von wachsamer Seite eingereichte 
Bedenken, das Batzische Lehrbuch enthalte Abweichungen von 
der katholischen Lehre und das Publikum sei in einem Journale 
davor gewarnt worden, wurde vom Vikariat kaum beachtet. 
Schell erhielt nur die Anweisung, einigen Stellen im Buch Er-
läuterungen beizugeben 1 0 6 ) . 
Zum Lehrer für protestantische Religion am Gymnasium und 
zugleich am Schullehrerseminar wurde der Fuldaer Jänecke er-
nannt, der bisher Hauslehrer des evangelischen Oberstallmeisters 
von Baumbach war. Diese Stellung erhielt ihre Wichtigkeit be-
sonders dadurch, daß mit ihr ab 1. Januar 1 6 0 6 die Redaktion 
des Inlelligenzblalles verbunden wurde. Damit wurde das einzige 
Fuldaer publizistische Organ, bis 1 8 0 4 Policey-, Commercien- und 
Zeitungs-Anzeigen genannt, eine öffentliche, mit dem neuen 
Lyceum und Gymnasium verbundene Einrichtung 1 0 7 ) . Schon 
längst erschienen in der Wochenschrift alle landesherrlichen Ver-
ordnungen sowie die fürs Publikum erlassenen Verfügungen der 
Regierungsbehörden und Stadtpolizei-Direktion. Sie vermittelte 
auch bei Stellenangeboten, Wohnungsuchen, öffentlichen Aus-
bietungen und veröffentlichte Gläubiger-Forderungen, Konkurse 
und die Taxenzettel von Lebensmitteln. Nun sollte auch die 
Bevölkerung im aufgeklärten Sinne von ihr beeinflußt werden. 
Es erschienen darin kleine Geschichten und Anekdoten „haupt-
sächlich in Rücksicht einer leichten und doch belehrenden Unter-
haltung" i 0 8 ) . Auch brachte man erläuternde Bücher-Anzeigen, 
die besonders für die Schullehrer gemeint waren. So empfahl 
der protestantische Pfarrer von Geroda Unterrichtsanleitungen 
von Aufklärungspädagogen wie Salzmann, Riemann und 
Rochow 10S)). Das einfache Volk bekam das Intelligenzblatt nicht 
in die Hände; der Inhalt wurde in der Sonntagsschule von den 
Lehrern vorgelesen. Um Streitigkeiten zwischen Schultheiß und 
Lehrer zu vermeiden, geschah dies nicht öffentlich in der an den 
Sonntagen versammelten Kirchengemeinde. Das war wohl der 
1 0 e ) B. Rep . F. G y m n a s i u m 1. 
1 0 7 ) F. Intell. Bl. v o m 25 D e z e m b e r 1 8 0 5 . 
1 0 8 ) id. v o m I . J a n u a r 1 8 0 6 . 
1 0 0 ) D a ß we i t er a u c h O v e r b e r g mit s e iner Anmeiiung zum ztteclcmäßigen 
Schulunlerricht für die Schullchrer und d e m Katechismus der christlçatholischen 
Lehre als musterhaf t beze ichnet w u r d e , soll uns davor b e w a h r e n , d i e sen 
b e k a n n t e n Münsterer P ä d a g o g e n des katho l i schen W i e d e r a u f l e b e n s al lzu-
sehr als e inen Ver tre ter des U l t r a m o n t a n i s m u s zu d e u t e n . Ü b e r die An· 
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Fall an jenen Orten, wo es keine Schultheißen gab 1 1 0 ) . Damit 
wird uns wieder einmal die unmittelbare Nützlichkeit der da-
maligen Religionslehrer für den Staat klar, denn sogar in kirch-
lichen Zusammenkünften sollten dem Volk allgemeinnützliche 
Gegenstände beigebracht werden. In Fulda hatten die Pfarrer 
in zweckmäßigem öffentlichem und privatem Unterricht die 
Eltern z.B. über die wohltätige Erfindung der Kuhpockenimpfung 
zu belehren und damit bildeten sie keine Ausnahme unter ihren 
deutschen Amtsbrüdern 1 1 1 ) . 
Aufgeklärte Belehrung und moralische Verbesserung sollten 
sich natürlich auch wie ein roter Faden durch den Religions-
unterricht am Lyceum ziehen. Daher war vom Fürsten aus ge-
sehen die Ernennung des Benediktiners M a u r u s R u p f e r sehr 
glücklich zu nennen. Er war bereits lange Zeit Dogmatikprofessor 
an der Universität und, obwohl Kantianer, dennoch nach der da-
maligen fürstbischöflichen Ansicht wohl nicht heterodox genug, 
um wie mehrere seiner Kollegen sich einen Tadel zuzuziehen 1 1 2 ) . 
Einem Geistlichen, nach dessen Ansicht sich bei der Religion 
alles um moralische Kultur handeln müsse und der den kirch-
lichen Gottesdienst keineswegs als einen eigentlichen Dienst, den 
Gott von uns fordere, betrachten wollte, sondern diesen ledig-
lich auf den Menschen bezog als für dessen Veredlung und Be-
ruhigung unentbehrlich, war die Lehre des großen Königsbergers 
immerhin Fleisch und Blut geworden 1 1 3 ) . Diese Behauptungen 
aus dem Munde eines katholischen Priesters, der als rechtgläubig 
angesehen werden wollte, muten uns heute seltsam an. Daß eine 
solche theoretische Abweichung der Glaubenslehre automatisch 
mit einem leichtsinnigen Lebenswandel verbunden war, dürfte 
zu sehr der Wunsch eines Teils der Schriftsteller über die Auf-
klärung gewesen sein. Rupfer war allerdings in dieser Hinsicht 
auch nicht unbescholten: noch vor der Säkularisation wurden 
über ihn „ärgerliche" Geschichten beim Volke erzählt und 
Heinrich König bezeugt von ihm, daß er stets weltmännisch ge-
n>eisung hieß es, daß evangelische Schullehrer das wenige, was sich darin 
auf Religion beziehe, leicht absondern könnten. (F. Intel!. Bl. vom 22. Okt. 
1806). 
i " ) St. M. 97i XVIII 27. 
^
1
·
1) В. Rep. F. Handgeschriebene Konsistorialverordnungen. 
1 1 2 ) Enneking, S. 186. Vgl. über seinen Lebenslauf: Richter, Die bürger-
lichen ßeneJi^liner, S. 177-181. 
113) B. Rep. F. Gymnasium I ; St. M. 97i II 12. 
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kleidet ging und durch seine Schroffheit und seinen Hochmut 
unangenehm im Umgang war i 1 4 ) . Aus seiner Korrespondenz 
erhellt, daß er Wert darauf legte, es dahin zu bringen, daß seine 
theologischen Begriffe kirchlich anerkannt würden, und dies 
weist auf den damals oft vorkommenden Umstand hin, daß man 
die neuen philosophischen Strömungen mit der katholischen 
Religion in Einklang zu bringen versuchte. Denn auch das 
Vikariat ging unbewußt ein gutes Stück Weges mit dem Kan-
tianer zusammen. 
Zu dieser Erkenntnis verhilft uns die Korrespondenz zwischen 
Rupfer und dem Vikariat über dessen Anstellung 1 1 5 ) . Die kirch-
liche Behörde meinte wohl prinzipiell für immer ihre Gerecht-
samen den neuen Schulanstalten gegenüber gewahrt zu haben 
und ließ sich ohne weiteres auf die Ernennung ein. Zwar hätte 
man gerne vorher Kenntnis davon genommen, erwartete aber, 
da die Wahl auf einen Mann gefallen sei, ,,der schon vormals 
ein theologisches Lehramt mit Auszeichnung bekleidet" habe, 
von Rupfer alles Gute. Auch daß dieser die Kirchengeschichte 
nach Dannenmayer lehrte fand keinen Widerspruch. Dabei war 
der zu Wien angestellte schwäbische Professor Dannenmayer 
in seinem Lehrbuch durchweg antipäpstlich eingestellt, wenn 
auch seine Werke sich durch Klarheit und Übersichtlichkeit aus-
zeichneten 1 1 6 ) . Zur Entschuldigung mag die Tatsache dienen, 
daß es eine kirchliche Historiographie im höheren Sinne des 
Wortes im damaligen katholischen Deutschland nicht gab. Das 
Vikariat nahm nur an dem Ausdruck „Religionslehre nach 
eignen Sätzen" Anstoß, der im öffentlichen Verzeichnis im 
ersten Jahrgange des Lyceums für Rupfers Religionsstunden 
geführt worden war, und bat sich eine nähere Erläuterung aus. 
Rupfer erwiderte darauf, daß der Gegenstand seiner Vor-
lesungen der „Canon" der Religion sei, und läßt über seinen 
geistlichen Vater keinen Zweifel bestehen, indem er weiter aus-
führte: „Die Moral liefert die Materialien und überläßt die Be-
stimmung des Formellen der reinen praktischen Vernunft. Man 
kann dem Ganzen den Namen eines rationellen Catholicismus 
beilegen". 
1 1 4 ) Ennek ing , S. 1 7 0 ; König , Auch eine Jugend, S. 2 2 1 . 
1 1 5 ) B. R e p . F. G y m n a s i u m 1. 
u e ) W e r n e r , S. 2 2 2 - 2 2 4 ; Winter , Der Josephinismus, S. 2 I 3 . 
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Die Vikariatsantwort hierauf ist ebenso bezeichnend für die 
oben angedeutete Ideenverwässerung, die ja auch in kirchlichen 
Verwaltungskreisen gang und gäbe war. Aus der Feder Pfaffs 
floß nämlich die ausführliche Darlegung, daß gegen die von 
Rupfer geplanten Stunden als Einleitung zur geoffenbarten Reli-
gionslehre zwar nichts einzuwenden sei, daß aber der ganze Un-
terricht sich darauf nicht beschränken könne. Die positive Lehre 
des Christentums sollte hervorgehoben und die Offenbarungs-
wahrheiten hauptsächlich von der praktischen Seite in ihrer Be-
ziehung auf Moralität mit Ausmerzung aller unnützen Spekula-
tion dargestellt werden. Aus dem Schreiben geht zunächst her-
vor, daß der engste bischöfliche Berater eine im kantianischen 
Stil gehaltene Grundlegung der Religion nicht ablehnte, sie nur 
für Jugendliche im Pubertätsalter als zu wenig praktisch ansah. 
Weiter schätzte man auch beim Vikariat den Religionsunterricht 
vor allem nach seinem Einfluß auf den sittlichen Charakter ein. 
Dieses Liebäugeln mit dem Zeitgeist in unverdächtig katho-
lischem Milieu war damals vielfach zu beobachten. Wiederholt 
konnten wir ja durch diesen Umstand die gute Zusammenarbeit 
zwischen Kirche und Staat erklären. Im Bereiche der Philosophie 
und Theologie sind eine Reihe von Reformversuchen zu ver-
zeichnen, die eine drohende Kluft zwischen der Kirche und der 
immer mehr säkularisierten Welt zu überbrücken gedachten. 
D a ß es dabei zu verfehlten und nur scheinbaren Lösungen kam, 
darf keinen wundern, und die Haltung eines kopfschüttelnden 
und verärgerten Staunens kommt uns keineswegs zu. Die katho-
lische Antwort auf brennende Zeitfragen zu geben ist vielen 
zeitgenössischen wohlmeinenden Wissenschaftlern nicht ver-
gönnt, und oft hat erst die Nachkommenschaft die Früchte der 
Fehlschläge ihrer geistigen Vorfahren geerntet. Der Einfluß der 
Kantischen Philosophie ließ sich z.B. anfänglich bei dem be-
rühmten Landshuter Kleeblatt, Zimmer, Weber und Sailer, fest-
stellen, und wer kann leugnen, daß sie ein unschätzbarer 
Faktor bei der Wiederbelebung des Katholizismus im Restaura-
tionszeitalter waren? Auch ein Görres, Schlegel und Windisch-
mann sollten sich „von der Aufklärung zur Romantik" durch-
ringen 1 1 7 ) . Manch einer mag zu diesem geläuterten katho-
117) Siehe Funk, Von der Aufklärung zur Romand'^; vgl. auch Motsch, 
Maiern Reuß. Ein Beitrag zur Geschichte Jes Früh^antianismus an katholischen Hoch-
schulen. 
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tischen Bewußtsein nicht gelangt sein. Dieses geistige Klima 
Deutschlands um die Jahrhundertwende, in dem ja auch Maurus 
Rupfer lebte, mag uns vieles verständlich machen. Das Vikariat 
zeugte von seinen im Fluß befindlichen Auffassungen, indem es 
sich kurz darauf mit so vielen Worten von Kant distanzierte: 
seine Philosophie sei sehr alternd und hier und da schon ganz 
veraltet mit ihrer rein moralischen Religion. Übrigens hatte Pfaff 
die Behauptungen Rupfers über den kirchlichen Gottesdienst 
glatt abgelehnt, indem er ganz nach der Kirchenlehre die An-
betung der göttlichen Majestät als einen in sich notwendigen 
und ohne moralische Nebenziele wertvollen Akt bezeichnete 1 1 8 ) . 
Erst lange nach Ablösung der oranischen Herrschaft durch 
die der Franzosen kamen Konsistorium und Vikariat schließlich 
überein, daß dem Rupfer Sailers Grundlage der Religion zum Leit-
faden dienen sollte. Freilich hatte das Vikariat sich später noch 
öfters über Rupfers zu allgemein-philosophisch gehaltene 
Stunden zu beklagen 1 : t 9) . Die Unterlage des Lehrbuchs war 
dabei auch kaum als eine Garantie zu betrachten; hat doch Kant 
selbst sein Leben lang nach fremden Lehrbüchern seine eigenen 
philosophischen Anschauungen vorgetragen 1 2 0 ) . 
Aus fürstbischöflicher Zeit stammte bereits die Gewohnheit, 
daß die Studenten und Gymnasiasten ihren eigenen a k a -
d e m i s c h e n G o t t e s d i e n s t besuchten. Auch im Orga-
nisationsplan für die neuen Schulanstalten war dieser vorgesehen, 
und Rupfer erhielt den Auftrag, einen Entwurf für die zu 
haltenden Feierlichkeiten und Andachten abzufassen. Als der 
Plan fertig war, beriet das Konsistorium sich darüber, in welcher 
Weise mit dem Vikariate Fühlung zu nehmen sei 121). Die katho-
lischen Mitglieder sahen sehr wohl ein, daß die Sache — in der 
damaligen Terminologie wiedergegeben in das Innere der 
Liturgie eingriff, und durch die Konsistorialverordnung dem 
Wirkungskreis des Konsistoriums entzogen war. Ein Teil meinte 
sogar, daß dem Konsistorium nur das Recht der Aufsicht zu-
stünde, so daß das Vikariat von sich aus mit Vorschlägen 
kommen sollte. Um „den Endzweck um so leichter zu erreichen" 
118) B. Rep. F. Gymnasium I. 
l l e ) ebenda. 
^
0 ) Paulsen II, S. 144. 
121) St. M. 97i H 37. 
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wurde aber Rupfers Plan, der dem Fürsten ganz zweckmäßig 
erschien, auf G. R.-Befehl dem Vikariate zugeleitet. Er enthielt 
als wichtigste Punkte : täglichen Besuch der Hl. Messe, wobei das 
Sailersche Gebetbuch benutzt werden sollte; eine Abendandacht 
mit kurzer Exhortation am Vorabend der Sonn- und Feiertage 
und an den Tagen selbst Hochamt mit Predigt; jeden Monat 
Beicht- und Kommuniontag; weiter Anteilnahme an den maria' 
nischen Versammlungen, solange diese noch dauerten, und Feier 
des Aloysiustages. Das ganze atmete den Geist der katholischen 
Aufklärung, den wir früher darlegten; die Vesper in lateinischen 
Psalmen sei trotz ihres relativen Wertes für die damaligen Zeiten 
und Bedürfnisse nicht mehr recht passend, die Mutter-Gottes-
Litanei sei bekanntlich aus meistens sinnlosen Formeln zu-
sammengesetzt, der lateinische Gesang sowie die lateinischen 
Orationen seien nicht zu billigen, der zu oft wiederholte Genuß 
des Hl. Abendmahls schließlich vermindere seine Feierlichkeit 
und würde zur Gewohnheit, ohne die wahre Sittlichkeit zu be-
fördern 122). 
Das Vikariat wies in seiner hauptsächlich von Pfaff redigierten 
Antwort darauf hin, daß seine Bemerkungen nicht als gutacht-
liche Äußerung, sondern als entscheidende Stimme betrachtet 
werden sollten. Es überging mehrere der beigegebenen Be-
gründungen und meinte, der Plan sei mit kleinen Abänderungen 
gut durchführbar. So empfahl es die Litaneien und fand keinen 
triftigen Grund, das lateinische Choralsingen der Studenten 
unterm Hochamte abzustellen. Auch die Vesperpsalmen sollten 
so lange erhalten bleiben, bis man für die Studierenden eine 
Sammlung eigner deutscher Lieder geschaffen habe. Ende 1805 
trat das Vikariat dem Plan ohne Anstand bei, nachdem man 
auf seine Erinnerungen Abänderungen vorgenommen hatte. 
Dazu hatte es etwas gelindere Seilten aufgezogen, so daß das 
Konsistorium sogar meinte, das Vikariat habe auf eine weitere 
Beanstandung der gewöhnlichen deutschen Lieder statt des 
Chorals verzichtet 1 2 3 ) . 
Den Verhaltungsvorschriften entsprechend wurde allen katho-
lischen Lyceisten der Besuch des akademischen Gottesdienstes 
zur Pflicht gemacht. Diese Verpflichtung war allerdings nicht 
1!!2) St. M. 97i И 12. 
1 ! ! 3 ) В. Rep. F. Gymnasium I. 
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von Meißner ausgegangen. Er hielt zu viel Zwang im heran-
wachsenden Alter für verfehlt. Arnoldi, der auch gegen die Vor-
schrift war, hatte einen ganz anderen Grund; nach ihm läge es 
nicht in der Macht und Befugnis der Obrigkeit, Gottesverehrung 
zu erzwingen. Die Anwendung von Zwangsmitteln müsse der 
katholischen Geistlichkeit überlassen werden. Aber der Fürst 
hatte sich der Mehrheit des Konsistoriums und G. R. ange-
schlossen. Die Theorie der josephinischen Einmischungssucht 
hatte hier über den mehr zurückhaltenden Standpunkt des 
preußischen Allgemeinen Landrechts gesiegt. Bei der landesherr-
lichen Entschlußfassung dürfte auch das Separat-Gutachten 
Gößmanns mitgesprochen haben. Er wünschte nämlich nicht, 
daß man der Organisation der höheren Schulanstalt den Vor-
wurf von „gesunkener Achtung" vor dem öffentlichen Gottes-
dienst machen könne 1 2 4 ) . 
Bemerkenswert ist noch die ans Vikariat gehende Konsistorial-
versicherung, daß diese landesherrliche Behörde sich mit der 
Abfassung eines Gebet- und Gesangbuches für die studierende 
Jugend beschäftige, welches man demnächst dem Vikariate 
,.mitteilen" wolle. Die Tätigkeit und Initiativlust der Regierung 
in dieser rein kirchlichen Angelegenheit war also weitgehender 
als man normalerweise von ihr erwarten konnte. Immerhin sind 
Kirche und Staat zu einer befriedigenden Lösung gelangt. Das 
Vikariat zeigte sich als einen Meister der Taktik von Geben und 
Nehmen. Es beharrte zwar bei seiner Haltung des grundsätz-
lichen Protests, gab aber andrerseits in taktvollster Weise manche 
eigenen Wünsche auf, um dadurch seine Finger in den Affären 
haben zu können, die sonst doch durchgeführt worden wären. 
Über die Gymnasien und lateinischen Schulen in einigen der 
Munizipalstädte können wir uns kurz fassen, denn es ist bezüg-
lich dieser Lehranstalten lediglich bei vagen Plänen geblieben, 
die übrigens von demselben Grundgedanken ausgingen. Das 
Gymnasium in Hammelburg hatte nur 1 7 Schüler und wurde 
bisher von vier Franziskanern betreut, die, jeder mit den 
eigenen Schülern, die vier Klassen durchliefen. Erst kurz vor 
1804 gab es nur noch drei Professuren und wurden die erste und 
zweite Klasse zusammengelegt. Unter den Fächern zählte man 
M
«) St. M. 97i Π 13. 
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sowohl Latein als Griechisch. Der Unterrichtsstand soll nicht so 
schlecht gewesen sein, aber das Konsistorium fragte sich, ob in 
einer so kleinen Stadt ein Gymnasium zweckmäßig sei. Eine gut 
eingerichtete Bürgerschule erschien ihm von -weit größerem 
Nutzen, weshalb eine neue Einrichtung getroffen werden sollte. 
Einer von den Lehrern hätte den sich auf ein weiteres Studium 
vorbereitenden Jünglingen besonderen Unterricht in lateinischer 
Sprache zu erteilen, so daß sie nachher die oberen Klassen des 
Fuldaer Gymnasiums oder gleich das Lyceum besuchen könn-
ten 1 2 5 ) . In Salmünster war eine Lateinschule mit der Stadtschule 
verbunden, und die 4 Schüler lernten von einem einzigen 
Franziskaner ihr Latein. Die Lateinschule in Geisa erhielt ihren 
Unterricht in der Privatwohnung des Lehrers, der nebst Deutsch 
auch Latein unterrichtete. Das Konsistorium beabsichtigte, diese 
beiden Schulen in gewöhnliche Trivialschulen zu verwandeln 1 2 6 ) . 
Nur ein zentralisierter Unterricht an den vom Staat eingerichteten 
neuen Schulanstalten durch gute, dem neuen Staat ergebene 
Lehrkräfte, sollte den Bedarf an künftigen Staatsdienern decken. 
Bevor jedoch der Fürst sich zur vorgesehenen Umgestaltung der 
obigen drei Schulen endgültig entschließen wollte, wurde das 
Konsistorium angewiesen, über die neue Einrichtung einen 
detaillierten Plan zu entwerfen. Dabei hatte die Sache ihr Be-
wenden; neben den zahllosen anderen, teils zur Ausführung ge-
langten, teils im Konzept stecken gebliebenen Entwürfen, ist auch 
dieser Plan nicht realisiert worden. Das Konsistorium ist hier-
zu unter oranischer Herrschaft eben nicht mehr gekommen 1 2 7 ) . 
IV. Der Prozeß anläßlich der neuen Schulorganisation 
Haben wir bisher gesehen, wie die Fuldaer Kirchenbehörde 
bei dem neuen höheren Schulwesen in der Praxis fördernd mit 
dem Staat zusammenarbeitete, so hat sie doch die Umgestaltung 
an sich so ernst genommen, daß sie die Sache zu einem Prozeß 
am höchsten, kaiserlichen Gerichte führte 1 2 8 ) . Im August 1 Θ04 
1 2 5 ) St. M. 97i II I I . 
1 2 e ) St. M. 97i II 34. 
1 2 T ) ebenda; vgl. auch Kreß , S. 30-32, der sich für die Oranierzeit auf 
die hier angeführten Marburger Akten stützt. 
128) Die ausführlichen Akten zum Protestfall befinden sich teils im 
St. M., teils in der B. Rep. F. Dabei liegen die bischöflichen Begründungs-
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war das Gerücht der bevorstehenden Ernennung Meißners und 
anderer protestantischen Lehrer zum Bischof durchgedrungen, 
und dieser wandte sich deswegen an den Reichshofratsagenten 
Amend zu Wien 1 2 9 ) . Zwar hatte das Geschlecht von Stuben-
rauch, zuerst der Vater und nach dessen Tode der Sohn, in 
fürstbischöflicher Zeit immer die fuldischen Interessen beim 
kaiserlichen Gerichtshof vertreten, aber als bereits 1 803 Adal-
bert an eine Beschwerdeführung beim Hofrat wegen vermeint-
licher landesherrlicher Eingriffe in seine Gerechtsamen dachte, 
hatte von Stubenrauch, der sein bisheriges Gehalt als Pension 
von der oranischen Regierung zu erlangen hoffte, seinen Freund 
Amend als Vertreter der bischöflichen Rechte in Vorschlag ge-
bracht 1 3 0 ) . Ihm versicherte der Bischof nun, daß die katholische 
Religion in Fulda, wenn dem erbprinzlichen Vorhaben nicht 
gehörig Einhalt geboten würde, in kurzer Zeit ganz verdrängt 
werden dürfte. Amend gab darauf als seine Meinung zu erken-
nen, daß die Paragraphen 60, 62 und 63 des R. D. H. die 
Reichsgerichte zur Verurteilung der oranischen Maßnahmen 
führen müßten, empfahl aber, zuerst einen gütlichen Vergleich 
anzustreben 1 3 1 ) . 
So verwahrte sich Adalbert in einem Schreiben v o m 22 . Sep-
tember 1804 beim Fürsten gegen die getroffenen Schulmaß-
nahmen und drängte unter Bezug auf Art. 5 Par. 3 1 und 32 des 
Westfälischen Friedens und obige R. D. H.-Paragraphen auf 
Mäßigung. Wilhelm erwiderte mit einem in belehrendem Tone 
gehaltenen Schreiben, er wolle nur eine der wichtigsten 
Regentenpflichten erfüllen: die Sorge für die Bildung und gute 
Erziehung seiner Untertanen beider Konfessionen. Unrichtige 
und gehässige, wenigstens allzuvoreilige Einflüsterungen und 
Darstellungen hätten den Bischof zum Protest gegen Sachen, 
die ihm nur aus unvollständigen, mangelhaften Nachrichten be-
kannt sein könnten, geführt. Es würde ihm bald klar werden, 
akten in Abschrift in Marburg vor, während die oranischen Appellations-
gründe sich nur abschriftlich in Fulda befinden. Mehr eine Quellenausgabe 
bringend, als daß man von einer quellenverwertenden Darstellung 
sprechen könnte, hat Gegenbaur in seiner Festschrift nur einen Teil der 
betreffenden Marburger Akten in extenso herausgegeben. 
^
30) В. Rep. F. Bistumsakten 24. 
1 3 0 ) St. M. 97b 262. 
1 3 1 ) B. Rep. F. ebenda. Für den Wortlaut der Paragraphen siehe An-
hang. 
310 
daß die Verfügungen, die mit beträchtlichen Opfern verbunden 
seien, den angezogenen Reichsgesetzen in keinerlei Rücksicht 
entgegen seien. Zwei Monate später antwortete Adalbert mit 
der diplomatischen Versicherung, daß, so unverkennbar ,,die 
wohltätigen Absichten" des Fürsten auch seien, diese ihn als 
Bischof nicht von seinen Pflichten entbänden. Keiner sei bereit-
williger als er, sich das Urteil eines höheren kompetenten Ge-
richts gefallen zu lassen. Dann könne die Sache aus dem richtigen 
Gesichtspunkt beurteilt werden und, so fügte er spottend hinzu, 
der verzeihliche Irrtum behoben werden, den er vielleicht „aus 
noch unvollständigen und mangelhaften Notizen" geschöpft 
haben könnte. Der Erbprinz hielt es nicht für nötig, hierauf 
nochmals zu antworten, und man war in Regierungskreisen der 
Meinung, daß damit die Sache abgetan sei 1 3 2 ) . 
Das letzte bischöfliche Schreiben war jedoch mehr als nur ein 
Wunsch; es war eine Anspielung auf die Vollmacht, die Adalbert 
kurz zuvor (am 9. November) Amend erteilt hatte, beim Reichs-
hofrat Klage und Beschwerde gegen den Erbprinzen zu führen. 
Hiermit sollten die Rechte und Gerechtsamen der katholischen 
Fuldaer Kirche, deren Vorsteher der Bischof war, gewahrt 
werden. Obwohl Amend unmittelbar um authentische Beweis-
stücke über die Lage in fürslbischöflicher Zeit und die oranischen 
Verfügungen und Ernennungen bat, scheint er wenig Begeiste-
rung für die Sache gehabt zu haben. Erst hoffte er noch, daß 
durch den zweiten Brief des Bischofs an den Fürsten der wirkliche 
Ausbruch eines lästigen Prozesses verhindert werden könne; 
nach einiger Zeit kommt seine Meldung, daß er durch Über-
beschäftigung die Klageschrift erst im neuen Jahre fertigstellen 
könne. Aus seinen Informationsfragen Anfang 1 805 geht hervor, 
daß er jetzt erst die Angelegenheit ernst nahm 1 3 3 ) . Diese 
zögernde Haltung ist wohl auf seine Ansicht zurückzuführen, 
daß, wie er anderswo schrieb, das Ergebnis eines etwaigen Pro-
zesses nicht unbedingt günstig ausfallen würde. A m 9. Februar 
1 805 wurde die Beschwerdeschrift beim Reichshofrat eingereicht 
und hatte damit jene Stelle erreicht, die am meisten Erfolg ver-
sprach. 
Ein Prozeß vor diesem Rat wurde nämlich nicht nur von 
132) St. M. 97i II 28. 
133) B. Rep. F. ebenda. 
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juristischen, sondern auch von politischen und konfessionellen 
Gesichtspunkten bestimmt. Der Reichshofrat wurde Mitte des 
1 6. Jahrhunderts gegründet als ein kaiserlicher Gegenpol zum 
Reichskammergericht. Letzteres genoß im 1Θ. Jahrhundert in 
Wetzlar durch die Praxis Goethes eine größere Bekanntheit. 
Ersteres war das Organ, durch welches der Kaiser seinen Einfluß 
in den inneren Verhältnissen der reichsständischen Territorien 
am sichersten geltend machen konnte und stellte somit in der 
Zeit ständig fortschreitender Aushöhlung der kaiserlichen Macht 
das letzte Wahrzeichen seiner Oberherrlichkeit dar. Die kon-
kurrierende Gerichtsbarkeit war natürlich eine Quelle häufiger 
Kollisionen zwischen den beiden Reichsgerichten. Neben dieser 
Zuständigkeitsfrage dürfen wir nicht übersehen, daß das öffent-
liche Recht im Deutschland des 1 Θ. Jahrhunderts in ganz ver­
schiedenem Sinne gedeutet wurde. Die deutschen Rechtsge­
lehrten galten in den Fragen, welche den Westfälischen Frieden 
und nun auch neuerdings den R. D. H. betrafen, als parteiliche 
Männer, deren Aussagen nur bei Glaubensgenossen Anerkennung 
fanden. Noch unter der Regierung Josephs II. erblickten pro-
testantische Reichsstände im Reichshofrat vor allem ein Instru-
ment antiprotestantischer Politik, obwohl gerade durch die 
Toleranz dieses Kaisers die Klagen über Parteilichkeit allmählich 
verstummten 1 3 4 ) . Es versteht sich denn auch, daß man seitens 
der oranischen Regierung nach einem für sie ungünstigen 
Schiedsspruch die Kompetenz des Gerichtsstandes in Zweifel 
zog: „im Vertrauen auf die Gerechtigkeit" habe man diese nicht 
weiter erörtert, aber wenn die Sache als eine Religionsangelegen-
heit betrachtet werden könne, gehöre sie eigentlich vor den 
gesamten Reichstag. Bekanntlich waren dort die Protestanten 
seit der Säkularisation in der Mehrheit. Diese Bemerkung war 
allerdings mehr als eine Drohung gemeint, denn die Regierung 
sah sehr gut die Wichtigkeit eines für sie günstig ausfallenden 
Revisionsspruchs ein 1 3 5 ) . 
Die Klage des Fuldaer Bischofs lag überhaupt im Interesse 
vieler Regierungen und kirchlichen Instanzen Deutschlands. Als 
134) Über den Reichahofrat und die damaligen Rechtsverhältnisse: 
v. Gschließer, passim; Windelband, 5ίααί und katholische Kirche, S. 113; 
Aegidi, S. 37 ff.; Bruford, S. Θ. 
1 3 5 ) В. Rep. F. ebenda. 
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der katholische Reichshofrat Baron von Riesel zum Referenten 
und der protestantische Reichshofrat Baron von Puffendorf zum 
Korreferenten ernannt worden waren, äußerte ersterer, ein Ex-
jesuit, der in Wiirzburg Amends Gymnasiallehrer und späterer 
Universitätsprofessor der Jurisprudenz gewesen war, sich gegen-
über seinem Schüler über die Wichtigkeit der Streitfrage. Die 
Klage müsse seines Erachtens viel Aufsehen erregen, weil durch 
diese Entscheidung eine Präzedenznorm, welche für alle Länder 
des Deutschen Reiches gelte, aufgestellt werde und mehrere 
ähnliche Klagen nachfolgen würden. Auch Amend selbst schrieb 
gleich nach dem guten Ausgang, das Urteil errege gerade des-
wegen ein um so größeres Aufsehen. War doch auch die Sache 
vom Reichshofratspräsidenten persönlich den Referenten nach-
drücklichst empfohlen worden. Die oranische Appellationsschrift 
war sich dessen vollkommen bewußt, als sie darlegte, ganz 
Deutschland sei auf diese Begebenheit aufmerksam und erwarte 
in der allerhöchsten Entscheidung die Bestärkung der Wahrheit, 
„daß Religion nicht mehr zum Vorwand dienen dürfe, die wohl-
tätigsten und nothwendigsten Anstalten zu hemmen oder wohl 
gar zu vernichten" 1 3 6 ) . Für den Fürstbischof war es nicht nur 
eine Angelegenheit, auf deren Erfolg, nach seiner eigenen Aus-
sage, die Fuldaer Öffentlichkeit sehr begierig sei, weil besonders 
den Eltern der betreffenden Schüler dieser Gegenstand eine 
Herzensangelegenheit sei. Ihm und seinen Beratern war es auch 
eine Prestigefrage geworden. Sie wollten dem katholischen Volk 
zeigen, daß sie auch in den unglücklichsten Zeiten eine Sache, 
die so eng mit dem religiösen Leben verknüpft war, zu ver-
teidigen gewillt waren. Nach dem landesherrlichen Anspruch auf 
die Pfarreibesetzungen, nach der dann noch schwebenden Streit-
frage über die Stolgebühren, der Anstellung eines protestan-
tischen Direktors am Konsistorium und vielen anderen unter die 
zu erwartenden Konkordatsverhandlungen fallenden Streit-
punkten zwischen Kirche und Staat hoffte man hier einen erfolg-
versprechenden Einzelfall gefunden zu haben. Vieles hatte man 
ja mangels sicherer Schutzbestimmungen bis zu einem end-
gültigen Konkordat provisorisch hingenommen, z.T. in Nach-
folge anderer Vikariate und Ordinariate. Aber hier schien man 
mit den Bestimmungen des W. F. und R. D. H. einen Damm 
1 3 β ) ebenda. 
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errichten zu können. Ganz sicher war das Vikariat auch in diesem 
Fall noch nicht, denn es erwähnte, daß man sich einem schlecht 
ausgehenden Urteil, das „besonders in Rücksicht der so 
schwankenden publizistischen Grundsätze" hinsichtlich der Ver-
größerung der Landeshoheit möglich sei, immerhin fügen 
wolle 137). 
Nach einem für dieses Gericht schnellen Verfahren erging 
vom Reichshofrat bereits am 30. April 1 805 an den Fürsten von 
Fulda ein Mandat, in dem ihm befohlen wurde „den katho-
lischen Religionsteil zu Fulda in dem Besitze und Genuß seines 
eigentümlichen Kirchengutes und Schulfonds" nicht zu stören, 
„den katholischen Schulen weder einen Direktoren! noch Pro-
fessores einer andern Religion aufzudringen, sich überhaupt aller 
gesetzwidrigen Neuerungen zu enthalten, auch die durch diese 
Klage verursachten Kosten zu ersetzen" und in Zeit zweier 
Monate über die Befolgung zu berichten. 
Mit welchen aus den Unterlagen des Vikariats zusammenge-
stellten Begründungen hatte nun Amend beim Reichshofrat 
diesen günstigen Schiedsspruch zu bewirken gewußt? Zeigen wir 
die Hauptpunkte aus der ellenlangen Darlegung auf: Die 
deutsche Reichsverfassung ist bei der Staatsveränderung des 
R. D. H. in allen ihren übrigen nicht ausdrücklich durch den 
Lüneviller Traktat und den Hauptschluß selbst abgeänderten 
Punkten verblieben. Das gilt insonderheit für den Westfälischen 
Frieden. Der Par. 3 1 Art. 5 des W. F. gewährt den Katholiken, 
die im Normaljahr 1624 entweder öffentlich oder privat ihre 
Religion ausübten, deren Fortsetzung samt allem Anhang (cum 
annexis), insofern sie diesen im angegebenen Jahre hatten. Unter 
diese Annexa gehören die Einsetzung der Konsistorien, ein-
schließlich des Kirchen- und Schulministeriums; auch sollen die 
Katholiken im Besitz aller damals ihnen gehörenden Kirchen, 
Stiftungen, Klöster und Hospitäler bleiben. Par. 1 Art. 7 ver-
bietet, das öffentliche Religionsexercitium zu ändern oder die 
Kirchen, Schulen, Hospitäler oder deren Einkünfte der anderen 
Religionspartei zu entziehen und den eigenen Religionsver-
wandten zuzuwenden. Par. 62 des R. D. H. 1 3 8 ) bestätigte dies. 
137) St. M. 97i II 28; B. Rep. F. ebenda. 
1 3 Β ) Siehe Anhang. 
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Nun war die Stadt Fulda seit unvorstellbaren Jahren katholisch 
und ist dieses geblieben; das Gymnasium und die Universität 
mit lediglich katholischen Lehrkräften hatten bis zur Säkulari-
sation in einem Teil der Exjesuitenmasse und einem Zuschuß 
aus der Staatskasse ihre finanzielle Basis. Im Normaljahr 1624 
gab es keine protestantischen Schulen. Durch die Aufhebung der 
bestehenden Institute und die Neuorganisation sind die Katho-
liken benachteiligt, die Protestanten jedoch begünstigt. Der 
Schulfonds geht so den Katholiken ganz oder wenigstens zum 
Teil verloren. Es kann vielleicht einem protestantischen Landes-
herrn nicht verwehrt werden, ein protestantisches Lehrinstitut 
für die Kinder dieser Religion einzuführen, es dürfen aber hierbei 
die katholischen Schulen nicht beeinträchtigt werden. Selbst 
wenn ihm die Einführung gemischter Schulanstalten zustünde, 
so ist die Anstellung eines protestantischen Direktors und Rektors 
ein Verstoß gegen den Besitz des Normaljahres und die Grund-
sätze der Proportion, da von der Bevölkerung des Fuldaer 
Landes nicht einmal ein Zwanzigstel protestantisch ist. 
Zur Unterstützung seiner Anklage bezieht Amend sich dann 
auf Roths Privatgedanfyen und sogar auf die protestantischen 
Rechtslehrer Wiese und Moser. Diese hätten zu Recht die 
Schulen in Übereinstimmung mit katholischen Grundsätzen zu 
den geistlichen Instituten gerechnet, so daß Par. 3 1 Art. 5 des 
W. F. auf sie anwendbar sei. Schließlich wird auf das kur-
badische Edikt vom 1 1. Februar I 803 hingewiesen, nach dem 
niemals ein Religionsteil sich in den Mitgenuß von Kirchen-, 
Pfarr- und Schulgütern oder -Einkünften des anderen Religions-
teils eindrängen sollte 1 3 9 ) . 
Obwohl in dieser Klagebegründung oder in den noch weiter 
aus Fulda geschickten Beweismaterialien auch auf andere Streit-
punkte wie die Stolgebührenfrage und die Anstellung Meißners 
zum Konsistorialdirektor angespielt wurde, sah man es offenbar 
für verfehlt an, über diese Punkte ein Urteil zu verlangen. Man 
wollte ja die größtmögliche Sicherheit haben und war der 
Meinung, daß nur beiläufige Bemerkungen hierüber zu dem ge-
steckten Ziel führen könnten. 
Inzwischen hatte Arnoldi, als er noch vor der gerichtlichen 
Entscheidung über die bischöfliche Klageschrift vertraulich unter-
130) St. M. 97i II 28. 
315 
richtet worden war, den fürstlichen Regierungsrat Tollenius be-
auftragen lassen, eine etwaige Appellationsschrift vorzubereiten. 
Diesem jungen talentvollen Manne hatte die G. C. C. Ende 1803 
als Amtsadvokaten neben dem Amte Bieberstein auch das Amt 
Weihers übertragen. Durch seinen Namen erinnert er an jene 
oberhessischen Geschlechter, aus denen hervorragende Geister 
erwachsen sind. Selbst aus einem katholischen Zweig stammend, 
war er unter der fürstbischöflichen Regierung in Fulda ein sehr 
gesuchter Anwalt geworden. Nachdem er von den geistlichen 
Behörden wegen seiner Ungebundenheit zur Rede gestellt 
worden war, hatte er sich von seiner Gattin scheiden lassen und 
hatte Fulda verlassen. Es waren ihm darauf im Hessen-Kassel-
schen bedeutende Prozesse anvertraut worden. Nach der Säku-
larisation hatte man ihn wiederum nach dem Fuldischen zurück-
berufen. Es versteht sich, daß dieser Mann sich allein schon 
infolge einer gewissen rachebedürftigen Einstellung gerne an die 
Arbeit gesetzt hat 1 4 0 ) . 
Tollenius' Widerlegungsschrift kam immerhin nur mit Mühe 
und Not zustande. Da der Spruch des Reichshofrats am 6. Mai 
veröffentlicht worden war, mußte sie vor dem 6. Juli eingereicht 
sein. Die fürstliche Regierung erhielt deswegen nach einem dies-
bezüglichen Antrag eine Fristverlängerung. Eine Krankheitsbe-
scheinigung für Tollenius war notwendig, um darauf eine noch-
malige Frist zu erlangen. Anfang 1806 erhielt der Fürst seine 
letzte auf zwei Monate gehende Fristverlängerung, und tatsäch-
lich wurde die Verteidigungsschrift inzwischen eingereicht. Da 
aber der Reichshofrat als Bestandteil des Heiligen Römischen 
Reichs bald zunichte ging, ist die Sache nicht mehr zur end-
gültigen Verhandlung gekommen. 
Es läßt sich verstehen, daß Bischof Adalbert die im Sommer 
1806 erfolgte Auflösung des Kaiserreiches, in dem er ja der 
„Erzkanzler" der Kaiserin war, als ein trauriges Schicksal emp-
fand. Er mußte sich mit der Beteuerung Amends zufrieden 
geben, daß dem Fürsten von Oranien durch die neueste Ent-
wicklung die Hände gebunden seien, den katholischen Gerecht-
samen Eintrag zu tun. Napoleon, der ja das Ende des Kaiser-
reichs auf dem Gewissen hatte, spielte aber zu gleicher Zeit 
durch seine Heeresoperationen der anderen Rechtspartei einen 
1 4 0 ) St. M . 97c 21 ; König. Auch eine Jugend, S. 266, 267. 
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noch schlimmeren Streich; der Fürst und seine treuesten An-
hänger hatten Fulda schon für immer verlassen. 
Die von Tollenius verfaßte Gegenschrift verdient noch unsere 
Aufmerksamkeit. Sie ist nicht nur eine Apologie der mit soviel 
Aufwand gegründeten Anstalten, sondern legt auch die Einstel-
lung dar, mit der die Regierung in der allgemeinen Kirchen-
politik vorgegangen sei 1 4 1 ) . Die in vierzehn Paragraphen ge-
gliederte Schrift verfolgte die Absicht, im Rahmen einer Dar-
legung der angeblich toleranten oranischen Politik überhaupt, 
zu beweisen, daß durch die neuen Einrichtungen der Stand des 
Entscheidungsjahres keineswegs verletzt sei. Dazu führte der 
Verfasser folgendes aus: Die Universität konnte aufgehoben 
werden, denn die Befugnis, sich eines Privilegiums auf immer 
oder auf eine Zeit lang nicht bedienen zu wollen, kann niemand 
einem Landesherrn absprechen. Die Stelle im W. F. über die 
1 6 2 4 vorhandenen Schulen soll so interpretiert werden, daß sie 
sich nur auf den dazu gehörigen Fonds bezieht. Auf die innere 
Schulverfassung — außer dem Religionsunterricht — erstreckt 
sie sich nicht. Mag manch einer diesen Paragraphen anders aus-
gelegt haben, Par. 63 des R. D. H., der nur über Schulfonds 
spricht, bestimmt genau, wie die Vorschrift zu verstehen ist. Der 
Fonds ist viel größer und erst durch die Neuregelung hinreichend 
geworden; dem Religionsunterricht wird noch mehr Zeit ge-
widmet als früher. Wegen des Religionslehrers am Lyceum, der 
die Aufsicht über seine Kollegen am Gymnasium und über den 
akademischen Gottesdienst führt, hat man mit dem Vikariat 
Verhandlungen gepflogen. Der Unterricht hat sich bedeutend 
gebessert und die Lehrer sind viel kompetenter. Was hat der 
Unterricht der Jugend weiter mit der Religion zu tun? Die 
Fächer können ebenso gut von Protestanten wie von Katho-
liken gegeben werden; man vergleiche die Dekrete des Kur-
fürsten von Pfalz-Bayern. D a ß soviele Protestanten als Lehrer 
angestellt sind, ist dem Zufall oder dem Umstand zuzuschreiben, 
daß, weil die größten Staaten in Deutschland der katholischen 
Religion zugetan sind, katholische Männer von Gelehrsamkeit 
und Ruf bessere Gelegenheit hatten, dort angestellt zu werden 
und so bezahlt sind, daß sie eine Änderung nicht wünschen. Man 
denke nur an die Schwierigkeiten mit der Geschichtsprofessur. 
141) B. Rep. F. Gymnasium I. 
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Die einzig wesentliche Bemerkung in dieser Darlegung, deren 
Entkräftung alle andere Argumente als nicht sachdienlich 
stempeln müßte, war die über die Interpretation des Artikels im 
W. F. Man hatte sich offenbar auf den Standpunkt Bayerns 
gestellt, wo die Schulen nur bezüglich des Religionsunterrichts 
„auf Kirchenwesen und Religionsmeinung Beziehung" hatten. 
Das kurfürstliche Religionsedikt von 1804 meinte, daß das 
Schulwesen nur in Rücksicht auf den Schulfonds und den Reli-
gionsunterricht, nicht aber nach seinem ganzen Umfange zu den 
annexa des W. F. zu rechnen sei l 4 2 ) . Gökingk, der natürlich sehr 
an der Streitfrage interessiert war, hat sich ebenfalls dahin ge-
äußert, daß der Par. 5 Art. 3 l des W. F. nur auf solche Bildungs-
anstalten Anwendung finden könne, die bloß für Religionsunter-
richt bestimmt wären. Davon sei man auch in Berlin bei der 
Kabinettsorder von 1 805 wegen der Vereinigung der Universi-
täten zu Münster und Duisburg ausgegangen 1 4 3 ) . 
Es läßt sich folgendes aus der oranischen Verteidigung 
schließen. Dadurch, daß der weltliche Unterricht ganz von der 
Glaubensüberzeugung zu trennen sei, wurde das Prinzip ange-
wandt, das einen der Keime in sich trug, welche die späteren 
Kulturkämpfe heraufbeschwören sollten. Die Ansicht, daß es auf 
die Religion keinen Einfluß habe, ob die Jugend in den weltlichen 
Fächern von Katholiken oder Protestanten unterrichtet würde, 
war ja im ganzen 19. Jahrhundert das Steckenpferd der Be-
förderer der öffentlichen Staatsschule. Sie bezeichnete jeden 
konfessionell gebundenen Unterricht als nicht aufgeklärt oder 
rückständig und verkannte die Einheit zwischen Glauben und 
Wissenschaft. Die Absicht der oranischen Regierung war, durch 
die Simultananstalt die Studenten zu neutralisieren, „toleranter" 
zu machen und dem Staate zuzuordnen, was der Kirche, nicht 
zum Nachteil eines gut aufgefaßten staatlichen Interesses, bis 
jetzt zugefallen war. Wäre es ihr wirklich gleichgültig gewesen, 
dann hätte sie nicht so viele Protestanten herangezogen. Zwar 
kann man nicht in Abrede stellen, daß sie das Schwergewicht 
sehr stark auf die Gelehrsamkeit legte, wodurch tatsächlich die 
142) Sicherer, S. 29. 
143) K. H. A. 34 : 25. In Münster wollte man die Universität gleichfalls 
in eine paritätische Anstalt umwandeln. Es wurden dort aufgeklärt katho-
lische Professoren für die katholische Theologie geworben. (Brück, 
S. 386 ff.). 
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Wahl nicht so einfach war. Ihr Bestreben ging aber vor allem 
dahin, von der studierten Jugend den größtmöglichen Nutzen 
für den allmächtigen Staat zu erlangen, und daß man dabei 
wenig Vertrauen zu Leuten wie Pfister hatte, braucht nicht 
wunderzunehmen. Die angebliche Behauptung Meißners, der 
Erbprinz beabsichtige „dem Katholizismus sein Ansehen und 
Übergewicht zu benehmen" 1 4 4 ) , mag als eine Folge der ver-
tretenen Paritätspolitik angesehen werden. Wollte doch der 
Fürst auch den Protestanten tatsächlich unverhältnismäßig große 
Studiermöglichkeiten geben 1 4 5 ) . 
Auch an der Schulpolitik zeigt sich klar, wie im katholischen 
Fulda die Katholiken durch das Prinzip der Parität Verluste 
aufzuweisen hatten. Die theoretische Gleichstellung von Katho-
liken und Protestanten führte in der Praxis auch hier zur Bevor-
zugung der Protestanten. Sie schienen in einem katholischen 
Lande dem Paritätsstaat durchgehend ergebener als die Katho-
liken. Das Vertrauen der Studenten und der Untertanen, das das 
Lyceum mit erwerben sollte, könnte, so betonte die oranische 
Verteidigungsschrift mit Recht, nur durch ein vollkommenes 
Einverständnis der Regierung mit der Geistlichkeit zustande 
kommen. Das bewußte Verfahren eines protestantischen Landes-
herrn, der dieses Vertrauen bei katholischen Untertanen zu er-
werben vorzüglich nötig hatte, war „äußerst unpolitisch", wie 
ein bischöflicher Berater ebenfalls ganz richtig urteilte. Takt-
losigkeit und fehlendes Verständnis für die prinzipiellen katho-
lischen Forderungen sind dieselben Eigenschaften, die den 
Fürsten auch als König der Niederlande in ähnliche Schwierig-
keiten verwickeln sollten. 
144) B. Rep. F. Bistumsakten 24. 
1 4 5) Siehe S. 285. 
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Z U S A M M E N F A S S U N G 
Wilhelm Friedrich von Oranien-Nassau war nicht einmal volle 
vier Jahre lang Fuldas erster weltlicher Regent. Er trat die 
Regierung über das Fürstbistum im Oktober 1 802 an, als der 
Reichsdeputationshauptschluß noch nicht vollzogen worden war. 
Er war als nicht deutscher Fürst nur mit Hilfe des mächtigen 
Napoleon zu den deutschen Reichsständen hinzugetreten. Ob-
wohl zu Anfang enttäuscht über die geringe Entschädigung, die 
seinem Hause wegen Verlust der holländischen Statthalterschaft 
zugedacht worden war — außer Fulda waren seinem Vater nur 
noch Corvey, Dortmund und Weingarten als Gebiete einigen 
Umfangs von der Reichsdeputation zugesprochen worden — hat 
der kalvinistische Erbprinz von Oranien-Nassau sich doch in 
vollster Hingabe der Regierung über das säkularisierte Stift, das 
für mehr als neunzig Prozent katholisch war, gewidmet. 
Wie ein kleiner Friedrich der Große regierte der absolu-
tistische Wilhelm Friedrich, so daß er sich als ein wohlwollender 
Landesvater mit einer peinlich genauen Einmischungssucht an 
die Neuorganisation des bis jetzt nach altem Herkommen 
schwerfällig gestalteten Fürstbistums setzte. Das bedeutete 
jedoch nicht, daß er selbst die alleinige treibende Kraft war. In 
den ersten Monaten traten der Dillenburger Regierungsrat 
Schenk und der Fuldaer Domkapitular Sigismund von Bibra als 
die bedeutendsten Figuren der neuen Regierung auf. Besonders 
Bibra, dessen Name durch seine aufgeklärten Schriften im da-
maligen Deutschland kein leerer Begriff war, erwies sich als ein-
heimischer Priester und Berater von äußerst wertvoller Be-
deutung. Er starb aber plötzlich im Frühjahr 1803 und weil 
Schenk nach Dillenburg zurückberufen worden war, wurde der 
Nassauer Arnoldi die Seele der oranischen Regierung. Dieser 
Protestant, dem das katholische Empfinden verschlossen war, 
hat seinen um zwanzig Jahre jüngeren Fürsten praktisch-politisch 
geschult. Aber auch der fürstliche Kronjurist Thomas, der als 
katholischer Fuldaer Rechtsgelehrter bei der Ausarbeitung 
320 
zahlloser Verordnungen unschätzbare Dienste leistete, hat dem 
oranischen Regime ein gewisses Gepräge verliehen. 
Fürst Wilhelm Friedrich hat trotz seines überaus großen 
Fleißes und seiner Energie- nicht selbst die Richtlinien seiner 
Politik vorgezeichnet; es waren vor allem Arnoldi und Thomas, 
die den oranischen Regierungskurs bestimmten. Seinem Cha-
rakter nach unschlüssig, hörte der Erbprinz endlos auf die Gut-
achten seiner Regierungsmitglieder, die zu Anfang in einer 
„Geheimen Conferenz Commission", welche nachher „Geheimer 
Rat" genannt wurde, ihrem Fürsten kollegialisch zur Seite 
standen. Auch genoß das Benehmen anderer deutschen Fürsten, 
besonders derjenigen, die mit katholischen Gebieten entschädigt 
worden waren, seine Aufmerksamkeit, ohne daß man direkt v o m 
Nachfolgen eines bestimmten politischen Kurses reden kann. 
Freilich haben die Beziehungen zu dem König von Preußen, dem 
Schwager des Erbprinzen, sich auf seine Politik näher ausgewirkt 
und war z.B. der bekannte preußische Staatsmann Wilhelm von 
Humboldt der Vertreter der oranischen Interessen bei der 
römischen Kurie. Ebenfalls verdankte Wilhelm Friedrich es 
seinem königlichen Schwager, daß der preußische Finanzrat von 
Gökingk ein Jahr lang sein allgemeiner Berater war, und man 
ist bei der Verwaltungsorganisation nach preußischem Muster 
vorgegangen. Dennoch kann man nicht behaupten, daß aus-
schließlich Preußen der oranischen Politik zum Leitfaden diente. 
Auf dem Gebiet der Kirchenpolitik zeigt sich besonders, daß 
die oranische Regierung ihren eigenen Weg ging. Einerseits ist 
eine Verwandtschaft mit den josephinischen Grundsätzen und 
der daraus folgenden Praxis einer bis ins Innerkirchliche gehen-
den Staatsbemühung unleugbar; andrerseits schloß man sich in 
vielen Fällen mehr an das preußische Allgemeine Landrecht an, 
das der katholischen Religion bekanntlich gleichgültiger gegen-
überstand. So dürfen wir feststellen, daß trotz der „Auseinander-
setzungen in der Praxis des Zusammenlebens" der oranische 
Staat der katholischen Kirche durchaus gemäßigter entgegentrat, 
als die katholischen Regierungen Bayerns und Österreichs. 
Grundsätzlich war die oranische Kirchenpolitik von einem Staats-
kirchentum bedingt, wodurch die Kirche als eine — wenn auch 
die wichtigste — Gesellschaft innerhalb des Staates betrachtet 
wurde. Nach dem „Territorialstaatsrecht" wollte die Regierung 
das ius circa sacra, das Oberaufsichtsrecht des Landesherrn allen 
21 321 
Religionen seines Territoriums gegenüber wahren. Obwohl das 
ius in sacra, das Recht in innerkirchlichen Angelegenheiten vor-
zugehen, der Kirche überlassen blieb, hing die kirchliche Freiheit 
nur vom praktischen Benehmen der Regierungsbehörden ab. 
Denn erstens war eine Trennung wegen der „kirchenpolitischen" 
Bedeutung jeder innerkirchlichen Maßnahme nur theoretisch und 
zweitens warf der Staat sich selbst in Streitfällen als Schieds-
richter auf. 
Im oranischen Fulda nun haben Kirche und Staat in vielen 
Fragen kirchenpolitischer Art reibungslos zusammengearbeitet. 
Nennen wir die Klerikerausbildung, die Kirchweihfeste, die Tauf-
praxis und die Einstellung der vielen Feiertage und Wallfahrten. 
Bei prinzipiellen Auseinandersetzungen war nicht nur der Re-
gierungsstandpunkt, im Vergleich zu vielen anderen protestan-
tischen und katholischen Regierungen, durchgehende gemäßigt, 
sondern man fand sich immer unter Umgehung der entgegen-
gesetzten Grundsätze in einer praktischen Lösung. Hier sei auf 
die Pfarrbesetzungen, die Aufsicht über das Kirchenvermögen, 
die Fastenverordnungen, die neue Rechtsstellung der Geistlich-
keit, die Kirchenstrafen und die Frage der Pfarrbücher hinge-
wiesen. Das landesherrliche Organ, das sich besonders mit 
Kirchenfragen zu beschäftigen hatte, war das Konsistorium, ein 
aus katholischen und protestantischen, teils geistlichen, teils welt-
lichen Mitgliedern bestehendes Kollegium. Der frühere bischöf-
liche Kaplan Gößmann hatte darin die führende Stimme. Als 
aufgeklärter Priester war er so weitgehend von den damals auch 
in katholischen Kreisen herrschenden staatskirchlichen Theorien 
beeinflußt worden, daß er wie von Bibra und Thomas zu den 
Katholiken zählte, welche von den andersgläubigen Regierungs-
mitgliedern als ideal bezeichnet wurden. Sie seien frei vom ,,Fa-
natismus" und „Mystizismus" und es sind diese Herren, die den 
Fürsten zur Überzeugung gebracht haben, er lege dem Katholi-
zismus nichts in den Weg. Großen Einfluß hatte auch der in den 
oranischen Erblanden tätige Hadamarer Stadtpfarrer Bausch. 
Dieser Priester war ein glühender Eiferer für die angeblichen 
landesherrlichen Rechte in religiosis und hat jahrelang seine 
Gutachten von Hadamer aus, und auch eine Zeit lang aus Fulda 
als Konsistorialmitglied, der oranischen Regierung zugehen lassen. 
Das Verdienst einer guten praktischen Zusammenarbeit 
kommt in nicht geringem Maße der Fuldaer Kirche zu und 
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namentlich dem bischöflichen Vikariat. Fürstbischof Adalbert 
von Harstall nämlich, der so peinlich um seine weltliche Macht 
beraubt worden war, blieb als geistlicher Vorsteher der Kirche 
in Fulda wohnhaft, fand sich aber trotz seines gütlichen Cha-
rakters in der neuen Lage nicht zurecht. Seine Halsstarrigkeit, 
nicht freiwillig auf seine alte Machtstellung verzichten zu wollen, 
•war verständlich aber unklug. Erst nach vollzogenem Reichs-
deputationshauptschluß im Frühjahr 1803 gab er einigermaßen 
nach, aber während der ganzen Oranierzeit hat er nur zögernd, 
unsicher und enttäuscht der Vikariatspolitik seinen Segen ge-
geben. Das Vikariat dagegen, welches wegen des Umstands, daß 
das Kapitel sich als aufgelöst betrachtete, die einzige hohe 
Kirchenbehörde darstellte, wußte eine prinzipielle Haltung mit 
einem geschmeidigen Entgegenkommen zu verbinden. V o n 
landesherrlicher Seite waren ihm die innerkirchlichen Angelegen-
heiten überlassen geblieben. Generalvikar von Warnsdorff, Offi-
zial Eckard und bischöflicher Kaplan Pfaff waren die leitenden 
Persönlichkeiten. Es herrschte dort der Geist einer gemäßigten 
katholischen Aufklärung. Zwar würde ein Katholik heutzutage 
nicht gerne für alle im Vikariat vertretenen Ansichten haften, 
denn auch dort hatte der Zeitgeist merkbar geweht, aber man 
blieb rechtgläubig. Eine derartig eingestellte Kirchenbehörde trat 
den oft verwandten oranischen Regierungsplänen aufgeschlossen 
entgegen und ließ sich ferner bei prinzipieller Uneinigkeit leicht 
für ein Abkommen finden, in welchem sachlich gesehen eine 
gute Lösung gefunden werden konnte. Kompetenzstreitigkeiten 
wurden dann, wenn sie sich als nicht zu überbrücken heraus-
stellten, in den Hintergrund gedrängt. So wird auch einiger-
maßen die spätere Äußerung des souveränen Fürsten verständ-
lich, er vertraue, doch wohl zu verstehen, wie weit ein protes-
tantischer Fürst gehen könne, denn im katholischen Fulda sei 
nie der geringste Anstoß oder die geringste Schwierigkeit 
entstanden i). 
Trotzdem hat es im neusäkularisierten Fulda nicht an Span-
nungen zwischen der oranischen Regierung und den Katholiken 
gefehlt. Fulda war auf dem Wege nach dem Paritätsstaat und 
die katholische Religion verlor somit ihre Vorzugsstellung. U m 
) Plemp van Duiveland, S. 66. 
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diesen Neutralisierungsprozeß zu beschleunigen wurde eine 
große Menge protestantischer, meist nassauischer Beamter heran-
gezogen. Diese „Fremdenkolonie" machte mit ihren frei reli-
giösen, aufgeklärten Begriffen und ihrem ärgerlichen Dünkel auf 
die schlichte, etwas rauhe und abergläubische Bevölkerung einen 
unangenehmen Eindruck. Auch wollte die oranische Regierung 
etwa als Herkules im Augiasställe begrüßt werden, was natür-
lich besonders dem alten Fürstbischof sehr nahe ging. Das vier-
jährige Regime kennzeichnet sich denn auch durch eine mitunter 
überspannte Organisationslust und Sucht zur Neugestaltung aller 
Zweige des gesellschaftlichen Lebens. Dennoch hat der Erbprinz 
sich nach besten Kräften bemüht, eine wirklich tolerante Re-
gierung zu führen und persönlich war er davon überzeugt, daß 
Kritik an seinen kirchenpolitischen Maßnahmen nur von in-
toleranten, fanatischen Geistern geübt würde. Viel Verdruß be-
sorgte ihm die nur äußerlich entgegenkommende Haltung 
Bischof Adalberts. Wilhelm Friedrichs bürgerlich-nüchterne Ein-
stellung, die ihn trotz seines guten Willens stets vom katholischen 
Glauben in dessen die ganze Gesellschaft umspannender Fülle 
fremd gehalten hat, sowie das in seinem Dünkel feindlich be-
rührende Benehmen Arnoldis lösten in weiten Kreisen eine Angst 
vor Unterdrückung der katholischen Religion aus. Der plötzliche 
Umbruch in der staatsrechtlichen, wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Sphäre verhalfen diese Furcht zu einem Klima, in 
dem sie gedeihen konnte. Kleine Bemerkungen zwischen den 
Zeilen der Akten weisen tatsächlich darauf hin, daß manch einer 
der Beamten äußerlich das katholische Gepräge der Fuldaer 
Gesellschaft neutralisieren wollte. Wer weiß, was geschehen 
wäre, wenn der fast unverständliche Wunsch Bibras Wirklichkeit 
geworden wäre; hatte dieser Domkapitular doch empfohlen, den 
äußerlichen Kult zu verbieten und die katholische Religion in 
das Kirchengebäude zurückzudrängen 2). Fürst Wilhelm Friedrich 
hat zu seinem und der Bevölkerung Glück nie auf einen solchen 
Vorschlag gehört. 
Der einzige Fall, in dem die Verstimmung der katholischen 
Bevölkerung auch vom Vikariat vollständig geteilt wurde, trat 
ein, als das höhere Schulwesen im Umbau begriffen war. Die 
2) K. H. A. 19 1 XV 2. 
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Aufhebung der Universität, die Gründung eines Lyceums als 
Institut zum fortgesetzten Unterricht und die Umgestaltung des 
Gymnasiums zum Unterbau der neuen Anstalt hat viel böses 
Blut gemacht. Der Protestant Meißner, der aus kaiserlich-
habsburgischen Diensten zu Prag nach Fulda umsiedelte, hat 
unter den feindlichen Blicken des alt-fuldischen Klerus seine 
Pläne durchgeführt. Wenn auch sogar in diesem Falle das Vi-
kariat noch mit der Regierung zusammenarbeitete, um den Reli-
gionsunterricht in sicheren Bahnen zu halten und zu retten was 
zu retten war, ist diese Verletzung des Westfälischen Friedens, 
der ja in mancherlei Hinsicht vom Reichsdeputationshauptschluß 
bestätigt worden war, vor den Reichshofrat, das kaiserliche 
Gericht in Wien, geraten. Die oranische Regierung wurde ins 
Unrecht gesetzt, verhielt sich aber durch einen langgezogenen 
Rekurs dilatorisch, so daß der Untergang des Kaiserreichs kam, 
ehe die Neugestaltung des Unterrichtswesens, die übrigens bis 
1835 beibehalten blieb, rückgängig gemacht worden war. Kurz 
darauf besetzten französische Truppen das Fuldaer Land, und 
wurde der Erbprinz sein Gebiet durch denselben Napoleon, 
der es ihm damals zugeworfen hatte, wieder los. 
Den Verpflichtungen, die der Reichshauptschluß den mit 
säkularisierten Territorien entschädigten Fürsten auferlegte, ist 
der Erbprinz, wenn auch mitunter auf knauserige Art, im großen 
und ganzen nachgekommen. Besonders zu beachten ist, daß er 
dem Fuldaer gesellschaftlichen Leben die ihm zufallenden 
Revenuen aus säkularisierten Gütern reichlich zugute kommen 
ließ. Vergleichen wir den Säkularisationsprozeß in Fulda mit 
dem in andren säkularisierten Ländern, so dürfen wir feststellen, 
daß die oranische Regierung nicht schlecht abschneidet. Von den 
anderswo so schroffen Behandlungen der Klöster und Stifte ist 
durchaus nicht die Rede. Günstig für den Fürsten war der Um-
stand, daß das Domkapitel und der tausendjahralte Bene-
diktinerkonvent einer Aufhebung nicht direkt feindlich gegen-
über standen, überdies ließ er von einem utilitaristischen Stand-
punkt aus die beiden Nonnenorden für das Schulwesen be-
stehen, während die Franziskanerklöster ebenfalls, nicht zuletzt 
wegen ihrer seelsorgerischen Leistungen, erhalten blieben. 
Daß Wilhelm Friedrich die Katholiken in seinem Lande nicht 
nach protestantischen Maßstäben behandelte, sondern nach den 
aufgeklärten, sich auf das Naturrecht stützenden Staatstheorien 
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des 1 θ. Jahrhunderts, wird auch aus seiner Stellungnahme den 
protestantischen Landeskindern gegenüber ersichtlich. Für sie 
wollte er nicht nur als der politische alles beaufsichtigende 
Landesvater gelten, sondern auch als die höchste kirchliche 
Gewalt. In protestantischen innerkirchlichen Angelegenheiten 
sprach er sich das Alleinrecht zu. So war das Konsistorium so-
wohl für die neu angesiedelte Kolonie als für die einheimischen 
lutherischen Gemeinden im Lande die einzige kirchliche Behörde, 
während die Katholiken in Kirchenangelegenheiten dem Vika-
riate und dem Konsistorium unterstanden. Die Juden, die zu 
fürstbischöflicher Zeit die damals in Deutschland übliche Sonder-
stellung von zurückgesetzten Nichtbürgern einnahmen, erhielten 
unter dem oranischen Regime einige Erleichterungen. Die ge-
plante Verbesserung ihres Schicksals kam jedoch nicht zur Aus-
führung. 
3 2 6 
ANHANG I 
DER REICHSDEPUTATIONSHAUPTSCHLUSS 1803 
Par. 12. 
Dem Fürsten von N a s s a u - U s i n g e n für das Fürstenthum Saar-
brück; zwey Drittheile der Grafschaft Saarwerden, die Herrschaft О 11 -
w e i l e r , und die von L a h r in der Ortenau; die Mainzischen Aemter: 
K ö n i g s t e i n , H ö c h s t , K r o n e n b e r g , R ü d e s h e i m , O b e r -
l a h n s t e i n , E l t w i l l , H a a r h e i m , K a s s e l , mit den Besitzungen 
des Domkapitels auf der rechten Mainseite, unterhalb Frankfurt; ferner 
das Pfälzische Amt К a u b, nebst Zugehörden, der Rest des eigentlichen 
Churfürstenthums Colin (mit Ausnahme der Aemter: А 11 w i e d und 
N u r b u r g); die Hessischen Aemter: K a t z e n e l n b o g e n , B r a u ­
b a c h , E m b s , E p s t e i n und К 1 e e b e г g, f rey von den Solm-
sischen Ansprüchen ; die Dörfer: W e i p e r f e l d e n , S o d e n , S u l z -
b a c h , S c h w a n h e i m und О к r i f t e 1 ; die Capitel und Abteyen : 
L i m b u r g , R u m m e r s d o r f , B l e i d e n s t a d t , S a y n , und alle 
Capitel, Abteyen und Klöster in den, ihm zur Entschädigung zugefallenen 
Landen; endlich die Grafschaft S a y n - A l t e n k i r c h e n , mit dem 
Beding, sich in Ansehung der Schadloshaltung des Hauses Sayn-Wittgen-
stein, dessen Ansprüche auf die Grafschaft Sayn und Zugehörden er-
loschen bleiben, nach der darüber getroffenen Uebereinkunft zu benehmen. 
Dem Fürsten von N a s s a u - W e i l b u r g für den dritten Theil an 
Saarwerden, und die Herrschaft K i r c h h e i m P o l a n d e n : der Rest 
des Churfürstenthums Trier, mit den Abteyen: A r n s t e i n , S c h ö n a u 
und M a r i e n s t a d t . 
Dem Fürsten von N a s s a u - D i l l e n b u r g zur Entschädigung für 
die Statthalterschaft, und seine Domänen in Holland und Belgien: die 
Bisthümer F u l d a und С о r ν e y, die Reichsstadt D o r t m u n d ; die 
Abtey W e i n g a r t e n , die Abteyen und Probsteyen H ö f e n , St. G e -
r o l d im Weingartischen, В a η d e r η, im Lichtensteinischen Gebiete; 
D i e t k i r c h e n , im Nassauischen, so wie alle Capitel, Abteyen, Probs­
teyen und Klöster in den zugetheilten Landen, unter der Bedingung, den 
bestehenden, und schon früher von Frankreich anerkannten Ansprüchen 
auf einige Erbschaften, welche im Laufe des letzten Jahrhunderte mit dem 
Nassau-Dillenburgischen Majorate vereinigt worden sind, Genüge zu thun. 
Par. 25. 
Der Stuhl zu Mainz wird auf die Domkirche zu Regensburg übertragen. 
Die Würden eines Churfürsten, Reichserzkanzlers, Metropolitan-Erz-
bischofs und Primas von Deutschland bleiben auf ewige Zeiten damit ver-
einiget. Seine Metropolitan-Gerichtebarkeit erstreckt sich in Zukunft über 
alle auf der rechten Rheinseite liegenden Theile der ehemaligen geistlichen 
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Provinzen von Mainz, Trier und Kolln, jedoch mit Ausnahme der Konigl. 
Preußischen Staaten; ingleichen über die Salzburgische Provinz, so weit 
sich dieselbe über die mit Pfalzbaiern vereinigten Lander ausdehnt. 
Was das weltliche betrifft, so wird die Ausstattung des KurfurstenErz-
kanzlers zuvorderst auf die Furstenthumer A s c h a f f e n b u r g und 
R e g e n e b u r g begründet. Jenes begreift das Oberamt Aschaffenburg 
in seiner gegenwartigen Vollständigkeit und Ausdehnung; sodann die 
Aemter A u f e n a u , L o h r , O r b mit den Salzwerken, P r o z e l t e n , 
K l i n g e n b e r g auf der rechten Seite des Mains, und das Wurz-
burgische Amt A u г а с h im Sinngrunde. Dieses besteht aus dem bis­
herigen Bisthume R e g e n s b u r g , samt der Stadt dieses Namens, und 
alles was davon abhangt, mit den darinn befindlichen mittelbaren und 
unmittelbaren Stiftern, Abteyen und Klöstern, namentlich: St. E m m e г a η, 
O b e r m ú n s t e r und N i e d e r m u n s t e r ; alles nach den dermalen 
bestehenden Verhaltnissen gegen Baiern. 
Ferner gehören zu dieser Ausstattung: die Reichsstadt W e t z l a r in 
der Eigenschaft einer Grafschaft, und mit voller Landeshoheit, wie auch 
alle Stifter, Abteyen und Kloster, die in den benannten Furstenthumern 
und der Grafschaft gelegen sind. Auch das Haus Kompostell zu Frankfurt, 
und alle Proprietaten, Besitzungen und Einkünfte, welche dem Mainzischen 
Domkapitel außer den, dem Konige von Preußen, den Landgrafen von 
Hessenkassel und Darmstadt, den Fürsten von Nassau-Usingen und 
Leiningen angewiesenen Aemtern zugestanden haben, und von denselben 
genossen worden sind. 
Der Ertrag der hier oben benannten Gegenstände ist zu 600,050 Gulden 
angeschlagen. 
Die Ergänzung der dem Kurfürsten Erzkanzler bestimmten Entschädi-
gung von einer Million Gulden wird durch Anweisung auf das Par. 39. 
erwähnte Schiffahrts-Octroi bewerkstelligt. Mittlerweile, bis dieses Octroi 
in Vollzug gesetzt ist, sollen die Zolle der rechten Rheinseite, mit deren 
Einnahme seit dem ersten Dezember 1802 fortgefahren worden, zur Ent-
richtung der besagten Entschadigungs-Erganzung dienen. Der Kurfürst 
Erzkanzler wird sich desfalls mit den Fürsten benehmen, im Namen derer 
diese Zölle eingenommen worden sind. Wenn sich nach Berichtigung der 
ihm zukommenden Ergänzung hieran noch ein hinreichender Ueberschuß 
ergiebt, so soll derselbe zu verhaltmßmaßiger Bestreitung der Par. 9. 14. 
17. 19. und 20. enthaltenen Anweisungen verwendet werden. 
Der Kurfürst Erzkanzler wird fernerhin, nach den Statuten seiner alten 
Metropohtankirche gewählt werden. 
Den Städten R e g e n s b u r g und W e t z l a r wird eine unbedingte 
Neutralltat, selbst in Reichskriegen, zugesichert, indem jene der Sitz des 
Reichstags, diese des Reichskammergerichts ist. 
Par. 33. 
Das unbedingte Privilegium de non appellando kommt allen Chur-
fursten fur alle ihre Besitzungen, desgleichen dem Landgrafen von Hessen-
Darmstadt fur seine alten und neuen zu statten, und es wird dem Ge-
sammthause Nassau fur seine alten und neuen Besitzungen verwilliget 
werden. 
Par. 34. 
Alle Guter der Domcapitel und ihrer Dignitarien werden den Domänen 
der Bischöfe einverleibt, und gehen mit den Bisthumern auf die Fürsten 
328 
über, denen diese angewiesen sind. In den zwischen mehrere vertheilten 
BisthUmern werden die, in den einzelnen Theilen befindlichen Güter dieser 
Art mit denselben vereiniget. 
Par. 35. 
Alle Güter der fundirten Stifter, Abteyen und Klöster, in den alten 
sowohl, als in den neuen Besitzungen, katholischer sowohl, als A. C. ver-
wandten, mittelbarer sowohl, als unmittelbarer, deren Verwendung in den 
vorhergehenden Anordnungen nicht förmlich festgesetzt worden ist, 
werden der freyen und vollen Disposition der respectiven Landesherrn, 
sowohl zum Behuf des Aufwandes für Gottesdienst, Unterrichts- und 
andere gemeinnützige Anstalten, als zur Erleichterung ihrer Finanzen 
überlassen, unter dem bestimmten Vorbehalte der festen und bleibenden 
Ausstattung der Domkirchen, welche werden beybehalten werden, und 
der Pensionen für die aufgehobene Geistlichkeit, nach den unten theils 
wirklich bemerkten, theils noch unverzüglich zu treffenden näheren Be-
stimmungen. 
Par. 36. 
Die namentlich und förmlich zur Entschädigung angewiesenen Stifter, 
Abteyen und Klöster, so wie die der Disposition der Landesherrn über-
lassenen, gehen überhaupt an ihre neuen Besitzer mit allen Gütern, 
Rechten, Capitalien und Einkünften, wo sie auch immer gelegen sind, 
über, sofern oben nicht ausdrückliche Trennungen festgesetzt worden sind. 
Par. 42. 
Die Secularisation der geschlossenen Frauenklöster kann nur im Ein-
verständniß mit dem Diöcesan-Bischofe geschehen. Die Mannsklöster 
hingegen sind der Verfügung der Landesherren oder neuen Besitzer unter-
worfen, welche sie nach freyem Belieben aufheben oder beybehalten kön-
nen. Beyderley Gattungen können nur mit Einwilligung des Landesherrn 
oder neuen Besitzers Novizen aufnehmen. 
Par. 50. 
Den sämmtlichen abtretenden geistlichen Regenten ist nach ihren ver-
schiedenen Graden auf lebenslang eine ihrem Range und Stande ange-
messene freie Wohnung mit Meublement und Tafel-Service, auch den 
Fürstbischöfen und Fürstäbten des ersten Ranges ein Sommeraufenthalt 
anzuweisen; wobey sich von selbst versteht, daß dasjenige, was ihnen an 
Meubeln eigenthümlich zugehört, ihnen gänzlich überlassen bleibe, das 
aber, was dem Staate zugehört, nach ihrem Tode diesem zurückfalle. 
Par. 51 . 
Die Sustentation der geistlichen Regenten, deren Lande ganz oder doch 
größtentheils mit den Residenzstädten an weltliche Regenten übergehen, 
kann, da ihr Einkommen sehr verschieden ist, nur nach Verhältniß des-
selben regulirt, mithin allenthalben nur ein minimum und ein maximum 
bestimmt werden. 
In dieser Hinsicht wird 
a) Für Fürstbischöfe das minimum auf 2000, und das maximum auf 
6000 Gulden; 
Für den Herrn Bischof zu Wirzburg, als Coadjutor zu Bamberg, noch 
weiter die Hälfte diese Maximums; 
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b) Für Fürstäbte und Pröbste des ersten Ranges das minimum der 
Fürstbischöfe; für alle andern Fürstäbte das minimum auf 6000, das 
maximum auf 12000; für gefürstete Aebtissinnen aber das minimum auf 
3000, das maximum auf 6000 Gulden; 
c) Für Reichsprälaten und Aebtissinnen, auch 
d) unmittelbare Aebte das minimum auf 2000, das maximum auf 
8000 Gulden bestimmt. Bey allen diesen Bestimmungen wird jedoch der 
Großmuth der künftigen Landesherrn kein Ziel gesetzt; vielmehr bleibt 
jedem, was er durch besondere Verhältnisse und Rücksichten weiter zu 
bewilligen sich veranlaßt findet, unbenommen. Wie nun hiernach die Re-
gulirung zur Zufriedenheit der abtretenden Regenten wirklich geschehen 
sey, oder bey aufzuhebenden Prälaturen künftig gemacht werden wolle, 
darüber gewärtiget die Reichsdeputation von den neuen weltlichen Re-
genten spätestens binnen vier Wochen eine verlässige Anzeige, damit als-
dann, falls wider Vermuthen ein und anderer Bestimmung wegen, bey der 
Anwendung obiger Regeln ein Anstand sich noch äußern sollte, die Depu-
tation darüber erkennen möge. 
Par. 52. 
Die Weihbischöfe, in so ferne sie Präbenden haben, die Domcapitularen, 
Dignitarien, auch Canonici der Ritterstifter, auch adeliche Stiftsdamen 
behalten den lebenslänglichen Genuß ihrer Capitelwohnungen; ihnen, oder 
ihren Erben sind die auf den Ankauf oder Optirung ihrer Häuser ge-
machten Auslagen, falls der Landesherr solche nach ihrem Tode an sich 
ziehen will, zu vergüten; auch außer dem an Orten, wo sie ein Privat-
eigenthum ihrer Wohnung hergebracht haben, wird ihnen dieses vor-
behalten. 
Par. 53. 
Zu ihrer Sustentation aber sind den Domcapitularen, Dignitarien und 
Canonicis der Ritterstifter neun Zehntel ihrer ganzen bisherigen Ein-
künfte, und zwar jedem einzelnen, was er bisher genossen hat, zu be-
lassen. Auf gleiche Weise sind die Vicarien bey ihren Wohnungen, und 
da sie meist gering stehen, bey ihrem ganzen bisherigen Einkommen, bis 
sie etwa auf andere geistliche Stellen versorgt werden, zu belassen, wo-
gegen sie ihren Kirchendienst einstweilen fort zu versehen haben. 
Die Domizellaren da, wo sie wirklich schon einigen Genuß ihrer Prä-
benden bezogen haben, werden in der Quote ihrer Sustentation den Capi-
tularen gleich gehalten, und rücken hiernächst, falls eich der Landesherr 
nicht in ander Weg mit ihnen abfindet, in die vacirend werdenden 
Capitelspf runden. 
Par. 57. 
Die Conventualen fürstlicher auch Reichs- und unmittelbarer Abteien 
sind auf eine ihrer bisherigen Lebensweise angemessne anständige Art in 
ein oder der andern Communität ferner zu unterhalten, oder denen, 
welche mit landesherrlicher Verwilligung austreten, bis zu anderweiter 
Versorgung eine Pension von 300 bis 600 Gulden nach dem Vermögen 
ihrer Stiftung zu verabreichen. Für die Laienbrüder ist auf ähnliche Art 
zu sorgen; Novizen, welche durch Gelübde noch nicht gebunden, können 
von den Landesherren mit einer dreyjährigen verhältnismäßigen Pension 
entlassen werden. 
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Par. 60. 
Die dermalige politische Verfassung der zu säkularisirenden Lande, in 
so weit solche auf gültigen Verträgen zwischen dem Regenten und dem 
Lande, auch andern reichsgesetzlichen Normen ruht, soll ungestört er-
halten, jedoch in demjenigen, was zur Civil- und Militäradministration, 
und deren Verbesserung und Vereinfachung gehört, dem neuen Landee-
he rrn freye Hand gelassen werden. 
Par. 6 1. 
Die Regalien, hischöfliche Domainen, domkapitelische Besitzungen und 
Einkünfte fallen dem neuen Landesherrn zu. 
Par. 62. 
Die erz- und bischöflichen Diocesen aber verbleiben in ihrem bisherigen 
Zustande, bis eine andere Diöcesan-Einrichtung auf reichsgesetzliche Art 
getroffen seyn wird, wovon dann auch die Einrichtung der künftigen Dom-
capitel abhängt. 
Par. 63. 
Die bisherige Religionsübung eines jeden Landes soll gegen Aufhebung 
und Kränkung aller Art geschützt seyn; insbesondere jeder Religion der 
Besitz und ungestörte Genuß ihres eigenthümlichen Kirchenguts, auch 
Schulfonds, nach der Vorschrift des Westphälischen Friedens ungestört 
verbleiben; dem Landesherrn steht jedoch f rey, andere Religionsverwandte 
zu dulden, und ihnen den vollen Genuß bürgerlicher Rechte zu gestatten. 
Par. 64. 
Mit den Mediatstiftern, Abteyen und Klöstern in den zu säcularisirenden 
Landen ist es ganz auf den nämlichen Fuß, wie hier oben von den un-
mittelbaren angeordnet worden, zu halten. Es behalten nämlich die Cano-
nici der Mediatstifter, welche aufgehoben werden, nebst ihren Wohnungen 
9/10 ihres bisherigen Einkommens, die Vicarien aber das Ganze, die 
Domizellaren 9/10 dessen, was sie etwa wirklich bisher schon bezogen 
haben, und rücken den Capitularen nach. Solche Canonici jedoch, die 
überhaupt keine Θ00 Gulden beziehen, sind, wie die Vicarien bey ihrem 
ganzen Einkommen zu belassen. Aebte, deren Unmittelbarkeit bisher 
streitig, oder welche unstreitig mittelbar gewesen sind, erhalten verhältniß-
mäßig nach dem Vermögen ihrer Abtey 2000 bis 8000 Gulden Pension. 
Ihre und andere Klosterconventualen 300 bis 600 Gulden. Mit den Laien-
brüdern und Novizen wird es auf gleiche Art, wie von denselben hieoben 
bey unmittelbaren Stiftern erwähnt worden, gehalten. Von den Diener-
schaften aller solcher Corporationen gilt alles das Nämliche, was schon 
überhaupt wegen der Dienerschaften festgesetzt worden. 
Par. 65. 
Fromme und milde Stiftungen sind wie jedes Prjvateigenthum zu con-
serviren, doch so, daß sie der landesherrlichen Aufsicht und Leitung 
untergeben bleiben. 
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ANHANG II 
LANDESHERRLICHE VERORDNUNG, 
DIE ORGANISATION DES CONSISTORIUMS 
BETREFFEND 
Von Gottes Gnaden Wir Wilhelm Friedrich, Erbprinz von Oranien-
Nassau, Fürst zu Fulda und Corvei, Graf zu Dortmund, und Herr zu 
Weingarten u.u.u. 
Nachdem Wir Uns bewogen gefunden haben, ein eigenes von dem 
bischöflichen Vicariate getrenntes und lediglich von Uns als Landesfürsten 
abhängiges Consistorium zu errichten: so haben Wir den Geschäftskreis 
und die Gerichtbarkeit dieser neuen Stelle in nachstehenden Puncten 
provisorisch festgesetzet. 
I 
Hat Unser Consistorium die, sowohl e x j u r e t e r r i t o r i a l i , als 
e x j u r e a d v o c a t i a e in Kirchensachen Uns zuständigen Gerecht-
same zu beobachten, sich jedoch, was den katholischen Religionstheil 
betrift, aller Erkenntniß in dem dogmatischen Fache und der inneren 
Kirchen-Disciplin, so wie jeder Gerichtbarkeit über Geistliche in Personal-
sachen, zu enthalten. 
2 
Das protestantische Kirchenwesen steht unter der unmittelbaren Auf-
sicht Unseres Consistoriums, und haben die Geistlichen dieser Confession 
dasselbe als ihr forum in persönlichen Fällen anzuerkennen; dahingegen 
3 
in Realsachen, auch wenn über Entrichtung von Abgaben der Gemeinden 
an Pfarrer, so wie über zu leistende Schuldigkeiten zu Kirchen- und 
Pfarrhäusern Klagen entstehen, solche ohne Unterschied der Religion bey 
den betreffenden Justitzämtern, jedoch soviel, als möglich, ohne proces-
sualische Weitläuftigkeiten verhandelt, und demnächet die Acten zur 
Entscheidung an Unser Consistorium eingeschickt werden sollen. 
4 
Die nach protestantischen Grundsätzen erforderlichen Dispensationen 
bey Verehelichungen behalten Wir Unserer unmittelbaren Entscheidung 
bevor, und haben sich Unsere protestantische Unterthanen mit dergleichen 
Gesuchen entweder an Uns, oder in Unserer Abwesenheit an Unsere ge-
heime Conferenz-Commission zu wenden, von welcher Wir sodann, nach 
vorläufig eingeholtem Gutachten Unseres Consistoriums, die weitere Be-
richts-Erstattung erwarten. 
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5 
Wollen Wir zwar Unsere katholische Unterthanen keinesweegs ver-
hindern, die nach den Principien des jenseitigen Kirchenrechtes bey Ver-
ehelichungen allenfalls nöthigen Dispensationen bey dem dahiesigen 
Ordinariate oder auch zu Rom nachzusuchen; allein, da die Grade der 
Verwandtschaft zugleich auch als ein I m p e d i m e n t u m c i v i l e an-
zusehen sind: so haben sie in dergleichen Fällen auch von Uns, als Landes-
fürsten, die Erlaubniß einzuholen. 
6 
Wenn über dogmatische Puñete und über die innere Disciplin der pro-
testantischen Kirche, so wie über Ehescheidungen, bey Unseren pro-
testantischen Unterthanen Fragen entstehen und Erörterungen darüber 
nöthig werden: werden zwar Solche bey Unserem Consistorium ange-
bracht; doch haben sich die katholischen Glieder desselben bey dergleichen 
Vorkommenheiten des Stimmens zu enthalten, und ist dieses vice versa 
auch von den protestantischen Gliedern des Consistoriums zu beobachten, 
wenn über das, was zur katholischen Dogmatik oder Kirchendieciplin 
gehört, Fragen entstehen. Die Erkenntniß in jüdischen Sponsalien und 
Ehescheidungssachen, welche seither das Bischöfl. Vikariat hatte, gehört 
in der Folge vor Unser Consistorium. 
7 
Hat Unser Consistorium sein vorzügliches Augenmerk dahin zu richten, 
daß zwischen den verschiedenen Religionsverwandten, besonders der 
Geistlichkeit, der Geist des Frieden und der Eintracht herrsche, und daß 
sie sich nach den Grundsätzen der christlichen Religion und der Für-
schrift des westphälischen Friedensschlusses einander mit Liebe und Sanft-
muth begegnen; wobey Wir die Versicherung wiederholen, daß Wir zwar 
die katholische Religion in ihrer Wesenheit erhalten und schützen, dahin-
gegen aber dem unter der Maske der Religion so oft verkappten Fana-
tismus keinen Spielraum gestatten, und jeden Ausbruch von Intoleranz, 
er komme von katholischer oder protestantischer Seite, ernstlichet zu 
ahnden wissen werden. 
θ 
Das Schulwesen in Unserem hiesigen Fürstenthume, sowohl was die 
Gymnasien, als auch die niederen Stadt- und Landschulen betrifft, unter-
geben Wir, ohne Unterschied der Religion, der Aufsicht Unseres Con-
sistoriums, und da von der zweckmäßigen Bildung der Jugend durch einen 
geläuterten Unterricht das Wohl des Staates vorzüglich abhängt: so kön-
nen Wir Unserem Consistorium diesen Gegenstand nicht dringend genug 
an das Herz legen, und werden Wir seine Bemühungen für die Vervoll-
kommnung des Erziehungswesens und die Fortschritte Unserer Unter-
thanen in der Cultur jederzeit mit Wohlgefallen bemerken, und nöthigen 
Falls unterstützen. 
9 
Die Directoren der niederen und mittleren Schulen werden in ihren 
Ämtern bestätiget, auch bleibt den Pfarrer die unmittelbare Aufsicht über 
ihre Pfarrschulen nicht nur unbenommen, sondern es wird ihnen Solche 
von Uns nachdrucksamst anempfohlen, da Wir ihre Mitwirkung zu einem 
so edlen Endzwecke wohlgefällig anerkennen werden; nur haben sich 
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Sämmtliche künftig in Schulgegenstanden lediglich an Unser Konsistorium 
zu wenden, und von dorther Befehle anzunehmen. 
10 
Die Anstellung der Professoren der mittleren Klassen behalten Wir Uns 
vor; Jene aber der Schullehrer, als Solcher, überlassen Wir Unserem 
Consistorium, und sind Solche demnächst nach einem schicklichen Formu-
lare alldort zu verpflichten. 
I I 
Der persönliche Gerichtsstand der Schullehrer ist Unser Consistorium; 
doch sind die Katholischen in Rucksicht ihres Kirchendienstes den 
Pfarrern und weiter dem Bischöflichen Vicariate untergeordnet, bey 
welchem sie sich auch, nachdem sie von Unserem Consistorium ihre An-
stellungsdecrete erhalten haben werden, geziemend zu melden, und wegen 
des Kirchendienstea um die Bestätigung nachzusuchen haben. 
12 
Wenn über Abgaben der Gemeinden oder Privaten an Schullehrer, oder 
über Concurrenz zur Erbauung und Erhaltung der Schulhauser Irrungen 
entstehen' so sollen Solche, wie ad 3, bey den Justitzämtern verhandelt, 
demnächst aber die Acten zur Entscheidung an Unser Consistorium ein-
geschickt werden. In jenen Realsachen hingegen, welche nicht auf den 
Schulgehalt Bezug haben, stehen die Schullehrer, wie es sich von selbst 
versteht, unter den Justitzämtern, und in Berufungs-Fallen unter der 
Fürstlichen Regierung. 
13 
Die mit so vielem Rechte auch im Ausland gerühmte Schulverordnung 
von Ι7Θ1 wird in so ferne beybehalten, als Solche nicht durch gegen­
wartige gesetzliche Verfugungen eine Abänderung leidet. Sollte jedoch 
Unser Consistorium wesentliche Veränderungen, oder auch nur gewisse 
Modificationen in derselben nöthig finden: so erwarten Wir darüber die 
gutachtlichen Vorschlage. 
14 
Ferner gehört vor Unser Consistorium die Erkenntniß über alle fleisch-
liche Vergehungen, ausschließlich Derjenigen, welche zum peinlichen 
Fache gehören, durch das ganze Land ohne Unterschied der Religion, 
auch Jene der judischen Glaubensgenossen, doch dergestalten, daß die 
Untersuchungen und gewohnlich damit verknüpften Ahmentationsklagen, 
um den Unterthanen die beschwerlichen Weege und Zehrungskosten zu 
ersparen, bey den Furstl. Justitzämtern und resp. geistlichen Unterge-
richten bis zum Spruche verhandelt, alsdenn aber die Acten zur Ent-
scheidung an Unser Consistorium eingeschickt werden. 
15 
Die Sportein werden bey dem Consistorium, so wie bey allen anderen 
Landesstellen verrechnet; doch verordnen Wir, daß weder von den pro-
testantischen Pfarrern, noch von den Schullehrern der drey Confessionen 
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Gebühren erhoben werden dürfen; es sey denn, daß solche straffällig 
befunden, oder die gerichtlichen Verhandlungen in Rücksicht persön-
licher, oder dinglicher, nicht zum Schul-Amte gehöriger Gegenstände, 
gepflogen werden. 
16 
Das Consistorium hat über seine Glieder und das dazu gehörige Per-
sonal die ganze Gerichtbarkeit, die Peinliche ausgenommen. Die Be-
rufungen gehen von da an das gemeinschaftliche Oberappellationsgericht 
der Nassauischen Lande; doch sind die katholischen Geistlichen, welche 
Glieder des Consistoriums sind, in Gefolge der Ziffer 1, dem Bischöflichen 
Vicariate unterworfen. 
Fulda, den 30. April 1803. 
(L.S.) Wilhelm Friedrich. 
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ANHANG HI 
VERORDNUNG, DAS VERBOTH DER INS AUSLAND 
GEHENDEN WALLFAHRTEN BETREFFEND 
Man hat seither nicht ohne Mißfallen bemerken müssen, daß in 
manchen Gegenden des Fürstenthums Fulda die Wallfahrten, sowohl nach 
nahen, als entfernten in- und ausländischen Orten, noch sehr im Gange 
sind. 
Um daher diesen auf die Moralität, die Gesundheit und das Vermögen 
der Unterthanen mit dem nachtheiligsten Einfluß verknüpften Miß-
bräuchen möglichst Schranken zu setzen, und zugleich den bisher so oft 
eingetretenen Uebeln, daß fremde durchreisende und auch selbst in-
ländische Wallfahrer die auf ihrem Wege liegende Ortschaften durch-
bettelt haben, oder auch durch die ihnen unterwegs zugestoßenen Krank-
heiten den Gemeinden auf lange Zeit zur Last gelegen haben, für die 
Zukunft vorzubeugen, will man mit höchster Genehmigung und nach ein-
gezogenem Gutachten des Fürstlichen Consistoriums und Fürst-Bischöf-
lichen Vicariats Folgendes verfügen: 
1 
Allen Landes-Unterthanen des Fürstenthums Fulda soll sowohl das 
privat- als feyerliche oder hauffenweise Wallfahrten in das Ausland ernst-
lichst, und bey willkürlicher Strafe verbothen, zugleich aber auch 
2 
den Eichsfelder oder Wallthüringer Wallfahrern, welchen sich immer 
mehrere der hiesigen Unterthanen zuzugesellen pflegen, der feyerliche 
und hauffenweise Durchzug gänzlich untersagt seyn, weshalb 
3 
die betreffenden Polizey-Behörden dafür Sorge zu tragen haben, daß 
diese vorerwehnten oder auch sonstige ausländische Wallfahrer sogleich 
an der Grenze mit dieser Verordnung bekannt gemacht und abgewiesen 
werden. Sollte es sich ereignen, daß 
4 
eben diese genannten Eichsfelder Wallfahrer, obgleich man die Königl. 
Preussische Kriegs- und Domainen-Kammer zu Heiligenstadt um die Be-
kanntmachung dieses Verboths an die jenseitigen Unterthanen ersucht 
hat, dennoch hauffenweise durch das hiesige Land ziehen wollten; so 
sind solche auf die oben vorgeschriebene Art alsbald zurückzuweisen, und 
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im Widersetzungsfalle entweder über die Grenze zurückzuführen, oder mit 
einer ihrer Widersetzlichkeit angemessenen Strafe zu belegen, gleichwie 
auch diejenigen fremden Wallfahrer, welche einzeln ankommen, und nicht 
mit den erforderlichen glaubhaften Passen versehen sind, den Vagabunden 
gleich geachtet und behandelt werden sollen. 
Sammtliche Polizey-Behorden werden demnach angewiesen, gegen-
wartige Verfugung gehörig publiciren zu lassen, und wie dieses geschehen, 
an das Furstl. Oberfinanz-Collegium hierselbst zu berichten. 
Urkundlich der gehörigen Unterschrift und des beygedruckten geheimen 
Conferenz-Siegels. 
F u l d a , den 1 6ten Februar 1 805. 
Furstl. O.N. Fuldaische geheime Conferenz-Commission 
v. Tann. Brack. v. Arnoldi. 
(L.S.) 
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STELLINGEN 
I 
Reeds als vorst van Fulda heeft koning Willem I zowel het 
katholieke als het protestantse kerkelijk leven tot voorwerp van 
intensieve staatsbemoeienis gemaakt. Zijn uitgangspunt in beide 
gevallen was echter verschillend. 
II 
De medezeggenschap in kerkelijke aangelegenheden, die de 
laat-18e-eeuwse staat volgens uit de natuurrechtelijke school 
voortspruitende theorieën voor zich opeiste, leidde tot gevolgen 
die de overspanning en ontoereikendheid van dit „Staatskirchen-
tum" aantonen. 
III 
Een nauwkeurige bestudering van de verhouding tussen kerk 
en staat onder de absolute regering van een verlicht despoot 
geeft grond tot de gevolgtrekking, dat in de betrokken tijd, 
ondanks de staatsoverheersing, kiemen te vinden zijn tot de 
latere scheiding van kerk en staat. 
IV 
De gefingeerde Epistolae Obscurorum Virorum ad M. Ortvinum 
Craiium kunnen, wanneer men rekening houdt met hun spottend 
karakter, een waardevolle bijdrage leveren tot de kennis van de 
tijd die aan de Reformatie voorafgaat. 
V 
Huizinga's opvatting over bijgeloof en heiligenverering in de 
Middeleeuwen getuigt, ondanks zijn vertrouwdheid met de ka-
tholieke leer, van de specifieke problematiek waarvoor de niet-
katholieke cultuurhistoricus zich ten aanzien van zulk een 
onderwerp gesteld ziet. 
(J. Huizinga, Herfstlij der Middeleeuwen, Haarlem 1947e, 
p. 217, 235 vlgg.) . 
VI 
In zijn Respublica toont de 1 7e-eeuwse apostolisch-vicaris der 
Hollandse Zending Rovenius zich aanhanger van een gematigd 
supranaturalisme en geeft hij blijk van rigoristische trekken. 
(Phil. Rovenius, Reipublicae Chrisltanac libri àuo, Antverpiae 
1648) . 
VII 
De godsdienstige werken van pastoor Willem Imme ( 1 7 6 2 -
1823) ademen de geest van de „katholieke verlichting". Zoals 
bij de meeste geschriften uit die tijd is echter moeilijk vast te 
stellen, in hoeverre hier ook van jansenistische invloeden te 
spreken valt. 
VIII 
Het dagboek van Joseph Ludwig Aloys von Hommer, bis-
schop van Trier ( 1 8 2 4 - 1 8 3 6 ) , dat zich in het bisschoppelijk 
archief te Trier bevindt, draagt bij tot inzicht in de rol die het 
bisdom Trier in de kerkelijke politiek van Willem I heeft 
gespeeld. 
IX 
Wellicht onder invloed van het buitenland worden in de 
meest recente tijd de ministers in Nederland meer in het partij-
politieke leven betrokken dan volgens de grondtrekken van de 
Nederlandse constitutie wenselijk geacht mag worden. 
X 
E. van Raalte heeft in zijn jongste boek over het minister-
presidentschap de tendens gelegd, de taak van de minister-
president, ofschoon ook z.i. niet gelijk aan die van de Engelse 
prime-minister, zo groot mogelijk voor te stellen. Dit heeft ge-
leid tot een polemische formulering en tot zijn onjuiste beoor-
deling van hen die zijn mening in deze niet delen. 
(E. van Raalte, De Onittí^eííng van htl Minisier-Presïdenhchap, 
Leiden 1954) . 
XI 
Terecht verdedigt Lammers tegen Van Raalte de gangbare 
mening, dat het aanwijzen van een kabinetsformateur buiten de 
ministeriële verantwoordelijkheid valt. 
(E. van Raalte in Vrij Nederland van 17 Februari 1951; 
G. J. Lammers, De Kroon en de Kabinetsformaiie, IJmuiden 1952, 
p. 147). 
XI] 
In de literatuur over het probleem der tolerantie is Albert 
Hartmann's boek een belangrijke bijdrage, doordat hy een 
tolerante houding van de katholiek niet zozeer op doelmatig-
heidsoverwegingen, als wel op het principiële standpunt van de 
wederkerigheid meent te kunnen funderen. 
(Albert Hartmann, Toleranz und chrisüicher Glaube, Frank-
furt am Main [ 1 9 5 5 ] ) . 
XIII 
De economische politiek van Nederland en vele andere landen 
na de tweede wereldoorlog vertoont duidelijke overeenkomst 
met die handelspolitiek in de geschiedenis, die met de naam 
mercantilisme wordt aangeduid. 
XIV 
Wanneer M. C. Smit constateert, dat men in katholieke 
kringen over het algemeen in de Reformatie de oorsprong der 
saecularisatie van het Avondland ziet, onderschat hij de invloed 
van die katholieke theologen, die in de laatste decenniën de 
Reformatie positiever hebben benaderd. D e door Smit ge-
signaleerde zienswijze doet inderdaad aan de reformatorische 
grondbeginselen tekort. 
(M. C. Smit, Nationalisme en Katholicisme, in: Christendom 
en Nationalisme, 's-Gravenhage 1955, p. 109). 
X V 
Wil de thans bestaande regeling voor het hospiteren van aan-
staande leraren aan haar doel beantwoorden, dan zal de hospi-
tant reeds spoedig zijn uren van toehoren met door hem zelf 
gegeven lesuren moeten afwisselen. 
XVI 
Perquin's bewering, dat elke samenleving bedreigd wordt 
door individualisme, rivaliteit en de competentiekwestie is aan-
nemelijk. Ten onrechte uit hü er echter zijn misnoegen over, 
dat deze „houdingen en gedragswezen juist in de school geleerd 
worden". 
(N. Perquin S.J. in: Menselijke Verhoudingen, Bussum 1955, 
p. 164) . 
XVII 
De aanwezigheid van rijksgecommitteerden en -deskundigen 
bij de eindexamens aan scholen van het V.H.M.O. kan een 
waarborg zijn voor een hoog onderwijspeil, maar kan vooral 
ook de gewenste uniformiteit bij de beoordeling van de pres-
taties der leerlingen bevorderen. 
XVIII 
De definitie, die Casper Höweler in zijn X-Y-Z der Muziek 
geeft over „syncope" geeft aanleiding tot misverstand. 
(Casper Höweler, X-Y-Z der Muziek. Utrecht 19541 2 , 
p . 6 3 0 ) . 
XIX 
Het pleidooi voor een herleving van de oudchristelijke functie 
van het diakonaat is een ernstige poging, om de veelal bestaande 
afstand tussen leek en clerus te overbruggen. 
(Vgl. J. Hornef, Der Priester und sein Diakon, ïn: Theol. 
Quartalschr. 133 ( 1 9 5 3 ) ; 
idem, Liturgie und Wiedererweckung des Diakonate, in: 
Liturgie und Mönchtum, 3. Folge, Heft 16 ( 1 9 5 5 ) ; 
Yves M.-J. Congar, Jahns pour une Théologie du Laical, Paris 
I954 2 , p. 308vgl l . ) . 
X X 
De omstandigheid, dat menig beoefenaar der wetenschap niet 
het minste inzicht heeft in het mechanisme van de auto die hij 
bestuurt, is een markante illustratie van ver doorgevoerde weten-
schappelijke specialisatie. 
J. A. Bornewasser, Kirche und Staat in Fulda 1802-1806, Nijmegen 1956. 


